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1. Einleitung 

Der Deutsche Bundestag hat am 2. Juli 2015 einen bemerkenswerten Beschluss1 gefasst: 

„Durch Stärkung der Digitalen Bildung Medienkompetenz fördern und digitale Spaltung 

überwinden“. Hierzu wollen wir mit einer vom IBI – Institut für Bildung in der Informations-

gesellschaft gGmbH (Berlin) getragenen, qualitativen Evaluationsstudie Resonanzen und 

Trends zur Einschätzung dieser Parlamentsentscheidung ermitteln. Deshalb baten wir nam-

hafte Expertinnen und Experten der (digitalen) Bildungslandschaft in Deutschland, uns Aus-

kunft darüber zu geben, welche Handlungsmöglichkeiten, Hoffnungen, Erwartungen, Kritik 

oder Befürchtungen sie mit diesem Bundestagsvotum verbinden.  

Dem Interesse folgend, strikt neutral zur Aufklärung im Diskurs über ein Thema beizutragen, 

das seit mehr als drei Jahrzehnten zu den zentralen Fragen der gesellschaftspolitischen Ent-

wicklung nicht nur in unserem Land gehört, präsentieren wir hier Meinungen, Standpunkte 

und Überzeugungen zu pädagogischen, politischen, ökonomischen, technischen und sozialen 

Aspekten des im Bundestag verhandelten Themas. In den Beiträgen der interviewten Fach-

leute können viele konstruktive Beiträge identifiziert werden, auch quergedachte Anregun-

gen, fußend auf profunden Erfahrungen und Erkenntnissen, die im Kontext der Befassung mit 

dem Thema „Digitalisierung und Bildung“ entstanden sind. Gleichwohl erscheint mitunter 

manche Aussage - auch geprägt von langjähriger Erfahrung - leicht sarkastisch oder von Rat-

losigkeit geprägt. Insgesamt ergibt sich ein sehr komplexes Bild mit teils großen Gegensätzen, 

aber vor allem auch mit grundsätzlichen Übereinstimmungen. Mal ist es der Weg, mal das 

Ziel, die unterschiedlich eingeschätzt werden. 

1.1. Design und Fragestellungen der Studie  

Es ist das Interesse des IBI, mit dieser qualitativen Studie möglichst perspektivenreich die 

Auffassungen und Einschätzungen von relevanten Akteuren aus verschiedenen Handlungsfel-

dern zu sammeln, um dem interessierten Publikum Anregungen für eine kenntnisreiche Be-

fassung mit der Thematik zu geben. Wir möchten die Akteure dabei unterstützen, notwendi-

ge und sinnvolle Entwicklungen in der (digitalen) Bildungslandschaft anzustoßen.  

Die Evaluationsstudie ist als eine Interviewstudie mit Expertinnen und Experten angelegt2. 

Die Akteure (oder in der Begrifflichkeit der Evaluation: Stakeholder) der verschiedenen 

Handlungsfelder, die durch den Inhalt des Bundestags-Beschlusses tangiert sind, werden als 

Expertinnen und Experten verstanden, die aufgrund ihrer beruflichen Erfahrungen sowohl 

über Handlungswissen verfügen wie auch Stellungnahmen abgeben können; kurzum, sie wis-

sen, wovon sie reden. Den Interviewpartnerinnen und -partnern wird dabei keine generelle 

                                            

1Die relevanten Texte des Bundestages sind im Anhang dokumentiert: 8.2 – 8.5 

2 Meuser, M. und Nagel, U. (1991). ExpertInneninterviews - vielfach erprobt, wenig bedacht: ein Beitrag zur qualitativen 

Methodendiskussion. In: Garz, D. und Kraimer, K. (Hr.): Qualitativ-empirische Sozialforschung: Konzepte, Methoden, Ana-

lysen. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 441-471. http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-24025 [06.10.2016]. 
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Expertise unterstellt – dies ist angesichts der inhaltlichen Bandbreite des Untersuchungsge-

genstandes kaum bis gar nicht leistbar.  

Thematisch-inhaltlich haben die Fragestellungen der Studie folgende Schwerpunkte: 

 Einschätzungen der Akteure zum Beschluss des Bundestages 

 Wie ist der Beschluss aus der jeweiligen Sicht und Erfahrung zu bewerten? 

 Was finden die Akteure daran gut? 

 Was ist daran zu kritisieren? 

 Welche „Verbesserungsvorschläge“ machen die Akteure? 

 Einschätzungen zu den Effekten des Beschlusses in drei Themenblöcken: 

 Technische Ausstattung und Infrastruktur 

 Qualifikation des pädagogischen Personals 

 Inhalte und Curricula 

  Einschätzungen zur Finanzierung. 

Nach Fertigstellung der Berichtsfassung gingen die Ergebnisse in einer vertraulichen Ent-

wurfsfassung ausschließlich an alle interviewten Personen; Rückmeldungen mit Anmerkun-

gen, Stellungnahmen und Kommentierungen flossen in die endgültige Publikationsfassung ein. 

Die Studie wird in zwei Teilen veröffentlicht. Die „Kurzfassung“ dient der Übersicht über die 

Ergebnisse und fungiert gleichzeitig als eine Art kommentierender Zugang zur „Langfassung“.  

Die Langfassung bietet eine systematische Aufbereitung der Interviews, die im Stil eines Re-

ports die gesammelten Statements gebündelt darstellt. Wir sind dabei mit den Kommentaren 

und Interpretationen sehr sparsam umgegangen, so dass die Leserinnen und Leser ihren ei-

genen Gedanken folgen können. Die Langfassung ist nicht als Bericht gedacht, der von vorne 

bis hinten gelesen werden sollte, sondern als Materialfundgrube für die verschiedenen in der 

Studie abgedeckten Themenbereiche, welche von interessierten Leserinnen und Lesern ge-

zielt angesteuert werden. 

1.2. Durchführung der Erhebung und Auswertung 

In unserem Vorgehen orientieren wir uns pragmatisch am Forschungsgegenstand und dessen 

Umgebungsbedingungen3. Der „Zugang zum Feld“ ist dabei aufgrund der langjährigen Veror-

tung des IBI im Feld wie auch im Thema unproblematisch. Wir erstellten selbst eine Teil-

nehmerliste, die im Lauf der Interviews geringfügig ergänzt wurde. Ziel war es, Vertreterin-

nen und Vertreter aus unterschiedlen Handlungsfeldern zu Wort kommen zu lassen und die 

verschiedenen möglichen Perspektiven so weit abzudecken, dass möglichst keine Lücken 

bestehen. Angestrebt wurden Aussagen von Fachleuten auf Leitungsebene.  

                                            

3 Patton, M.Q. (1990) Qualitative evaluation and research methods (2. Aufl.). London: Sage. 
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Die Liste mit möglichen Interviewpartnerinnen und -partnern enthielt 78 Personen. Zur bes-

seren Übersichtlichkeit teilten wir die Personen nach ihrem beruflichen Handlungsfeld in 

Untergruppen ein (s. Tabelle).  

Allen Interviewpartnerinnen und -partnern wurde strikte Anonymität zugesichert, sodass wir 

in allen verwendeten Zitaten dafür sorgten, dass keine Rückschlüsse auf die jeweiligen Per-

sonen gezogen werden können. Die Kennung der Interviewten zeigt lediglich die Zugehörig-

keit zu einem gesellschaftlichen Handlungsfeld (Bildungsverwaltung BIL, Wirtschaft WIR, 

Wissenschaft WIS, Zivilgesellschaft ZIV). Aus Gründen der strikten Anonymisierung verzich-

ten wir in den beschreibenden und erläuternden Texten konsequent auf gegenderte Formu-

lierungen und sprechen z. B. nur von Experten. 

 

 geplant durch-

geführt 

Bildungsverwaltung (BIL) 36 22 

Bildungsministerien der Bundesländer, Pädagogische Landesinstitu-

te, Medienberatung, kommunale Spitzenverbände  

  

Wirtschaft (WIR) 21 13 

Unternehmen und Verbände der IT- und Bildungswirtschaft   

Wissenschaft (WIS)  10 10 

Zivilgesellschaft (ZIV) 11 9 

Initiativen, Standesvertretungen, Stiftungen   

Gesamt 78 54 

Tabelle 1:  Übersicht über Teilnehmergruppen und Anzahl der Interviews 

Von den 78 Eingeladenen stellten sich 54 für ein Interview von 45 bis 80 Minuten Dauer zur 

Verfügung. Je zwei Experten (Bildungsverwaltung, Wirtschaft) ließen sich durch Fachleute mit 

vertreten, die ebenfalls Interviewteilnehmer waren. Die Kontaktanbahnung erfolgte in der 

Regel per E-Mail. Ein Anschreiben erläuterte die Ziele der Studie; als Anhang wurden neben 

den Leitfragen des Interviews der Antrag (Drucksache 18/4422) sowie die Beschlussempfeh-

lung und der Bericht (Drucksache 18/5368) verschickt. 

Die Ablehnung, an den Interviews teilzunehmen, wurde u. a. wie folgt erklärt: 

 „Es gibt natürlich Überlegungen, wie wir uns zu vielen in den Papieren genannten Punkten 

verhalten, aber die sind im Grunde unabhängig von diesem Papier entstanden.“ (WIR) 

 „Wir fühlen uns von unserem Verband gut vertreten.“ (WIR) 

 „Wir warten auf die Reaktion des Ministeriums. Und das ist ja dann auch die Ebene, auf 

der die Strategie entschieden wird und die politischen Schritte.“ (BIL) 

 „Wir sind in der politischen Diskussion nur Ratgeber. Deswegen diskutieren wir die Fra-

gestellungen mit dem Ministerium, aber werden nicht aktiv.“ (BIL) 

 „Bei uns wird das Papier intern diskutiert.“ (ZIV) 



Stakeholder-Studie zum Bundestagsbeschluss „Stärkung der Digitalen Bildung“  

© 2016 IBI – Institut für Bildung in der Informationsgesellschaft l www.ibi.tu-berlin.de 4 

Vier versierte Interviewerinnen und -interviewer führten die Telefoninterviews im Zeitraum 

von Mitte September 2015 bis Ende Januar 2016 durch. Alle Interviewpartnerinnen und -

partner hatten den Antrag gelesen und den Text während des Interviews vorliegen. 

Alle Gespräche wurden mit Einverständnis der Interviewten auf einem Audio-Recorder auf-

gezeichnet und anschließend verschriftlicht. Es wurde auf Grundlage einfacher Transkripti-

onsregeln verfahren, im Fokus stand das Ziel, den Inhalt wortgetreu wiederzugeben. Auf 

Details beispielsweise der Aussprache und der Redepausen wurde zugunsten einer guten 

Lesbarkeit verzichtet. 

Die Experteninterviews wurden als problemzentrierte, leitfadengestützte, dabei aber offene 

Interviews durchgeführt, eine in der qualitativen Forschung bewährte Methode4. Der Leitfa-

den dient dabei der thematischen Orientierung während des Interviews, er wird flexibel und 

nicht im Sinne eines standardisierten Ablaufschemas gehandhabt. Die Interviewenden lassen 

die Befragten auch frei zu Wort kommen, das Gespräch ist aber auf bestimmte inhaltliche 

Schwerpunkte zentriert, die durch die Fragen des Leitfadens vorformuliert sind. Dadurch 

lässt sich eine teilweise Standardisierung der Interviews erreichen, wodurch Vergleichbarkeit 

und Auswertung erleichtert werden. 

Die Struktur des Interviewleitfadens orientiert sich an inhaltlichen Themenblöcken, die den 

Fragestellungen der Studie entsprachen. Manche Fragen konnten „direkt“ gestellt werden 

(z. B. „Welche Effekte erwarten Sie im Feld Inhalte und Curricula?“), andere wurden opera-

tionalisiert (z. B. Kritikpunkte zum Beschluss: „Fehlen aus Ihrer Sicht weitere sinnvolle For-

derungen?“). Es gab sowohl allgemeine Eröffnungsfragen (z. B. „Wie haben Sie den Bundes-

tags-Beschluss zur Stärkung der Digitalen Bildung aufgenommen?“) als auch spezifizierende 

Detailfragen sowie Nachfragen durch die Interviewenden. Bei den Detailfragen zu bestimm-

ten Abschnitten des Beschlusses wurden den Interviewten der Ermessensspielraum gelassen, 

selbst zu entscheiden, ob sie dazu etwas sagen können oder möchten (z. B. „Was stellen Sie 

sich unter einem bildungsfreundlichen Urheberrecht vor?“). Der Interviewleitfaden steht 

unter 8. im Anhang.  

Für die Auswertung des umfangreichen Datenmaterials entschieden wir uns für eine Vorge-

hensweise in Anlehnung an die Inhaltsanalyse nach Mayring5. Das Ziel besteht darin, im Ver-

gleich der Aussagen der Expertinnen und Experten das „Überindividuell-Gemeinsame“ her-

auszuarbeiten und so Aussagen über die Einheitlichkeit oder Verschiedenheit von Einschät-

zungen zu treffen. Dafür wurden die für unsere Fragestellungen relevanten Themen und Ar-

gumente herausgearbeitet und durch treffende Zitate belegt, die ggf. gekürzt wurden. Die 

Verdichtung des Materials geschah im Wesentlichen durch Zuordnung der Beiträge zu den 

Leitfadenfragen und durch die Löschung irrelevanter Aussagen. Bei der Auswertung verzich-

                                            

4 Witzel, A. (1985). Das problemzentrierte Interview. In: Jüttemann, G. (Hrsg.). Qualitative Forschung in der Psychologie: 

Grundfragen, Verfahrensweisen, Anwendungsfelder. Weinheim: Beltz. http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-5630 

[06.10.2016]. 

5 Mayring, Philipp (1988). Qualitative Inhaltsanalyse. Grundlagen und Techniken. Weinheim: Deutscher Studienverlag. 
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teten wir weitestgehend auf eigene Interpretationen. Wir haben viele Antworten ohne ein-

leitenden Text gelassen und versucht, die Argumente in eine gewisse Passung zu bringen, 

was zumal bei längeren Ausführungen mit mehreren Aspekten nicht immer gelingen konnte. 

Um dem komplexen Untersuchungsgegenstand gerecht zu werden, mussten wir Dopplungen 

von Themen und Argumentationssträngen hinnehmen. So taucht beispielsweise das Thema 

„Kooperationsverbot“ in verschiedenen Zusammenhängen auf. 

Auswertung und Berichterstellung erfolgten im Team; Gliederung und Zusammenfassungen 

wurden intersubjektiv validiert. Die Tatsache, dass Interviewende und Auswertende diesel-

ben Personen sind, erleichterte die Fertigstellung der Studie. 

Es macht in der Einschätzung des Bundestagsbeschlusses und in seiner Einordnung in den 

Implementierungsprozess der Digitalen Bildung einen großen Unterschied, von welchem 

Standpunkt aus die interviewten Fachleute argumentieren: etwa im Hinblick auf die Wir-

kungszusammenhänge der Digitalisierung in den verschiedenen gesellschaftlichen Subsyste-

men, darunter auch das Bildungssystem, oder von einer bildungstheoretischen Frage nach 

Kompetenzen ausgehend, die die Menschen im Laufe ihres Lebens erwerben müssen, um in 

der digitalisierten Welt ihr Leben selbstbestimmt und solidarisch mit anderen gestalten zu 

können, auch unter Nutzung oder Einfluss der digitalen Medien und Werkzeuge. Danach 

stellt sich die pädagogisch-didaktische Frage, auf welche Weise zum einen die formellen 

Lehr- und Lernprozesse gestaltet und zum anderen die digitalen Lernmaterialien konzipiert 

sein sollten, damit der Kompetenzerwerb selbstgesteuert und in Kooperation mit anderen 

erfolgreich vonstattengehen kann.  

1.3. Herausforderungen und Grenzen der Studie 

Die „erschwerenden Umstände“, die bei jeder größeren Studie auftreten, sollen an dieser 

Stelle kurz vermerkt werden. 

 Es wurde ein Untersuchungsgegenstand ausgewählt, der zeitgleich mit der Untersuchung in 

politische, pädagogische und technologische Entwicklungen involviert ist, so wie er auch 

von aktuellen politisch-gesellschaftlichen Themenbereichen tangiert wird. Diese Tatsache 

führt zu Zeitdruck. 

 Der Untersuchungsgegenstand ist komplex. Er verhindert an einigen Stellen eine einfache, 

lineare Darstellung, da die Zusammenhänge vielschichtig sind. Dies erschwert an manchen 

Stellen eine leserfreundliche Darstellung.  

 Das IBI bemüht sich um größtmögliche Neutralität; gleichwohl müssen wir zugeben, dass 

es an manchen Stellen verführerisch war, die Aussagen der Befragten nach eigenem Gusto 

in den Vorder- bzw. Hintergrund zu rücken. Nach unserer eigenen Einschätzung sind wir 

neutral geblieben – Sie als Leserinnen und Leser werden sich Ihre eigene Meinung dazu er-

lauben. 

 Bei der Planung, mehr noch bei der Auswertung der Interviews sind wir mitunter auf wei-

tere interessante Forschungsfragen gestoßen. Vor allem aus Ressourcengründen haben wir 

diese nicht weiter verfolgt. Zwei Beispiele sollen an dieser Stelle kurz Erwähnung finden.  
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 Die Studie leistet bewusst keine Einschätzung und Verortung des hier diskutierten Bun-

destagsbeschlusses zur Digitalen Bildung in der Geschichte politischer Entscheidungen 

zu Bildungsfragen in Deutschland. 

 Die Studie nutzt und bezieht Ergebnisse anderer Untersuchungen nicht ein, um mit de-

ren Hilfe die in der Studie repräsentierten Diskurse zu analysieren. 

1.4. Zur Aktualität der Studie 

Inzwischen gab es im Juni 2016 in Berlin ein Fachgespräch zu dem Entwurf einer Strategie 

der KMK „Bildung in der digitalen Welt“ sowie eine gemeinsame Stakeholder-Konferenz von 

BMBF und KMK „Digitaler Wandel in der Bildung: Perspektiven für Deutschland“. Beide 

Veranstaltungen fanden sehr großen Zuspruch bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern. 

Das KMK-Fachgespräch wurde wegen des auf Dialog und Transparenz ausgerichteten Ansat-

zes gelobt. Besonders die BMBF-KMK-Konferenz empfanden Fachleute, die lange in dem Feld 

arbeiten, als historische Gelegenheit, die darauf hoffen lässt, dass die Dialogbereitschaft der 

politischen Akteure auf allen Ebenen dem Thema neue Schubkraft vermitteln könnte. Dies 

entspricht einer der durchgängig geäußerten Erwartungen der Fachleute in unserer Studie.  

Das IBI hofft, mit dieser Studie einen neutralen, kritisch-konstruktiven Beitrag in der laufen-

den Debatte über „Digitale Bildung“ oder „Bildung in der digitalen Welt“ liefern zu können. 

Wir legen Wert auf die Feststellung, dass die von uns vorgelegte Studie aus eigenen Mitteln 

und ohne Unterstützung von dritter Seite in alleininger Verantwortung durchgeführt wurde. 
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2. Stellungnahmen zum Bundestagsbeschluss  

Es macht in der Einschätzung des Bundestagsbeschlusses und in seiner Einordnung in den 

Implementierungsprozess der Digitalen Bildung einen großen Unterschied, von welchem 

Standpunkt aus ein Experte argumentiert: getragen von den Wirkungszusammenhängen der 

Digitalisierung in den verschiedenen gesellschaftlichen Subsystemen, darunter auch das Bil-

dungssystem, oder von einer bildungstheoretischen Frage nach Kompetenzen, die die Men-

schen im Laufe ihres Lebens erwerben müssen, um in der digitalisierten Welt ihr Leben 

selbstbestimmt und solidarisch mit anderen gestalten zu können, auch unter Nutzung der 

digitalen Medien und Werkzeuge. Danach sind Antworten auf die pädagogisch-didaktischen 

Fragen zu finden, auf welche Weise zum einen die formellen Lehr- und Lernprozesse gestal-

tet und zum anderen die digitalen Lernmaterialien konzipiert sein sollten, damit die Entwick-

lung von Kompetenzen selbstgesteuert und in Kooperation mit anderen erfolgreich vonstat-

tengehen kann.  

2.1. Allgemeine politische Einschätzungen  

Knapp zwei Drittel der Befragten sehen sich ohne oder mit Einschränkungen in Überein-

stimmung mit dem Beschluss.  

2.1.1. Breite positive Resonanz 

Viele Befragte geben eine kurze Begründung für ihr positives Votum. Dabei klingen schon 

viele Themen der Studie an, die an anderer Stelle im Detail ausgeführt werden. 

 „Gut, dass man sich konkret mit dem Thema beschäftigt! Es ist schon lange klar, dass da 

was passieren muss, weil Deutschland in der Digitalen Bildung abgehängt ist.“ (ZIV) 

 „Ich finde den Beschluss durchdacht, rund, er hat eine klare Zielrichtung. Im Beschluss 

wird zum Ausdruck gebracht, was diskutiert wird und alle Notwendigkeiten werden abge-

bildet. Auf mich macht der Beschluss einen durchaus geerdeten Eindruck. Die vorhande-

nen Probleme hat man genau erkannt. Es sind sehr vernünftige und bodenständige Forde-

rungen.“ (WIR)  

 „Ich bin begeistert wegen der Komplexität und des ganzheitlichen Ansatzes, über Ressorts 

hinausgehend, wegen des Versuchs, aus früher schon gescheiterten Bemühungen Konse-

quenzen zu ziehen und das Konzept auf andere Füße zu stellen. Alle Themen sind aufgeru-

fen. Es ist an alles gedacht. Im Zuge der Antragsvorbereitung wurden die Länder um ihre 

Meinung gefragt. Erstmalig im Vorfeld eines Antragsverfahrens wurden die Vorformen des 

Antrags zur Beratung in die Länder gebracht, damit sie ihre Einschätzungen einbringen 

könnten. Dies ist bemerkenswert und überaus positiv. “ (BIL) 

 „Grundsätzlich finde ich es ausgezeichnet, dass der Bundestag sich das traut. Es ist über-

holt, dass immer zu viel auf die Länder geschoben wird. Ich finde den Beschluss begrü-

ßenswert und für einen Beschluss ist er verhältnismäßig konkret.“ (WIR) 

 „Der Beschluss ist ein Pfand als Möglichkeit, dass sich langsam was tut, auch wenn das 

Thema kein Bundesthema ist. Doch die Kommunikation auf dieser Ebene kann eine noch 
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größere Öffentlichkeit erreichen. Prozesse können in Gang kommen. Es ist ein gesamtge-

sellschaftliches und ein zukunftsträchtiges Thema, ob man es nun digitalisierte Gesellschaft 

oder Medienkompetenz/Digitale Bildung nennt.“ (ZIV) 

 „Was ich auch noch positiv finde, ist, dass man Bildung in einer gewissen Breite sieht: 

frühkindlich bis Weiterbildung und Erwachsenenbildung. Das ist auch ein Unterschied zu 

früheren Programmen. Also von daher gibt es Zuversicht, dass vielleicht jetzt mal was in 

Gang kommt, was bisher immer durch Kooperations- und Denkverbote behindert worden 

ist.“ (BIL) 

 „Ich verstehe es als ein positives Signal, dass man in den Regierungsfraktionen Ansprech-

personen hat, die sich auch aktiv um das Thema kümmern und präsent sind, was das The-

ma betrifft. Das war lange Jahre so nicht gewesen. Das finde ich einen sehr guten Fort-

schritt.“ (WIS) 

 „Ich bin natürlich sehr positiv zum Beschluss eingestellt. Nach den Pisa- und Kompetenz-

Debatten ist es das Thema, dass die Schule kein Museum sein soll, sondern digitale Medien 

nutzen und die gesellschaftliche Realität abbilden.“ (BIL) 

 „Was ich gut finde, ist, dass der Bund insgesamt in die Verantwortung genommen werden 

soll, dass es nicht Ländersache bleibt und dadurch große Heterogenität in der Bildungs-

landschaft bleibt. Das unsägliche Kooperationsverbot zwischen Bund und Ländern spielt 

hier keine Rolle mehr. Das halte ich für einen sehr sinnvollen Ansatz, die Kräfte zu bün-

deln.“ (BIL) 

2.1.1.1. Grundsätzliche Übereinstimmung mit der Richtung 

 „Das Thema digital gestützte Bildung hat in den letzten Jahren eher ein Schattendasein 

geführt. Es gibt genügend Institutionen, die sich darum kümmern, aber nicht mehr mit der 

Verve und dem finanziellen Hintergrund wie noch vor 15 Jahren. Ich war erstaunt darüber, 

dass der Impuls vom Bundestag kommt, also von der Legislative, und die Bundesländer 

sehr direkt anspricht. Das ist ein Schritt in die richtige Richtung.“ (WIR) 

 „Ich bin erfreut darüber, dass der Bundestag an der Weiterentwicklung in der Bildung in-

teressiert ist und das Thema Digitale Bildung aufgegriffen hat und dass besonders die bei-

den großen Fraktionen zu einer einheitlichen Willensbildung gefunden haben. Das ist 

schon mal ein Schritt in die richtige Richtung. Wobei allerdings die Abgrenzungen in den 

Ländern kommen und das Ganze belasten mit der Frage nach den Zuständigkeiten und 

den politischen Interessen usw. Die Initiative vom Bund aus ist der richtige Weg, weil die 

Digitale Bildung von übergreifender Bedeutung über die ganzen Bereiche ist: vom Kinder-

garten über Berufs- und Weiterbildung. Deswegen unterstütze ich die Geschichte.“ (BIL) 

 „Ich habe den Bundestagsbeschluss insofern positiv aufgenommen, als der Bereich der Bil-

dung hier ein deutlicherer Punkt ist als bei der digitalen Agenda; dort wurde durch die 

Koalitionsvereinbarung extrem stark die wirtschaftliche Sichtweise eingebracht und die 

Bildung nur randständig. Gut ist, dass dies in diesem Beschluss deutlicher benannt wird. 

Mein Eindruck ist, dass der Beschluss bezüglich der Umsetzung der Vorhaben sehr viel of-

fen lässt. Eine Studie des BMBF von 2010 formuliert einen Punkt, der auch zu reflektieren 
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ist: Nicht die ganze Medienbildung lässt sich auf Digitalität reduzieren. Es gibt die Heraus-

forderung, mit den technischen Entwicklungen umzugehen, aber die Medienbildung hat ei-

nen ‚analogen Keller‘, das hat sich nicht erübrigt, sondern ist wichtiger geworden.“ (WIS) 

 „Ich finde es in jedem Fall gut und richtig, dass sich der Bundestag positiv äußert und ent-

sprechende Überlegungen unterstützt werden, die in den Ländern sowieso schon ange-

dacht sind. (BIL) 

 „Ich habe mich grundsätzlich gefreut, dass in dem Thema ein Vorstoß des Bundestages 

unternommen wurde und dass da viele Themen drin stehen, für die auch in den Ländern 

gearbeitet wird. (BIL) 

  „Es ist dringend an der Zeit, dass sich der Bundestag in umfassender Art und Weise mit 

dem Thema beschäftigt, und zwar nicht nur im Rahmen von Enquete-Kommissionen oder 

Anhörungen. Ich finde es explizit gut, dass zwischen den Koalitionsfraktionen und den bei-

den anderen Fraktionen nicht ein zu großer Dissens in der Sache besteht. Man hat das Ge-

fühl, alle ziehen an einem Strang und schieben parteipolitische Gräben ein bisschen zu. Ich 

befürchtete schon, als es Anfang 2015 diese beiden Veranstaltungen der SPD- und 

CDU/CSU-Fraktionen am gleichen Tag gab, dass das ein Zeichen dafür ist, dass jede Partei 

an die eigene Profilierung denkt.“ (ZIV) 

  „Es ist gut, dass der Bundestag nach 14 Jahren – in der 14. Legislatur ist so etwas schon 

einmal verabschiedet worden – einen solchen Beschluss fasst. Die Ansätze sind richtig. 

Vielleicht wäre die eine oder andere Richtung zu überdenken (z. B. OER). Ansonsten geht 

alles in die richtige Richtung. Nur: Wir brauchen das Geld. Wir brauchen einen Plan. Und 

wir brauchen einen, der es macht.“ (BIL) 

2.1.1.2. Freude über die Signalwirkung und Agenda-Setting 

  „Ich freue mich, dass es den Beschluss des Bundestages gibt - ein wichtiges Signal zur rich-

tigen Zeit.“ (WIS) 

 „Wir versprechen uns von einer Positionierung der Fraktionen, dass das Thema gesetzt 

wird. Es kommt auf die Agenda und gewinnt an Bedeutung. Es fällt auch auf, dass es weit-

gehender politischer Konsens ist, es gibt da keinen politischen Streit.“ (BIL) 

 „Ich sehe den Beschluss prinzipiell positiv. Vom Prinzip ist das Thema Bildung eher Län-

dersache. Dass nun seitens des Bundes ein Beschluss stattgefunden hat, hebt die Relevanz 

des Themas auf eine andere Ebene, nicht unbedingt höhere, denn Verantwortung ist auf 

Länderebene. Es signalisiert den Ländern, dass sich ein weiterer Stakeholder mit dem 

Thema befasst. Eine neue Dynamik entsteht.“ (WIR)  

 „Die Politik zeigt an dieser Stelle Verantwortung und zieht auch Konsequenzen aus den 

nationalen und internationalen Studien zur Medienausstattung und Mediennutzung an 

deutschen Schulen. Das gibt Rückenwind für alle Aktivisten der Medienbildung und Digita-

len Bildung und für die vielen Initiativen z. B. der KMK 2012 ‚Medienbildung in der Schule‘, 

Länderkonferenz Medienbildung ‚zur kompetenzorientierten Medienbildung‘, der GMK 

‚Keine Bildung ohne Medien‘, diverser Fachbereiche an den Universitäten und Landesme-
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dieninstitute, die sich auf den Weg gemacht haben, Medienbildung als Pflichtaufgabe für 

Unterricht und Schule nachhaltig zu verankern und im System der Rahmenlehrpläne si-

cherzustellen, dass die Schule die Medienbildung als wichtigen Teil der Welt von morgen 

(und auch schon heute) wahrnimmt, aufnimmt und nicht - wie mehrheitlich bisher - kon-

sequent ignoriert.“ (BIL) 

 „Ich habe die Erwartung, dass der Beschluss ein Signal ist für alle Ebenen; dass das Thema 

angekommen ist und man sich tunlichst auch auf Länder- und kommunaler Ebene dem 

Thema noch stärker öffnen sollte. Ja, es kann nur einen Appellcharakter für viele Bereiche 

haben, weil sie nicht der Bundesgesetzgebung unterliegen.“ (BIL) 

 „Der Beschluss führt dazu, dass die gesamte Thematik mit ihrer Komplexität - fachlich, 

rechtlich, technisch – auf allen betroffenen Ebenen überhaupt mal ins Bewusstsein gerufen 

wird. Das ist der erste Effekt dieses Beschlusses: Alle Leute sind auf allen Ebenen gezwun-

gen, sich damit zu befassen.“ (BIL) 

 „Der Beschluss rückt das Thema stärker in den Fokus, das ist dringend notwendig. (ZIV)  

2.1.1.3. Politische Einordnung 

Die positive Einschätzung vieler Experten beruht vor alle auf deren politischer Einordnung 

des Beschlusses: 

 „Die ganze Aktion ist rundherum positiv. Die Enquete-Kommission in der letzten Legisla-

tur hat weithin sichtbare Zeichen gesetzt und viel Papier produziert. (Bei Enquete-

Kommissionen wird manchmal zu viel produziert.) Da kann man lange als Steinbruch von 

zehren. In der Öffentlichkeit werden solche Volumina aber nicht mehr wahrgenommen. 

Insofern ist ein dezidiert politisches Papier sehr hilfreich. Es war auch in gewisser Weise 

notwendig, weil der Koalitionsvertrag Hoffnungen geweckt hat. Ebenso haben wir die digi-

tale Agenda, die manche Hoffnungen enttäuscht hat. Dass von Seiten des Parlaments die-

ser negative Eindruck korrigiert wurde, ist sehr positiv. Wir finden es auch sehr positiv, 

wie der ganze Prozess gestaltet wurde. Dass nämlich gerade auch jüngere Abgeordnete 

dieses Thema für sich entdeckt haben und damit ihre politische Karriere verknüpfen wol-

len und das Thema promoten, darin sehe ich eine Chance für die Zukunft. Ich fand es auch 

sehr positiv, in welcher Form die Zusammenarbeit zwischen den Fraktionen gelaufen ist. 

Das geht bis in die Opposition hinein, die z. T. (Grüne) dagegen gestimmt hat; die Linke 

hat sich der Stimme enthalten, was ja auch bemerkenswert ist. Es war auch ein zivilgesell-

schaftlicher Prozess. Frau Esken und Herr Vollmering haben wirklich mit unendlich vielen 

Leuten geredet und ihre – leider separaten – Veranstaltungen gemacht. Das ist wirklich ein 

sehr offener, konstruktiver, transparenter Prozess gewesen, der dem Thema sehr gut ge-

tan hat und in der ziemlich breiten Community Hoffnung gemacht hat, dass wirklich etwas 

passiert. Da muss man nicht so tief in die Details gehen und bei jedem Halbsatz abwägen, 

ob der nun weit genug geht. Das ist nicht der Punkt. Das politische Signal ist das, was 

zählt. Und das ist uneingeschränkt positiv.“ (WIR)  

 „Was das politische Commitment angeht, muss man sehen, dass dies keiner der typischen 

Anträge ist, der aus den Ministerien geschrieben und zur Abstimmung gebracht wird. Es ist 
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eine Parlamentsinitiative, die über Fraktionen eingebracht wurde. Dieses merkt man dem 

Antrag an der einen oder anderen Stelle auch an, dass er nicht von der tiefsten Durch-

dringung der Materie von fachlicher Seite gekennzeichnet ist, die dann eben doch in den 

Ministerien ehrlicherweise verbreiteter ist. Er ist wohl von den Berichterstattern und ih-

ren Mitarbeitern in ihren Büros verfasst worden. So ist der Eindruck verständlich, dass an 

der einen oder anderen Stelle doch die letzte inhaltliche Konsistenz fehlt. Aber der gute 

Wille ist eindeutig zu sehen. Es gibt eine sehr hohe intrinsische Motivation der beteiligten 

Personen Volmering und Esken.“ (ZIV)  

 „Was hier wirklich neu ist, ist die Tatsache, dass das Parlament als Vertretung des Volkes 

auf den Plan tritt. Den Beschluss umsetzen müssen die ministeriellen Fachressorts.“ (WIS)  

 „Ich freue mich, dass das Thema endlich einen hohen Stellenwert in der gesamten BRD 

bekommen hat. Das Thema war lange Jahre nicht so hochranging angesiedelt. Beide Frak-

tionen äußern sich zunehmend durch ihre Sprecher in den Medien. Das hat zu einer Erhö-

hung der Wahrnehmung des Themas geführt und der Notwendigkeit des Handelns Nach-

druck verschafft.“ (BIL) 

 „Das Papier hat Erwartungen erfüllt. Wenn sich große Parteien gemeinsam auf den Weg 

machen und die Ausschüsse der Parteien und die Abgeordneten sich inhaltlich zum Thema 

mit Fachexperten austauschen, sollte was Gutes rauskommen. Das kann aber immer nur 

durch Kompromisse geprägt sein.“ (ZIV)  

2.1.1.4. Föderalismusreform – Kooperationsverbot 

Der Beschluss des Bundestages steht nicht zuletzt deshalb unter kritischer Beobachtung, weil 

nach der Föderalismusreform die Handlungsmöglichkeiten des Bundes in den ureigenen Auf-

gabenbereichen der Länder äußerst beschränkt sind. In den Statements der Befragten wird 

deutlich, dass hier nach Lösungen gesucht werden muss: 

 „Die Länder fragen ‚Warum funkt der Bund in unsere Kompetenzbereiche? ‘. Es entstehen 

Kompetenzgerangel und Interessenkonflikte. Das Thema ist im Föderalismus bei den Län-

dern aufgehängt, aber es ist eine bundesweite Aufgabe, dass sich das Bildungssystem insge-

samt hinsichtlich der digitalen Medien fortentwickelt, öffnet und anpasst, die entsprechen-

den Kompetenzen vermittelt und nicht in dem einen Land besser und im anderen schlech-

ter stattfindet. Es muss ein bundesweit einheitliches Verständnis der Notwendigkeit exis-

tieren. Es darf aufgrund von Kompetenzgerangel keine kontraproduktive Haltung entste-

hen.“ (WIR) 

 „Der Bund argumentiert, er hätte auch für die Gleichheit der Bildungschancen bundesweit 

zu sorgen. Dann muss er die ärmeren Länder finanziell ertüchtigen. Sonst müsste einmal 

spezifiziert werden, wie diese Gleichheit hergestellt werden soll.“ (BIL) 

 „Ich fände es gut, dazu muss das Kooperationsverbot fallen, wenn die Bundesregierung 

eine digitale Lernmittelfreiheit für ganz Deutschland garantieren würde. Wir haben jetzt 

einen absoluten Flickenteppich, was die Lernmittelfreiheit angeht. Wir haben überhaupt 
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nicht gleiche Lebensverhältnisse in allen Landesteilen, wozu die Bundesregierung eigentlich 

grundgesetzlich verpflichtet ist.“ (BIL)  

 „Der Bundestag kann nicht in Länderangelegenheiten eingreifen. Wie die Länderfinanzen 

dadurch beeinflusst würden, sehe ich nicht. Dass unser Land hierfür Geld in die Hand 

nimmt, das sehe ich überhaupt nicht. Es wird jetzt schon versucht, mit minimalen Ressour-

cen maximale Effekte zu erzielen. Ich sehe nicht, wo sich bei uns Geldquellen für die Auf-

forderungen des Bundestages auftäten.“ (BIL) 

 „Das Kernthema ist das Kooperationsverbot des Bundes und der Länder, es wird ja etwas 

getan, um es geschmeidiger zu machen. Öffentlich gilt: der Bund darf nicht über Geld un-

ter der Hand Einfluss nehmen auf Dinge, wo Länder die Kompetenzen haben. Dieses 

Problem müssen wir lösen, und zwar durch eine Kooperation der Willigen.“ (WIR) 

 „Ich habe Abgeordnete gefragt, ‚wie löst ihr das Kooperationsverbot?‘ ‚Wir machen keine 

Verfassungsänderung wegen der Digitalen Bildung. ‘ Aber es gibt ja vielleicht trickreiche Ju-

risten, die sich dazu Gedanken machen, wie man es umgeht. Aber da muss man eben gu-

cken, wie das jetzt weiter geht. Also kurzum, den Beschluss finde ich gut. Ich glaube schon, 

dass eine Chance vertan wurde.“ (WIS) 

2.1.2. Hoffnungen und Erwartungen 

 „Meine Hoffnung ist, dass ein Ruck durch die Gesellschaft geht. Ganz ehrlich: es ist zu dem 

Thema alles gesagt und alle wissen was zu tun ist; was fehlt, ist, dass es gebündelt wird. Es 

bleibt fraglich, ob der Bund das schafft.“ (WIS) 

  „Ich habe die Hoffnung, dass es durch den Beschluss gelingt, dass ITG oder Digitale Bil-

dung doch endlich stärker in die Bildung gebracht werden kann. Die Verlage investieren ja 

viel in dem Bereich, fast jedes Lehrbuch gibt es auch digital, aber es ist dann eine Fehlin-

vestition, wenn das keinen Eingang in die Schulen findet, weil dort die Technik, die Curri-

cula oder die Fortbildungen dafür fehlen.“ (WIR) 

 „Ich habe die Hoffnung, dass Bewegung in das Thema kommt. Stakeholder, Entscheider 

bekommen was mit. Digitale Bildung wird 2016 das Thema beim IT-Gipfel sein. Das ist ein 

weiteres Zeichen, das erzeugt Druck und ich hoffe, dass man einvernehmlich zueinander 

findet. Ich wünsche mir: 2015 war ein entscheidendes Jahr. Mein Wunsch: ein paar werden 

aufgeschreckt, die KMK an den Hosenträgern herangezogen: ‚Wenn ihr glaubwürdig sein 

wollt, dann macht etwas.‘ Aus der Betrachtung des Fachkräftemangels heraus: Auch aus 

der Berufswelt wird der Druck größer, denn die Jugendlichen sind digital nicht kompetent, 

wenn sie aus der Schule kommen. Ich erhoffe mir Druck durch Ausbildungsbetriebe, denn 

es gibt nicht mehr den einen digitalen Beruf, sondern das durchzieht alle Berufe, jeder 

muss damit umgehen können. Ich wünsche mir in der breiten Gesellschaft auch eine wach-

sende Beschäftigung mit dem Zustand, in dem wir uns befinden, und die Einsicht, dass ge-

handelt werden muss. Da ist noch viel Luft nach oben. Medienbildung, das ist kein Ni-

schenthema!“ (ZIV) 

 „Ich habe die Hoffnung, dass das Thema ernsthaft umgesetzt wird. Dass z. B. die Breit-

bandanbindung gewährleistet wird, dass man sich über schulinterne Netze ebenso ver-
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ständigt wie über ein Konzept für die technische Ausstattung und über Schulclouds. We-

gen der Länderhoheiten ist es schwieriger als in einem zentral regierten Land, aber den-

noch sollte man es angehen. Es wird zurzeit ja z. B. auch bei Abiprüfungen über länder-

übergreifende Standards nachgedacht.“ (BIL) 

 „Ich hoffe auf länderübergreifende strategische Lösungen, glaube aber nicht dran. Denn 

Länder können sich über ihre priorisierten Vorlieben profilieren. Der eine findet Apple 

super, der andere Microsoft, der dritte Samsung. Ergebnis: Verschiedenste Clouds mit 

verschiedensten Zugängen. Lehrer kommen nicht an alle kostenfreien Inhalte. Warum 

wird nicht länderübergreifend gearbeitet und OER erstellt?“ (WIR) 

 „Meine Hoffnung: 1. Dass substanzielle Bewegung entsteht und die persönlich Involvierten 

in den Fraktionen das Heft in die Hand nehmen. Frage: Was hat die wohl getriggert? Kön-

nen sie die Regierung vor sich hertreiben? 2. Es nimmt jemand den Beschluss ernst.“ (ZIV)  

 „Die Entscheidungsträger in den Ländern sollen die Digitale Bildung nicht aus dem Fokus 

rutschen lassen. Der Beschluss soll Bundesländer unterstützen, Beschlüsse, die sie getrof-

fen haben, umzusetzen oder noch einmal zu überprüfen. Die Landesinstitute sollten ihre 

Aktivitäten entfalten, wie sie es in den 90er Jahren getan hatten. Das ist in den letzten Jah-

ren versiegt, weil die Vermutung aufkam, dass alle bediengeschult sind und alle Lehrer alles 

können.“ (BIL) 

 „Ich hoffe, dass der Beschluss dann einen Impuls gesetzt hat. Der Bund befasst sich aktiv 

mit diesem Thema und die Länder ergreifen die Chance gemeinsam voranzuschreiten. 

Dass wir einen deutlichen Schritt nach vorne gekommen sind.“ (WIR) 

 „Da ist die Hoffnung, dass es nämlich eine Debatte gibt. Zum Beispiel in NRW hat das 

Thema eine Konjunktur. Das war jahrzehntelang nicht so. Wir haben jetzt eine einmalige 

Chance, dass es weitergeht. Wir müssen Gesetze verändern, damit das Lernen in der digi-

talen Welt in unseren Schulen tatsächlich Realität werden kann.“ (BIL) 

 „Ich habe Hoffnungen und Erwartungen, nämlich: Ein weiterer Schritt in den Feldern für 

gelingende Medienbildung wird getan. Es geht um Professionalisierung der Lehrenden und 

Medienkompetenz der Lernenden als Zielbestimmung. Das kreist um digitale Medienstruk-

tur in den Schulen bis zum Klassenraum. Ich hoffe, dass wir da ein Stück weiter kommen. 

Studien belegen die Heterogenität der Ausstattung in den einzelnen Ländern, so dass wir 

nicht jedem Siebtklässler die gleiche Infrastruktur bieten können.“ (BIL) 

 „Eigentlich ist es relativ trivial, was wir wollen: Der Lehrer soll effizienter durch IT sein, 

die Schule muss mit den heutigen Mitteln arbeiten können und nicht mit denen aus dem 

19. Jahrhundert. Letztlich geht es um die Vermittlung von Inhalten. Wir hängen das alles 

viel zu hoch. Wir kommen doch nicht deshalb ins 21. Jahrhundert rein, weil wir Tablets im 

Unterricht einsetzen oder Whiteboards – Quatsch!“ (WIR)  

 „Erwartungen haben wir schon, zumal es ja ein Thema ist, das seit Jahren einer grundsätz-

lichen Lösung harrt. Seit einigen Jahren wurde eine solche Gemeinschaftsinitiative, wie in 

dem Antrag gefordert, immer wieder ins Gespräch gebracht. Aber das bestehende Ko-

operationsverbot und die Vorbehalte vieler Länder oder besser: einiger bestimmter Län-
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der, daran etwas zu ändern, haben in diesem Bereich den Ausbau und die Weiterentwick-

lung eigentlich behindert. Auf der anderen Seite hat es in der letzten Zeit eine gewisse 

Wandlung bei den Schulträgern gegeben. Nachdem in den vergangenen Jahren immer nur 

entlang der eigentlichen Schulträgerangelegenheiten, also über Infrastruktur und Hard-

ware, diskutiert wurde, konzentriert sich die Diskussion jetzt durchaus auch auf inhaltliche 

und pädagogische Aspekte dieses Themas. Daran sieht man, dass das eigentlich ein Thema 

ist – und das ist eine Binsenweisheit – bei dem die klassisch Zuständigen für Schule, näm-

lich die Länder und die Kommunen, sich an einen Tisch setzen, denn Ausstattung und Inf-

rastruktur müssen mit pädagogischen Dingen eng verzahnt werden und umgekehrt auch, 

sonst funktioniert das nicht. Also von daher gibt es Zuversicht, dass vielleicht jetzt mal was 

in Gang kommt, was bisher immer durch Kooperations- und Denkverbote behindert wor-

den ist.“ (BIL)  

 „Manches von dem, was konkret gefordert ist, ist diskussionswürdig. Auffällig finde ich die 

Diskrepanz zwischen dem Titel, der ja Spaltung verhindern möchte, und den einzelnen 

Punkten. Mir scheinen die Maßnahmen wenig auf den Titel bezogen. Meine Hoffnung ist, 

dass der Beschluss den Themen Medienkompetenzförderung und digitales Lernen nicht 

nur mehr Aufmerksamkeit, sondern auch mehr Ressourcen und Maßnahmen dafür bringt. 

Die ICILS-Studie und auch die Studie der OECD hat ja gezeigt, dass Deutschland im Ver-

gleich zu anderen Ländern Handlungsbedarf hat.“ (WIS) 

2.1.3. Kritikpunkte und Befürchtungen 

Knapp vier Fünftel der Experten äußern sich mehr oder weniger ausführlich zu unserer Fra-

ge. Insgesamt finden die Experten deutlich weniger Kritik als lobende Worte. Bei einigen 

Interviewten wird deutlich, dass sie neben der Kritik immer noch eine insgesamt positive 

Einstellung zum Beschluss haben. Auf die Frage nach Befürchtungen, die sich um den Be-

schluss ranken könnten, gibt es auch lakonisch knappe Antworten, die mal aus der Zufrie-

denheit, mal aus dem Missfallen mit der Situation stammen:  

 „Ich habe keine Befürchtungen, auf keinen Fall.“ (WIR)  

 „Da nichts Neues im Text steht, habe ich keine Befürchtungen.“ (BIL) 

2.1.3.1. Fundamentale Kritik 

Die kritischen Einschätzungen lassen sich schwer auf einen Nenner bringen. Sie werden 

nachfolgend nahezu ohne Zwischenkommentar aufgelistet. 

 „Der Antrag hebt zu sehr auf das Thema ‚Auseinandersetzung mit Medien als der großen 

Unbekannten‘ ab, das ist Quatsch. Das liegt am Alter derjenigen, die solche Anträge for-

mulieren. Das immer als Medienbildung zu sehen, ist ein Fehlgriff von Erwachsenen, die ih-

re Kinder nicht kennen. Ich sage immer, die Chefs oder Eltern sollen nicht davon ausge-

hen, dass die Bürger/-innen und Kinder doof sind! Die eigene Unwissenheit der Bildungs-

politiker und Pädagogen sollte nicht übertragen werden. Statt Medienbildung, dieser ural-

ten Nummer, braucht es einen neuen Ansatz, eine neue Vermittlungsform. Dabei sollte 

man digitale Medien nicht überhöhen.“ (WIR) 
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 „Im Grundsatz stehe ich positiv dazu, weil der Beschluss nochmal ein starkes Signal für die 

Bedeutung von verstärkter Beschäftigung mit digitalen Medien in der Bildung setzt. Etwas 

kritisch sehe ich ihn, weil er verengt. Es fehlt mir ein etwas weiteres Verständnis von Bil-

dung in der digitalen Welt. Der Beschluss redet von Digitaler Bildung. Ich glaube es geht 

stärker darum, dass sich unsere Gesellschaft, unsere Welt, unsere Lebenswelt, unsere 

Kinder und auch wir uns verändern, aufgrund der Medien. Und dass wir deshalb die Kin-

der fit dafür machen müssen.“ (BIL) 

 „Es ist ein gutes Zeichen, dass das Thema dieses politische Level erreicht hat und entspre-

chend diskutiert wird. Der Antrag ist in vielerlei Hinsicht ein guter Schritt. Mich über-

rascht, dass dieses Papier so stark auf Schule fokussiert, wo der Bundestag eigentlich am 

wenigsten zu sagen hat. Da hätte man den einen oder anderen Aspekt vertiefen können, 

wo man dann durch Mittelzuweisung mehr machen kann. Das OER-Thema ist eines, wo 

noch am ehesten Bewegung reinkommt durch die Gelder des Bundes. 2 Millionen Euro 

sind schnell ausgegeben.“ (ZIV)  

 „Wenn öffentliche Verantwortung in Politik und Wissenschaft sich nicht um die Problema-

tik kümmert, wird der Markt Fakten schaffen. Das wird genauso sein mit den OERs, 

MOOCs usw., die werden zur Alltagspraxis, ohne dass darüber irgendwann verhandelt 

oder nachgedacht wurde, das ist eigentlich ein politischer und gesellschaftlicher Auftrag. Es 

steht im Grundgesetz und den Länderverfassungen, dass wir allgemeinbildende Erziehung 

gewährleisten müssen; wenn sich das unseren Händen entzieht, kommen wir unseren ei-

genen Aufträgen nicht mehr nach. Die Befürchtung scheint mir sehr groß zu sein. In der 

Karikatur ist dies ein gern genutztes Bild: Kinder gehen nicht mehr zur Schule, sondern 

sitzen vorm PC. Man kennt Beispiele aus Ländern, die schon weiter sind als wir. Da kann 

man sehen, was auf uns zukommt, auch radikale Dinge: z. B. Potenzialanalyse mit 3-5, 

durch big data vorhersagbar, was die Person können wird, das bestimmt dann Bildungs-

laufbahnen. Das ist so radikal, das geht mit unseren Grundwerten, mit dem Bildungsbegriff 

nicht überein. Diese Dinge wären wichtig. Adaptiertes Lernen: Der Computer ist so intel-

ligent, dass er genau passendes Lernen bieten wird. Was das mit Menschen macht, und ob 

wir das Google überlassen wollen, das ist eine gewaltige Herausforderung und zugleich ei-

ne zentrale Befürchtung.“ (WIR)  

 „Meine Befürchtungen sind weder negativ noch pessimistisch. Im Blick auf die Realsituation 

stelle ich fest: Mit diesem Beschluss wurde viel zu lange gewartet. Für die aktuelle Lehrer-

generation gibt es in diesem Bereich viel zu viel zu lernen, fachlich wie didaktisch –

methodisch, zu viel für ein schnelles Ergebnis. Eines der Hauptprobleme: Bei den Lehrern 

ist zu wenig digitale Kompetenz vorhanden, vor allem zum Übertragen in den Unterricht. 

Private Nutzung ja, aber nicht im Unterricht! Realität und Lehrpläne stimmen nicht über-

ein. Jetzt wird dann wieder Hardware in die Schulen geschüttet, aber fachdidaktisch hinkt 

es. Oder man verlässt sich auf Multiplikatoren, die den lernenden Lehrern drei Stunden 

voraus sind.“ (WIR) 
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 „Ich bin positiv gestimmt. Es ist gut, dass sich der Bundestag dazu bekennt, mehr tun zu 

müssen in diesem Feld und Verantwortung übernehmen will. Das Papier ist schullastig. 

Zum Lernen im Lebenslauf findet sich hier wenig Konkretes.“ (WIS) 

 „Es ist ganz prinzipiell das Problem dieses Antrags mit seinen vielen Buzz-Words. Man 

weiß nicht so genau, was dahinter steckt.“ (ZIV)  

 „Das ist schon Buzzwordbingo. Man hat versucht alles reinzunehmen und schmückt sich in 

dem Text mit so fancy Worten wie game based learning oder serious gaming oder Deut-

scher Computerspielpreis. Das ist schon abgefahren, wie detailliert es an mancher Stelle 

wird und wie offen an anderer. Ob da nun ein Serious Game Award verliehen wird. Das 

ist schon wieder sowas von alt. Und ich kenne auch kein einziges erfolgreiches Serious 

Game, das am Markt Stand hält und dauerhaft in die deutsche Bildungslandschaft integriert 

wurde. Da hat jemand noch seine Science-Fiction-Geschichte eingebaut. Da erschreckt 

mich der Detailgrad an der einen Stelle. Aber wie man das WLAN in die Schulen be-

kommt, mit welchen Providern man reden muss und welche Geschwindigkeit an so einem 

Hotspot anliegen sollte, damit eine Klasse mit sowas lernen kann - da hätte ich mir mehr 

Details erwünscht.“ (WIR)„Man muss aufpassen, dass die Initiative nicht im Sande verläuft 

und überlagert wird von der Flüchtlingsdebatte. Das aber ist sozusagen höhere Gewalt.“ 

(ZIV)  

 „Mich hat am Beschluss gestört die Fokussierung auf sehr kleine, mir unbekannte Initiati-

ven, die es offenbar geschafft haben, in so einen Bundestagsbeschluss zu gelangen. Dass der 

Bundesverband der deutschen Games-Branche e.V. (GAME), gegen den ich gar nichts ha-

be, oder der BIU – Bundesverband Interaktive Unterhaltungssoftware hier auftauchen und 

hundert andere Einrichtungen, die ähnlich wichtig sind, nicht, finde ich, schadet der Au-

ßenwirkung dieses Beschlusses. Weil man Protektionismus zu riechen meint. Das finde ich 

unglücklich.“ (BIL) 

Dieser Experte vermisst – in Abgrenzung gegenüber der zentral vertretenen allgemeinen 

Bildung - dezidierte Aussagen zur beruflichen Bildung mit der dualen Ausbildung als Kern-

stück.  

 „Da haben wir die Bedarfe der Ausbildungsbetriebe. Wir müssen wirklich zeitgemäß aus-

bilden und eher am Puls der Zeit sein. Im allgemeinbildenden System ist es Träger, was 

keine Kritik ist, was an manchen Stellen auch gut ist, um gesellschaftliche Entwicklungen 

aufzugreifen und ihnen gerecht zu werden. Die andere Sache ist schwierig, nämlich zu-

kunftsfähig auszubilden. Wenn wir heute 20jährige ausbilden und die haben noch 40 Jahre 

vor sich: Was heißt das für die IT-Bildung?“ (BIL) 

Das sieht dieser Experte ganz anders: 

 „Mich hat an dem Beschluss eine starke Wirtschaftsorientierung gestört, im Sinne von: 

Wir müssen die Kinder fit machen, damit sie in der Wirtschaft erfolgreich sind. Das ist ein 

sehr zweckorientiertes Verständnis von Bildung als Berufsvorbereitung. Das will ich nicht 

ausschließen, aber das war mir an einigen Stellen zu dominant. Welche Kräfte könnten da-

zu beitragen, dass das nicht so verengt gesehen wird? Man sollte Pädagogenverbände oder 
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auch die Bildungsbürokratie der Länder in die weiteren Diskussionen mit einbeziehen.“ 

(BIL)  

Wenn auch prinzipiell positiv eingestellt, fehlt den beiden Experten die Good Governance-

Perspektive: 

 „Diese Initiative des Bundestages und der einzelnen Abgeordneten finde ich großartig, dass 

das mal auf den Tisch kommt. Es fehlt meiner Ansicht nach die politische Dimension und 

die heißt Kooperationsverbot und Konnexitätsprinzip, also es fehlt eigentlich die Gover-

nance-Rahmung dahinter. Das andere ist schon viel zu stark auf Lernen von Schülerinnen 

und Schülern ausgerichtet, darum geht’s. Das ist die Aufgabe von Schule. Aber hier bei so 

einer Bundestagsaktivität fehlt mir dieser ganze Rahmen, der drum herum ist.“ (WIS).  

 „Auf jeden Fall fehlen Forderungen hinsichtlich der Folgenabschätzung, was Standard ist 

von Good Governance. Zwei Fragen müsste man sich stellen: Was passiert, wenn nichts 

passiert? Was passiert, wenn Maßnahmen getroffen werden? Folgenabschätzung wird auf 

europäischer Ebene seit 6-7 Jahren gemacht. In Deutschland wird das nicht gemacht. Kin-

der brauchen Medienkompetenz, das ist schon alles. Nicht berücksichtigt ist, dass sich 

Lernen völlig verändern wird, Infrastrukturen angepasst werden müssen, das ist überhaupt 

nicht drin. Man könnte sich vorstellen, dass wir in der Zukunft nur noch im Netz lernen 

und Schulen abbauen, ganz radikale Sachen könnte man sich mal fragen. Warum sollte das 

nicht eintreten? Überdies: es fehlen die Bereiche Hochschule, berufliche Bildung, Erwach-

senenbildung, das sind größere Zahlen als nur die Kinder. Die Probleme stellen sich da 

auch anders als im Antrag beschrieben.“ (WIR)  

2.1.3.2. Appell ohne Durchschlagskraft 

 „Gut, dass auch der Bundestag sich das Thema Digitale Bildung auf die Fahne schreibt und 

was bewegen will. Wie der Bundestag etwas in den Ländern bewegen will, weiß ich aller-

dings nicht. Bei der politischen Bewertung stellt sich die Frage: Welchen Einfluss hat der 

Bund auf das Handeln der Länder? Da gibt es nur wenig Einfluss. Die 13 Forderungen an 

die Länder, sprich: KMK, laufen ja im Grunde offene Türen ein!“ (BIL) 

 „Ich habe wenig Hoffnung [dass der Beschluss Effekte hat]. Der Grund: das bestehende 

Kooperationsverbot. Ich glaube, dass das auch leitend war für viele Formulierungen. Denn 

in Wirklichkeit sind das ja sehr unverbindliche Formulierungen, wenn gesagt wird: Dass 

sich die Bundesregierung dafür einsetzen soll, dass die Länder etwas beschließen.“ (BIL) 

 „Ich habe eine allgemeine Befürchtung, dass nämlich auf Beschlüsse nicht in dem Maße 

Aktivitäten folgen. Der Beschluss ist nur eine Aufforderung, und sogar die Aufforderung, 

dass andere aufgefordert werden sollen. Oft wird das verwässert oder relativiert. Inhalt-

lich befürchte ich, dass schlimmstenfalls die Maßnahmen keine Nachhaltigkeit haben, son-

dern nur temporär sind. Ich habe auch die Befürchtung, dass es vorranging ums Techni-

sche geht. Natürlich wird die Technik immer weiterentwickelt und damit sollte man 

Schritt halten, aber vorrangig geht es um die Bereiche Qualifizierung der Lehrerschaft und 

Unterrichtsentwicklung, um Lernen mit und über Medien. Natürlich muss man dafür Un-

terrichtszeiten einplanen und für eine Qualitätssicherung der Maßnahmen sorgen. Zentral 
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ist, dass die pädagogischen Zielstellungen zuerst kommen und nicht zuerst die Technik. Al-

so erst die Standards definieren und dann überlegen, welche Technik brauchen wir.“ 

(WIS) 

 „Dass er versandet, weil er nur appellieren kann. Und meiner Ansicht nach zu wenig fragt, 

wo sind denn die Zuständigkeiten und wie kann ich denn da was erreichen?“ (BIL) 

 „Befürchtungen sind nicht vorhanden in Bezug auf das, was in dem Text idealtypisch steht. 

Ich fürchte nur, man könnte auf halber Strecke stehen bleiben.“ (WIS)„Meine Befürchtun-

gen fußen auf den Erfahrungen in den letzten Jahren. Das Thema ist an sich nicht so ganz 

neu. Zu befürchten ist, dass es bei dem Breitbandausbau bleibt. Denn der ist auch für an-

dere interessant, nicht nur für die Schulen. Mit dem Hinweis auf Computerspiele im An-

trag besteht eine weitere Befürchtung, dass ein Nebenweg aufgemacht wird, der wegführt 

vom schulischen Lernen, vom eigentlichen Auftrag der Schulen.“ (ZIV) 

 „Meine Sorge geht in Richtung Effizienz. Ich befürchte, dass der Beschluss zu wenig Durch-

schlagkraft hat.“ (ZIV) 

 „Es ist im Prinzip eines der Papiere, das sich einreiht in andere Papiere, wo Menschen, die 

nicht für die Umsetzung verantwortlich sind, etwas geschrieben haben.“ (BIL)  

 „Ich bin überrascht! Gut, dass sich der Bundestag im Anschluss an die Enquete-

Kommission der letzten Legislaturperiode deren Ergebnisse angesehen und Schlüsse gezo-

gen hat. Schwierig finde ich, was im Beschluss drinsteht. Es wird gesagt ‚Der Bundestag hat 

seine Schuldigkeit getan‘ und damit ist es gut. Ob es aufgegriffen wird, liegt an der Bundes-

regierung. Ein Treppenwitz: Der gleiche Bundestag, der die Föderalismusreform beschlos-

sen hat, greift wieder ein. Es fehlt mir der Glaube, dass etwas geschehen wird.“ (ZIV)  

 „Man sieht, dass das BMBF dieses Signal schon aufgegriffen hat; das ist auch ganz positiv. 

Aber dass die KMK so schnell gesagt hat, liebe Leute, wir machen jetzt unsere eigene 

Agenda und dann können wir nachher mal gucken, wenn wir das nebeneinander legen, das 

ist quasi der Rückfall in alte Mechanismen, die man sich bei diesem Thema eigentlich nicht 

leisten kann, dass die quasi nationale Aufgabe nicht gesehen wird oder sie in den traditio-

nellen Verfahren herunterdekliniert wird. Die Gefahr ist sehr groß, dass der Antrag insig-

nifikant bleiben wird und wir statt eines beherzten Aufbruchs im strategischen Sinne das 

etwas breitere Ausrollen eines Flickenteppichs haben. Das befürchten wir, wenn die KMK 

quasi unter Ausschluss der Öffentlichkeit ihr Ding macht und wieder mal ein Papier vor-

legt. Das wird wieder mal eine Empfehlung werden, die an der einen oder anderen Stelle 

unterschiedlich umgesetzt wird, wie die Medienkompetenzempfehlung von 2012, die nicht 

zu einer Neupositionierung führt zu dem, was Schule in einer zunehmend digitalisierten 

Gesellschaft eigentlich sein soll. Auf diese Grundfrage fehlt noch die Antwort, zumindest 

im Sinne einer gemeinsamen Antwort der relevanten Stakeholder. An der Stelle sind die 

Politik, die Industrie und weitere Gruppen der Gesellschaft – Lehrerverbände und andere 

- weiter gefragt, dieses Thema jetzt einzufordern. Wir sollten mehr erwarten als ein viel-

leicht vierseitiges Empfehlungspapier der KMK und einen über sich Jahre hinziehenden und 

sehr diversen Umsetzungsprozess“. (WIR) 
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 „Meine Befürchtung ist, und ich habe nur die eine, dass die KMK den Beschluss zum Anlass 

nimmt eine Verteidigungsschlacht zu führen, zu sagen: das ist Ländersache. Dass also am 

Ende nichts Vernünftiges und Gemeinschaftliches rauskommt. Und da das alles lange dau-

ert, besteht auch die Gefahr, dass der Beschluss verpufft.“ (WIR) 

 „Es ist nicht konkret genug, nicht unterfüttert mit finanziellen Ressourcen. Die Befürch-

tung ist, dass es eine Absichtserklärung bleibt und keine Taten folgen. Diesem Antrag muss 

eine deutliche finanzielle Entscheidung folgen.“ (ZIV)  

2.1.3.3. Zu allgemein und wenig zielorientiert  

 „Es ist nichts Neues, es ist ein Zusammentragen eines Sachstandes, aber weder struktu-

riert noch systematisch. Ich befürchte, es passiert nichts. Man hat das jetzt mal im Bundes-

tag gehabt, man hat den Antrag durchgewinkt, man fand große Zustimmung. Aber wenn 

man dann fragt: Und was machen wir jetzt konkret? Dann finde ich Exotenthemen. Das 

Thema OER ist wichtig, aber nicht gerade das, was brennt. Warum es ausgerechnet dieser 

eine Punkt ist, bleibt im Ungewissen. Man denkt, man tut den Universitäten was Gutes bei 

OER und MOOCs. Was Unscharfes in der Sache: Für welches Bildungssegment ist es ge-

dacht? Schule, Hochschule? Es wird aus der Notwendigkeit der Industrie und Wirtschaft 

argumentiert, was Medienkompetenz angeht, und dann leite ich hintenraus eine OER-

Forderung ab. Das hat aber mit Wirtschaft und Industrie gar nichts zu tun. Ein anderes 

Beispiel: Game Based Learning zu erwähnen ist gut, aber ob das gerade im Focus steht, 

wage ich zu bezweifeln. Ich gehe davon aus, wenn der Deutsche Bundestag sich mit so ei-

nem Thema beschäftigt, dann gibt es im Kern eigentlich nur zwei Dinge, die der Bund ma-

chen kann, nämlich Fördermittel auszuloben für bestimmte Initiativen - die sehe ich noch 

nicht - oder regulatorisch aktiv zu werden, d. h. über Gesetze oder Verordnungen einzu-

greifen. Politisch sehe ich auch nicht, gerade auch vor dem Hintergrund des Kooperations-

verbots, was soll regulatorisch oder fördertechnisch dort platziert werden. Mir fehlt die 

Strategie. Das ist das Problem bei diesem Sammelsurium an Themen und Einzelaktivitäten. 

Ich sehe keine Logik, die dahinterliegt, ich sehe auch nicht, wo die Finanzierung herkom-

men soll.“ (WIS) 

 „Ich finde den Beschluss viel zu detailliert, darunter leidet er. Es ist super, dass sich Fach-

leute so genau damit auseinandersetzen, aber für eine parlamentarische Initiative? Fachlich 

kann man da ja auch manches anders sehen, das ist schlecht. Ich hätte eine stärkere Kon-

zentration besser gefunden.“ (BIL) 

 „Mit großer Aufmerksamkeit habe ich den Beschluss gelesen. Wer versucht, digitale Medi-

en in die Schule zu bringen, beklagt, dass hier nach wie vor der Markt fehlt. Die Ausstat-

tung ist, abgesehen von ein paar Leuchttürmen, nach wie vor nicht ausreichend. Ich habe 

aber auch mit Sorge daran gedacht, dass es nur Papier ist. Noch dazu ist es sehr vage ge-

halten. Das war ja auch die Kritik von Grünen und Linken. Das Papier ist ein kleinster ge-

meinsamer Nenner. Aber ich will nicht meckern.“ (WIR) 

 „Jeder kann sich aus der Auswahl was aussuchen. Es liest sich wie eine Sammlung von Po-

sitionen. Gestutzt habe ich beim Stichwort „Nationale Initiative Printmedien“. Was hat die 
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da zu suchen? Da stellt sich mir die Frage: Wer war da noch im Hintergrund beteiligt? Vie-

le Themen sind nicht spezifiziert. Jeder kann herauslesen, was er lesen will. Mir wird angst 

und bange. Das Ganze ist ein Multimilliardeneuroprojekt. Selbst wenn es Geld gäbe: Es ist 

nicht klar, was nun geschehen soll. Man könnte auch wohlwollend denken: Ist ja alles gut 

und richtig – aber!?“ (ZIV)  

 „Es wird viel geredet, viel zu viele Bedenken von der politischen Entscheidungsebene ge-

äußert. Ich habe die Angst, es versandet in Enquete-Kommissionen. Man muss befürchten, 

dass das Thema versandet angesichts aktueller Themen (Flüchtlinge). Das Papier will zu 

viel, es ist ein Rundumschlag. Es muss fokussiert werden, denn einiges ist nicht zentral 

(OER, Recht) Was ist prioritär? Lehrerbildung! Infrastruktur!“ (BIL) 

 „Ich finde den Beschluss sehr wolkig. Schön, dass da Bewegung drin ist und drüber ge-

sprochen wird, aber riesige Skepsis aufgrund der Strukturen zwischen Bund und Ländern 

oder auch der Länder untereinander, dass man sich wenigstens auf eine Mindestanforde-

rung hinsichtlich der Ausstattung verständigt und die Qualität verbessert. Es fehlt die kon-

krete Forderung einer Bund-Länder-Initiative, in drei Jahren die Medienkompetenz in die 

Lehrerausbildung einzubringen. Also, das ist ein großes Thema für Bund und Länder. We-

gen der föderalen Struktur ist die KMK gefragt. Da wurde mal gesagt, Medienbildung ist 

ein Querschnittsthema für alle Fächer, wenn ich das aber nicht didaktisch Studenten ver-

mittele, können sie später als Fachlehrer Medienkompetenz nicht weitergeben.“ (BIL) 

 „Ich tu mich schwer, etwas Neues zu entdecken. Auch wenn ich schon lange dabei bin, 

muss ich das sagen. Vor allem aber, wenn man die KMK-Empfehlung, was die neuen Medi-

en angeht, danebenlegt, stelle ich fest: Das deckt sich weitgehend.“ (BIL) 

 „Ich befürchte, dass letztlich ein Investitionsprogramm in Technik dabei raus kommt, was 

wenig pädagogischen Nutzen hat.“ (WIS) 

 „Das Papier ist breit aufgestellt und nicht genug fokussiert, um Schritte zu definieren.“ 

(ZIV) 

 „Ich würde es begrüßen, wenn auf der Ebene der Ziele konkretere Aussagen getroffen 

werden: 1. Was wollen wir wirklich erreichen, welche Kompetenzen sollen vermittelt 

werden? 2. Was wollen wir mit dem Einsatz digitaler Medien im fachdidaktischen Sinne er-

reichen? Die Zielbeschreibung in den Anträgen ist richtig, bleibt aber zu wenig konkret, 

um daraus Handlungsschritte abzuleiten. Das ist eine komplexe Thematik, die man klein-

teilig zerhacken und in operative Schritte umleiten muss. Das ist Arbeit, die getan werden 

muss. Nach Möglichkeit über die KMK in Absprache mit Ländern und Kommunen muss 

auf Bundesebene die Frage geklärt werden: ‚Was sind die nächsten beherrschbaren Schrit-

te, die wir gehen können?‘“ (WIR) 

 „Mir stellt sich die Frage: Wann bewegen wir uns von der strategischen Diskussion auf die 

operative Ebene? Also wann werden Maßnahmen entschieden und finanziell eingestellt, die 

dann wirklich in der einzelnen Schule zum Tragen kommen?“ (BIL) 

 „Ich freue mich, dass es ein Thema ist, aber ich denke, das ist ja erstmal nichts, was da 

steht. Aus meiner Sicht werden zu viele Themen auf einmal angesprochen. Startup-
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Gründer bekommen zu hören: ‚Fokus, Fokus, Fokus‘. Wo ist hier die Priorisierung? Des-

halb kommt vielleicht nichts dabei raus.“ (WIR) 

 „Was man eben von solchen Beschlüssen erwarten kann, eigentlich sind die großen Dinge 

schon vorgesehen: nationaler Wettbewerb und Auszeichnung; ein Pakt, von dem man 

nicht genau weiß, wer ihn schließt und was der Inhalt sein soll; viele Dinge sind angekün-

digt, weniger Prüfpunkte, also Ankündigungen ohne klare Zeitlinie. Man muss abwarten, 

was daraus wird. Als unbefangener Leser hätte man erwartet, dass ein Programm be-

schrieben würde, in welcher Zeit was angegangen wird, welche Zuständigkeiten wer über-

nimmt, wer welche Finanzierungsquellen bereitstellt etc. Das ist alles nicht passiert. Der 

Beschluss setzt das Thema auf die Agenda, die Bevölkerung weiß davon aber nichts; er 

dringt auch nicht in kommunale Ebene oder Wissenschaft oder Weiterbildungsmarkt vor.“ 

(WIR)  

 „Die inhaltliche Einbindung in die Gesamtlandschaft ist nicht schlecht – es fehlt die Kon-

kretisierung, die klare Aufzeigung eines Weges zur Umsetzung. Wir wissen genau, was da-

von dann übrig bleibt, bei all den involvierten Entscheidungsträgern. Die Opposition kriti-

siert genau das. Zur Finanzierung und Umsetzung fehlt einiges. Das ist der Schwachpunkt 

des Beschlusses. Andererseits: Da die beratenden Ausschüsse auch Stellung genommen 

haben, ist das eine gute Voraussetzung, dass es breit in den jeweiligen Ministerien auf der 

Agenda steht. (ZIV) 

 „Es muss etwas passieren, es ist höchste Zeit. 1987 hatte die BLK Richtlinien zur IT-

Ausstattung herausgegeben bis hin zur Bit-Breite des Processors. Dann passierte eine 

Weile gar nichts. 1995 kam dann die erste Erklärung der KMK zur Medienbildung in der 

Schule, 2012 die nächste. Wenn man jetzt fragt, wie soll es gemacht werden, dann kommt 

nichts: weder ein Finanzplan noch ein operativer Hinweis noch eine Strategie noch ein in-

haltliches Konzept. Irgendwo vorne stehen die Weichspülformulierungen: ‚sich einzuset-

zen‘ oder ‚langfristige Hinwirkung‘. Das ist alles nicht griffig. Da steht nicht ‚Es wird be-

schlossen: Bis 2017 wird es eine Bildungscloud geben, die hat folgende Technologie‘. Liest 

man die Auftritte der Wissenschaftler in den Anhörungen in der Antragsvorbereitung, 

dann wünschte man sich, sie hätten ihren Elfenbeinturm rechtzeitig verlassen, um doch mal 

einen Blick in die schulische Realität zu werfen. Es gibt keinen Zeit-Maßnahmen-Plan. Ob-

wohl seit Jahrzehnten gesagt wird, es muss etwas geschehen, gibt es überall weiße Fle-

cken.“ (BIL) 

Für diesen Experten greift der Antrag nicht weit genug, indem er nicht über den status quo 

des E-Learning hinausweist:  

 „Der Antrag ist, wenn man genau wissen will, um was es geht, nicht besonders aufschluss-

reich. Er wiederholt die vielen bekannten Vokabeln und ist adaptiv für viele Sachen, ver-

weist auch auf Industrie 4.0. Was machen die aber damit? Nachdem es schon lange die E-

Learning-Welle gibt, verknüpfe ich mit dem Beschluss, dass man übergreifende Konzepte 

macht. Die sind in der E-Learning-Welt nicht groß vorhanden und es ist eigentlich dysfunk-

tional: der eine macht Medien, der andere Plattformen, der andere Beratung – ein am Ler-
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ner direkt orientiertes System, gibt es wenig. Die E-Learning-Debatte hat nicht dazu ge-

führt, dass Lehren und Lernen, der Wissensaneignungsprozess geändert worden sind, son-

dern das Studium rund herum organisiert worden ist.“ (WIS)  

Den Lücken im Beschlusstext gewinnt dieser Experten durchaus Positives für die Zielgrup-

pen an der Basis ab: 

 „Der Beschluss ist relativ umfassend. Klar könnte man sagen, was die Auffindbarkeit von 

freien Lernmaterialien angeht, steht zwar drin, dass die Erstellung gefördert werden soll. 

Aber für die Lehrer ist die Frage nach dem qualitätssichernden Instrument schon eine 

wichtige Sache, dazu steht wenig drin. Auch Datenschutz ist im Zusammenhang mit Lern-

plattformen ein wichtiges Thema, wozu man auch eine politische Diskussion braucht. Die 

Förderung von Schulclouds ist schon ein Statement, allerdings mit eigenen Problemen be-

haftet, wenn man sich überlegt, wer für die Sicherung der Daten in der Schulcloud ver-

antwortlich ist. Das sind so Themen, wo ich denke, die fehlen nicht unbedingt, aber sie 

sollten im weiteren Prozess mitdiskutiert werden. Aber das ist ja gut, wenn das noch nicht 

drin steht, dann bleibt auch noch mehr zu fordern und zu agieren. Eine konservative Hal-

tung ist wahrscheinlich auch nicht so schlecht für den politischen Raum, um die Schulen 

auf dem Weg mitzunehmen. Wenn wir jetzt gleich digitales Lernen mit ganz neuen re-

formpädagogischen Methoden forcieren würden, könnte dies sicherlich nicht zur Akzep-

tanz beitragen, solange noch nicht die basalen Voraussetzungen wie die technische Aus-

stattung etc. geklärt sind.“ (ZIV)  

2.1.3.4. Umstrittener Leitbegriff Digitale Bildung 

Die von den Antragstellern favorisierte Terminologie Digitale Bildung gibt mehreren Exper-

ten Anlass zu Befürchtungen und trifft nicht auf allgemeine Akzeptanz; hier folgen einige de-

zidiert kritische Aussagen:  

 „Der Begriff Digitale Bildung suggeriert ein Stück weit eine Richtung ‚Lernen mit Medien‘. 

Ich vertrete auch ‚Lernen über Medien‘ und das muss weiter Pflichtprogramm sein in 

Schulen. Nicht nur digitale Medien, sondern alle. Es fehlen mir weiter konkrete Aussagen 

zur Informations- und Präsentationskompetenz (ganz entscheidend) und auch der kritisch-

reflektierte Umgang mit Medien. Wenn man verstärkt mit digitalen Medien im Unterricht 

arbeitet, muss über Dinge wie Urheberrecht und Datenschutz gesprochen werden.“ (BIL) 

 „Die Begriffe - also Digitale Bildung, Industrie 4.0 - haben eine starke Tendenz, Bildung zu 

reduzieren auf Arbeitsmarktkompatibilität, auf Marktinteressen. Die Konsequenz, die ich 

befürchte, ist, dass das unkritisch übernommen wird. Ich verstehe den Bildungsbegriff im-

mer noch so, dass es auch Persönlichkeitsbildung ist.“ (BIL)  

 „Eine Befürchtung habe ich, dass der Begriff der Medienbildung reduziert wird auf Digitale 

Bildung. Das klingt unterschwellig ein paar Mal an, dass Begriffsebenen nicht deutlich aus-

einandergehalten werden.“ (BIL) 

 „Digitale Bildung ist bei uns inzwischen zu einem Unwort geworden. Bildung muss sich 

selbstverständlich auch mit den digitalisierten Bereichen des Lebens beschäftigen. Das 
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steht außer Frage. Aber Digitale Bildung gibt es nicht. ‚Bildung in der digitalen Welt‘, das 

ist eine andere Akzentsetzung. Die Mitglieder des Bundestags denken natürlich sehr popu-

listisch: Wie kann ich ein Thema verkaufen? Dazu müssen bestimmte Schlüsselbegriffe 

verwendet werden, ob die sinnvoll sind oder nicht, ob die korrekt sind oder nicht. Man 

meint, Frau Müller und Herr Meier auf dem platten Land brauchen das. Ich denke, man 

könnte auch vorbildlich von Berlin aus agieren.“ (ZIV) 

 „Der Begriff Digitale Bildung ist falsch, denn es gibt keine analoge Bildung. Bildung in der 

digitalen Welt, eine Formulierung aus der KMK, das ist in Ordnung.“ (WIS) 

 „Ich habe Schwierigkeiten mit dem Begriff, also digital adjektivisch zu verwenden. Wahr-

scheinlich meinen die Personen Bildung und Lernen in digitalen Kontexten. Bildungspro-

zesse sind ja nicht digital. Mein Titel wäre: Bildung oder Medienbildung in einer von Digita-

lität geprägten Kultur.“ (WIS) 

  „Es fehlt mir ein etwas weiteres Verständnis von Bildung in der digitalen Welt. Ich glaube, 

es geht stärker darum, dass sich unsere Gesellschaft, unsere Welt, unsere Lebenswelt, un-

sere Kinder und auch wir uns verändern aufgrund der Medien und dass wir deshalb die 

Kinder fit dafür machen müssen. Es geht nicht um Digitale Bildung, es geht um Bildung und 

um die Rolle, die digitale Medien darin spielen.“ (BIL)  

 „Ich präferiere den Begriff ‘digitale Kompetenz‘, weil es Medienkompetenz als Terminus 

schon seit Jahrzehnten gibt. Heute ist alles in einem Format und der Produktionsaspekt bei 

Medien steht mehr im Vordergrund als früher, als die Medienformate nebeneinander exis-

tierten. In der EU spricht man von digital skills, die in drei Bereichen unterteilt sind.“ (BIL) 

Dieser Experte rät zur Gelassenheit und bietet einen Kompromiss an: 

 „Es geht um Digitale Bildung generell. Der Begriff ist zwar problematisch, aber man kann 

ihn erstmal stehen lassen. Irgendwann verschwindet das Adjektiv, weil jeder weiß, zur Bil-

dung gehört das digitale Element dazu. Man spricht ja auch nicht von Buch-Bildung.“ (WIS) 

2.2. Meinungen zur Einrichtung eines Pakts  

Es gibt eine Fülle von stark divergierenden Stellungnahmen zu der Aufforderung des Bundes-

tages an die Bundesregierung, Schwerpunkte zu setzen bei „der Einrichtung eines ‚Pakts für 

Digitale Bildung‘, der die unterschiedlichen Aktivitäten von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft 

bündelt, digitale Infrastruktur und Ausstattungen unter Berücksichtigung des „bring your 

own device“-Modells finanziell fördert, didaktisch sinnvolle Projekte sowie Lernende, die sich 

aus finanziellen Gründen kein digitales Endgerät anschaffen können, unterstützt, um zu einer 

dauerhaften Stärkung der Digitalen Bildung zu kommen“6. Auf unsere Frage, ob sie die Ein-

richtung dieses Paktes für sinnvoll halten, antworten nur zwei Interviewpartner nicht 

                                            

6 Deutscher Bundestag Drucksache 18/4422, S. 4 
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Ein Experte äußert sich grundsätzlich skeptisch zu der Erwartung, man könne trotz festgeleg-

ter Zuständigkeiten und zu erwartender Interessenkonstellationen auf Grund föderaler 

Strukturen zu übergreifenden Lösungen kommen:  

 „Dadurch, dass die Abstimmungsprobleme da sind, ist die Gefahr ‚Quasselbude‘ schon 

gegeben. Aber das muss ja nicht unbedingt schlecht sein, wenn sich Leute miteinander un-

terhalten und nicht jeder für sich getrennt marschiert. Aber andererseits sind solche 

Staatsverträge oder Pakte über Verwaltungsebenen hinweg dahingehend problematisch, 

dass jeder sofort argwöhnisch und misstrauisch guckt, dass an seinen Zuständigkeiten 

nichts beschnitten wird. Das ist immer das Problem, wenn wir keine Kompetenzen oder 

Zuständigkeiten irgendwohin abgeben wollen. Der Bund bräuchte mehr Kompetenzen, 

damit wir ein landeseinheitliches Bildungssystem hätten. Das ist nicht durchsetzbar, weil 

keine Ebene Kompetenzen abgeben will. Das ist eine gewisse Dialektik. Grundsätzlich fin-

de ich gut, Strukturen reinzubekommen, aber man kann die föderalen Strukturen praktisch 

nicht aushebeln.“ (BIL) 

2.2.1. Pro Pakt 

Die Befürworter eines Paktes sind deutlich in der Minderheit. Nur ein Drittel der befragten 

Experten hat gewichtige Argumente und lässt sich auch nicht von anderswo gemachten nega-

tiven Erfahrungen abschrecken.  

Positive Feststellungen zur Einrichtung eines Paktes sind in den nachfolgenden Statements zu 

finden, die auf die Partnerschaftlichkeit eines solchen Projekts abheben, etwa nach dem Mot-

to „gemeinsam sind wir nicht nur stärker, sondern auch klüger“. 

 „Man könnte ja schmunzelnd sagen: Es gibt doch schon das Bündnis für Bildung. Aber ich 

verstehe unter einem Pakt, dass man Personen in Entscheidungsfindungsprozesse einbin-

det, die ohnehin mit solchen zu tun haben: die kommunalen Spitzenverbände, den Bund 

mit seinen Ministerien, die Bundesländer, die Wirtschaft, darunter besonders die IT-

Wirtschaft - wenn man gute Lösungen entwerfen möchte. In einem Pakt sammelt sich 

mehr Knowhow, als es in einzelnen Ministerien vorhanden sein kann. Ein Pakt wäre eine 

Ebene, auf der man sich austauscht und danach sucht, wie man gemeinsam Probleme lösen 

kann.“ (BIL) 

 „Ein Pakt ist immer sinnvoll. Die Frage ist, wer paktiert mit wem. Die private Wirtschaft 

und die Regierung, das wird man immer hinkriegen. D21 zum Beispiel oder ‚Schulen ans 

Netz‘, das macht viel Sinn. Aber: die Länder müssen auch dabei sein, denn die haben die 

Hoheit im allgemeinbildenden Bereich. Und gerne vergessen werden die Gemeinden, die 

aber für die Finanzierung wichtig sind. Also alle Partner sollten dabei sein - die inhaltlichen, 

die technischen, die politischen Treiber und die Finanzierer.“ (WIR)  

 „Ohne politischen Willen geht gar nichts. Diese umfassende Aufgabe kann nicht durch 

Einzelne, sondern nur als gesamtgesellschaftliche Aufgabe erfolgreich gelöst werden. Es 

braucht eine Paktbildung, die in der Version 1.0 die Akteure länderübergreifend zusam-

menführt und sich an vorhandenen institutionellen Strukturen orientiert, wie z. B. die Ge-
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mischte Kommission oder die Länderkonferenz Medienbildung. Ein Format wie die Tagung 

‚Keine Bildung ohne Medien‘ wäre ein gutes Format für erste Aufschläge. Dort müssen 

Ziele und Arbeitsschritte der Umsetzung formuliert werden. Wir haben keinen Bedarf an 

neuen Papieren, sondern an der konsequenten Umsetzung der klugen Inhalte der vorhan-

denen Papiere. Das ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und geht meiner Meinung nach 

nur mit einem ‚Pakt Medienkompetenzförderung‘.“ (BIL) 

  „Wenn man wirklich groß denkt und wenn so ein Papier aus dem Bundestag vorliegt, 

dann kommt man um einen wie auch immer gearteten Pakt nicht herum. Das sind dann di-

verse runde Tische, wo möglichst viele Stakeholder beteiligt sind, um die tatsächlichen Be-

darfe zu analysieren, eventuell auch nach best practice zu gucken, um das Rad nicht neu zu 

erfinden, und dann aber auch zügig voranzuschreiten.“ (WIR) 

Die folgenden Voten drücken prinzipiell Zustimmung zum Pakt aus, sehen aber bestimmte 

Voraussetzungen:  

 „Ja. Aber das ist kein begeistertes Ja. Ich bin selbst mit mehreren Pakten zugange. Da kann 

man nur sagen: Puh, noch einer mehr? Im Grundsatz ist eine Zusammenarbeit richtig, aber 

es kommt eben auf die Ausgestaltung an. Die drei Akteure Bund, Länder und Kommunen 

sollten auf jeden Fall beteiligt sein.“ (BIL) 

 „Wenn man einen Pakt hätte, könnte man die Schulen in die Pflicht nehmen, hätte dann 

aber hoffentlich auch genug Ressourcen um zu sagen: Wir haben hier nicht nur einen Pakt, 

sondern ein Paket geschnürt, mit dem ihr jetzt einen großen Schritt voran gehen könnt.“ 

(WIR) 

 „Bildung ist ein systemischer Faktor in der Gesellschaft. Bildung ohne digital ist heutzutage 

undenkbar. Deshalb müssen alle Kräfte, die etwas damit zu tun haben, kooperieren: Schu-

le, IT- und Bildungswirtschaft, Bund, Länder wie auch die Kommunen. Die Wissenschaft 

sollte nicht weiterhin gedrosselt agieren, sondern aktiver werden. Alle sollten an einen 

Tisch. Ein Pakt braucht weitreichende Befugnisse, sonst wird keine politische Aktion dar-

aus, er sollte Richtlinien formulieren.“ (WIS)  

  „Ein Pakt ist immer gut. Meiner Meinung nach müssen die Initiative und der Drive aus 

einer engen Zusammenarbeit zwischen den Ländern und Kommunen vor Ort kommen. 

Die Länder haben Einfluss auf die Curricula und die Lehrerschaft, die Kommunen auf die 

technische Ausstattung der Schulen. Sie können auch die Eltern mit ins Boot holen und 

den Bund als Finanzierer. Es braucht eine effektive Zusammenarbeit, die gemeinsam in eine 

Richtung geht.“ (WIR) 

 „Das ist auf jeden Fall sinnvoll, weil durch so einen Pakt nochmal unterstrichen wird, dass 

die Frage von Medienbildung, Medienkompetenzentwicklung nicht alleine Aufgabe der 

Schule ist. Denn da gehört die Gesellschaft dazu, die Wirtschaft dazu und es geht nur ge-

meinsam. Der Pakt kann eine Willenserklärung sein, diese Aufgabe gemeinsam zu lösen, 

insofern halte ich das schon für ein sehr wichtiges Signal. Für mich ist die entscheidende 

Frage, wann von der strategischen Ebene auf die operative Ebene gewechselt werden kann 
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und was dort konkret passiert. Also was kommt für den einzelnen Lehrer oder Schüler 

heraus? Worauf kann er sich berufen, was kann er fordern oder einbringen?“ (BIL) 

 „Man müsste sehr genau überlegen, wie ein Pakt für Digitale Bildung aussieht, wer den 

leitet, wer da drinsteckt, welche Interessen bedient und welche außen vor gelassen wer-

den. Ein Pakt für Digitale Bildung? Ich würde ihn mir trotzdem wünschen. Anders wird es 

mit dem Thema Digitale Bildung nichts werden. Wenn es wirklich Drive und Dynamik be-

käme, dann hätte ich nichts gegen einen Pakt einzuwenden.“ (WIR) 

Durch Erfahrung klug geworden, lassen sich manche Experten nur mit Vorbehalten auf einen 

Pakt ein.  

 „Wenn das jetzt mal nicht nur so‘n Label ist oder so‘ne Parole! Das muss dann schon mit 

konkreten Zielen unterlegt werden, letztlich auch mit Finanzen. Wenn das nicht der Fall 

ist, dann würde ich das eher ablehnen. Wir haben so viele Pakte schon geschlossen, so vie-

le Gipfel veranstaltet, Strategien zur Nachhaltigkeit, zur Integration – was weiß ich noch. 

Das waren wohlklingende Papiere, die alle unterschrieben haben, aber da ist nichts draus 

geworden. Also machen wir gern einen Pakt, auch zu diesem Thema, aber dann müssen 

wir auch deutlich sagen, was in welchem Zeitraum mit welchen Mitteln umgesetzt werden 

soll, sonst bringt das nichts.“ (BIL) 

 „Ein Pakt ist wünschenswert, wenn es gelingt, wenn es eine ideale Form gibt. Jedoch zei-

gen viele Jahre Erfahrung, dass das oft nicht so ist. Notwendig wäre eine Straffheit, denn 

wenn ein Papier in einem Jahr erstellt wird, dann nützt das nichts. Man muss operativ et-

was tun, Ziele formulieren und verfolgen. Das ist aber schwierig. Es gibt unterschiedliche 

Interessenslagen bei den Beteiligten. Auch eine Diskussion auf theoretischer Ebene ist 

nicht gut, das könnte viele Schritte verhindern.“ (WIR) 

Das Thema Finanzen wird auch im Zusammenhang mit dem Pakt angesprochen: 

 „Ich bin absolut für einen Bund-Länder-Pakt, möglichst mit der Wirtschaft. So etwas gibt 

es auch schon. Letztlich kann der Pakt nur leben, wenn man anfängt das Papier umzuset-

zen und da kommt man schnell an die Ausstattungsgrenzen in Schulen. Der Pakt muss eine 

Ausstattungsinitiative beinhalten. Es geht um Geld und Ressourcen.“ (BIL) 

 „Einen Pakt würde ich vom Grundsatz her erst mal für vernünftig halten, weil man die 

verschiedenen politischen Ebenen – von der Kommune über die Länder bis zum Bund, ei-

gentlich müsste die EU auch noch dazu kommen – gemeinsam zu verpflichten versucht 

und weil man an den Partikularinteressen sonst permanent scheitert. Insofern finde ich die 

Idee mit dem Pakt oder auch mit dem Staatsvertrag eine kluge Sache, zumal es auch inten-

dieren könnte, dass man aus Sicht der Kommunen und der Länder erkennt, ohne zusätzli-

che Finanzierung durch den Bund ist das überhaupt nicht mehr zu stemmen. Das ist eine 

Erfahrung aus den letzten 10 bis 15 Jahren mit dem Wegfall der Bundesmittel durch das 

Kooperationsverbot. Damit darbt ja das ganze Thema vor sich hin. Lässt man mal die rei-

chen Bundesländer außen vor, die die Mittel aus ihrem Haushalt finanzieren könnten: Oh-

ne die zusätzlichen BLK-Mittel und ohne die UMTS-Mittel wären wir längst nicht so weit, 

wie wir heute sind.“ (WIS) 
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 „Von vielen im Papier geforderten Gremien ist das der ‚Elefant im Raum‘. Sinnvoll er-

scheint der Pakt nur mit finanzieller Macht, und zwar mit Milliarden Euro für eine Verein-

heitlichung der Strukturen usw. Man sollte nichts mit Zwang durchsetzen, aber ein Ange-

bot machen, das man nicht ablehnen darf. Der Pakt wäre super, aber es gibt nichts Resis-

tenteres als bestehende Strukturen. Die absehbaren Folgen: Bayern macht nicht mit, Ba-

den-Württemberg im MINT-Bereich auch nicht usw.“ (ZIV)  

2.2.2. Skeptische Äußerungen 

Überwiegend skeptisch äußerten sich die Experten zur Paktidee. Vertreter der verschiede-

nen Gruppierungen scheinen sich einig zu sein. Die Skepsis gegenüber der Paktidee resultiert 

aus einer unpräzisen Auftragsbeschreibung im Antragstext und einem generellem Vorbehalt 

gegenüber Pakten.  

 „Das ist für mich völlig abstrakt. Man kann sich als negatives Beispiel D21 oder Bündnis für 

Bildung ansehen - da passiert auch nichts.“ (BIL) 

 „Händeschütteln, Fotos und dann bewegt sich nichts. Bei mir herrscht Skepsis vor. Wenn 

der Pakt wirksam werden soll, dann ist da mehr Arbeit, als es im Papier anklingt. Ich will 

gar nicht so negativ sein. Ich bin eher für ‚hands on‘.“ (WIR) 

 „Von der Wirtschaft und ihren Verbänden wird versucht, einen Round Table zu machen 

um zu sehen, was von dieser Seite an Empfehlungen gegeben werden kann: Z. B. welche 

Unterstützung es für die Lehrerfortbildung und für die -ausbildung gibt. Wenn man das 

Ganze von der anderen Seite sieht, dann sind solche Allianzen immer eine Alibiveranstal-

tung. Gutes Beispiel: Bündnis für Bildung. Passiert ist fast nichts.“ (WIR) 

 „Generell klingt Pakt nach ‚Runder Tisch‘. Wenn man nicht weiß, was man tun soll, macht 

man einen runden Tisch. Klingt nach einer neuen Institution, aber was es bräuchte, sind 

eher konkrete Ziele für die Regulierung und Verwaltung. Die Länderebene ist zuständig. Es 

werden wahrscheinlich auch Ziele formuliert. BYOD ist nur ein Aspekt von 1000 Aspek-

ten. Warum der reingenommen wurde? Wahrscheinlich wegen finanzieller Aspekte, da 

kann man Ressourcen sparen, vielleicht ist das schlauer als ich denke. Also bei mir ist da 

ein Fragezeichen.“ (ZIV) 

Die Skepsis der folgenden Experten speist sich aus ihren Erfahrungen mit Pakten in der be-

ruflichen Bildung.  

 „Wir haben auf verschiedenen Ebenen einen Pakt für Ausbildung, wo viele Beteiligte bei-

sitzen. Alle sind froh, dass sie dabei sind, damit man nichts verpasst, aber alle auch ein 

bisschen halbherzig. Kompetenzen sind unterschiedlich verteilt. Da stellt sich die Frage: 

Mit welcher Vehemenz werden Handlungsnotwendigkeiten aufgezeigt? Pakte sind ganz 

schön, laufen nach dem Motto ‚geteilte Verantwortlichkeiten und gemeinsames Handeln‘. 

Effektive positive Beispiele fallen mir auf Anhieb nicht ein.“ (BIL) 

 „Ich kenne den Ausbildungspakt und ich sehe, wie solche Dinge umgesetzt werden. Beim 

Ausbildungspakt gab es eine klare Programmatik, z. B. binnen 3 Jahren haben wir soundso-

viel Jugendlichen ein Angebot zu machen. So etwas hätte man in dem Antragstext aufneh-
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men können. Es gibt auch andere Modelle, die zu einer Debatte aller Marktteilnehmer ge-

führt haben. So etwas wäre wichtig, wenn sich die etablierten Institutionen der Sache mit 

Vehemenz annähmen, hier vor allem die KMK. Die Erfahrung aber ist: Alle machen ein 

bisschen was, sehr punktuell, man diskutiert jedoch kaum über die empirisch gewonnenen 

Ergebnisse aus irgendwelchen Pilotprojekten und schon gar nicht über Schlussfolgerungen 

für die Infrastrukturen. Das würde ich aber erwarten.“ (WIR)  

Der Erfolg eines Paktes hängt von dem gemeinsamen Willen der Partner ab:  

 „Ich stehe dem Begriff skeptisch gegenüber. Es geht tatsächlich um das Miteinander, was 

man unter einem Pakt subsummieren könnte, dass aber nicht als Konkurrenzrennen ver-

standen werden darf. Jeder Stakeholder - ob Land, ob Bund - muss seine Rolle suchen und 

diese für ein gemeinsames Ziel ausfüllen.“ (WIR) 

 „Pakt zwischen wem? Die in dem Kontext der Forderung gemachten Aussagen sind 

Worthülsen. So etwas gehört gewiss in einen Antrag rein, das muss wohl so sein. Gleich 

am Anfang so ein dickes Ding zu schmieden, das wird nicht gelingen. Es kann vielleicht bei 

der Zusammenführung der einzelnen Elemente, die dort genannt werden, im Ergebnis 

sinnvoll sein, einen solchen Pakt zu schließen.“ (WIS) 

  „Im Papier wird gesagt, dass Staat, Wirtschaft und Gesellschaft sich zusammensetzen sol-

len. Wirtschaft und Gesellschaft werden sich der Verantwortung stellen. Aber lassen sich 

die Länder herab, mit der Wirtschaft an einen Tisch zu gehen? (‚Die wollen doch immer 

nur verkaufen!‘) Bei dem Thema des Antrages kommt man um Standardisierung nicht her-

um. Das mündet dann schnell in Befürchtungen vor Kartellen. Hingegen ist es Anspruch 

der Politik, viele Anbieter einzubinden. Regionale Netze werden funktionieren. Aber auf 

nationaler Ebene standardisierte Lösungen zu bringen? Wenn all die Landesmedienzen-

trenfürsten mitreden, dann kommt man nicht voran. Selbst in einem Bundesland arbeiten 

mitunter die Institutionen gegeneinander. Profilierung statt Kooperation! Es braucht zent-

rale Entscheider, die etwas durchsetzen.“ (WIR) 

In diesen Statements wird vermutet, dass die Paktidee Ausdruck von Ratlosigkeit sein könn-

te.  

 „Unter dem Begriff kann man sich vieles vorstellen. Es gibt ja schon viele Pakte, der eine 

oder andere funktioniert gut oder eben auch nicht. Klar, es ist gut, wenn alle Akteure mal 

an einen Tisch und darüber ins Gespräch kommen, aber nur durch die Einrichtung eines 

Paktes geschieht erst mal nicht so viel.“ (ZIV)  

 „Es ist immer eine tolle Sache, sowas in Gang zu setzen, auch um es in die Öffentlichkeit 

zu bringen. Aber es verlagert die Probleme immer nur auf andere Ebenen. Also auch mit 

einem Pakt kommt man nicht drum herum, sich auf Regelungen oder Richtlinien zwischen 

Bund und Ländern zu einigen. Ein Staatsvertrag wäre da das Minimum, was vonnöten wä-

re.“ (ZIV)  

Nach Auffassung dieser Experten verwischt die Paktidee die eigentliche Problematik: das 

Kooperationsverbot.  
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 „Es wirkt auf mich, als ob man den Begriff Pakt ersatzweise gewählt hat, um um Grund-

satzentscheidungen herumzukommen, nämlich das Kooperationsverbot aufzuheben. Ich 

kann nachvollziehen, dass man zentralistisches Regieren gerade im Bildungsbereich aus his-

torischen Gründen ablehnt, im Grundgesetz also den Föderalismus festlegt. Trotzdem 

denke ich, dass eine Entwicklung in den letzten 60, 70 Jahren stattgefunden hat und ein 

demokratisches Denken in der Gesellschaft und Wissenschaft verwurzelt ist. Ob also ein 

weitreichender Föderalismus noch zeitgemäß ist?“ (WIS)  

 „Das ist diffus. Es gibt das Bündnis für Bildung, die Initiative D21. Es wurden schon viele 

Pakte geschlossen. Da sitzen immer dieselben Leute am Tisch. Die Argumente sind auch 

nicht neu. Sobald es an die tatsächlichen Fakten und die Umsetzung geht, müssen die Län-

der sich doch wieder selbst Gedanken machen. Der entscheidende Punkt ist, wie viel in-

vestiert werden soll. An diesen Punkt traut man sich nicht so richtig ran, weil es ans Ein-

gemachte geht.“ (BIL)  

 „Also Pakt klingt gut. Jetzt muss man genau gucken, was heißt denn Pakt für Digitale Bil-

dung? Also das wäre ja was, wenn man sich darauf verständigt zwischen Bund und Län-

dern, aber vor allen Dingen mit den Kommunen. 80% der Kosten liegen bei der Kommu-

ne. Und wenn man sich keine Möglichkeit überlegt, wie man das hinkriegt, dann wird das 

nichts. Man muss die kommunalen Spitzenverbände angehen, das ist schwierig. Also diese 

Pakt-Konstruktion ist extrem hinderlich und da muss man jetzt gucken, wie kriegt man 

den gordischen Knoten zerschlagen. Ich kenne den Bildungspakt Bayern, das ist eher ein 

Rohrkrepierer. Da ist ja nichts bei raus gekommen. Die Unternehmen haben nun mal ihre 

eigenen Interessen und das ist ja auch legitim.“ (WIS) 

Wozu soll der Pakt überhaupt gut sein? Schule als eine öffentliche Aufgabe, die vom Staat 

verantwortet wird, bedarf nicht der Beiträge von Unternehmen.  

 „Schulische Bildung muss vollständig finanziert werden aus Steuermitteln. Pakte sind Hilfs-

konstruktionen, die ich nicht für richtig halte. Wenn man den Pakt als ideellen Pakt be-

trachten würde, dann könnte man die Chance nutzen, eine politische Debatte zu führen 

zur Bedeutung von Bildung in der digitalen Welt. Wenn das so gemeint ist, dann kommt 

das Berliner Memorandum ‚Multimedia für eine bessere Bildung‘ aus dem Jahre 1994 wie-

der ins Gespräch.“ (BIL) 

Die Skepsis macht sich mitunter fest an der Gretchenfrage „Wie haltet ihr es mit der Wirt-

schaft?“ Soll diese, wie im Antragstext explizit zu lesen ist, im Pakt mitwirken? Dabei wäre 

ihre Rolle zu klären, ihre Funktion zur Unterstützung von/als Ersatz für staatliche Leistungen.  

 „Das Papier ist mir auch in diesem Punkt zu unkonkret. Ich dachte, das wäre in dem Be-

schluss noch näher erläutert und unterfüttert: Was heißt das genau, die Bündelung der 

Aktivitäten, BYOD etc.? Es sieht so aus, als würde eingestanden, dass der Staat da ein fi-

nanzielles Problem hat und man deswegen sagt, man muss die Wirtschaft einbeziehen in so 

einen Pakt. Aber wie wird trotzdem gewährleistet, dass Bildung ein öffentlich zugängliches 

Gut ist? Der Staat hat die Verantwortung, und wenn so ein Pakt gemacht wird, muss ge-

nau die Rolle der Wirtschaft geklärt sein.“ (ZIV)  
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 „Ein Pakt ist nichts wirkliches Neues. Etwas wirklich Neues wäre es, auf Grundlage einer 

Zieldefinition, nachhaltig Medienbildung in allen Schulen verbindlich zu integrieren. Dann 

würde eine Bündelung der Aktivitäten Sinn machen. Gleichwohl ist Bildung und Erziehung 

Aufgabe des Staates und die Wirtschaft nur Partner und nicht Taktgeber. Wenn aber die 

Wirtschaft nachvollziehbare Interessen verfolgt, die kluge Lösungen ergeben und die päda-

gogische Freiheit der Lehrkraft nicht in Frage stellen, dann wäre auch das hilfreich - auf 

Grundlage klarer und verbindlicher Regeln. Es wäre nicht klug die Wirtschaft generell aus-

zuschließen, wenn eine Zusammenarbeit dem Ziel einer verbindlichen Medienbildung in 

Schule und Unterricht dient.“ (BIL)  

 „Das klingt sehr nach Aktionismus. Einem Pakt mit dieser Fokussierung auf Digitale Bil-

dung würde ich kritisch gegenüberstehen, weil ich die von mir befürchtete Einengung sehe. 

Als Mitwirkende sehe ich den Bund und die Landesebenen, auch die Wirtschaft. Aber es 

darf nicht der einzige gesellschaftliche Akteur in dem Pakt sein. Ich brauche auch Vertreter 

der sozialen und kulturellen Bereiche, damit keine Dominanz durch die ökonomischen In-

teressen, bezogen auf Digitale Bildung, zum Tragen kommt.“ (BIL)  

 „Der Pakt fokussiert die Public-Private-Partnership, d. h. die Einbindung von Unterneh-

men. Ich bin davon überzeugt, dass wir im Bereich digitale Endgeräte in Schülerhand wei-

ter vorgehen müssen. Die Zahlen der JIM-Studie zeigen, dass bei 90% der Schüler Geräte 

vorliegen. Den restlichen Schülern müssen auch Geräte zur Verfügung gestellt werden. 

Diesen Lückenschluss kann der Staat fast selber leisten, aber wenn man dort Kooperatio-

nen eingehen kann, unabhängig von gewissen Techniken, dann ist das gut.“ (BIL)  

 „Der Pakt ist sinnvoll; die Frage ist: Wer setzt den Hut auf? Dass die Wirtschaft dabei ist, 

halte ich für notwendig. Verschiedene Länder haben eine Public-Private-Partnership ge-

macht. Ich stehe auch dahinter, dass die Wirtschaft Gelder für die Bildung ausgibt, solange 

sie nicht den Anspruch hat, Inhalte und Formate zu bestimmen. Ich sehe, dass sich Schulen 

auch in Kooperation mit anderen Bildungsbereichen, z. B. mit Trägern aus der Erwachse-

nenbildung, zusammentun. Solche Strukturen entstehen nicht ad hoc.“ (BIL) 

Dass die Wissenschaft nicht genannt wird, vermisst dieser Experte, der der Paktidee in Ver-

bindung mit Netzwerken Positives abgewinnt:  

 „Ich halte einen Pakt für grundsätzlich sinnvoll. Es gibt auf Länderebene Netzwerke, daran 

sollte angeknüpft werden. In dem Absatz, in dem der Pakt erwähnt wird, wird die For-

schung nicht explizit genannt. Jetzt kann man darüber diskutieren, ob sie bei Gesellschaft 

mit gemeint ist, aber auch die Wirtschaft könnte bei Gesellschaft mit gemeint sein. Dass 

BYOD hier direkt genannt wird, hat mich überrascht, das ist wenig schlüssig.“ (WIS) 

2.2.3. Alternativen zum Pakt 

Wer soll paktieren? Könnte man nicht andere Organisationsformen von Expertise wählen? 

Vielleicht reichen bestehende ministerielle Strukturen aus, punktuell um externes Fachwissen 

verbreitert? Manchen geht es weniger um die Frage der Organisation von Kooperation, als 

eher darum, die relevanten Akteure zielorientiert in einen effektiven Austausch zu bringen. 
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 „Das wäre gut, wenn die richtigen Leute paktieren würden. Die Sache an sich ist richtig. Es 

ist aber die Frage, wen holt man an Bord. Nach meiner Meinung: Leute, die nicht nur in 

der E-Learning-Szene unterwegs sind, sondern Leute, die ein bisschen auch von oben 

draufgucken. Wenn man mit der E-Learning-Szene weitermacht, die nicht auf den Lern-

prozess achtet, dann passiert da nichts. Es wird vielleicht abgestimmter. Der Pakt macht 

nur dann Sinn, wenn neue Ideen reinkommen, wenn Umsetzungschancen generiert wer-

den. Wenn nun plötzlich die Großen schreien: ‚Das ist eine Idee‘ – dann weiß ich nicht, 

wenn der Präsident der TUM das Gefühl hat, er kann sich profilieren mit dieser neuen 

Entwicklung, noch vor der TUB, dann fängt es an spannend zu werden. Die riechen ja so-

was.“ (WIS)  

 „Keine Ahnung, ob neben Politik und Bildungswirtschaft (oder auch OER) noch mehr da-

zukommen sollten in einem solchen Pakt. Wichtig ist, die Digitalisierungsszene mal zu-

sammen zu bekommen, denn das sind nicht die Bildungsverlage! Denen liegt das Thema 

nicht am Herzen. Die halten die Umsätze hoch, solange es geht. Die machen zwar auch 

was; alles andere wäre fahrlässig. Aber da pusht keiner die Agenda. Da sind die Start-Ups 

die Experten oder Go-to-Guys.“ (WIR) 

 „Ich habe nicht verstanden, was das sein soll. Positiv interpretiert: Die verschiedenen Sta-

keholder an einen Tisch zu bringen und zu koordinieren - das ist ein sinnvoller Ansatz. Ich 

halte mehr davon, wenn die gestaltende Arbeitsebene in der KMK sich fragt, wie sie die 

Rahmenbedingungen verbessern kann und für die Sachaufwandsträger Wege aufzeigt, digi-

tale Medien in die Schule zu bekommen. Wenn das dort situationsspezifisch mit Fachex-

perten geschieht, wäre das pragmatischer als irgendein Pakt.“ (WIR) 

 „Ob ein Pakt richtig ist oder nicht? Wichtig für die politische Umsetzung des Bundestags-

beschlusses ist es, dass alle Stakeholder zusammenkommen. Man sollte einen ständigen 

Dialog aller Beteiligten haben, und zwar aller Bildungsbereiche, nicht nur der Schule.“ 

(WIR)  

 „Ist D21 vielleicht ein Muster für diesen Pakt? D21 hat im Bildungsbereich nicht so gut 

funktioniert. Deshalb muss man aus dem Scheitern von D21 im Bildungsbereich lernen. 

Die Wirtschaft war hochrangig involviert, die Politik nicht. Man muss wegkommen von 

dem Vorwurf, die Wirtschaft dächte primär daran Geld zu verdienen. Ausstattungsrele-

vante Fachleute müssen dazu gehören: Schulträger, Wirtschaft und Finanzfachleute. Das 

Konzept umzusetzen, inhaltlich in die Köpfe zu bringen, das ist die Hauptaufgabe, da müs-

sen die Fachleute her. Das bedeutet weniger Pakt als vielmehr Task Force, um Verant-

wortlichkeiten an einen Tisch zu bringen. Vielleicht mehrere große Tische. Es wäre der 

falsche Ansatz, sich auf ökonomische und finanzielle Aspekte zu konzentrieren. Inhaltliche 

Fragen müssen an den Anfang gestellt werden.“ (BIL).  

 „Hier wäre ein Stiftungsmodell besser, weil alle unter einen Hut gebracht werden und 

über die entsprechenden Beiräte ihre Interessen zum Tragen bringen könnten. Es gäbe ei-

ne klare Aufgabenteilung und Förderung, z. B. für sozialen Ausgleich bei BYOD. Die Stif-

tung könnte bundesweit wirken, ohne die Hoheit der Länder auszuhebeln. Somit könnte 

der Pakt am Ende Wirkung bringen.“ (BIL)  
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 „Ich sehe in dem Beschluss nicht geklärt, wie der Pakt aussehen soll, das bleibt alles blu-

mig. Wer sind die Partner? Wer hat die Federführung? Wie verknüpft man Ministerien mit 

der Wirtschaft? Das sollte auf der Bundesebene geklärt und ein strategisches Gesamtkon-

zept entwickelt werden, wo auch die Wissenschaft vorkommt. Welches Konstrukt will 

man haben? Ich schlage eine Bundesstiftung vor, ähnlich wie bei der Umweltstiftung“ (WIS) 

2.3. Meinungen zu einem Länderstaatsvertrag 

Die befragten Experten – vier Fünftel haben zu der Frage eine Meinung geäußert - sind 

durchaus uneins in der Bewertung der Aufforderung an die Bundesregierung, „sich bei der 

gemeinsamen Entwicklung und Umsetzung der Strategie ‚Digitales Lernen‘ bei den Bundes-

ländern und der Kultusministerkonferenz dafür einzusetzen, dass diese untereinander fol-

gende Ziele und Maßnahmen verbindlich, beispielsweise in einem Länderstaatsvertrag, ver-

einbaren“7. Von strikter Zustimmung über eine indifferente Einstellung bis zu entschiedener 

Ablehnung eines Länderstaatsvertrags sind alle Nuancierungen in den Bewertungen festzu-

stellen.8  

2.3.1. Zustimmung und Verständnis 

Viele Befragte sind für die staatsvertragliche Lösung der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe, 

eine Digitale Bildung zu gestalten, als deren materialer Kern die Medienkompetenz gelten 

kann. Die föderal organisierte Bildungspolitik ist häufig ein kritischer Aspekt der Argumenta-

tionen der Experten.  

 „Wenn der Vertrag dazu dient, zentrale Kernstandards im Bereich Medienkompetenzför-

derung festzulegen, die für alle Länder verpflichtend sind ohne zugleich den Bildungsföde-

ralismus in Frage zu stellen, ist das eine gute und umsetzbare Idee. Das bedeutet ein star-

                                            

7 Deutscher Bundestag Drucksache 18/4422, S. 4 

8 Es fällt auf, dass bei manchen Befragten Unkenntnis über dieses Instrument besteht. Es dürfte deshalb an dieser Stelle 

hilfreich sein, Klarheit über den Begriff „Länderstaatsvertrag“ herzustellen. Der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen 

Bundestages führt dazu aus: „Das Grundgesetz zählt den Abschluss von Staatsverträgen zu den Instrumenten der formel-
len Kooperation zwischen den Bundesländern. So räumt Art. 29 Abs. 7 und 8 GG den Bundesländern die Möglichkeit ein, 

durch Staatsverträge die Landeszugehörigkeit eines Gebietes zu regeln. Darüber hinaus haben die Bundesländer in zahlrei-

chen weiteren Bereichen Staatsverträge geschlossen. Zu nennen sind der Staatsvertrag für Rundfunk und Telemedien 

(Rundfunkstaatsvertrag) und der Staatsvertrag zum Lotteriewesen in Deutschland (Lotteriestaatsvertrag). Derartige Ver-

träge zwischen den Ländern sind Ausdruck eines kooperativen Föderalismus und eine wirksame staatliche Handlungsform 

vor allem dort, wo Gesetzgebung und Vollzug von Landesrecht nur nach einheitlichen Maßstäben sinnvoll erscheinen.  

Abweichend von den völkerrechtlichen Verträgen im Sinne von Art. 32 Abs. 3 und Art. 59 GG sind Länderstaatsverträge 

in die föderale Struktur der Bundesrepublik Deutschland eingebunden. Sie werden dementsprechend als intraföderale 

Staatsverträge bezeichnet. Die Länder können aus diesem Grund nur solche Vereinbarungen treffen, für die ihnen nach 

dem Grundgesetz die Gesetzgebungskompetenz zusteht.  

Staatsverträge sind von Verwaltungsabkommen zu unterscheiden. Letztere beschränken sich auf die Abgrenzung und Ko-

ordination formeller Verwaltungszuständigkeiten. Staatsverträge greifen dagegen in die Kompetenzen des Landesgesetzge-

bers ein und bedürfen daher der Beteiligung der Landesparlamente. Sie können als bilaterale oder multilaterale Verträge 

ausgestaltet sein.“  

Mit dieser Klarstellung kann auf die Darstellung einiger Meinungsäußerungen verzichtet werden, weil in ihnen irrige An-

nahmen über den Begriff bestehen. 
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kes Umdenken aller beteiligten politischen Akteure. Ziel muss es ja auch sein, künftig in in-

ternationalen Studien zur Medienkompetenz einen besseren Platz einzunehmen.“ (BIL)  

 „Wenn wir damit die föderalen Probleme lindern könnten, dann wäre er sinnvoll. Ziel und 

Signal muss sein, dass wir in Medienfragen stärker zusammenarbeiten und Linien und Rich-

tungen vorgeben. Da kann ein Länderstaatsvertrag ein wichtiger Impuls sein.“ (BIL) 

 „Wenn sie da anspruchsvolle Ziele reinschreiben, dann halten sich auch alle daran. Die 

Konkurrenz unter den Ländern verhindert, dass einer hinten runter fällt. Die großen Län-

der wollen bei der Entwicklung an der Spitze stehen und die anderen ziehen dann mit.“ 

(WIR) 

 Der Staatsvertrag kann dazu beitragen, dass ein gleicher Level in allen Ländern erreicht 

wird, nicht nur finanziell gesehen. Und dass die Länder sich gegenseitig unterstützen, z. B. 

für alle den gleichen offenen Zugang zu Materialien, Konzepten der Ausstattung usw.“ 

(WIS) 

  „Man legt gemeinsame Ziele vor. Die Umsetzung kann jedes Land für sich entscheiden, 

wenn wenigstens Übereinstimmung in den Zielen besteht. So wie man sich auf ein einheit-

liches Abitur einigen kann, so müsste das auch für die Digitale Bildung möglich sein, weil 

die jeden betrifft.“ (WIR) 

 „Das ist ganz gut, weil die einzelnen Bundesländer in verschiedenen Fragen einzeln indivi-

duell leicht überfordert sind. Die KMK-Ebene ist voll beschäftigt und muss alle Themen 

bedienen, vermag das aber eigentlich gar nicht, abgesehen davon, dass nicht alles für jedes 

Land gleichermaßen Relevanz hat. Was man auch bei der Pluralität im föderalen System 

feststellen muss, ist, dass mit ganz großem Aufwand länderindividuell erarbeitet und bear-

beitet wird, und am Ende Ähnliches herauskommt, aber mit unterschiedlicher Geschwin-

digkeit. Arbeitsteilung der Länder wäre gut. Von anderen abgucken, gilt nicht als unfein. 

Das hat verschiedene Qualitätsaspekte, aber auch Arbeitseffizienz. Es gibt einfach auch Si-

cherheit. Manche Bundesländer tun sich da immer noch schwer. Sich auf gemeinsame Ziel-

setzungen bei gegebener föderaler Struktur zu einigen, ist nicht einfach, aber notwendig.“ 

(BIL)  

  „Im Kern klingt es total gut, aber es hilft nichts, wenn die Länder einen Staatsvertrag ma-

chen und da steht drin, dass in allen Fächern zu gegebener Zeit Medien mobil und sonst-

wie eingesetzt werden. Wenn das drin stünde, würden die Kommunen sagen: ‚Prima, dann 

zahlt auch, ihr Länder!‘ Dann sind wir bei dem Konnektivitätsproblem. Wir haben das 

größte Problem in der Infrastruktur, auch kostenmäßig. Und die Lehrerbildung, das ist 

sozusagen das zweite Thema. Da sollten die Länder einen Staatsvertrag machen, beson-

ders über die Erstausbildung. In der zweiten Phase, im Referendariat ist das genauso ein 

Flickenteppich. Es gibt manche, die sind ganz toll, andere überhaupt nicht. Da würde der 

Staatsvertrag ganz viel Sinn machen, weil das Ländersache ist.“ (WIS) 

 „Wenn ein Länderstaatsvertrag zustande kommt, ist es eine Verpflichtung der Länder, 

hinter der sie nicht zurückbleiben können. Das mag zeitlich versetzt geschehen, okay. 

Aber es besteht eine Verbindlichkeit. Da ist ein Länderstaatsvertrag gerade für diejenigen, 
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die sich nicht so gut mit der Materie auskennen, eine gute Grundlage, um ans Nachdenken 

zu kommen und entscheidungsfreudiger zu werden. Vor allen Dingen geht es um die Her-

stellung von gleichen, aber mindestens ähnlichen Lebensverhältnissen in der ganzen Repub-

lik. Ich weiß, dass man in Bayern sowieso weiter ist auf Grund der finanziellen Möglichkei-

ten und des häufigen vernünftigen Einsatzes des Geldes, das man zur Verfügung hat. Da 

sind andere Länder weit davon entfernt. Das führt dann auch dazu, dass sich die Länder 

oft nicht untereinander einigen können auf Grund der unterschiedlichen finanziellen Situa-

tion. Aber auf der anderen Seite haben ärmere Bundesländer dann ein Ziel und können 

über den Finanzausgleich etwas erreichen. Wir hatten so etwas Ähnliches schon damals, 

als die Bistros in den Ganztagesschulen gebaut werden sollten. Da gab es einen Bundeszu-

schuss. Da hatte es funktioniert und alle haben davon profitiert. In diese Richtung geht 

meine Hoffnung jetzt auch. Besonders in Kenntnis des Verwaltungshandelns von Behörden 

muss ich zugeben: Dieser Vertrag hat eine Bedeutung. Das ist keine Absichtserklärung, die 

ein Ministerpräsident, Finanz- oder Bildungsminister leichthin verlauten lässt. Pacta sunt 

servanda! Es liegt an den Ländern, wie der Staatsvertrag ausgekleidet wird.“ (ZIV) 

Die Diskussion über das Kooperationsverbot spielt eine wichtige Rolle in den Expertenin-

terviews, gerade auch im Zusammenhang mit dem Länderstaatsvertrag.  

 „Aber da ist der Bund nicht automatisch mit im Boot. Länder lassen sich da ungern rein-

reden, teilweise berechtigt, aber hier müssen alle an einem Strang ziehen. Der Bund jeden-

falls hätte die Finanzen. Da müsste man das Kooperationsverbot in Frage stellen. Das muss 

auf den Prüfstand. Das wird im Antrag nicht angesprochen. Da muss aber drüber nachge-

dacht werden!“ (WIR)  

 „Ich gehe nicht davon aus, dass sich etwas in der Föderalismusreform tut. Der Länder-

staatsvertrag ist daher die Minimalvariante.“ (ZIV)  

 „Liebe Kultusminister, schließt euch mal zusammen. Wenn es um Breitband an Schulen 

geht, ist deutschlandweit mit den drei großen DSL-Anbietern zu verhandeln. Warum sollte 

man das auf Bundeslandebene verhandeln? Da entsteht doch eine viel größere Verhand-

lungsmacht, wenn man das national macht. Warum sollte jedes Bundesland überlegen, 

welcher Router angeschafft werden muss, welche Datenschutzbestimmungen greifen, wel-

che Geschwindigkeit wir 2020 in den Schulen haben? Diese Arbeit sollte einmal gemacht 

werden, aber richtig. Dann kann jedes Bundesland schauen, wie es diese Infrastruktur 

nutzt.“ (WIR) 

 „Ich erwarte tatsächlich, dass es zu einem Staatsvertrag kommt, ohne den geht es nicht. 

Auch an der Stelle erwarte ich ein Überdenken des Kooperationsverbotes. Denn der Län-

derstaatsvertrag macht nur einen Sinn, wenn auch der Bund entsprechend eingeschlossen 

wird und dann auch finanzieren darf. Letztlich verantwortlich für die Schulen sind die Län-

der; die müssen sich aber auch in der Pflicht sehen, die Investitionen, zu denen sie sich per 

Staatsvertrag verpflichten, auch wirklich vorzunehmen. Das ist allerdings eine Frage, die 

uns Sorge macht angesichts der gegenwärtigen Finanzsituation und der Schuldenbremse. 

Wobei es dann auch wieder zu Ungleichheiten kommen kann, wenn man alles laufen ließe. 
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Es ist ein schönes Ziel, einen Länderstaatsvertrag abzuschließen. Aber zu befürchten ist, 

dass der wieder scheitern wird an Finanzierungsfragen, wie manches andere auch in den 

letzten 15 Jahren.“ (ZIV) 

2.3.2. Bedenken und Einwände 

In vielen Statements finden sich unsichere und unschlüssige Haltungen, aber auch strikte Ab-

lehnung des Auftrags zur Etablierung eines Länderstaatsvertrages. Ein zentraler kritischer 

Aspekt ist die zeitliche Dimension. 

 „Länderstaatsvertrag – das habe ich nicht genau verstanden. Die 16 Länder schließen einen 

Vertrag miteinander? Was soll dadurch bewirkt werden? Die KMK schließt Vereinbarun-

gen, ein Vertrag ist verpflichtender. Ich wüsste nicht, was darin stehen sollte. Ich fürchte, 

er kommt auch nicht zustande. Auch ist die Zeit über den Antrag hinweggegangen. Die 

KMK hat das Thema auf der Agenda. Da ist beschlossen, dass jetzt ein Jahr intensiv zu-

sammengearbeitet wird. Da werden garantiert Standards entstehen, Bildungsstandards und 

anderes. Die Dinge sind ja öffentlich.“ (BIL) 

 „Bin nicht sicher, ob es eines Länderstaatsvertrages bedarf, der die föderale Struktur 

übersteuern soll oder ob es nicht ausreicht, dass sich die KMK auf verbindliche Standards 

verständigt. In welcher Form, wie das schriftlich fixiert ist, ist Wurscht, Hauptsache ist, es 

kommen pragmatische Lösungen raus. Einen Vertrag halte ich nicht für zwingend. Ent-

scheidend ist die Arbeitsebene, wo man Wirksamkeit erzielt, dass man da weiterkommt 

und das ist die KMK.“ (WIR) 

 „Beim Abschluss eines Staatsvertrages bin ich fast noch skeptischer als beim Pakt, weil der 

durch 16 Länderparlamente gehen muss. Bevor die Verfahren abgeschlossen sind, ist man 

gern vier bis fünf Jahre älter. Das Kernproblem ist zum einen, dass die Dinge auf eine Me-

taebene gehoben werden, und zum anderen, dass sich das Feld viel zu dynamisch bewegt, 

als dass man jetzt in einem von 16 Landesparlamenten zu ratifizierenden Staatsvertrag ge-

nau festlegt, was denn passieren soll. Aber es geht darum, jetzt schnell loszulegen. Für ei-

nen Kulturwandel in den Schulen, das sagen alle Experten, braucht man eine Schülergene-

ration. Man kann eben nicht fünf Jahre warten, um einen Pakt oder einen Staatsvertrag ab-

zuschließen.“ (ZIV)  

 „Ich erwarte relativ wenig, was die bundesweite Umsetzung anbelangt. Ich vermute, dass 

das Projekt langsamer vorankommt als die technische Entwicklung. Meine größte Befürch-

tung ist, dass Länderstaatsverträge Länder bremsen, die vorangehen. Das langsamste Schiff 

bestimmt im Geleitzug das Tempo. Länder mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten zu 

unterstützen, hängt davon ab, wo der Fokus liegt.“ (BIL)  

 „Dort werden Öffnungsklauseln stehen als Weichspülformel, denn kein Land wird freiwil-

lig seine Bildungshoheit aufgeben.“ (BIL) 

Die unterschiedlichen finanziellen Möglichkeiten in den einzelnen Ländern sind ein hinderli-

cher Faktor, wenn ein Vertrag in die Tat umzusetzen wäre.  
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 „An den Vertrag glaube ich nicht. Dazu sind die finanziellen Voraussetzungen in den Län-

dern zu unterschiedlich, um eine sinnvolle und für alle tragbare Vereinbarung zu schaffen. 

Man muss realistisch anerkennen, dass es Länder gibt, die weiter sind als die anderen. Ich 

will nicht sagen, die brauchen das nicht. Ich sehe nur die großen Unterschiede. Wenn ein 

Land viele Millionen in die Hand nehmen kann, um Schulverwaltung digitalisieren zu kön-

nen, dann ist das nicht auf alle Länder übertragbar. Auch wenn kleinere Länder weniger 

Geld aufwenden müssen, geht es wegen des geringeren Etatansatzes nicht. Die reichen 

Bundesländer haben ein eigenes System und auch Personalstäbe, die sich damit beschäfti-

gen können. Das fehlt bei den nicht so reichen Ländern komplett. Es hilft diesen nicht, 

wenn Entwicklungen aus den ‚reicheren‘ Ländern sogar kostenlos übernommen und ange-

passt werden können, denn auch dafür fehlen die materiellen und personellen Ressour-

cen.“ (BIL) 

 „Aber ich denke auch, dass es wichtig ist, dass die Länder durchaus auch eigene Wege 

gehen. Das ist jetzt ja auch schon so. Dass unterschiedliche Konzepte gefahren werden, ist 

ein Merkmal der föderalen Struktur. Natürlich müssen wir überlegen, wo wir gemeinsam 

etwas auch übergreifend machen. Aber das Lamento, dass das grundsätzlich problematisch 

ist, dem kann ich nicht folgen.“ (WIS) 

Mit einem prinzipiellen Einwand, weniger gegen den Länderstaatsvertrag an sich als vielmehr 

im Blick auf die gemeinten Akteure, richtet sich das Augenmerk auf die Kommunen als zent-

ral Betroffene.  

 „Der Vertrag wird nicht entstehen. Außerdem sind die Key-Player nicht die Länder, son-

dern die Schulträger. Die haben den Schlüssel zu dem ganzen Thema, so wichtig Lehrerbil-

dung auch sein mag. Ohne die Schulträger kommst du keinen Zentimeter weiter. Die 

müssen das Ganze zahlen und mittragen. Da spielen auch die kommunalen Rechenzentren 

eine zentrale Rolle. Bevor man anfängt loszulegen, sollte man eine Analyse der Ausgangssi-

tuation machen: Wo stehen die einzelnen Schulen heute und wo und wie holen wir sie ab? 

Da wird es keine bundesweiten Standardrezepte geben, sondern man muss den einzelnen 

Fällen Rechnung tragen. Das muss entwickelt und operationalisiert werden.“ (ZIV)  

 „ Prinzipiell sind Staatsverträge eine gute Idee, weil man gemeinsame Standards festklopfen 

kann. Aber ich denke, dass jedes Land anhand konkreter Beispiele heute schon nachweisen 

könnte, dass es den Vertrag erfüllt. Die Standardisierung findet außerhalb von Staatsver-

trägen durch die technische Entwicklung statt. Die Ansage professioneller Pflege ist natür-

lich auch eine gute Sache, denn es ist allgemein bekannt, dass es mit der Pflege von Schul-

netzwerken und Schul-IT-Infrastruktur nicht so gut aussieht. Das würde natürlich einen 

gewissen Handlungsdruck erzeugen. Wenn das Land einen Staatsvertrag macht, der Kos-

ten generiert, die beim Schulträger landen, dann sehen einige Verfassungen vor, dass das 

Land den Kommunen einen finanziellen Ausgleich geben muss, der für das Land aufkom-

mensneutral sein sollte.“ (BIL)  

Gäbe es womöglich Alternativen zum Staatsvertrag?  
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 „Die Frage ist: Was genau ist damit beabsichtigt? Das ist schwer zu beurteilen, weil es 

nicht genauer ausformuliert ist. Positiv formuliert, es braucht ein Expertengremium, ein 

Steuerungsgremium, das sollte nicht auf einen Staatsvertrag warten, sondern sagen, wir 

fangen mal an, und es sollte unterschiedlich besetzt sein. Ziel ist, keine Politik zu betrei-

ben. Deshalb sollten sich Experten und nicht nur Politiker, und das länderübergreifend, al-

so auf Bundesebene, zusammenfinden. Auch die IT- und Medienwirtschaft, auch die Kom-

munen als Sachaufwandsträger, die in dem Bundestagsbeschluss zu kurz kommen. Dann 

sollten auch pädagogische Fachleute dabei sein. Das Gremium sollte Empfehlungen aus-

sprechen, Handlungen anregen und vorantreiben, ohne den Vorlauf eines Länderstaatsver-

trags. Das Gremium sollte die Hauptthemen angehen, also sollte es jeweils Expertengrup-

pen geben zur Umsetzung von Lehrerfortbildung, Hardware, Infrastruktur, Bildungsmedien 

und Inhalte inklusive pädagogische Modelle für das digitale Zeitalter. Schließlich sollten den 

Ländern und Kommunen Beratungen angeboten werden, also muss das Gremium hand-

lungsorientiert operieren.“ (WIR) 

 „Das ist nur ein Instrument, wir müssen wissen, was wir damit inhaltlich verbinden. Wie 

kann man dafür oder dagegen sein, wenn man nicht weiß, was man damit erreichen will? Es 

ist Blödsinn wenn jedes Land seine eigene digitale Strategie macht, das ist das Grundprob-

lem der föderalisierten Bildungspolitik. Bei Politikwechsel gibt es dann wieder eine Re-

form, das ist Unsinn. Wir brauchen eine stetige, nach vorne gerichtete Diskussion, da 

braucht man keinen Ländervertrag, vielleicht ist ein Pakt das Richtige.“ (WIR)  

2.4. Rahmenbedingungen 

Viele Interviewte verweisen auf Rahmenbedingungen und Gelingensfaktoren, die im Kontext 

des Bundestagsbeschluss bedeutsam sein können. Wir haben einige Zitate zusammengestellt, 

die wichtige Aspekte beleuchten. Im Interviewleitfaden wurde nicht direkt nach Rahmenbe-

dingungen gefragt, die Statements geben mithin kein vollständiges Bild ab. 

2.4.1.  Allgemeine Bedingungsfaktoren 

2.4.1.1. Faktor Zeit 

Spät ist möglicherweise doch nicht zu spät, möchte man diesen Experten beipflichten:  

 „Ich habe im letzten Jahrzehnt auf allen Podiumsdiskussionen verfolgt, was die Bildungsex-

perten sagen, und gehört: ‚Das kann ja wohl nicht sein, die Politik muss handeln!‘ Ich könn-

te mich aufregen, aber ich sage, besser spät als nie. Ich würde sagen, der Beschluss kommt 

ein Jahrzehnt zu spät. Heutige Arbeitsplätze haben alle einen Rechner. Es ist absurd, dass 

die Schulen diese Lebenswirklichkeit nicht aufgreifen.“ (ZIV) 

 „Wir sind aufgrund der notwendigen Dialogprozesse nicht schnell genug, um die in den 

letzten 10 Jahren verlorene Zeit im Vergleich zu OECD Ländern aufzuholen.“ (BIL) 

 „Das ist gut, dass das Thema aufgegriffen wird, da ist Verwunderung. Da ist aber auch 

Skepsis, wie das gehen kann, dass ein so riesiger politischer Apparat sich in angemessener 

Geschwindigkeit mit etwas beschäftigt, das eine derartige Dynamik hat. Und wenn man das 

in entsprechender Tiefe auch bearbeiten will, braucht man einfach Zeit. Daher rührt die 
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Skepsis, dass irgendwann sehr viel Papier kommt, das wenige Adressaten richtig erreicht 

und an den realen Entwicklungen nebenher läuft - ich will bewusst nicht sagen: vorbeiläuft 

- und wenig Wirkung hat.“ (BIL) 

 „Es besteht die Hoffnung, dass jetzt endlich sichtbare Fortschritte zu sehen sind, wenn sich 

der Bundestag dezidiert dieses Themas annimmt. Es ist, von den Forderungen her gesehen, 

im Detail nicht so sehr viel Überraschendes und Neues dabei. Es sind alles Punkte, die 

noch der Realisation bedürfen. Geredet wird seit langem darüber.“ (BIL) 

 „Wir haben in den letzten Jahren festgestellt, dass es trotz vieler, vieler Bemühungen im-

mer noch ein randständig wahrgenommenes Thema ist, gerade was politisch relevante 

Entscheidungen angeht – sei es auf Bundes- oder auf Landesebene. Jetzt hier auf Bundes-

ebene ist es nach wie vor so.“ (WIS) 

 „Vor 35 Jahren war es auch schon immer ein Thema, dass die Schüler/innen besser vorbe-

reitet werden müssen auf die neue Welt und dass alle Fächer die Entwicklung von Medi-

enkompetenz fördern müssen. Es sind immer wieder Anläufe gemacht worden, aber es ist 

immer wieder stecken geblieben. Dass sich jetzt auch der Bundestag des Themas ange-

nommen hat, das ist ein neuer Anstoß.“ (ZIV)  

 „Es gab zwar hier mal eine Förderlinie und dort wurden ein paar Projekte gemacht. Aber 

die Bildungsministerien der Länder haben nicht das Thema umgesetzt im Sinne eines 

Strukturelements einer sich modernisierenden oder verändernden Schule (wir müssen uns 

nicht über den Modernisierungsbegriff streiten) oder eines sich an die gesellschaftlichen 

Prozesse adaptierenden Schulsystems. Wir haben im Moment die Situation, dass wir – was 

die Flächigkeit anbelangt – sehr punktuelle Initiativen haben.“ (WIR) 

2.4.1.2. Hinderungsfaktoren an den Schulen 

Die Einstellung zum Stellenwert des Themas „digitale Medien in der Bildung“ in der Gesell-

schaft im Allgemeinen und in der Schule im Besonderen gehört zu den grundsätzlichen Prob-

lemen, die bei der Einlösung der Bundestagsforderungen erhebliche Widerstände auslösen 

könnte.  

 „Die Gesellschaft ist stark gespalten in der Thematik: Wenn man fragt, sagen alle, ja, die 

digitale Medien gehören zum Leben; fragt man aber, sollen digitale Medien in der Bildung, 

in der Schule Einzug halten, dann sind die Stimmen schon skeptischer.“ (WIR) 

 „Die Frage ist, ob und wie man das hinkriegen kann: das ist die Haltung und Einstellung der 

Erzieher und Pädagogen, vor allem in der Grundschule, vielleicht auch an weiterführenden 

Schulen, die sehr starke Haltung, die digitalen Medien von den Kindern möglichst fernzu-

halten. Auch die Medienbeauftragten halten das für Teufelszeug, die Kinder nutzen das 

schon zu Hause zu viel. Und es gibt nicht die Einsicht, dass die Eltern die Medienerziehung 

gar nicht leisten können, woher sollen die die Kompetenzen haben? Außerdem ist das 

auch nicht kontrollierbar. Medienkompetenz bedeutet, dass man daran arbeitet, nicht 

wegsperren oder damit alleine lassen. Und die Schule ist dafür meines Erachtens der rich-

tige Ort. Da braucht es dringend einen Einstellungswandel. Das ist nicht einfach. Es ist 
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auch oft von letzter Priorität an den Schulen. Das muss sich ändern, es muss vorne auf der 

Agenda stehen. Inwieweit das mit dem Beschluss umgesetzt werden kann, weiß ich nicht. 

Oder war der Beschluss eine Reaktion auf ICILS?“ (WIS) 

 „Es ist m. E. ein großer Verhinderungsfaktor, das mangelnde Vertrauen in das Funktionie-

ren der Technik an den Schulen.“ (WIR) 

 „Eines der Hauptprobleme: Bei den Lehrern ist zu wenig digitale Kompetenz vorhanden, 

vor allem zum Übertragen in den Unterricht. Private Nutzung ja, aber nicht im Unterricht. 

Außerdem stimmen Realität und Lehrpläne nicht überein.“ (WIR) 

 „Überall sind Strukturen gewachsen, z. T. werden Zuständigkeiten nicht wahrgenommen 

oder aber auch überschritten, weil es Leute gibt, die Defizite erkennen, die sie dann selbst 

beheben. So gibt es in der Lehrerfortbildung einige sehr umtriebige Leute, die alles voran-

treiben, die auch in der Softwareentwicklung im Plattform-Learning aktiv sind, wofür die 

natürlich nicht zuständig sind. Andererseits gibt es Einrichtungen, die dafür zuständig sind, 

bei denen die Strukturen aber nicht richtig funktionieren. Da entstehen Schieflagen, die zu 

Friktionen und Verwerfungen führen. Das alles einzufangen und aufzugleisen, das ist eine 

gewaltige Herausforderung. Dann wird man von den Verantwortlichen schief angeguckt, 

weil man sagt, das kann doch nicht so schwierig sein, diese Sachen aufzuschreiben, da muss 

es doch Dokumentationen geben. Selbst größere Kommunen haben keinen Überblick. 

Manche erfassen zentral für alle Schulen den Ausstattungsstand; andere verweisen auf die 

Budgetierung der Schulen, so dass sie nicht wissen, was mit dem Geld passiert. Auch hier: 

volle Heterogenität und komplexe Bandbreite.“ (BIL) 

 „Was sind Haupthinderungsgründe gegen mehr Digitale Bildung? Es gibt in Deutschland 

keine empirische Forschung, auch nicht von namhaften Lehrstühlen, wie sich Unterricht 

durch Multimedia positiv verändert. Solange es keine belastbaren Aussagen dazu gibt, dass 

solcher Unterricht Schülerinnen und Schüler dauerhafter motiviert, solange das nur postu-

liert und nicht bewiesen ist, werden die zögerlichen Lehrerinnen und Lehrer sich weiter 

zurückhalten. Ich war am Freitag auf einem Lehrertag. Was wird denen zurzeit alles aufge-

laden: die Inklusion (außer an Gymnasien), das haben die noch nicht verdaut, wird von 

ihnen abverlangt, ohne dass ihnen dabei geholfen wird. Das ist hineingegeben worden, oh-

ne dass es durchdacht war. Dann die Migration. Sie haben in einer Klasse mit 27 Kindern 

3-4 Lernbehinderte (Inklusion) und 2-3 mit Sprachproblemen (Migration) - da ist erfolgrei-

cher Unterricht nicht ganz einfach!“ (WIR) 

 „Meine Befürchtung ist, es gibt eine Stimmung, vor allem in der Lehrerschaft: ‚Wir sitzen 

das Thema aus, da wird eine weitere Kuh durchs Dorf getrieben, letztendlich bleibt es wie 

es ist.‘ Also halten die Schulen die Füße still. Jede Schule setzt eigenständig ihre Schwer-

punkte und das Thema Digitale Bildung ist noch nicht selbstverständlich, es ist keine 

Pflicht. Aber ich bin der Meinung, die Freiheit der Schulen hat ihre Grenze. Das öffnet die 

Frage nach den Umsetzungsstrukturen.“ (BIL) 
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 „Es gibt teilweise tolle Konzepte, aber es scheitert in der Bildungsadministration an der 

mangelnden Bereitschaft, ja auch am fehlenden politischen Mut, die Umsetzung in den Bil-

dungseinrichtungen einzufordern und durchzusetzen.“ (WIS) 

 „Es ist ja nicht so, dass wir auf allen Ebenen nicht immer Leute haben, die diese Sachen 

vorangetrieben haben. In Schulen einzelne Lehrkräfte, und zwar auch schon seit vielen Jah-

ren; bei den Schulträgern einzelne Dezernenten, Kämmerer oder andere Zuständige, die 

selbst vorangeschritten sind und andere zum Mittun aufgefordert hatten; auf der ministeri-

ellen Ebene einzelne Referenten, die dieses Thema gepusht haben. Eines der Grundprob-

leme ist, dass man das Vorankommen immer auf einzelne Personen gestützt sehen muss. 

Man bekommt keine Einheitlichkeit hin, keine Standardisierung, keine belastbare Infra-

struktur. Man weiß nicht, in welcher Organisationseinheit und auf welcher Ebene welche 

Kompetenzen vorhanden sind. Alles ist immer an einzelne Personen gebunden. Es sind in 

allen Länder faktisch Ein-Personen-Verfahren. Wir kennen das im Schulbereich. Dort sind 

Lehrkräfte, die haben vor 20 oder 15 Jahren mal was angefangen, das ist dann gewachsen. 

Das wurde aber betriebswirtschaftlich nicht ordnungsgemäß verwaltet, was aber notwen-

dig gewesen wäre. Nun gehen die Leute reihenweise in den Ruhestand, und jetzt gibt es 

die helle Aufregung um die Frage: Wie geht man weiter vor?“ (BIL) 

2.4.2. Der Föderalismus 

Länderspezifische Besonderheiten und das Kooperationsverbot sind Stichworte für die 

Hauptsorge einer Reihe von Experten, das föderale System trüge wesentlich zum Scheitern 

oder Verwässern des Beschlusses bei. Gleichwohl sind die derzeit geltenden rechtlichen 

Verhältnisse nach der 2. Föderalismusreform gewissermaßen Geschäftsgrundlage für die an-

stehenden Debatten.  

 „Durch die Digitalisierung ist die Länderhoheit eigentlich fast ad absurdum geführt wor-

den. Die Digitalisierung kennt keine Landesgrenzen. Deswegen finde ich es vernünftig, dass 

der Bund das in die Hand genommen hat. Man kann leicht mit Schulen oder Hochschulen 

in anderen Bundesländern kooperieren. Mich interessieren keine Ländergrenzen. Die Digi-

talisierung schafft neue Konstellationen, die erst seit wenigen Jahren möglich geworden 

sind. Dem muss man sich stellen.“ (WIS) 

 „Die Rahmenbedingungen sind immer noch, wie sie sind. Es herrscht Kooperationsverbot. 

Da wird bei allen Vorsicht bestehen, denn wenn einer was sagt, soll er es auch bezahlen. 

Die politische Gesamtlage ist nicht förderlich, da ist nicht von hoher Geschwindigkeit aus-

zugehen.“ (WIR) 

 „Es geht aber nicht nur um Strukturen; auf die handelnden Menschen ist achtzugeben. Wir 

haben die komplexen föderalen Strukturen. Es liegt in Deutschland nicht am Geld!! Aber 

das geht ja bis zur Bundesregierung. Denken Sie mal an den Breitbandausbau. Das zentrale 

Problem ist: Man muss unheimlich viele Menschen mitnehmen.“ (BIL)  

Es gibt aber nicht nur Probleme im Verhältnis Bund – Länder, auch auf der Bundesebene sind 

nicht alle Signale freigeschaltet.  
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 „Das Thema muss jetzt ministeriell aufgehängt werden und meiner Ansicht nach zwischen 

BMBF, BMBI für die ganze digitale Agenda und die Infrastrukturfreunde von Herrn 

Dobrindt. Insofern ist das eine ganz schwierige Gemengelage.“ (WIS) 

2.4.2.1. Kooperation zwischen Bund und Ländern 

In den Statements wird mehrheitlich der Wunsch deutlich, dass der Bund sich in allen Bil-

dungsbereichen für die Digitale Bildung gestaltend einbringen sollte. Mehr Bundeseinheitlich-

keit durch strukturelle Vorgaben bei gegebener Länderhoheit – dies scheint eine allgemein 

akzeptierbare Haltung zu sein. Diese Position teilen bis zu einem gewissen Grad auch Ver-

treter der Länderbildungsverwaltungen. Das nach der zweiten Föderalismusreform geltende 

Kooperationsverbot wird quer durch alle Teilnehmergruppierungen als nachteilig betrachtet. 

 „Wir haben seit der zweiten Föderalismusreform die Situation, dass der Bund nur noch 

eine marginale Zuständigkeit hat und im Beschluss oder auch in der Diskussion ist kein 

Anzeichen zu erkennen, dass die CDU/CSU-Fraktion ihre Meinung zu der Sache verän-

dern oder auch zu diesem Thema eine weitergehende Zuständigkeit des Bundes sehen 

würde, sondern sie geht auf diese Brückentechnologie des Länderstaatsvertrags zurück. 

Da frage ich mich: Was passiert da dann konkret? Die KMK will das Thema stärker auf die 

Tagesordnung heben. Aber zwischen KMK und Bundestag und Bundesregierung wird es 

momentan wohl eher zu Reibungsverlusten kommen.“ (ZIV) 

 „Wenn Bildung als Gesamtes betrachtet wird, Lernen im Lebenslauf, dann kann das BMBF 

nur in gewissen Teilen Einfluss nehmen, aber wegen des Kooperationsverbots nicht in der 

allgemeinen Bildung, der wesentlichen Säule des Bildungswesens. Der Bundestag kann 

nichts von den Ländern fordern, auch ein Länderstaatsvertrag hilft nicht weiter, weil sich 

nicht alle 16 Länder in einen solchen Vertrag einbinden lassen wollen.“ (BIL) 

 „Das Problem ist, dass die Länder auf weiten Strecken zuständig sind und das Gremium 

der KMK das handelnde Organ ist. Mir scheinen dies die verfahrensmäßigen Hürden zu 

sein. Kann dieses Organ kurzfristig etwas einleiten?“ (ZIV) 

 „Die Basisschwierigkeit liegt in der Verteilung der Zuständigkeiten. Da in der Technik die 

Schulträger, bei Lehrkräften die Länder verantwortlich sind, sehe ich das Gerangel um Zu-

ständigkeiten, vor allem die Schwierigkeit zu gemeinsamen Abstimmungen zu kommen. Je-

des Land arbeitet für sich, wenn es Kooperationen gibt, sind die eher klein.“ (ZIV)  

 „Die Forderungen haben Hand und Fuß. Ich denke, auch die Entwicklungen werden in die-

se Richtungen gehen. Ich habe allerdings Zweifel, ob sie durch diesen Beschluss beschleu-

nigt werden. Es ist rechtlich nicht Sache des Bundes, sondern der Länder und Kommunen. 

Es gibt das Kooperationsverbot, und ich meine, die Länder lassen sich durch einen solchen 

Beschluss nicht beeindrucken. Allgemeinbildende Schulen sind für die Länder einer der 

wenigen Bereiche, wo sie eine eigene Hoheit haben und da werden die Unterschiede auch 

gepflegt. Also, wenn sie mit Bayern oder NRW, das parteipolitisch anders geführt wird, 

sprechen, dann merkt man schon, dass da auch ein Wettbewerb herrscht.“ (WIR)  
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 „Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK) hat es 

bis 2007 gegeben. Das war bundesweit das einzige Forum, in dem Bund, Länder und 

Kommunen miteinander über Bildung geredet haben. Mit der Föderalismusreform war die 

BLK weg und auch die institutionalisierte Zusammenarbeit dieser drei Ebenen. Das war 

ein großer Fehler.“ (BIL)  

 „Geht nur mit den Ländern. Oder man kommt auf Bund-Länder-Initiativen zurück. Es 

schreit nach einer Auflösung des Kooperationsverbots.“ (BIL)  

 „Ich habe eine einzige Hoffnung: Dass man mit dem Beschluss das Kooperationsverbot 

überwindet, vielleicht letztlich auflösen kann.“ (WIR) 

 „Wenn man das Kooperationsverbot ein bisschen lockern würde, käme man bei der tech-

nischen Ausstattung der Schulen einen Schritt nach vorne.“ (WIR) 

 „Dadurch, dass die Sache vom Bundestag kommt und auf alle Ebenen durchgreift, besteht 

schon die Hoffnung, dass eine bessere Verzahnung und Abstimmung der vielfältigen Aktivi-

täten in allen Bereichen auf möglichst allen Ebenen stattfindet. Da muss man den Födera-

lismus berücksichtigen: Es kann zu einer Verbesserung, aber auch zu einer Angleichung 

oder Nivellierung der IT-Ausstattung kommen und entsprechender Anforderungen. Die 

Länder haben ihre Kultushoheit, das ist ein ganz hohes Gut. Das führt aber zu dem be-

kannten Flickenteppich und macht es schwierig, eine bundeseinheitliche Vereinheitlichung 

und Verständigung hinzubekommen.“ (BIL) 

2.4.2.2. Einzelaktionen der Länder: Eigeninteressen und Profilierung  

Wer sich in den einzelnen Ländern umschaut, der sieht allenthalben Entwicklungen mit Auf-

merksamkeitswert und weiterreichender Ausstrahlung, allerdings häufig lokal oder regional 

begrenzt. Es gibt allerdings mehrere Gründe, sich Lösungen mit bundesweiter Wirksamkeit 

zu wünschen, nicht zuletzt um Ressourcen zu schonen. 

 „Man muss ja auch in Rechnung stellen, dass sich hier ein schönes Profilierungsfeld auftut, 

besonders für das eine oder andere nicht so große Land. Da kann man mit der einen oder 

anderen Aktion, gar nicht mal so teuer, eine große mediale Aufmerksamkeit bekommen 

und sich positiv profilieren. Erste Beispiele sind Bremen mit „it’s learning“ oder die Mo-

dellversuche mit mobilen Geräten in ein paar Ländern. Insofern würde ich mir aus diesen 

Ansätzen die größte Dynamik erwarten.“ (ZIV)  

 „Was den Medienbereich betrifft, ist die Kleinstaatlichkeit nicht förderlich. Wir haben so 

viele Angebote separat in jedem Bundesland. Wir könnten viele Ressourcen sparen, wenn 

wir Dinge gemeinsam voranbringen (Mediendistribution, Entwicklung von Materialien). 

Meine Befürchtung ist, der Ansatz, mehr gemeinsame Angebote zu schaffen, kommt wegen 

der föderalen Eigeninteressen nicht zustande.“ (BIL)  

 „Ich befürchte, dass das ein Text und Beschluss von vielen ist, die dann in den Schubladen 

verschwinden. Da werden Institutionen direkt angeschrieben, die ihre eigenen Befindlich-

keiten haben und ‚not amused‘ darüber sind, dass der Bundestag etwas vorgibt. Ich finde 

es spannend, dass von Bundesebene gefordert wird, dass die Länder sich mehr bewegen 
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und der Bund auch unterstützend unter die Arme greifen soll. Wenn ich die Landschaft 

angucke in den letzten Jahren, hat man das Gefühl, jedes Land macht seins, jedes erfindet 

das Rad neu, man lässt sich auch nicht gern in die Karten gucken und jedes ist sich selbst 

das Beste.“ (WIR) 

 „Meine Befürchtung ist, dass es zerfasert, wegen interner Konflikte und Partikularinteres-

sen der Länder.“ (WIS)  

 „Die großen Länder - Bayern, Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen - haben ihre 

eigenen Vorstellungen, die kleineren befinden sich eher in einer Notlage und übernehmen 

deren Konzepte.“ (BIL) 

2.4.3. Kommunen, die Sachaufwandsträger  

Die Kommunen werden in dem Beschluss, trotz ihrer Schlüsselrolle im Bereich der IT-

Technik in Schulen, nicht erwähnt. Das Verhalten der Antragsverantwortlichen wird zwar 

von Interviewpartnern kritisiert; aber Kenner des politischen Alltags sehen darin nichts Un-

gewöhnliches. Gleichwohl wird diese Entscheidung als schlechter Stil angesehen, auch wenn 

dieses Verhalten auf Bundes- wie Länderebene Usus ist. Die folgenden Texte geben hierzu 

näheren Aufschluss und deuten auf die kritischen Punkte. 

 „Ich finde, der Antrag war handwerklich an manchen Stellen nicht gut, im Sinne von ‚wer 

ist eigentlich meine Zielgruppe?‘ Und das sind die Kommunen, das sind wirklich die Kom-

munen - und die sind in ihrer Funktion als Schulträger gar nicht gefragt worden!“ (WIS) 

 „Unstrittig ist der Schulträger für die IT-Ausstattung zuständig; das Ministerium nicht. Das 

Land kann vielleicht moderieren, hat aber keine Weisungsbefugnisse. Es geht eigentlich 

recht nüchtern um ein IT-Konzept für Schulen. Die kommunale Seite wünscht sich eine 

Erhöhung der Verbindlichkeit. Das geht aber nicht, weil das Land immer nur Empfehlungen 

geben kann, keine Vorgaben wegen der Zuständigkeit der Gemeinden. Zum Beispiel kann 

der IT-Chef einer Kommune zu seinem Kämmerer gehen. Wenn dieser IT-affin ist, be-

kommt er, was er will; im umgekehrten Fall nicht, weil das Ministerium nur eine Empfeh-

lung ausgesprochen hat. Es gibt reiche Kommunen, die ihre Schulen top ausstatten können 

oder eine gut verdienende Firma am Ort haben, die sich profiliert und die Schulen spon-

sert. Bei den kleinen Gemeinden auf dem platten Land ist vielfach kein Geld vorhanden 

und es finden sich Schulen, die eine Internetanbindung auf ISDN-Niveau haben. Eine Ein-

heitlichkeit hinzubekommen, ist enorm schwierig. Sobald das Land sagt, die und die Investi-

tionen sind nötig, die Infrastruktur wird benötigt – es herrscht das Prinzip der Konnexität: 

Schwarzer Peter-Spiel! Über das Ziel sind alle einig: Heterogenität im Ausstattungsbereich, 

Standards formulieren etc.. Ansprechpartner auf kommunaler Seite sind die kommunalen 

Landesverbände. Diese haben kein rechtliches Mandat im belastbaren Sinne. Sie können 

keine Verträge zu Lasten Dritter (z. B. Gemeinden) abschließen. Jede Gemeinde ist frei, 

einem ausgehandelten Vorschlag zu folgen oder nicht. Das Risiko besteht obendrein, weil 

schon so viel geschieht, dass Doppelstrukturen geschaffen werden.“ (BIL) 

 „Befremdlich an dem Antrag ist, dass die Kommunen gar nicht angesprochen werden. Ich 

habe das teilweise aber auch so verstanden, dass sich die Fraktionen, was aus dem Bericht 
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zum Antrag hervorgeht, mit der Position der Kommunen beschäftigt haben, denn in den 

Anhörungen ist ein Mitglied eines Spitzenverbandes wohl stellvertretend für andere ange-

hört worden. Die Kommunen sind häufig mit der Tatsache konfrontiert, dass Bund und 

Länder miteinander sprechen und dabei die Länder immer auf der Grundlage der verfas-

sungsrechtlichen Regeln beanspruchen, gegenüber dem Bund die kommunalen Gesichts-

punkte mit zu vertreten. Auf dieser rechtlichen Grundlage, die die Länder unabhängig von 

jeglicher politischen Couleur einnehmen, beanspruchen die Länder immer die Mitvertre-

tung der kommunalen Sichtweisen. Es wäre ein großes Versäumnis in der Frage: ‚Wie set-

zen wir solche Dinge um?‘, wenn die kommunale Seite – Spitzenverbände und Kommunen 

– nicht beteiligt wären. Aber in den eingefahrenen Diskussionen zwischen der Bundesebe-

ne und den Ebenen der Länder läuft das meistens so ab. Wenn es um die fachlichen Dinge 

und die Umsetzung geht, da werden die Länder von selbst einsehen, dass sie ohne die 

Kommunen gar nichts machen können. Sonst macht das ja auch gar keinen Sinn. Für die 

politische Kultur wäre es ganz angenehm, wenn der Bundestag expressis verbis auf die 

große Verantwortung und Verantwortungsbereitschaft der Kommunen hingewiesen hätte. 

Man hätte in dem Antrag auch darauf hinweisen müssen, wie die Aufgaben- und Zustän-

digkeitsverteilung ist. Man muss wissen, dass schon viele Kommunen aus sich heraus Dinge 

tun, die hier im Text stehen.“ (BIL) 

 „Die Länder sind aufgefordert, über Finanzausgleich den Schulträgern zur Seite zu stehen; 

da können sie sich nicht herausziehen. Auch wenn die Schulträger nicht genannt werden, 

so sind sie doch bei der Ausstattung voll gefordert. Ich kenne die Veröffentlichungen der 

EU-Kommission: Der Antrag liegt auf dieser Linie. Die fordern eine verbesserte techni-

sche Ausstattung, sagen aber nie, wer es finanzieren soll. Das ist eine Schwäche des An-

trags. Es ist wohlfeil, sich in Berlin zusammenzusetzen und sich Kluges auszudenken, aber 

über die Finanzierung nichts zu sagen.“ (WIS) 

 „Dieser Antrag ist auf der Bundesebene verabschiedet worden. Wichtig ist zu bedenken, 

dass damit aber, wenn man das wirklich ernst nimmt, eine Reihe von Kosten verbunden 

ist. Beim Thema Digitale Bildung und Ausstattung ist noch das weitere Problem, dass dafür 

nicht das Land, sondern die Kommunen zuständig sind. Wenn das Land sagt: ‚Die Schulen 

müssen entsprechend ausgestattet sein‘, sagen die Kommunen: 'Bitte, finanziert das auch.“ 

(ZIV)  

 „Über die Gemeinden als Kostenträger kann das Land nicht einfach bestimmen und an-

ordnen; die Kommunen müssen Riesenkosten tragen. Auch kann der Bund nicht die Län-

der anweisen.“ (BIL) 

 „Die Kommunen werden so richtig in dem Papier nicht wahrgenommen. Bei der Umset-

zung in den Ländern aber werden die Kommunen unmittelbar mit einbezogen. Da gibt es 

bei den Spitzenverbänden gute Gesprächspartner. Da lassen sich Wege finden, um für alle 

zu vertretbaren Lösungen zu kommen.“ (BIL) 
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2.5. Desiderate 

Die befragten Experten sind im Wesentlichen mit dem Bundestagsbeschluss einverstanden; 

es gibt gleichwohl einige Hinweise auf Lücken im Tableau des Beschlusses oder auf Aspekte, 

die grundsätzlich hätten bedacht werden sollen. Was wäre in der Perspektive des Bundes-

tagsbeschlusses von wem zu tun? In den Interviews sind verschiedene Wünsche geäußert 

worden, die wir in der Folge vorstellen. Fast leitmotivisch zitieren wir einleitend einen Ex-

perten, der auf den bildungspolitischen Kontext abstellen.  

 „Bildung ist der entscheidende Faktor für die Entwicklung unserer Humanressourcen. Wir 

haben ein traditionell hoch entwickeltes Bildungssystem. Solange die Welt analog blieb, 

hatten wir unsere Stärken. In dem Maße, in dem wir jetzt andere Komponenten hinein-

kriegen – Digitalisierung, Globalisierung – müssen wir versuchen, mit anderen Staaten 

Schritt zu halten. In den OECD-Vergleichsstudien sind wir sehr oft nur in der Mitte und 

darunter zu finden. Das muss sich ändern.“ (BIL) 

2.5.1. Intensive Kommunikation und entschlossenes Handeln 

2.5.1.1. Errichtung von Gremien 

Die für den Antrag Verantwortlichen sehen die Notwendigkeit, dass die Länder untereinan-

der Maßnahmen vereinbaren, um die Strategie „Digitales Lernen“ gemeinsam entwickeln und 

umsetzen zu können. Dazu dient „die Errichtung von Gremien zur Koordinierung der schuli-

schen und außerschulischen Medienbildung, die alle Akteure einbinden, ganzheitliche Medi-

enbildungskonzepte erarbeiten und deren konsequente Umsetzung begleiten.“9  

Falls Gremien gewollt sind: Wer soll aus welchen Gründen was tun? Die folgenden State-

ments sind getragen von dem Zweifel, dass weitere Gesprächskreise und Institutionen einen 

Mehrwert hätten, zusätzlich zu den vorhandenen, bundesweit operierenden, wie z. B. GMK, 

Keine Bildung ohne Medien, Länderkonferenz Medienbildung, GK der KMK. 

 „Ein neues Gremium – was wäre seine Rechtsposition?“. (BIL) 

 „Es dürfen keine Einzelaktionen sein, die nachher wiederum verpuffen. Der Nachteil ist, 

dass über Jahrzehnte hinweg immer wieder dieselben Themen auf der Agenda stehen. Man 

bewegt sich im Regelfall im Kreise der dort Anwesenden, die sich weitgehend einig sind, 

aber an erkennbaren Veränderungen relativ wenig erreichen.“ (BIL).  

 „Ich glaube nicht, dass man die Wirtschaft reinholen muss, aber man muss die Unis mit 

reinholen, die Wissenschaftsseite. Da gibt es verschiedene universitätsnahe Einrichtungen, 

die sehr praxisorientiert den Stand der Entwicklung ein Stück weit erforschen und mögli-

che Entwicklungslinien mit aufzeigen können. Wirtschaft kann das eigentlich weniger, die 

guckt nach dem Markt. Es geht nicht um den Markt, sondern um gesellschaftliche und 

technische Entwicklungen.“ (BIL)  

                                            

9 Deutscher Bundestag: Drucksache 18/4422, S. 5 
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 „Ob es hilfreich wäre, Politik und Wirtschaft zusammenzubringen? Initiativen wie d21 oder 

das Bündnis für Bildung waren bislang nicht sonderlich ertragreich.“ (WIS) 

 „Gremien brauchen wir vielleicht eher nicht. Grundsätzlich gilt, der Austausch zwischen 

allen Akteuren ist ganz wichtig. Sobald aber ein Gremium geschaffen wird mit Kompeten-

zen, die eher verhindern als ermöglichen, dann wäre ich eher skeptisch. Andererseits: Zur 

Organisation der dringend erforderlichen Sachdiskussionen ist ein ständiger Gesprächs-

kreis erforderlich. Da wünschte ich mir weniger formal einzuberufende Gremien, sondern 

den offenen Rahmen für Ländervertreter, gegenseitig voneinander zu lernen. Dann muss 

nicht jeder das Rad neu erfinden. Man braucht auch nicht überall bis in das letzte Komma 

die gleichen Regelungen. Die großen Bildungsstiftungen bieten den Ländern einen solchen 

Rahmen an, um sich jenseits des typischen Protokolls über Erfahrungen gegenseitig auszu-

tauschen.“ (ZIV)  

 „Wir brauchen so etwas wie eine permanente Diskussion, einen permanenten Diskurs zu 

Fragen wie ‚Was sind relevante Eckpunkte? Worüber muss man jetzt nachdenken? Wo 

muss man Impulse setzen?‘ Aber daraus leitet sich keine Strategie ab.“ (WIS)  

 „Wir brauchen eine breite politische Debatte. Es muss viel über das Thema gesprochen 

werden. Es gibt gute Erfahrungen mit einem Arbeitskreis Medien zusammen mit den 

kommunalen Spitzenverbänden. In ganz Deutschland ist leider die Entscheidung, innere 

und äußere Schulangelegenheiten in getrennte Verantwortung zu geben, ein Hindernis für 

Schulentwicklung. Deshalb müssen beide Seiten miteinander sprechen. Dieses Gremium 

mit den kommunalen Spitzenverbänden sollte es auch auf der Ebene mit der Bundesregie-

rung geben.“ (BIL) 

2.5.1.2. Neue Strukturen erforderlich? 

Es scheint Interesse an wie auch immer gearteten Strukturierungen zu bestehen, die nicht 

nur die Kommunikation, sondern auch die Umsetzung der erarbeiteten Beschlüsse fördern.  

 „Die Digitalisierungsaktivitäten werden sich genauso weiterentwickeln, wie sie die ganze 

Zeit schon gewesen sind und wie sie die Logik des Netzes auch ist, nämlich weitestgehend 

chaotisch, ein Stück weit bottom up getrieben, ein Stück weit auch getrieben durch Exper-

ten, die so etwas professionell machen. Das ist nicht steuerbar und das ist nicht so, dass 

man mit Gremien was erreichen könnte. Wenn ich mir die Halbwertzeit von Technologie, 

die Explosion von Information und Wissen ansehe, dann ist das von niemandem ernsthaft 

steuerbar, schon gar nicht über Gremienarbeit. Das ist eine Antwort im traditionellen Sin-

ne auf eine neue Situation, die überhaupt nicht die Fragen von morgen beantworten kann. 

Man muss die Menschen aufklären, fit und klug machen, dass sie wissen, was sie tun, auch 

im Sinne von Folgeabschätzungen, dass sie sich entsprechend bilden. Man darf nicht den-

ken, dass das Netz sich limitieren lässt. Man kann da nichts regulieren. Schon gar nicht 

durch Gremien.“ (WIS) 

 „Ein politisches Signal in die Länder und die Wirtschaft: Entscheidungsträger sind gefragt. 

Ich habe sehr große Hoffnungen, die hatte ich aber auch schon bei der ‚digitalen Agenda‘. 

Es steht zu befürchten, dass es diesmal wieder so geht wie in den letzten Jahren, in denen 
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es immer wieder Hauruck-Aktionen gab, z. B. ‚Jeder Schüler ein Notebook‘. Aber man 

sieht auch, dass jetzt die Legislative drängt: Das Parlament agiert, umsetzen aber müssen 

es die Ressorts. Grundlagen müssen neue Strukturen sein, die in der Lage sind, konzeptio-

nell etwas Dauerhaftes und Neues umzusetzen. Das Problem in Deutschland ist bislang: Es 

fehlen die länder- und ressortübergreifenden Strukturen.“ (BIL) 

 „Ich sehe einen sehr großen Bedarf bei der Umsetzung. Der Beschluss wird leider, was die 

Umsetzung betrifft, nicht deutlich. Ich habe die Hoffnung, dass Strukturen in den relevan-

ten Bereichen gefunden werden.“ (WIS) 

 „Eine neue Bürokratie kann es nicht sein. Wenn, dann muss man nach neuen Formaten 

suchen. Man muss schauen, was es schon gibt und wie man mit denen besser umgeht. Hier 

kommt die SPD mit ihrem Regulierungsdrang durch. Eigentlich brauchte man positive Kre-

ativität, so wie es im anglo-amerikanischen Raum Usus ist.“ (ZIV)  

2.5.1.3. Agendasetting 

„Digitale Bildung“ muss nach der Vorstellung vieler Experten ein Dauerthema sein, und zwar 

nicht nur in Diskussionen in allen gesellschaftlichen Kontexten, sondern beim Handeln der 

Verantwortlichen. 

 „Das Thema muss auf die Agenda. Auf allen Ebenen, Bund und Länder, müssen Veranstal-

tungen stattfinden, das muss kleingearbeitet werden, das erwarte ich von den entspre-

chenden Ausschüssen im Bundestag, die müssen das konkretisieren, man kann sich beraten 

lassen, Fachtagungen machen, dann muss aber auch über Investitionen gesprochen werden. 

Ohne das wird es nicht gehen.“ (ZIV)  

 „Ich habe die Erwartung, dass das jetzt mit Leben gefüllt wird, dass die, die das initiiert 

haben, das weiter vorantreiben, auch wenn sie nicht diejenigen sind, die den Prozess leiten 

und steuern können, das sind Bundestagsabgeordnete, die letztlich in der Exekutive nichts 

zu sagen haben, trotzdem kann man seine Entscheider vor sich her treiben, das muss ge-

schehen. Ich erwarte auch von denen, die immer sagen, es passiert nichts, den Beschluss 

zum Anlass zu nehmen, sich dahinter zu klemmen und zu sagen, wir haben jetzt eine 

Grundlage, das deutsche Parlament hat das beschlossen. Das als Grundlage zu nehmen, 

hier ist ein Wille formuliert worden, wir werden jetzt mal schauen, an wen wir herantre-

ten können, um diese Forderungen mit Leben zu füllen. Es gibt genügend, die in dem Be-

reich unterwegs sind seit Jahren, gute Arbeit machen, sich in den letzten Jahren sicher 

stiefmütterlich behandelt gefühlt haben, weil es wenig Geld gab und wenig Initiative über 

Sonntagsreden hinaus, dass diejenigen sagen, hier liegt jetzt ein Papier, hier ist ein Wille 

formuliert, wir wollen daran teilnehmen, wir stehen auch dazu.“ (WIR) 

 „Wir brauchen Leute in den Ministerien, die die Dinge umsetzen. Wir brauchen nicht 

noch einen Arbeitskreis, noch ein Gremium – wir müssen einfach anfangen. Es fehlt nicht 

an Ideen, sondern an Menschen, die die Ideen tatkräftig vorantreiben.“ (WIR) 

 „Wenn es eine Enquete-Kommission (mit den regionalen Schulträgern) gäbe, die zeitnah 

Beschlüsse fasste, dann wäre es ein wünschenswerter Impuls. Wenn es aber - wie bei OER 
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- ein zweijähriger Prozess mit vermutlich weichgespülten Ergebnissen ist, dann ist das nicht 

hilfreich. Wenn es nicht zu starken Impulsen kommt, dann müssen die Länder wieder ihre 

eigenen Sachen machen, die nicht zur Standardisierung führen. Ich fürchte, dass jede Schu-

le ihre eigene Lösung verfolgt, was auf Dauer nicht mehr administrierbar ist. Da müssten 

sich dann Träger und Ministerien zusammensetzen.“ (BIL) 

 „Es gibt auch Modelle, die zu einer Debatte aller Marktteilnehmer geführt haben. So etwas 

wäre wichtig, wenn sich die etablierten Institutionen der Sache mit Vehemenz annähmen, 

hier vor allem die KMK. Die Erfahrung aber ist: Alle machen ein bisschen was, sehr punk-

tuell, man diskutiert jedoch kaum über die empirisch gewonnenen Ergebnisse aus irgend-

welchen Pilotprojekten und schon gar nicht über Schlussfolgerungen für die Infrastruktu-

ren. Das würde ich aber erwarten.“ (WIR)  

 „Ich hoffe nicht, dass ich später sagen muss: „War `ne schöne Geldspritze und jetzt steht 

es im Schrank und wird nicht genutzt‘ (Beispiel: Bildungspakt Bayern). Das wird nicht pas-

sieren, wenn der Bund sagt: ‚Das muss jetzt gemacht werden‘. Es geht um Positionierung 

im internationalen Vergleich. Ich hoffe, es trägt. Der Druck muss so groß sein auf die Ver-

antwortlichen, dass sie nicht mehr zurück können.“ (WIR) 

 „Vielleicht könnte der Bund über Tagungen und Foren die Gelingensbedingungen von Digi-

taler Bildung in der Schule beleuchten. Wie kriegt man das parallele Arbeiten an den ver-

schiedenen Handlungsfeldern umgesetzt? In den letzten 10 Jahren gab es immer Einzelsäu-

len. Da gibt es ja den länderübergreifenden Dialog mit der LKM, da sitzen hochkompeten-

te Fachleute und tauschen sich aus, aber das ist deutlich zu wenig.“ (BIL) 

 „Man sollte mit den Menschen, die politische Verantwortung haben, mehr über Bildung 

reden. Kommunikation ist der ausschlaggebende Faktor. Es sollte ein Newsletter für Poli-

tiker gemacht werden, denn die entscheiden, nicht die Ministerien. Viele von uns schauen 

zu sehr auf die Exekutive, nicht auf die Legislative.“ (WIR) 

2.5.1.4. Beispiel für gemeinsame Aktion: bundesweite Standards 

Am Beispiel von bundesweit geltenden Standards wird in mehreren Beiträgen deutlich, dass 

gemeinsames Handeln als notwendig angesehen wird. Dabei ist es unerheblich, ob es sich um 

technische oder pädagogische Standards handelt. 

 „Es ist auch sinnvoll, dass Länder sich verständigen auf Standards und nicht sechzehnmal 

das Rad neu erfinden.“ (BIL) 

 „Wir wissen, dass sich die KMK intensiver mit der Frage der Rahmenbedingungen beschäf-

tigt, welche Standards möglicherweise länderübergreifend und in der Lehrerbildung getrof-

fen werden müssen, um die Vermittlung digitaler Kompetenzen in Schulen voranzubringen. 

Da braucht es die KMK und entsprechende Arbeitsgruppen um abgestimmte, homogene 

Entscheidungen zu bekommen. Insofern ist die Bundestagsinitiative mit der Aussage zu be-

grüßen, dass das nicht in Kleinstaaterei funktioniert, sondern länderübergreifend.“ (WIR) 

 „Konkret fehlt eine Auflistung der Mindestanforderungen und Grundvoraussetzungen für 

Medienkompetenz, so etwa im Sinne der 21st Century Skills. Und zwar immer noch nach 
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Baacke, dabei bezogen auf digitale Medien. Ohne das bleibt es ein seichtes Problematisie-

ren. Auch wenn Schulbildung Ländersache ist, muss man zu Bundesstandards in der Medi-

enkompetenz kommen. Ich habe eine Hoffnung: Auf der Basis des Papiers setzen sich 

Bund und Länder (zwei, drei mit Blaupausen für die Lehrerausbildung) an einen Tisch. Es 

müssen Mindestanforderungen an Medienkompetenz nach dem 9./10. Schuljahr festgelegt 

werden. Man muss sich fragen, was erwartet ein Betrieb heute von Schülern.“ (BIL)  

Nicht nur in Bezug auf Standards im pädagogischen Bereich der Medienkompetenz, auch bei 

der Formulierung von technischen Standards gibt es Probleme. 

 „Aus der Historie wissen wir, es gab Beschlüsse bei der Grundbildung, es gab Modellver-

suche, es gab viele Ressourcen. Aber das versickert nach den Modellversuchen. Das ist 

ganz stark abhängig davon, ob die Parteien oder die Regierung das wollen und fördern, 

dass es Ressourcen gibt, dass es eine langfristige und stabile Sache ist. Ich habe Vorbehalte, 

weil sich die technische Seite zu schnell entwickelt. Es müsste also auch schon eine Aktua-

lisierung mit verankert werden. Sonst geht das für 10 Jahre und man hat die neueren Ent-

wicklungen nicht berücksichtigt. Wie etabliert man, dass neuere Entwicklungen aufgegriffen 

werden?“ (WIS) 

 „Die Länder sollen in konstruktiven Dialog treten und die Chance sehen, dass der Bund 

sie eher unterstützen will, als dass er in Konkurrenz tritt. Da sind wir wieder bei einheitli-

chen Standards für den flächendeckenden Einsatz der neuen Medien. Bisher findet alles auf 

unterschiedlichen Niveaus statt, bedingt durch die Schulen und Träger, was zu Resignation 

und latenter Blockade bei Schulen führt, die sich digitale Medien nicht leisten können. Ich 

rate: Gemeinsam schaffen und Grundlevel für gemeinsame Rahmenbedingungen fertigbrin-

gen.“ (WIR) 

Der folgende Beitrag äußert sich zum prinzipiellen Problem des Verhältnisses von zentral 

und dezentral angelegten Lösungen: 

 „Prinzipiell finde ich es sinnvoll, dass es bundesweit Medienstandards gäbe, die müssten 

dann in den einzelnen Ländern rezipiert werden. Aber da stoßen wir an die bekannten 

Problemlagen in unserem föderalen System. Was das für die Länder bedeutet, wäre noch 

einmal eine andere Frage. Ob man aber tatsächlich noch weitere Gremien schaffen müss-

te, um das in den Ländern noch mal runterzubrechen, das würde ich wegen des Arbeitsan-

falls in Frage stellen. Es würde reichen, zentral solche Standards zu verfassen, als Orientie-

rungsrahmen für die Länder. Wer nichts anderes zu tun hat, der gründet dazu extra Gre-

mien in seinem jeweiligen Land. Ich weiß nicht, ob es Sinn macht, einen länderspezifischen 

Qualitätsrahmen für Schulentwicklung zu entwickeln. Aber unter den Aspekten der Orga-

nisationsentwicklung ist das für eine einzelne Schule durchaus sinnvoll. Im Prinzip würden 

mir zentrale Standards reichen. Mit diesen müsste sich jede Institution in einem Organisa-

tionsentwicklungsprozess auseinandersetzen. Ob dabei die länderspezifischen Rahmen eine 

große Hilfe sind, würde ich inhaltlich bezweifeln. Vielleicht macht es nur deshalb Sinn, 

wenn es im föderalen System vom Land für verpflichtend erachtet würde. Ob es in inhalt-

licher Sicht so viel Neues bringt, das würde ich eher bezweifeln.“ (WIS) 
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2.5.1.5. Multitasking und konzertierte Aktion  

In den nachfolgenden Statements wird die Erwartung in die Protagonisten der verschiedenen 

Handlungsfelder gesetzt, ihnen mögen mit Multitasking und konzertierter Aktion die Lösung 

der komplexen Probleme gelingen. 

 „Nur durch konzertierte Aktion kann man das, was vor uns liegt, als große Aufgabe lösen. 

Alles hängt mit allem zusammen. Man kann nicht sagen, dieses muss als erstes stattfinden 

und jenes als zweites. Wir haben eine typische Henne-Ei-Problematik. Es muss alles zur 

gleichen Zeit angefasst werden, dennoch wirken die Dinge zu unterschiedlichen Zeiten. 

Beispiel Fortbildung: Wenn jetzt ein großes Fortbildungsprogramm aufgelegt wird und es 

gibt in den Schulen oder Kindergärten keine entsprechende technische Ausstattung, dann 

ist das Gelernte verblasst, wenn in drei Jahren die Ausstattung vorhanden ist. Neben der 

technischen Ausstattung müssen auch die Inhalte und Curricula rechtzeitig erarbeitet wer-

den, so dass auch eine Verbindlichkeit und Verpflichtung eingearbeitet wird, so dass in al-

len Fächern digitale Kompetenzen entwickelt werden können.“ (BIL) 

 „Wir müssen das Thema auf ganz vielen Ebenen spielen. Das ist ein erheblicher Aufwand. 

Aber wir haben keine andere Wahl.“(WIR)  

 „Es geht nur im großen Verbund: Länder und KMK, Hochschulen, Schulträger und Schulen, 

Lehrerverbände und andere medienpädagogische und medienaffine Verbände.“ (ZIV) 

 „Das heißt, dass bei uns sich sehr viele Leute einheitlich mit diesem Thema befassen müs-

sen.“ (BIL). 

 „Ich brauche drei Sachen: die technische Infrastruktur, die Konnektivität und den Content. 

Parallel dazu steht die Qualifizierung der Lehrerschaft, wenn die nicht mitspielt, dann ist al-

les auf der Wirkebene gescheitert.“ (BIL) 

 „Wir haben kein Erkenntnisproblem mehr, sondern enormen Handlungsbedarf. Wir brau-

chen z. B. verbindliche bundesweite Standards für Medienkompetenz, die auch durch Me-

dienbildung in der Schule umgesetzt werden können, ein koordiniertes Vorgehen bei der 

Bereitstellung einer alltagstauglichen Infrastruktur, eine systematische Verankerung von 

Medienbildung als Querschnittsaufgabe in allen Fächern, ein Wahlpflichtangebot Medien-

bildung in allen Jahrgangsstufen, eine umfangreiche und über einen längeren Zeitraum 

durchgeführte Fortbildungsinitiative als eine notwendige Voraussetzung für einen sachge-

rechten Einsatz der technischen Ausstattung durch die Lehrkräfte.“ (BIL) 

 „Es ist letztlich egal, wo man anfängt. Der Ausbau der Infrastruktur ist vielleicht das Ein-

fachste, weil sowieso schon beschlossen; dann schauen wir, wie bekommt man das Inter-

net nicht nur an die Schulen, sondern bis in die Klassenräume. Gleichzeitig sind die vorlie-

genden Nutzungskonzepte zu diskutieren, z. B. BYOD ist mehrfach in dem Antrag ange-

sprochen worden; dies ist nicht nur eine technische Herausforderung, sondern eine Frage 

der Schulentwicklung, wie die bisherigen modellhaften Versuche in Deutschland zeigen. Da 

muss man also stärker auf der Ebene der Schulen voranschreiten. Die Schulen benötigen 

Unterstützung von außen, seien es Ministerien oder Wirtschaft oder Kommunen. Es gibt 
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Schulen, die sagen, egal wo das Geld herkommt, Hauptsache wir haben was, andere aber 

haben noch Vorbehalte, wenn die Wirtschaft in die Schule einsteigt.“ (WIR) 

 „Was soll man zuerst tun? Auf jeden Fall – auch wenn‘s bescheuert klingt: Sofort die 

Lehrerfortbildung! Solange Strukturen und anderes geplant werden, kann man schon Leh-

rer fortbilden: Grundkurse (für die sog. Basics) können sofort starten. Dann muss man die 

didaktischen Fragen mit einbeziehen, z. B. fachdidaktische Vertiefung durch teamgestützte 

Materialerstellung. Und wenn dann die Technik zum Ausrollen kommt, sind die Leute 

schon geschult.“ (WIR) 

 „Auch das nicht allzu laute Drängen des BMBF muss erhalten bleiben. Es muss auch der 

Bundestag dranbleiben. Auch die Protagonisten aus den Ausschüssen müssten in ihren 

Bundesländern die Kanäle öffnen. Auch die Industrie muss in Projekte reingehen, die nicht 

das Kleinklein vor Ort, sondern die übergreifenden Strukturen ansprechen. Es muss auch 

dazu kommen, dass sich Schulträger auf gewisse Rahmenkonzepte einigen, dass Schulen 

übergreifend zusammenarbeiten. Es muss auch einen sanften Druck zur Nutzung der Me-

dien und zur Qualifizierung auf Seiten der Lehrer geben. Die Content-Frage muss ange-

gangen werden, aber da wird man nicht allein mit OER weiterkommen. Da wird man auch 

mit normal lizensierten Produkten arbeiten müssen. Es muss klar sein, dass man das klassi-

sche Thema Schulbuch nicht vor die Klammer zieht und sagt, das Digitale muss sich aus ei-

nem Nachtragshaushalt finanzieren.“ (WIR)  

 „Man muss sich überlegen, wen man wo an welche Tische rufen kann, um darüber zu be-

raten, wie man auf der Grundlage dieses Beschlusses weiter vorangehen kann. Da sehe ich 

die Exekutive in der Pflicht, auf Fachreferatsebene. Gleichfalls sehe ich die Unternehmen 

aus der Bildungs- und der IT-Wirtschaft auf die Politik zugehen, die ein Interesse haben in 

dem Metier voranzukommen: Der Antrag ist eine gute Grundlage; was können wir jetzt 

gemeinsam tun?“ (WIR) 

 „Das ist für Change-Prozesse erforderlich: Zu beachten sind Fachlehrer, die Schulkonfe-

renz, die Arbeit mit Eltern, der Schulträger, weil der für die Ausstattung zuständig ist, die 

Zusammenarbeit mit der lokalen Wirtschaft, auch die Organisation in der Schule, der 

technische Support, der in Deutschland darniederliegt, das muss irgendwie besser organi-

siert werden, da muss nicht der Bio-Lehrer die Verkabelung im Schulgebäude organisieren, 

das sollten erfahrene Techniker machen. Wir haben da viele Desiderate. Es ist eben falsch, 

nur an einem Punkt anzusetzen. Das ist nur blöd, weil das sich politisch schlecht verkaufen 

lässt.“ (WIS) 

2.5.2. Gesamtkonzept einer Digitalen Bildung  

In der Vorbereitung des Bundestagsbeschlusses diskutierten Mitglieder der Fraktionen mit 

Fachleuten über den zu beschließenden Antrag. Dabei wurden u.a. Forderungen nach einem 

Gesamtkonzept für die Digitale Bildung und die Entwicklung von Medienkompetenz geäu-

ßert, die aber im Beschluss unberücksichtigt blieben.  

Wer seit Anbeginn die Entwicklungen in dem hier zu betrachtenden pädagogischen und bil-

dungspolitischen Handlungsfeld selbst mitgestaltet hat, der erinnert sich, dass bereits 1987 
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ein „Gesamtkonzept für die informationstechnische Bildung“ von der Bund-Länder-

Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung als Heft 16 der Materialien zur 

Bildungsplanung von der BLK vorgelegt wurde.10 Dies geschah, nachdem in einigen Bundes-

ländern schon ca. vier Jahre zuvor jeweils landesspezifisch geprägte Projekte begonnen hat-

ten, die größeren darunter als BLK-Modellversuche. Schon damals orientierten sich die Ge-

samtkonzept-Strategen nicht an den profilierteren Projekten in den Ländern, sondern kon-

struierten aus Gründen der länderumfassenden Zustimmungsfähigkeit ein Konsenspapier, das 

für alle Bildungsbereiche Aussagen zu Struktur, Aufgaben und Inhalten, zur Qualifizierung des 

pädagogischen Personals bis hin zu Ausstattungsempfehlungen für Schulen umfasste. Die ein-

zelnen Bundesländer bezogen sich fortan auf dieses Gesamtkonzept. Gleichwohl führten alle 

Länder ihre bereits zuvor programmatisch entwickelten Modellversuche unverändert weiter, 

wie z. B. Niedersachsen, das frühzeitig die bildungstheoretisch fundierte, weitgefasste „in-

formations- und kommunikationstechnologische Bildung“ in allen Fächern von der Klasse 1 

bis 13 entwickelte und erprobte.11  

Zu berücksichtigen ist heutzutage die Tatsache, dass Bundesländer wie z. B. Berlin12 und 

Nordrhein-Westfalen13 jeweils bereits mit landesbezogenen Gesamtkonzepten arbeiten, von 

denen Experten sagen, dass sie anderen Ländern als adaptierbare Modelle dienen können. 

Wegen des großen Interesses an einem länderübergreifenden Konzept baten wir unsere 

Interviewpartner um ihre Einschätzung zum Thema „Gesamtkonzept einer Digitalen Bildung 

Digitalen Bildung“ und fragten: „Wer müsste dafür verantwortlich zeichnen? Was müsste 

dort festgelegt werden?“ Gut die Hälfte der Interviewpartner äußert sich dazu.  

Die einen sehen hierin ein inhaltlich bestimmtes Programm, die anderen einen Entwurf für 

eine Implementierungsstrategie. Nur wenige Experten/innen verknüpfen beide Aspekte mit-

einander. Wie nicht anders zu erwarten, gibt es ein gemischtes Meinungsbild in der Frage 

nach den Rollen und dem Verhältnis von Bund und Ländern, wobei die Kommunen nur ganz 

selten mit in den Blick als Akteure genommen werden.  

2.5.2.1. Erwartungen  

Das Lernen im Lebenslauf wird durch die rasante Entwicklung der Digitalisierung in allen 

Lebensbereichen entscheidend beeinflusst. In das Zentrum der Überlegungen über ein Ge-

samtkonzept einer Digitalen Bildung gehören die Fragen nach dem Digitalen als Gegenstand 

von Bildung, als Medium der Weltaneignung und als Werkzeug zur Erzeugung oder Bearbei-

tung von materiellen Produkten oder zur Gestaltung von Prozessen.  

                                            

10 http://www.blk-bonn.de/papers/heft16.pdf [06.10.2016] 

11 Näheres zur Einschätzung der BLK-Modellprojekte s. bei Hendricks, Wilfried/Schulz-Zander, Renate (2000): Informa-

tions- und Kommunikationstechnologien in der allgemeinbildenden Schule – eine Analyse von Modellversuchen. In: Hend-

ricks, Wilfried (Hrsg.): Neue Medien in der Sekundarstufe I und II. Didaktik, Unterrichtspraxis. Berlin: Cornelsen (2000), S. 

28-49 

12 http://masterplan.be.schule.de/wp-content/uploads/2014/03/eeducation_masterplan_berlin_2005.pdf [06.10.2016] 

13 https://www.medienpass.nrw.de/de [06.10.2016] 
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Die Notwendigkeit eines Gesamtkonzepts wird unterschiedlich begründet. Wer ein Ge-

samtkonzept wünscht, der erwartet, dass wie in einem Masterplan dargestellt wird, wie Digi-

tale Bildung konzeptionell gestaltet, inhaltlich dimensioniert und nachhaltig implementiert 

werden kann. Dies sollte in einem größeren Zusammenhang von Change-Prozessen stehen, 

in denen sich eine neue Lernkultur im Kontext des digitalen Lernens entfalten kann. 

 „Zwischen Schule, Ausbildung, Hochschule und informellen Kontexten gibt es eine Um-

verteilung. Vieles an Wissensvermittlung, die früher an Schule oder Hochschule erfolgte, 

liegt jetzt im informellen Bereich, wird dort ergänzt oder kritisch reflektiert. Ein Gesamt-

konzept ist dann okay, wenn es eine Gesamtbetrachtung gibt, die an den Lernprozess ge-

knüpft wird. Die muss nicht als Gesamtkonzept vorgegeben werden.“ (WIS)  

 „Wir dürfen nicht durch isolierte Maßnahmen glauben, dass es Veränderungen gibt, son-

dern wir müssen das Ganze als ein Thema von Schulentwicklung, von Lernkulturentwick-

lung betrachten. Man weiß einfach, dass bestehende Systeme Einzelmaßnahmen absorbie-

ren. Das ist das Merkmal von Systemen und Organisationen, dass die solche Dinge absor-

bieren können, ohne dass ein Change, ein Wandel induziert wird. Das geht nur über sys-

temische Veränderung, d.h. die muss ganzheitlich sein, auf mehreren Ebenen, die muss 

mehrere Akteure beinhalten.“ (WIS) 

 „Eine Sache ist mir besonders wichtig: das Thema Lernkultur oder Lernsettings - wie ver-

ändert sich das Verständnis von dem, was in den Bildungseinrichtungen passiert, auch 

durch digitale Medien. Nicht nur die technische Infrastruktur, Bildungsmaterialien und Me-

dienkompetenz sind wichtig, sondern auch die Chancen für eine neue Lernkultur.“ (ZIV) 

 „Betrachtet man rückblickend E-Learning an den Schulen, dann waren alle Pilot- oder Mo-

dellprojekte der letzten Jahre eindimensional. Notebook-Klassen z. B. oder eine Pilotschu-

le (z. B. in Bielefeld und in Rüsselsheim). Das ging nicht in die Breite: Es gibt mehr als 

30.000 Schulen in Deutschland, bei denen führte das zu nichts. Es braucht ein Konzept, wo 

die eine Maßnahme die andere stützt.“ (WIR) 

 „Es fehlt ein übergreifendes Konzept, wie man es macht, die Lehrerinnen und Lehrer her-

anzuführen, digitale Medien im Unterricht einzusetzen und gleichzeitig dafür zu sorgen, 

dass die Lebenswelten der Kinder und Jugendlichen eine Rolle spielen. Es ist auch eine 

Frage, wie binde ich vielleicht die technischen Kompetenzen der Schüler mit ein. Es ist 

nicht damit getan, allen Kindern ein iPad zu geben. Es fehlt ein medienpädagogisches Kon-

zept. Es braucht Leute, die sich darum kümmern.“ (ZIV) 

 „Ich empfehle, die Bildungsbereiche getrennt zu sehen: frühkindliche Bildung, allgemeinbil-

dende Schulen und berufliche Schulen, Universitäten und Volkshochschulen. Das sind ge-

trennte Bereiche, die sollte man nicht über einen Leisten scheren. Man sollte sich schwer-

punktmäßig auf Berufsschule und Allgemeinbildende Schule konzentrieren. Die Schule 

würde ich zunächst nehmen, weil es da einen gemeinsamen didaktischen Ansatz gibt, und 

die anderen Bildungsbereiche würde ich erst später dazu holen. Weil nämlich zusammen-

gerührt das eine Komplexität ergibt, die behindert.“ (WIR)  
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 „Ich sehe ein Gesamtkonzept, was Medienbildung anbelangt, und das ist von der KMK be-

schlossen worden. Das ist detailliert bis zu einem gewissen Grad, lässt aber jedem Land 

die Luft zum Atmen. Man kann die Handlungsfelder mit eigenen Projekten füllen, ohne 

dass man sich genötigt fühlt, ein Wettrennen einzugehen.“ (BIL)  

2.5.2.2. Inhalt und Zweck  

Was gehört zum Gesamtkonzept?  

 „Alles. Eine Problembeschreibung, eine Folgenabschätzung, daraus sollten Handlungsschrit-

te definiert werden im Dialog aller, auch Finanzierung und Verantwortlichkeiten, auch ein 

wissenschaftliches Entwicklungsprogramm.“ (WIR)  

 „Entsprechend der thematischen Dreiteilung des Antragstextes: Technik, Qualifizierung 

des pädagogischen Personals, Inhalte. Die Basis bildet der technische Standard. In der 

Lehrerbildung ist massiv was zu tun. OER sollten durch das FWU bereitgestellt werden 

und Fördermittel. Ganz konkrete Punkte müssten herauskommen.“ (BIL) 

 „Eine Prozessbeschreibung, keine Inhalte. Wie man den Konsens der Handelnden herstel-

len könnte. Dann wüsste z. B. eine Stiftung, in welchen Bereich sie ihre Forschung richten 

könnte. Alle wüssten, wie sie sich einbringen könnten, statt Parallelstrukturen aufzubauen 

- am besten noch EU-gefördert.“ (ZIV)  

Man kann das Gesamtkonzept auch als Vorschriftensammlung ansehen.  

 „Jede Schule ist verpflichtet, sich im digitalen Umfeld zu engagieren. Lehrer müssen ge-

zwungen werden mitzumachen. Es muss vorausgesetzt werden, dass Lehrer ausgebildet 

sind, bevor Geld fließt. Es müssen Inhalte vorhanden sein. Ein Konzept zur Nutzung digita-

ler Medien im Unterricht ist verpflichtend. Curricular muss es herunter gebrochen wer-

den auf Schulen und Fächer.“ (WIR) 

Es wird erwartet, dass ein Gesamtkonzept auch die Fragen beantwortet, die Lehrende in 

Schule und Hochschule nach wie vor stellen.  

 „Wozu soll ich mich auf das digitale Lernen umstellen? Was habe ich denn davon?“. Hie-

rauf findet dieser Experte eine richtungsweisende Antwort:  

 „Wir reden von Mehrwerten: Digitale Materialien sind besser als nicht-digitale. Außer den 

Mediendidaktikern sehen das nicht viele so. Der Vorteil der transparenten Materialien 

wird von vielen erst gar nicht wahrgenommen, weil nicht gewünscht. Die, die von außen 

auf Schule und Hochschule schauen, finden das eine gute Sache. Aber es ist eine offene 

Frage, ob die Lehrkräfte überhaupt Transparenz wünschen. Die Mehrwerte, die man 

nennt, die gibt es eigentlich gar nicht. Es muss dringend eine Debatte über die Mehrwerte 

der Digitalisierung geführt werden. Es gibt einen starken Mehrwert, nämlich den der Stu-

dierbarkeit. Ein Beispiel: Gut organisiertes Blended Learning kann Stundenplankollision 

ausgleichen, kann bei Krankheit, Auslandsaufenthalt oder Schwangerschaft den Studieren-

den ermöglichen, ganz normal weiter zu studieren. Das kann Präsenzlehre nicht.“ (WIS) 
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Im folgenden Beitrag wird das Gesamtkonzept als Ergebnis eines Entwicklungsprozesses im 

Stil einer diskursiven Kampagne in der Gesellschaft interpretiert:  

 „Man braucht bundesweit ein einheitliches Verständnis und eine Zielrichtung, so etwas wie 

eine Storyline, wie man sich dem Thema zu nähern hat. Es schimmert in dem Antrag so 

durch, dass die Digitalisierung eine große neue Herausforderung ist, die jetzt bewältigt 

werden muss. Wenn man es irgendwie schafft, bundesweit über ein KMK-Papier deutlich 

zu machen, dass es zwar eine neue Entwicklung ist, die nicht aufzuhalten ist, die nicht als 

solche nur eine Herausforderung ist, sondern gleichzeitig eine Lösung sein kann für beste-

hende Probleme - z. B. den Umgang mit der wachsenden Vielfalt in den Klassen oder in 

den Hochschulen, heterogenen Lerngruppen, Inklusion etc. – alles Themen, die sich digital 

gestalten und lösen lassen. Das wäre so ein Narrativ, das ich mehr vermisse, als dass ich 

jetzt täglich bis ins Kleinste einheitliche Standards wünschte. Vielmehr erwarte ich eine 

Diskussion, die die Lösungen statt der Probleme in den Vordergrund rückt.“ (ZIV)  

2.5.2.3. Kritik und Skepsis 

Auch die Frage nach dem Gesamtkonzept wird von Experten mit dem Grunddefizit des An-

tragstextes in Verbindung gebracht.  

 „Der Bedarf eines Gesamtkonzepts signalisiert eine gewisse Orientierungslosigkeit. Dies 

passiert, wenn Punkte in dem Papier einfach nur nebeneinandergestellt werden.“ (WIR)  

Wer Digitale Bildung gleichsetzt mit Lernen mit digitalen Medien, der braucht kein Gesamt-

konzept, weil noch nicht einmal die bestehenden Curricula geändert werden müssten. 

 „Es müssen nicht zwingend die Curricula geändert werden, m. E. kann man mit den beste-

henden Curricula hervorragenden Unterricht mit digitalen Medien machen. Alle Verlage 

haben digitale Materialien vorrätig, es gibt unendlich viele unterstützende Programme und 

Apps. und in zahlreichen Schulen geschieht ja auch das. Da brauche ich keinen Lehrplan, 

wo ich das reinschreibe. Aber ich kann es betonen, die Medienkompetenz stärker einfor-

dern und verlangen.“ (WIR) 

Ratlosigkeit und Zweifel bestimmen die Meinungslage einiger Interviewpartner, und zwar 

querbeet durch alle Kreise:  

 „Ich sehe nicht, dass es ein Gesamtkonzept geben wird. Ich sehe nicht, dass Schulen und 

Hochschulen über einen Kamm geschoren werden können. Die Schulen haben ihren Focus 

auf Lehre, die Hochschulen auf Forschung. Die Hochschulen müssen erst mal dahin kom-

men, dass sie die Lehre akzeptieren. Die Schulen müssen sehen, dass sie zunächst einmal 

ihre Lehrkräfte besser in den Griff kriegen. Die Hochschulen werden sich nicht bewegen, 

wenn es sich nicht lohnt, für die Lehre tätig zu werden. Wichtigster Aspekt: mangelnde 

Zeitkontingente, die für Lehre zur Verfügung stehen. Die Kollegen schaffen das alleine 

nicht, neben ihrer Forschungsarbeit die Lehre unter den Anforderungen des digital ge-

stützten Lehrens und Lernens umzustrukturieren. An der Schule ist man für die Lehre tä-

tig, insofern ist das eine andere Konstellation.“ (WIS)  
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 „Ein Gesamtkonzept für die gesamte Republik halte ich für absurd. Ich wüsste nicht, was 

das sein soll und wie es aussehen soll. Eigentlich erleben wir genau das Gegenteil, nämlich 

eine immer stärker werdende Granularisierung bei teilweise starkem Regionalbezug in be-

stimmten Entwicklungsthemen, die sehr viel mit Profilbildung von Bildungsinstitutionen 

und viel mit Nutzerprofil und Nutzungsverhalten zu tun haben. Der Versuch, ein Gesamt-

konzept für ganz Deutschland auf der Metaebene anzusiedeln, liefert mir in den konkreten 

Doings auf keiner Bildungsebene ernsthaft das, was ich brauche.“ (WIS)  

2.5.2.4. Gesamtkonzept im föderalen Staat 

Ist das Gesamtkonzept eine Wunschvorstellung, die sich in der Realität in die föderal beding-

ten Einzelkonzepte zerlegen wird? Das Interesse oder aber auch die Befürchtung (je nach 

„Lagerzugehörigkeit“) richten sich auf die Möglichkeit regionaler Ausdifferenzierungen.  

 „Die Sache ist die, dass nur derjenige, der die Gesamtverantwortung hat, für das Gesamt-

konzept verantwortlich sein kann. Aber das ist der Bund nicht. Also kann es nur 16 Ge-

samtkonzepte geben. Es ist ein irriger Glaube, die KMK könnte das alles, es wäre wunder-

bar bei ein paar Fragen. Weniger bei Lehrerfortbildung, mehr bei Grundsatzfragen, z. B. 

Nutzung sozialer Netze, das ist dann ja nicht länderspezifisch.“ (BIL)  

 „Gesamtkonzept? Im Prinzip richtig! Aber wir werden das nicht hinkriegen. Die Bildungs-

hoheit der Länder ist ein hohes Gut. Deshalb wird es kein einheitliches Konzept für 

Deutschland geben. Aber vielleicht gibt es ein Rahmenkonzept, auf das man die 16 Sahne-

häubchen drauflegen kann.“ (BIL)  

 „Ein Gesamtkonzept ist schwierig. Der Spannungsbogen zwischen föderalistisch und zent-

ral bleibt. Aus Ländersicht sollte ein Länderkonsens hergestellt werden, den jedes Land für 

sich umsetzt. Dass also Bund und Länder sich auf Grundlinien verständigen, aber jedes 

Land setzt das in seinen unterschiedlichen Schulsystemen um.“ (BIL) 

 „Ich bin dafür, das mit dem Föderalismus etwas offener zu sehen. Es gibt eine Arbeitsebe-

ne, wo die Landesmedieninstitute und die GMK gemeinsame Fachkonzepte schreiben. Ich 

bin unbedingt dafür, das deutschlandübergreifend zu denken. Wir haben die Expertise aus 

anderen Ländern nötig. Aber bei der Konzeption muss mit bedacht sein, dass es in den 

Ländern, in ihren jeweiligen Rahmenbedingungen, unterschiedlich umgesetzt wird.“ (BIL) 

 „Die Bundesländer bilden als Verwaltungsebene in der Steuerung des Bildungswesens ein 

riesen System, was schon auch Sinn macht, weil auch unterschiedliche Lösungen zu unter-

schiedlichen Fragen in den Ländern nötig sind. Ich glaube nicht an den Zentralstaat, der es 

möglich macht, in Berlin ein Gesamtkonzept zu beschließen, dass dann überall gilt. Die 

Frage wäre auch, wie die Sachaufwandsträger ihre Rolle neu fänden. Vielleicht muss man 

sogar sagen, dass es nicht bundeslandweite Konzepte gibt, sondern auf der Ebene der 

Sachaufwandsträger, der Kommunen. Das könnte inhaltlich auch spannend sein, wenn es 

dafür neue Vernetzungen und Kooperationen gibt.“ (ZIV) 

 „Ich kann mir vorstellen, dass man sich in Deutschland auf ein einheitliches Konzept eini-

gen könnte. Das ist die Frage, wie abstrakt das ist. Aber beim Thema Medienkompetenz, 
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da kann ich mir vorstellen, dass man sich in den Ländern auf ein nationales Konzept für ei-

nen Medienpass verständigen könnte. Es ist deutlich geworden, dass ganz viele bei NRW 

abgeschrieben haben. Es ist ja auch gut, wenn sich das unter der Hand entwickelt.“ (BIL) 

2.5.2.5. Akteure des Prozesses 

Wer könnte so ein Konzept entwickeln? Task Force, runder Tisch, große Versammlung oder 

Vordenker – die Akteure sollten gut ausgesucht sein. 

 „Da wäre eine Kommission gut, die das Beste aus den Ländern zusammenträgt. Da ist po-

litischer Wille gefordert, das Schrebergartendenken aufzulösen. Ob es das eine Konzept 

sein kann, weiß ich nicht. Ich glaube eher nicht, da ist die Schullandschaft zu heterogen. Ob 

es eine Standardausstattung im ganzen Land gibt? Das Bündnis für Bildung ist daran, ein-

heitliche Standards zu erarbeiten, damit jeder Anbieter weiß, worauf er sich in der Schule 

einlassen kann. Aber das Bildungssystem ist nicht nur Schule. Ich weiß nicht, ob es da ein 

Gesamtkonzept gibt, aber das wäre natürlich ein Schlüsselmoment. Wenn man sagen wür-

de, so machen wir's, das wäre gut; da würden auch welche meckern, aber es wäre eine 

Grundlage, auf der man aufbauen würde. Das ist vielleicht eines der grundlegenden Prob-

leme, dass jeder versucht zu machen, was er kann, es aber nicht gebündelt wird und dann 

verpufft. Ist etwas erfolgreich, sagen andere, bei uns ist es anders oder wir wollen das von 

denen grundsätzlich nicht. Vielleicht hakt es da, dass es nichts Verbindliches gibt.“ (WIR) 

 „Wenn es eine politische Willenserklärung ist, wäre es Aufgabe des Bundestages mit Part-

nern aus den Ländern. Ein Gesamtkonzept, darüber kann man sich wieder ein paar Jahre 

streiten und auseinanderdividieren. Es geht eher um Kerne/Kernbereiche und erste Schrit-

te, um die unerfreuliche Gesamtsituation der digitalen Medien in Deutschland zu verbes-

sern. Es bedarf der koordinierten Moderation und eines professionellen Projektmanage-

ments, um ein Gesamtkonzept umzusetzen. Es muss ja Gründe haben, dass es über Jahr-

zehnte nicht in Gang gekommen ist!“ (BIL) 

In NRW gibt es Medienberater sozusagen als personifiziertes „Gesamtkonzept to go“:  

 „Die Entwicklung eines Gesamtkonzepts ist eine wichtige Aufgabe einer weitverstandenen 

Lehrerfortbildung. Es gibt in NRW die Medienberater vor Ort, also Lehrer, die dafür fort-

gebildet sind und dafür auch zeitliche Ressourcen haben, um auf solche Fragen kompetent 

Auskunft zu geben. Das ist in anderen Ländern sehr ähnlich. Das ist zunächst der An-

spruch. Es muss mit Materialien angefüttert werden. Wer die entwickelt, ist eine zweite 

Frage, wahrscheinlich muss die nicht jedes Land entwickeln, sondern die könnte man bun-

desweit gemeinsam entwickeln lassen. Aber in der Umsetzung ist es eine personale Bera-

tung. Da sehe ich schon möglichst große Ressourcen.“ (BIL) 

 „Zentral ist, dass dort nicht die Politik sitzt, sondern diejenigen, die auch für die Umset-

zung verantwortlich sind. Die Politik gibt das normativ vor, aber für die strategische Ebene 

müssen dann andere einbezogen werden. An den runden Tischen sollten dann die Kompe-

tenzen definiert sein.“ (BIL)  
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 „Eine Task Force sollte gegründet werden, die länderübergreifend sichtet und Empfehlun-

gen ausspricht, Und nicht nur sichtet, sondern auch evaluiert.“ (WIS) 

 „Da Deutschland nicht strukturell zentralistisch ist, sondern dezentral auf mehreren Stu-

fen, wird ein Gesamtkonzept zu entwickeln und umzusetzen schwierig: Ausbildung der 

Lehrer, Technik, Curriculum - alles zusammen ist ein großer Flickenteppich. Die Probleme 

sind nur mit einer Task Force zu lösen, über Dienstwege und ministerielle Strukturen 

hinweg, um das Thema in der Breite anzugehen. Dazu ist eine querliegende Struktur er-

forderlich. Alle Fachleute müssen an einen Tisch.“ (BIL) 

 „Ich bin nicht sicher, ob die richtigen Player an Bord sind, wenn die in der Nähe der E-

Learning-Welt bleiben. Dann machen die viele gute Sachen, aber das reicht immer noch 

nicht.“ (WIS)  

 „Lobbyarbeit im deutschen Bundestag! Und dann ist zu berücksichtigen, dass die Politik 

zunehmend Vorgaben aus Europa umsetzt, also EU-Richtlinien, das hat man ja auch bei der 

Digitalen Agenda gesehen. Man braucht also auch Protagonisten in Brüssel. Auch die KMK 

ist ja heutzutage integrationsfähig und man wird sich mit den Leuten aus dem operativen 

Geschäft ins Benehmen setzen. Das braucht viel Energie, das läuft nicht automatisch, da 

braucht es Treiber und die sind nicht im Bundestag, sondern in Forschungsinstituten oder 

auch in Universitäten. Da braucht es jemanden, der das mal durchdenkt, was wie zusam-

mengehört. Einer, der sich dazu berufen fühlt, und Mitstreiter. Auch die Bildungsverlage 

und die Telekommunikationsunternehmen kann man bestimmt heranziehen. Ich denke, alle 

machen mit, wenn einer den Takt schlägt. Jedenfalls sollen es nicht Unternehmen wie App-

le oder Facebook sein. Die werden sagen: Wenn ihr das nicht hinkriegt, wir machen das.“ 

(WIR) 

2.5.2.6. Politische Verantwortung 

Wer soll die politische Verantwortung für das Gelingen eines Gesamtkonzepts übernehmen? 

Hierzu gibt es unterschiedliche, kontroverse Auffassungen: 

 „Geht nur mit den Ländern. Oder man kommt auf Bund-Länder-Initiativen zurück. Es 

schreit nach einer Auflösung des Kooperationsverbots.“ (BIL)  

 „Der Bund. Wenn das ein Land machen soll, wird es nicht funktionieren. Bildung ist Bun-

dessache! Aber es gibt nur dann eine Chance, wenn das Kooperationsverbot aufgeweicht 

wird und in eine Zusammenarbeitserlaubnis führt.“ (WIR) 

 „Ich bin ratlos. Wie soll es aus der politischen Ebene ins Konkrete kommen? Einer muss 

verantwortlich sein. Wenn man einen Weg fände, den Bund ins Boot zu holen, dann könn-

te es das BMBF sein. Aber andererseits: das BMBF neigt zu theoretischen Konstrukten. Da 

wäre nicht automatisch der schnelle Motor angeworfen.“ (WIR) 

 „Das müssten die Länder, die KMK, die Bundesregierung, am besten alle gemeinsam ma-

chen. Die inhaltliche Seite ist eigentlich Sache der Länder. Ich denke, das wurde bestimmt 

auch schon versucht, ein Gesamtkonzept zu schreiben, aber ich stecke nicht drin, vielleicht 

sind sie an Ressourcenfragen gescheitert? Oder an Abstimmungsfragen? Aber insgesamt 
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finde ich den Ruf nach dem Bund okay, an der Stelle wo es hakt, und da kann er dann hel-

fen.“ (ZIV)  

Der Vorschlag einer Bund-Länder-Initiative wird von diesen Experten geteilt, die auf eine 

funktionierende Struktur verweisen, die von 1970 bis 2007 als Planungsgremium für den Bil-

dungsbereich14 wirkte:  

 „Das muss in einer Bund-Länder-Kommission gemacht werden. Wenn die KMK nicht so 

schläfrig wäre, dann könnte man sagen, die KMK und die Bundesregierung machen so ein 

Gesamtkonzept von Lehreraus- und –fortbildung über Unterricht bis hin zu den einzuset-

zenden Medien.“ (WIR)  

 „Eine Bund-Länder-Kommission wäre nicht verkehrt. Trotz des Kooperationsverbots. Es 

ist jetzt eine andere Zeit. Es muss verstanden werden, dass Digitalisierung nicht an Län-

dergrenzen endet.“ (WIR) 

2.5.3. Forschungsdefizite beheben 

Die Forschung über das Lernen mit digitalen Medien sollte als Grundlagenforschung über 

den Lernprozess als auch als praxisorientierte Begleitforschung intensiv gefördert werden. 

 „Ausgehend vom Lernprozess müsste man fragen, wie kann man digitale Rahmenbedin-

gungen nutzen, um den Lernprozess, den Wissensprozess direkt zu unterstützen. Aus dem 

Beschluss resultiert das nicht, dass man das beschriebene Defizit aufarbeiten könnte. Der 

Beschluss könnte dazu führen, dass sich mehr Leute darum kümmern, es ist auch ein biss-

chen von Forschung die Rede. Es kann passieren, aber der Beschluss provoziert das nicht. 

Ich kenne eine Menge E-Learning-Szenarien. Die agieren auf Hochschul- und Landesebene. 

Ich habe immer den Eindruck, die sind ein bisschen allein gelassen. In der Regel interessiert 

sich die Hochschulleitung nicht. Die schreiben mal das Vorwort zu einem Bericht, was sie 

auch noch vorformuliert bekommen haben. Das, was bei MOOC stattgefunden hat (es 

geht mir nicht um MOOCs, das sind überzogene Erwartungen), da standen plötzlich hoch 

reputierliche Institutionen dahinter und schon wurden alle Rektoren und Präsidenten un-

ruhig und wollten wissen, ob sie dabei mitmachen müssten. Dieser Effekt hat die E-

Learning-Welle noch nie getroffen. Die eigentliche Zielgröße von E-Learning war bisher: 

Wenn es technische Möglichkeiten gibt, guckt man, ob und wie man die anwenden kann. 

So kann es nicht gehen. Man muss gewiss gucken, welche technischen Möglichkeiten es 

gibt, aber man muss davon ausgehen, dass der Lerner begrenzte Lernkapazitäten hat, be-

stimmte Motivationsstrukturen, bestimmte Verarbeitungspräferenzen usw.“ (WIS) 

 „Relativ häufig sind wir mit Behauptungen von Effekten unterwegs und weniger mit Empi-

rie. Dann hat man die Lösung und nun lasst uns nach dem Problem suchen. Beispiel: Es ist 

zu erwarten, dass OER Chancen bieten, aber die Lösung bei Bildungsbiographien sind sie 

nicht. Die Themen werden manchmal so gehypt, dass man glaubt die Lösung für ver-

                                            

14 http://www.blk-bonn.de/ [06.10.2016] 
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schiedenste Probleme zu haben und bei genauem Hinsehen oder Forschen erübrigt sich 

das wieder.“ (WIR) 

 „Kompetente Leute sollten sich hinsetzen und sagen, wie ein multimedialer Unterricht, 

empirisch gesichert, zu einer erhöhten Motivation der Schülerschaft führt, um mehr Fak-

tenwissen und Kompetenzen bei den Kindern und Jugendlichen zu erreichen, und das so, 

dass die Lehrerschaft dabei nicht mehr belastet ist. Das ist machbar. Unterricht muss ei-

nen Ertrag für die Zukunft bringen, es zählt dabei nur das Interesse des Kindes.“ (WIR) 

 „Es bräuchte vor allem eine praxisnahe Begleitforschung: Forschungsdesigns zur Evaluation 

von medienbasierten Lehr- und Lernkontexten durch Teams, die nicht Laborforschung be-

treiben und dann nach 10 Jahren ihre Ergebnisse kundtun, sondern die formativ unterwegs 

sind und dabei sehr viel helfen können und die nicht in wissenschaftlicher Diktion gehalten 

sind, sondern in sehr knappen Fassungen für die Pädagogen konsumierbar und transferier-

bar sind.“ (ZIV)  

 „Industrie 4.0 heißt für mich primär Arbeitsteiligkeit; ein Teil der kognitiven Arbeit wird 

an die digitale Ressource abgegeben, aber eine hohe Expertise bleibt bei den Arbeitenden. 

Das wird nicht trainiert im Studium. Und es wird auch nicht kritisch gefragt im Studium, 

ob manches überhaupt in den Kopf rein muss. Man muss unterscheiden zwischen Wissen 

im Kopf und Wissen in digitalen Ressourcen. Zum Verhältnis von Industrie 4.0 und Bil-

dung: Das muss entwickelt werden, die Schnittstelle und die Ressourcen, die dafür ge-

braucht werden. Und die müssen eine Verlässlichkeit kriegen. Dann wüsste man auch, 

welche Zielgrößen jemand für seine Internetkompetenz braucht. Im Augenblick ist der 

Kompetenzbegriff nicht sauber gefüllt. Der Kompetenzbegriff wird im Antrag dauernd be-

nutzt. Aber keiner sagt, was es ist. Man weiß, es ist nicht rein technisch gemeint. Es gibt 

eigentlich keine festen Zielgrößen, an denen man messen könnte, das sind sinnvolle oder 

weniger sinnvolle E-Learning-Kompetenz-Komponenten, das sind wichtige oder weniger 

wichtige Medienkompetenz-Komponenten. (WIS) 

 „Wer aus einer pädagogischen oder psychologischen Ecke kommt, in der der Lerner im 

Vordergrund steht, der weiß, worauf es ankommt. Viele kommen aus der Ecke, die man 

im Englischen Science Education nennt. Die kommen aus irgendeiner fachlichen Richtung 

und machen die Didaktik irgendwie oben drauf. Denen fehlt eine genauere Sicht auf den 

Lernprozess, weil die sehr nah an dem Fachlichen bleiben. Dann haben sie noch die Tech-

nik dazu genommen, aber dann haben sie immer noch nicht den Lernprozess im Kopf. Das 

E-Learning hat viele Verdienste, aber es ist irgendwo hängen geblieben; da muss irgendwas 

faul sein. Deshalb müsste man den Antrag als Anlass nehmen und versuchen, neu zu den-

ken und nicht einfach weiterzumachen wie bisher. Wenn man ausschreibt, dann kommen 

eh die Alten. Das bringt nichts.“ (WIS)  

 „Wenn man im Kontext des Beschlusses über Mediendidaktik nachdenkt, kommt man zu 

neuen Erkenntnissen sowohl über Medien als auch über Didaktik. Das ist eine große wis-

senschaftliche Chance.“ (WIS) 
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 „Man kommt um eine Ist-Stand-Betrachtung nicht umhin. Es ist kein Problem, an aktuelle 

Erhebungen zu kommen. Man sollte sich an die Arbeit machen und die richtigen Schlüsse 

aus den vorliegenden Erhebungen ziehen, also einen Austausch und nicht noch eine weite-

re Studie! Der Blick über die Bundesgrenzen hinaus ist notwendig: Handlungskonzepte und 

Modelle in Europa. Ich plädiere dafür, abgestimmte Medienkonzepte auf den Weg zu brin-

gen, die für alle gangbar sind; einen bundesweiten Fahrplan, so dass man sich in den Län-

dern verständigt und mehr Verbindlichkeit erreicht als mit einem KMK-Papier.“ (ZIV) 

Diese Experten sehen die bildungswissenschaftliche Forschung - die Allgemeine sowie die 

Fachdidaktik und die Mediendidaktik - in der Pflicht, ihren Aufgaben nachzukommen:  

 „Da muss erst einmal klar sein, was sinnvolle Komponenten von Medienkompetenz sind, 

was sinnvolle Mediennutzung ist. Dann muss die Lehrerausbildung in den Hochschulen das 

einbeziehen. Da sind wir weit von entfernt. Bei der Hochschulforschung in Deutschland 

gibt es fast gar nichts auf dieser Schiene. Auch Leibniz-Institute wie IPN oder DIPF haben 

da wenig zu bieten. Sie haben nur in Einzelfällen Einfluss genommen. Man beschäftigt sich 

lieber mit Themen, die schon lange auf der Agenda stehen. Da muss erst einmal, bevor ei-

ne Lehrerausbildung stattfindet, eine Grundlage geschaffen werden, um zu wissen, was 

man in die Lehrerausbildung hineinbringt. Da fehlt schon am Anfang ganz viel.“„Es ist bei-

spielsweise ein großes Problem, Fachdidaktik mit Mediendidaktik zusammenzuknüpfen.“„ 

Und zwar in einem Bereich, in dem die technische Komponente nicht explizit zum Gegen-

stand gemacht wird. Es bedarf einer integrativen Sichtweise: Pädagogik/Didaktik, Technik, 

Content. Diese Ansätze müssen in die Ausbildung gehen. Ich habe den Verdacht: Es gibt 

wenige Ansätze hierzu.“ (WIS) 

 „Es bräuchte vor allem auch die Schaffung von pädagogischen Laboratorien und die Nut-

zung der Gründerkultur. Denn nur da entstehen die kleinen Helfer, die Apps, die persona-

lisiertes Lernen ermöglichen. Darauf wäre ein Fokus zu setzen. Es ist schon bemerkens-

wert, dass dazu nichts im Antrag steht, denn da könnte der Bund konkret selbst was tun. 

Im BMWi wird die Start-Up-Finanzierung zumindest vorangetrieben. Hier hätte man für 

den Bereich Bildungstechnologie eine richtige Unterstützung leisten können. Das ist der 

Punkt, der mich am meisten enttäuscht, dass hierzu nichts im Antrag steht. Ein leicht zu-

gängliches Instrument zur Transparenz des Angebots für bestimmte Kontexte: manchmal 

ist die Technik nicht so gut, dafür aber die Usability, Hinweise auf die Einsatzmöglichkei-

ten. Man braucht einen education innovation index (Michael Fulham!), das ist das Beste, 

das mir unter die Augen gekommen ist. Wenn man so etwas für Deutschland hätte. Da 

kann ich mir noch stärker crowdbasierte Ansätze vorstellen, wo die konkreten Erfahrun-

gen in der Nutzung der Angebote sichtbar werden.“ (ZIV)  
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3. Technik 

Als erstes der drei Felder, auf denen die Digitale Bildung aufgebaut wird, betrachten wir in 

unseren Befragungen die Technik; hierunter fallen  

 die schulseitig vorzuhaltenden Komponenten, die unter Infrastruktur subsumiert werden 

(Konnektivität, Support, Plattform etc.),  

 die Ausstattung mit Endgeräten, sei sie vom Schulträger oder privat finanziert.  

Unsere übergreifende Frage an die Experten lautet: „Welche Effekte des Beschlusses erwar-

ten Sie im Feld Technische Ausstattung?“ Mehr als vier Fünftel der Befragten nehmen hierzu 

Stellung. Im weiteren Verlauf des Interviews werden vertiefende Fragen zu Detailthemen im 

Antrag gestellt. Um Technik geht es im Beschluss an den folgenden Stellen: 

 III, Aspekt Nr. 1: technische Infrastruktur für berufliche Bildung: Anschluss an Breitband-

netz, Konzeption und Standardisierung der internen Netze und Server, Pflege der Server 

und Netze 

 III, Aspekt Nr. 2: finanzielle Förderung der digitalen Infrastruktur und Ausstattung (unter 

Berücksichtigung von bring your own device), Förderung didaktisch sinnvoller Projekte 

 IV, Ziel Nr. 1: Bereitstellung technischer Infrastruktur für alle weiteren Bildungseinrichtun-

gen: Anschluss an Breitbandnetz, Konzeption und Standardisierung der internen Netze 

und Server, Pflege der Server und Netze 

 IV, Ziel Nr. 9: langfristige Festlegung von bundeseinheitlichen IT-Standards für allgemein-

bildende Schulen 

 IV, Ziel Nr. 11: Entwicklung von Schul-Clouds mit digitalen Lehrinhalten; Etablierung einer 

gemeinsamen, länderübergreifenden Standardinfrastruktur 

3.1. Einschätzungen des Beschlusses  

In technischer Hinsicht erkennen die Experten Potenzial im Bundestagsbeschluss, Akzente zu 

setzen in den Bereichen, in denen öffentliche Finanzmittel bereitgestellt werden müssen. 

Damit sollte es gelingen, die gravierenden Unterschiede in Infrastruktur und Ausstattung 

bundesweit aufzulösen, sofern die politisch Verantwortlichen auf allen Ebenen kooperativ 

sind. Aber Eile ist geboten!  

 „Wir haben eine völlig disparate Situation in der Republik: In Hamburg sind die Schulen 

mit einem performanten Glasfasernetz ausgestattet worden. Das gehört zu einem Pro-

gramm, das es so in anderen Ländern nicht gegeben hat. Wenn jetzt Minister Dobrindt die 

Haushalte mit schnellen Datenleitungen rasch ausstatten will, auch in den noch nicht so 

gut versorgten Gebieten, hat er nicht auf dem Zettel, dass eigentlich die Schulen im Zent-

rum der Entwicklung stehen müssten, dass man die noch vor den Haushalten anbinden 

müsste. Für ihn sind die Haushalte vorne, an Schulen hat er nicht gedacht. Das ist ein 

Missverhältnis. Hier könnte man Synergien schaffen, denn es dauert ja ein paar Jahre, bis 

die gesamte Republik über die notwendige Infrastruktur verfügt. In diesem zeitlichen Sek-
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tor müsste man die Schulen früh reinnehmen. Man muss auch über finanzielle Beteiligun-

gen der Gemeinden nachdenken. Das muss alles strategisch geplant und eingebunden wer-

den.“ (BIL) 

 „Positiver Effekt ist die Modernisierung in puncto Hardware und IT-Infrastruktur, hoffent-

lich abgestimmt zwischen Sachaufwandsträger und Wirtschaft. Die Gefahr besteht: Spar-

zwänge der Träger contra zukunftssichere Ausstattung. Ist das Knowhow bei Trägern 

vorhanden, die Zukunftssicherheit zu erkennen? Der Gedanke müsste sein: Die Schule 

stellt die Grund-Infrastruktur und Lehrer und Schüler docken sich mit ihren eigenen Gerä-

ten an. Wenn Träger nur Struktur und deren Support bieten müssen, dann werden Finan-

zen nicht mehr so das Problem sein. Man kann D21 und Bündnis für Bildung mit ins Boot 

holen, um die Zukunftssicherheit herzustellen.“(WIR) 

 „Was mir am gravierendsten erscheint, sind die Defizite in Deutschland mit der flächende-

ckenden Breitbandversorgung. Da kann die Initiative spürbaren Fortschritt bringen. Dass 

die jetzt avisierten Zahlen in den kommenden 20er Jahren liegen, wo man eine Breitband-

anbindung in der Fläche erreichen will!? Das sollte nicht 5 bis 10 Jahre dauern, sondern 

wesentlich schneller gehen. Auch internationale Beispiele zeigen, dass vieles möglich ist, 

wenn die Infrastruktur der Schule funktioniert: Breitband in allen Räumen, Präsentations-

geräte, Beamer, interaktive Bildschirme o. ä. und dass auf Grund einer guten Infrastruktur 

die Einbindung unterschiedlicher Geräte machbar ist. Deshalb erhoffe ich mir durchaus 

Fortschritte, wenn mit dem nötigen Gewicht des Bundestages darauf gedrängt wird, dass 

sich die Situation spürbar verbessert.“ (BIL) 

 „Technik müsste wie z. B. in Großbritannien mit Programmierkits (Hardware) in die Schu-

len gelangen, um Kindern Programmieren nahe zu bringen. Das müsste jetzt auf der 

Grundlage des Beschlusses leichter werden, wenn sich die Schulen öffnen. Das ist aber ab-

hängig von der Fortbildung von Lehrkräften und vom Interesse der Schulen. Hier wäre 

ähnliches Engagement notwendig wie vor Jahren im Thema Ganztagsschule. Hoher Bedarf 

besteht in allen schulischen Bereichen, auch in Vorschulen, ja, wir brauchen Kitas ans 

Netz. Die Zeiten sind vorbei, dass man sich diesem Thema nicht stellen müsste. Digitale 

Bildung fängt in den Kitas an! Diese müssen mit Ausstattung berücksichtigt werden. Es 

müsste generell stärker in Vor- und Grundschule investiert werden.“ (ZIV)  

3.1.1. Infrastruktur 

3.1.1.1. WLAN und schnelle Netze 

Die Forderungen nach einer Breitband- und WLAN-Ausstattung, die den Schulen die Nut-

zung von digitalen Medien und Werkzeugen auf der Höhe der technischen Entwicklung und 

entsprechend den pädagogischen und didaktischen Anforderungen ermöglicht, werden mit 

unterschiedlichen Argumenten untermauert: 

 „In einem Bundesland wird in allen offiziellen Planungspapieren der Landesregierung, was 

den Breitbandausbau angeht, ein einheitlicher Wortlaut gewählt: ‚wollen wir Gewerbege-

biete und Schulen mit Breitband versorgen‘. Anfangs gab es nur das Interesse, die Unter-
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nehmen breitbandig angeschlossen zu kriegen. Sie hatten an die Schulen gar nicht gedacht.“ 

(BIL)  

 „Wir brauchen sehr viel schnellere Netze. WLAN ist in den meisten Schulen, muss aber in 

den Schulen flächendeckend genutzt werden können. Ein großes Problem: Die Netze ge-

hen in die Knie, wenn Schüler sich alles runterladen. Sie haben immer noch kein Bewusst-

sein für Datenvolumina, sie unterscheiden in dieser Hinsicht nicht zwischen Textdatei und 

Videostream. Wenn bei 800 Schülern in einer Schule nur ein Bruchteil gleichzeitig im Vi-

deostream ist, dann ist das eine technische Anforderung, der wir im Moment nicht ge-

wachsen sind.“ (BIL) 

 „Im Endeffekt braucht man eine perfekte WLAN-Ausstattung in den Schulen. Dafür brau-

chen wir eine sehr gute Abdeckung, dabei ist eine 50 MBit Anbindung eher das Minimum. 

Es gibt aber in neuesten Erhebungen tatsächlich noch Schulen mit der Kategorie 1 MBit 

Anbindung. Zum Teil hören die Statistiken der Schulverwaltungen bei 32 MBit auf. Nur 

wer im VDSL-Ausbaugebiet ist, kann auf 50MBit überhaupt hoffen. Wir sind noch meilen-

weit von dem Mindest-Standard 50 MBit entfernt. Das kostet auch richtig Geld, da darf 

man nicht drumherumreden. Die Device-Ausstattung ist weniger kritisch.“ (WIR)  

 „Breitband reicht mir aus. Man muss kleine Brötchen backen. Lasst uns erst mal den 

nächsten Schritt machen und nicht den übernächsten (BYOD, welche Tablets usw.) Das ist 

ein Riesenprojekt, da haben wir erstmal genug zu tun, darauf sollten alle schauen, die Ah-

nung von digitalen Medien haben und bei der KMK etc. arbeiten. Mal anders gesagt: Ich 

habe noch keinen Ort auf der Welt gesehen, wo Breitband liegt und nicht feine Sachen 

von ganz alleine entstanden sind. Egal ob es eine Hochschule ist, ein Cafe, Bahnhof, Flugha-

fen. Das passiert dann schon. Wo schnelles Internet ist, entstehen tolle Dinge. Aber defini-

tiv nicht dort, wo kein Internet ist!“ (WIR) 

 „Das ist kein Hexenwerk. Man braucht einfach ein vernünftiges Netzwerk, WLAN und 

Bandbreite. Letztere ist schon eine Challenge besonders für die Flächenländer. Berlin und 

Hamburg haben Glasfaser mit 125 Megabit, in Schleswig-Holstein ist man davon oft noch 

weit entfernt. Man muss sich einig darüber sein, was zu einer IT-Infrastruktur einer Schule 

dazu gehört. Man muss sich auch darüber einig sein, wie man das Zeugs dann nützen will. 

Dass man das Geld für was anderes besser ausgeben kann als für IT-Räume, dürfte wohl 

klar sein. Das Wichtigste ist in meinen Augen die Bandbreite.“ (WIR) 

Geht man die Prioritäten im Bundestagsbeschluss durch, dann finden diese Experten Defizite 

im Bereich der Technik. 

 „Das wird gern unterschätzt. Aber an den Schulen muss die Technik funktionieren, d. h. an 

HotSpots mit 100 bis 1.000 Schülern, die gleichzeitig zugreifen. Das ist bisher noch nicht 

gelöst. Und das sollte im Beschluss noch stärker vorkommen. Der Städte- und Gemeinde-

tag weiß das auch. Da braucht es auch eine Maintenance, Wartung, und in der Schule kann 

man nicht warten, bis mal ein Wartungsmensch vorbei kommt.“ (WIR) 

 „Die Politik muss den Breitbandausbau noch einmal genau angucken. Im Moment fördern 

wir in der breiten Fläche eine Funkvernetzung, die keine Vorteile für Schule und Bildung 
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bringt, weil sie limitiert ist in der Datenübertragung. Wir müssen mehr Kabel – Glasfaser-

kabel - statt Funk haben. Hier kann der Bund die Fördermittel umlenken.“ (BIL) 

 „Breitband an Schulen! Das muss der Staat lösen und das Infrastrukturproblem angehen. 

Ich sage nicht ‚Laptops für jedes Kind‘ oder ‚tolle Unterrichtsmaterialien‘. Darüber kann 

man in zwei Jahren reden. Wenn man ein Grasrootsmovement anstoßen will, dass alle 

Lehrer das wollen, dann kann man schauen, was man braucht. Aber im Moment machen 

alle den Kopf zu und sagen, „Was brauche ich Tablets, wir haben ja nicht mal ein WLAN 

an der Schule“. Da gibt es zu wenig Leadership an den Schulen. Zu wenig Affinität für das 

Thema, da ist ja jeder gleich mit überfordert, wenn es um Administration und Systemauf-

setzen geht. An den Hochschulen hat man das besser im Griff, da hat jeder Studi Zugriff 

aufs WLAN, da gibt es eigene IT-Abteilungen. Diesen Pfad der Hochschule sollten die 

Schulen wandern. Das hieße erstmal WLAN für alle. Dann vielleicht Lernmanagementsys-

teme und dann kann jeder machen, worauf er Bock hat.“ (WIR) 

3.1.1.2. Konnektivität für alle 

Die bundesweite Gewährleistung von Konnektivität auf hohem Niveau würde der kompen-

satorischen Funktion von Schule entsprechen. Dadurch könnte die digitale Kluft zwischen 

den Bildungseinrichtungen verkleinert werden, zwischen denjenigen mit Zugang zu schnellen 

Netzen und denen ohne oder reduziertem Zugang – ob aus finanziellen oder räumlich-

strukturellen Gründen.  

 „Es ist schon lange klar: Das, was es gibt, reicht nicht. Viele stoßen ins selbe Horn bei 

dem, was wünschenswert ist. Und wir reden nicht von etwas, das wenig Geld kostet. Es 

bedeutet: flächendeckend, auch auf dem Land, auch im privaten Umfeld des Schülers muss 

es Internet geben. Es fehlt da an Impuls und Initiative, wenn wir so weitermachen wie jetzt, 

sprechen wir davon, dass 2030 etwas vorhanden ist.“ (WIR) 

 „Ich erhoffe mir, dass die technische Ausstattung an den Schulen deutlich verbessert wird, 

das ist dringend nötig. Es sind nicht mehr alle Schulen am Netz, schon gar nicht mit ent-

sprechender Breitbandigkeit insbesondere an Grundschulen. Stichwort Schulen ans Netz: 

Das wäre weiter nötig, aber nicht nur mit der Deutschen Telekom, sondern mit allen Te-

lekommunikations-Anbietern.“ (ZIV)  

 „Der Breitbandausbau wird als Voraussetzung für ein funktionierendes Netz gesehen. 

Manche Standorte sind so weit abgelegen, dass das Lernen mit und über Medien nicht 

möglich ist. Die Jugendlichen haben ja alles zu Hause. Da können sie mit ihren Geräten ins 

Netz gehen. Wir haben für die einzelnen Regionen spezielle Regelungen. Es gibt kein Land, 

das sagen kann, wir haben ein Super-Netz für alle.“ (BIL) 

 „Man darf auch die Menschen auf dem Land mit den Konnektivitätsproblemen nicht ver-

gessen, da muss Chancengerechtigkeit herrschen, d. h. der Bund muss für die Infrastruktur 

sorgen.“ (WIS) 

 „Wichtig ist mir der Unterschied zwischen Stadt und Land. Aktuelle Daten aus Schleswig-

Holstein zeigen z. B., dass dort noch nicht mal alle Schulen ans Internet angeschlossen 
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sind. In Hamburg hingegen hat jedes Klassenzimmer Glasfaserkabel. Das sollte nicht zu 

weit auseinanderdriften. Diesen Schulen ohne oder ohne schnelles Internet stehen ja man-

che Medien und Materialien gar nicht zur Verfügung.“ (WIS) 

 „In verschiedenen Bundesländern gibt es Initiativen, das Breitbandnetz auszubauen. Wenn 

man die Endgeräte hat, aber das Internet zusammenbricht oder der Zugang nicht gewähr-

leistet ist, nutzt das nichts. Vor uns liegen große gesellschaftliche Aufgaben, die ohne Inves-

titionen nicht funktionieren werden. Die Schulen laufen der gesamtgesellschaftlichen Ent-

wicklung hinterher.“ (ZIV)  

 „Bei der technischen Ausstattung muss das Hauptaugenmerk auf ein zuverlässig funktionie-

rendes WLAN und schnelle Verbindungen gelegt werden. Das größte Problem ist, dass 

genau das in den Schulen nicht der Fall ist. Selbst wo die technischen Gegebenheiten be-

stehen, sind die rechtlichen Unsicherheiten in der Anwendung hoch und Verunsicherung 

herrscht. Das ist das einzige Mittel, mit dem man versuchen kann, die soziale Spaltung o-

der die digitale Schere halbwegs zu schließen. Denn Geräte haben eh fast alle. Was sie 

nicht haben, sind die teuren Mobilfunkverträge. Man braucht in der Schule das gute 

WLAN für alle, das ist die Kernpriorität.“ (ZIV) 

Könnte die Wireless-Problematik in den Schulen aufgelöst werden, wenn bereits vorhandene 

technische Möglichkeiten genutzt würden? 

 „Es wird die Auffassung vertreten, dass die Schule von der Entwicklung bei LTE profitieren 

kann. Ich glaube nicht, dass das alles einfach sein wird, weil wir stark differenzieren müssen 

zwischen den Zentren, die sehr gut angebunden sind, und der Peripherie im ländlichen Be-

reich. Wir dürfen hier nicht schon allein von den technischen Voraussetzungen her ganze 

Landstriche abhängen und damit zu Lerngebieten zweiter Klasse machen. Das ist wirklich 

eine zentrale Aufgabe von Staat und Gesellschaft, die Einheitlichkeit der Lebensbedingun-

gen zu sichern. Dies ist eine grundgesetzlich geforderte Aufgabe. Das wird ein Prozess 

sein, der die nächsten drei bis fünf Jahre dauern kann.“ (WIR) 

 „Wenn wir den technischen und logistischen Paradigmenwechsel sehen – das Gerät geht 

zum Lerner und nicht umgekehrt -, dann habe ich technische Herausforderungen innerhalb 

der Schule. Viele Schulen haben immer noch die Wireless-Problematik: ‚Hier kommt kein 

Funknetz in die Schule wegen der Strahlung!‘ Es gibt die WLAN-Controller-Technik, die 

hat die Feldstärke, die benötigt wird; die Datenübertragung auf die Geräte wird nur dann 

gesendet, wenn sie gebraucht wird. Das ist weit weniger als beim Hausfunknetz oder bei 

Funktelefonen. Der Handybereich liegt um Faktor 10 höher. Man kann auch gleich mit den 

LTE-Netzen arbeiten und spart sich damit den WLAN-Ausbau in den Schulen, was ja auch 

in der Realität passiert. Wenn die Kids ihre Smartphones auspacken, dann nutzen die mit 

einem günstigen Vertrag die LTE-Technologie. LTE ist für alle Schulen technisch günstig, 

die nicht mit Glasfaser angeschlossen sind, aber problematisch, weil es in Bezug auf diese 

Geräte volumenabhängig ist, und das wird dann teuer.“ (BIL)  
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3.1.1.3. Bundespolitische Verantwortung 

 „Man müsste die Schulen analog den KMU behandeln: Die Wirtschaft muss gefördert 

werden – das ist einheitliche Meinung, dann könnte man damit sogleich die Schule auf die-

selbe Ebene heben. Also eher eine Verknüpfung mit Unternehmen als mit Haushalten? Die 

Schule ist Produzent der Ressourcen, auf die die Wirtschaft zugreift. Im globalen Wettbe-

werb zeigt es sich, dass die Humanressource wertvoller ist, wenn sie über eine hohe Me-

dienkompetenz verfügt.“ (WIS)  

 „Der überwiegende Teil der Schulträger weiß noch nicht, auf was er sich einzulassen hat. 

Der Bund muss die passende Infrastruktur bis zum Schulgebäude sichern, sonst bringen die 

besten BYOD-Konzepte für Schulen mit 1000 Nutzern nichts.“ (BIL)  

 „Wenn ich jetzt mal frage, was ist denn überhaupt noch nötig, dann wünsche ich mir von 

der Bundesregierung, dass sie die Kommunen dabei unterstützt, dass die Schulen breit-

bandig ans Netz kommen. Da bleibt für die Kommunen übrig, das WLAN in den Schulen 

zur Verfügung zu stellen sowie Endgeräte, Drucker, Beamer, Whiteboards. Beim Thema 

Breitband sehe ich die einzige Hoffnung, dass hier tatsächlich etwas passiert.“ (BIL) 

 „Das Thema Technik beginnt auf der Ebene von Herrn Dobrindt. Wie soll digitales Lernen 

funktionieren, wo wir kaum Breitband-WLAN in den Klassenräumen haben? Da ist jede 

Menge zu investieren. Und diese Investitionen haben kürzere Halbwertszeiten als andere 

Schulinvestitionen. Ich weiß nicht, wie man das gewuppt kriegt. Das wird dauern und ist 

abhängig von der Finanzkraft der Kommunen.“ (WIR) 

 „Die Kritik der Linken war richtig: Man kann formulieren was man will, wenn man nicht 

gleichzeitig die Finanzierung gewährleistet. Man weiß bei diesen Beschlüssen nicht, ob es 

wirklich Investitionen in technische Infrastruktur geben wird. Wenn wir das Eltern über-

lassen, werden viele nicht mithalten können. Wenn die öffentliche Hand nicht in Vorleis-

tung geht, dann selektieren und spalten wir weiter. Das kann uns alles nicht recht sein. 

Ziel des Antrags ist es ja, es nicht so weit kommen zu lassen. Es ist völlig unklar, welche 

Art von technischer Infrastruktur überhaupt gemeint ist.“ (WIR)  

3.1.2. Ausstattung mit Endgeräten 

Die Ausstattung mit Endgeräten wurde viele Jahre als Aufgabe der Schulträger angesehen. 

Die Einrichtung von Computerräumen ist sichtbares Zeichen dieser Entwicklung. Die Dis-

kussion über die Schüler-Rechner-Ratio wurde jahrelang auch unter dem Aspekt der Rück-

ständigkeit Deutschlands im globalen bildungstechnologischen Wettlauf im Vergleich zu an-

deren Staaten geführt. Das Verhältnis von 1:1 erscheint inzwischen nicht mehr als Utopie, 

dank dem Konzept „Bring Your Own Devices“ (BYOD) (s. dazu Kap. 3.3.2 BYOD). Zu den 

neueren Entwicklungen in der Ausstattungsfrage nehmen mehrere Experten Stellung. 

 „Über digitale Endgeräte diskutieren wir anders, also dass nicht der Schulträger ausstattet, 

sondern dass das Konzept BYOD mit Pools für den sozialen Ausgleich gilt. In Ländern, in 

denen digitale Endgeräte nicht als Technik, sondern als Lernmittel angesehen werden, ge-

hören sie natürlich auch in die Lernmittelfinanzierung. Darüber sollte man nachdenken: 

Lernmittel ganz neu denken!“ (BIL) 
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 „So einfach wie möglich! Wenn ich mich als Lehrer unterschiedlicher Hard- und Software 

gegenübersehe, befördert das die gegenwärtige Situation nicht.“ (WIR) 

 „Technische Ausstattung heißt, sich auf einen Inhalt einigen, der auf allen Geräten läuft. In 

der heutigen Situation mit der finanziellen Misere kann man mit Tablets viel machen und 

man braucht nicht Laptops. Das ist heute der Unterschied zu früher, dass man nicht mehr 

tausend Euro für einen Laptop ausgeben muss.“ (WIR) 

 „Ich erwarte eine veränderte Haltung gegenüber der Ausstattung bei Schulleitungen und 

Lehrerschaft, eventuell auch bei den Eltern, also z. B. halte ich das Handyverbot an Schulen 

für kontraproduktiv. Eine Stimmungsänderung wäre zu erreichen, also eine Ermögli-

chungskultur zu entwickeln. Schulleitungen und Lehrerschaft scheinen die meisten Be-

fürchtungen zu haben, bei den Eltern wird es gemischt sein.“ (BIL) 

 “Was die Geräteausstattung in der Schule angeht: Man muss Geräte für besondere Aktivi-

täten und für Leute, die sie sich nicht leisten können, zur Verfügung stellen können. Aber 

die Kernaufgabe ist tatsächlich, die Schulen ans schnelle Netz zu bringen. Es ist zwar nicht 

unkomplex, aber machbar, und es ist auch im Vergleich mit anderen Investitionen wie z. B. 

die Ganztagsschulen preislich überschaubar.“ (ZIV) 

 „Wir halten es für ganz wichtig, dass man Medienausstattung und private Mediennutzung 

enger aneinander führt. Das bedeutet, dass man die Strategie auf mobile Devices abstellt. 

Das ist sicherlich ein kritischer Punkt, aber die Nutzung von privaten Geräten scheint mir 

doch ein gangbarer Weg zu sein. Wir werden jetzt bestimmt nicht mal eben für ein paar 

Millionen Laptops oder Tablets anschaffen.“ (WIR) 

 „Die technische Ausstattung der Schülerinnen und Schüler sehe ich nicht gefährdet. Wenn 

sie im Gymnasium, 7. Klasse, im Monat 25 Euro für eine Laptop-Ausstattung pro Kind 

brauchen, bekommen sie schnell eine Mehrheit auf Elternseite hinter sich. Und es gibt Un-

ternehmen, die 2 oder 3 bedürftige Kinder mit versorgen. Da ist die Entwicklung schon 

weit.“ (WIR) 

3.1.3.  Primat der Pädagogik gegenüber der Technik  

Mehrere Experten beklagen, dass die Diskussion über Digitale Bildung zu sehr von einem 

technologischen Standpunkt geführt wird; Technik habe prinzipiell dienende Funktion im 

Hinblick auf die Verwirklichung von gesellschaftlichen oder individuellen Zielen. Andere 

wenden ein: Sie hat aber auch die Rolle eines Ermöglichers: In den Entwicklungen der Infor-

mations- und Kommunikationstechnologien suchen sich Nutzer im Bildungsbereich relevante 

Anwendungen.  

In den folgenden Ausführungen geht es darum, Technik und Pädagogik in ein angemessenes 

Verhältnis zu setzen. 

 „Im Bildungsbereich muss immer ein Primat der Pädagogik bestehen. Momentan haben wir 

diesen Tablet-Hype. Der Mehrwert, den das Tablet-Lernen im allgemeinen Unterricht 

bringen soll, erschließt sich mir nicht. Bei diesen Projekten sehe ich immer nur: Die sind 

technikgetrieben. Es wird argumentiert, die Kinder kennen Tablets schon, die kommen mit 
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der Technik gut klar. Richtig! Ich habe es in den letzten 20 Jahren so oft erlebt: Immer 

hieß es, das sei jetzt so die finale Entwicklung. Man hat aber immer gesehen, das ist nicht 

so. Mit den Sprachlabors um 1980 fing es an. Ein paar Jahre später, Anfang 1990, wurden 

die Sprachlabors abgerissen, man hat dafür Computerräume eingebaut. Dann kamen CBT 

und WBT und dann die Netbooks. Jetzt haben wir die Tablets. Das wird sich auch wieder 

ändern. Wir sind im Bildungsbereich sehr träge. Wenn wir da jetzt große Investitionen tä-

tigen, besteht die Gefahr, dass wir ins Leere laufen und der pädagogische Mehrwert im 

Moment ohnehin nicht ersichtlich ist.“ (BIL) 

 „In den Schulen ist schon viel Geld versenkt worden, z. B. digital Whiteboards. Bei der 

technischen Ausstattung muss man mit mehr Perspektive aus der pädagogischen Sicht Ent-

scheidungen fällen und darf sich nicht durch die Industrie zur Installation treiben lassen.“ 

(BIL)  

 „Da erwarte ich Effekte, weil der Beschluss mit den Gesprächen um Breitbandförderung 

korrespondiert. Ich habe die große Hoffnung, dass dieser Beschluss auch den anderen In-

stanzen deutlich macht, die Bildung mitzudenken. Das läuft im Moment stark unter der 

Wirtschaftsförderung und der infrastrukturellen Förderung in ländlichen Räumen. Ich hof-

fe, dass das Thema Bildung und Ausstattung an Schulen nochmal in den Blick rückt.“ (BIL)  

 „Wir wissen, dass Ausstattungsinitiativen, die isoliert stattfinden, überhaupt keinen Impact 

haben. Schulen sollen mit der Kommune gemeinsam überlegen, was ihre pädagogischen 

Konzepte sind, und danach über Ausstattung reden. Diese Konzepte sind sehr unter-

schiedlich. Wichtig ist, dass sie pädagogischen Überlegungen folgen. Es muss als Schulre-

form, als Schulentwicklung in Ausstattungsfragen in der Zusammenarbeit der einzelnen 

Schulen mit dem Schulträger betrachtet werden.“ (WIS) 

 „Wir werden sehr lange (Stichwort Chancengleichheit) unterschiedliche Rahmenbedingun-

gen haben. Die Abhängigkeit von Technologie darf daher nicht zu hoch werden, um Schü-

ler zu erfolgreichen Abschlüssen zu bringen. Sonst werden wir zu heterogene Ergebnisse in 

den Schulen erzielen. Schule hat ja immer noch einen pädagogischen Auftrag, der zum Teil 

wunderbar analog funktioniert.“ (WIR) 

 „Wir hängen nicht an bestimmten Produkten. Es geht uns darum, dass Lehrer in der Lage 

sind, pädagogisch-didaktisch guten Unterricht durchzuführen, der für Schüler motivierend 

ist, aber mit digitalen Medien effizienter ist, z. B. für Differenzierung und Individualisierung 

- das geht mit IT einfach besser. IT ist effizienzsteigernder; aus dem Grund hat sie sich 

überall durchgesetzt. Dann fragt man sich, wie kann man dadurch das Lernen verbessern. 

Verändern wird es sich nicht, denn da ist ja das Gehirn zwischen. Aber der Mensch kann 

anders lernen mit Hilfe der Technik. Die pädagogische Diskussion muss intensiviert wer-

den, damit sich das Ganze weiterentwickeln kann.“ (WIR) 

3.2. Motoren der Entwicklung im Feld Technik 

Die Frage „Wer sollte im Feld Technik die Entwicklung vorantreiben?“ beantworten knapp 

drei Viertel unserer Interviewpartner.  
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Ein Experte sieht keinen Kandidaten für die Motorenfunktion, weil 

 „die Grundvoraussetzungen für Lösungen fehlen. Und die sehe ich auch nicht. Ich sehe 

keinen ernsten Kandidaten als Motor. Die IT-Industrie muss mitmachen, eine Standardisie-

rung muss dann her. Ein Siegel kann Geräte ‚unterrichtskompatibel‘ deklarieren. Das Gerät 

muss dumm und preiswert sein, ohne vorinstallierte Programme, aber die Hersteller wür-

den dagegen Sturm laufen. Ich fürchte, dass man sich nicht mal auf einen Standard einigen 

kann.“ (ZIV)  

Demgegenüber wird hier konstruktiver argumentiert:  

 „Es geht um die Schaffung von Rahmenbedingungen um die Ausstattung zu ermöglichen. Es 

muss ja jemand bezahlen. Es gibt infrastrukturelle schulübergreifende Elemente, aber auch 

die Umsetzung in der individuellen Schule. Für jeden Ausstattungsaspekt gibt es einen 

Counterpart, der in der Pflicht ist. Wenn der das nicht leisten kann, muss man nach Lö-

sungen suchen. Bund und Länder hinsichtlich der Infrastruktur; die Schule selbst oder der 

Schulträger; bei den Schülern: Eltern. Es muss auch die Frage gestellt werden: Können 

durch die digitalen Medien Einsparungen an anderen Stellen im Schulbudget getätigt wer-

den, so dass es nicht on top kommt?“ (WIR) 

In den anderen Statements werden die zentralen Institutionen und Akteure bedacht, aller-

dings mit unterschiedlichen Rollen- und Funktionszuschreibungen. Die Öffentliche Hand 

im Allgemeinen mit ihren unterschiedlichen Ebenen im Besonderen steht wegen ihrer politi-

schen Verantwortung im Zentrum. Zu unterscheiden ist zwischen konzeptionell-inhaltlicher 

und strukturell-finanzieller Verantwortlichkeit. 

 „Die öffentlichen Einrichtungen sollten ein Motor der Entwicklung sein. Wo es darum 

geht, junge Menschen zu Bürgern zu machen, da gibt es einen Verfassungsauftrag: Schul-

pflicht! Wo der Gegenstand des Verfassungsauftrags stark verändert wird, haben wir Ver-

antwortung. Dort sollte der Motor sitzen. Auch die Entwickler von Infrastruktur oder 

Lernformaten. Daneben auch die Wissenschaft, weil sie die Ressourcen und die Intelligenz 

hat, ebenso ist besonders bei Folgenabschätzung die mitdenkende Forschungspraxis gefor-

dert. Da sehe ich eine enorme Lücke. Ich weiß nicht, welche Institute an so etwas arbei-

ten. Die Wirtschaft wird es nicht leisten können, die Bildungsanbieter selbst sind überfor-

dert, Kunden kann man es nicht aufdrücken.“ (WIR)  

 „Wir brauchen eine zeitgemäße IT-Ausstattung an den Schulen. Aber dafür fehlt es an 

Geld. Es bedarf eines gesellschaftlichen, bildungspolitischen Aufbruchs um hier eine 

schrittweise Verbesserung zu erreichen. Ein solcher Prozess braucht einen Zeitraum von 

mehreren Jahren. Der Bundestagsbeschluss ist nur ein sehr wichtiger Schritt. Es ist Aufga-

be von Politik, konsequent die nächsten Maßnahmen einzuleiten, wenn die Schule Schüle-

rinnen und Schüler für die Herausforderungen in der Mediengesellschaft fit machen soll. 

Die KMK kann sicherlich weiterhin konzeptionell etwas bewirken, aber nicht für den fi-

nanzpolitischen und gesellschaftspolitischen Rückenwind sorgen.“ (BIL) 

Der Bund soll Impulsgeber sein: 
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 „Die Bundesregierung sollte der Motor sein. Die Finanzierung ist eine Sache der Gemein-

den, aber der Impuls muss von der Bundesregierung ausgehen. Und das Ganze ist auch ein 

Europathema, es handelt sich ja um große Infrastrukturaufgaben.“ (WIR) 

Dieser Experte sieht die Länder in der inhaltlichen und den Bund in der finanziellen Zu-

ständigkeit: 

 „Motoren sind die Gremien der Länder, das ist ja deren Aufgabe. Den Beschluss hat es 

aber wahrscheinlich auch deshalb gegeben, weil es da Missstände gibt und das finde ich 

auch richtig, dass es Aufgabe des Bundes ist, da draufzuschauen und Richtlinien vorzuge-

ben. Also: die Länder inhaltlich und der Bund für die Ressourcen. Finanziell geht es 

Deutschland nicht schlecht, es ist eine Frage der Prioritäten.“ (ZIV) 

Andere Experten sehen die Länder in der finanziellen Verpflichtung 

 „Auf Länderebene müssen die nächsten Schritte erkannt und deutlich gemacht werden, 

damit das notwendige Geld bereit gehalten wird und die Dinge in den Schulen vorange-

bracht werden. Es braucht eine adäquate Höhe der Mittel für digitale Medien, denn die 

Grundlage für die Berechnung ist ein paar Jahre alt und mittlerweile sind die Supportkos-

ten andere. Es müssten auch Sondermittel vorgehalten werden z. B. für die WLAN-

Ausstattung. Dies ist durch Länderinitiativen möglich, vielleicht auch zentral vom Bund. Es 

ist immer ein Konsens mit anderen Themen, die ebenfalls Geld kosten.“ (BIL) 

 „Das Schönste wäre, wenn die Länder und die KMK sagen würden: Wir machen einen 

Sonderposten im Haushalt, der heißt Unterstützung der Digitalen Bildung, und zwar für 

die nächsten fünf Jahre. Dadurch würde die Digitale Bildung den Stellenwert bekommen, 

den sie haben sollte.“ (WIR)  

Länder und Kommunen sollen sich in Ausstattungsfragen einigen, um Fehlinvestitionen zu 

vermeiden. Gerade bei der Implementierung von BYOD-Konzepten: 

 „Motoren sind die Länder und die Kommunen. Die letzteren sind für die Ausstattung der 

Gebäude zuständig. Aber die Kommunen sind finanziell unterschiedlich ausgestattet und 

die bräuchten eine finanzielle Ausstattung.“ (WIS) 

 „Es wird immer gesagt, Infrastruktur ist Sache der Träger. Die Finanzierung wird völlig 

ausgeklammert. Ich kann die Politik nicht gut genug verstehen, ob man so vage bleiben 

muss und ob es schon reicht, die Zuständigen auf die Spur zu bringen. Bei mir hinterlässt 

das Ratlosigkeit. Wenn das Land der Kommune etwas vorschreibt, kann die Kommune 

Geld fordern. Ich möchte das Land sehen, das dann noch verbindlich vorschreibt.“ (WIR) 

 „Die Schuladministration ist hier absolut notwendig. Es sollte einen Konsens der Sachkos-

tenträger und der Personalkostenträger geben – wenn der politische Wille da ist. Der 

Bund kann nicht bis unten durchgreifen.“ (BIL) 

 „Was wir brauchen, ist eine Orientierungshilfe, mit den kommunalen Spitzenverbänden 

gründlich abgestimmt, damit nicht fehlinvestiert wird. Das können die Kommunen bewälti-

gen. Auf die Kommunen kommen erhebliche Kosten zu. Aber wenn das wirklich modern 

gemacht wird, dann kann es auch sein, dass die Total Costs of Ownership (Gesamtbe-
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triebskosten) für die einzelne Schule geringer, zumindest begrenzt werden. Server in der 

Schule werden nicht mehr gebraucht, der Wartungsaufwand wird geringer.“ (BIL)  

 „Das Land hat in technischen Fragen relativ wenig direkten Einfluss, das ist Angelegenheit 

der Sachaufwandsträger. Natürlich kann es durch Bildungspläne Einfluss nehmen auf das, 

was in der Technik notwendig ist. Die Sachaufwandsträger tun das Ihre, damit die Schulen 

vernünftig ausgestattet werden. Viele sind dabei zu standardisieren. Natürlich standardisie-

ren sie nicht gleich, sondern jeder für sich. Das geht dann auch nicht zeitgleich, sondern 

schön zeitversetzt, je nach Haushaltslage. Man sollte dabei den technischen Support nicht 

vergessen.“ (BIL) 

 „Kommunale Spitzenverbände müssen mit ins Boot und Fachleute aus der Administration. 

Die Politik hat das letzte Wort wegen der Finanzen. Man sollte nicht davon ausgehen, was 

pädagogisch sinnvoll ist, sondern auch was finanzierbar erscheint. Eine Task Force müsste 

Motor für technische Ausstattung sein.“ (BIL)  

Die Kommunen als Sachaufwandsträger haben großes Interesse an enger Abstimmung mit 

den Schulen, denn sie müssen in den meisten Fällen die technischen Anschaffungen zahlen. 

 „Die Schulen müssen sehr deutlich machen, was ihre pädagogischen Vorgaben sind. Dar-

aus resultiert eine bestimmte technische Ausstattung. Da werden sich die Schulträger 

nicht weigern, wenn sie sehen: Das ist in den Schulen pädagogisch sinnvoll.“ (BIL)  

 „Die Forderungen müssen aus der Schule kommen, wenn der Bedarf da ist. Es hängt also 

von den Interessen und Forderungen der Lehrer ab. Es macht keinen Sinn, wenn von au-

ßen auch noch so großzügig eine Schule versorgt wird und keiner weiß in der Schule dann, 

was er damit anfangen soll. Das hatten wir früher öfter erlebt. Ob die Schule sich von der 

Wirtschaft treiben lässt, ist die Frage. Ich kenne dafür die Lehrer zu gut.“ (BIL) 

 „Verantwortlich sind die Sachaufwandsträger, denn die müssen finanzieren. Die Wirtschaft 

kann bedingt helfen. Ich könnte mir vorstellen, wenn man die Schulautonomie ernster 

nimmt, dann könnte ein guter Schulleiter mehr umsetzen. Er kann dann für seine Schule 

entscheiden, wofür Geld ausgegeben wird.“ (WIR) 

 „Meiner Meinung nach sind lokale Bildungspläne wichtig, also nicht nach einem einheitli-

chen Muster vorgehen, sondern nur Bildungsstandards und Curricula vorgeben. Dann soll-

te lokal in der Kommune geschaut werden, welche Kooperationen sinnvoll sind. Es 

braucht eine Bestandsaufnahme der Akteure in der Kommune. Welche Angebote, Res-

sourcen und Aktivitäten gibt es? Es sollten dann gemeinsam lokale Medienentwicklungsplä-

ne entwickelt werden. Die technischen Ressourcen sollten sinnvoll genutzt werden. In den 

Plänen steht, wie die Qualifizierung der Fachkräfte sein soll, welche Angebote es für wel-

che Zielgruppe gibt; es soll nicht nur um Schule gehen, sondern auch um außerschulische 

und frühkindliche Bildung.“ (WIS) 

Mitglieder der Landesinstitute und Einrichtungen der Medienberatung können ihre 

Promotorenfunktion wahrnehmen, als Mittler zwischen Schulen und Technikanbietern.  
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 „Gesucht wird eine Allianz der Empathischen. Man braucht die Kompetenz, die in der IT-

Industrie vorhanden ist, aber auch gleichzeitig das Einfühlungsvermögen für die schulischen 

Bedarfe. Die Industrielösung ist nichts Konstruktives für Schullösungen. Man braucht viel 

Einfühlungsvermögen, um die technischen Möglichkeiten in der Schule zu implementieren. 

Auch Verantwortlichkeiten bei den Eltern, Schülern und Lehrern sind festzulegen. Die Lö-

sung wird uns die Industrie nicht geben. Deshalb braucht man die Landesinstitute, die eine 

Truppe von wissenden, willigen, empathischen Leuten in die Industrie schicken, um die 

Standards kennenzulernen und auf die Schulbedarfe zu übertragen. Was ich auch als An-

satz sehe, wenn man mit universitären Rechenzentren zusammenarbeitet. Auch im Sinne 

einer Bildungstransparenz. Man kann gemeinsam Fortbildungen machen und Kompetenzen 

gewinnen.“ (BIL) 

 „Die Medienberatungsstellen sind die Schnittstelle zwischen Pädagogik und Technik. In den 

Ländern gibt es unterschiedliche Zuständigkeiten: Mal sind es die pädagogischen Landesin-

stitute mit ihren Spezialistenteams, mal die Medienberatungsstellen. Egal, wer es wo 

macht: Es sind immer technisch affine Lehrer gefragt. Ein Industriepartner, der keinen Be-

zug zur Schule hat, der wird die Feinheiten des Ganzen gar nicht hinkriegen, weil er immer 

wieder darauf stoßen wird, dass der eigentliche Knackpunkt die Schulorganisation ist. In-

teraktive Tafel ist das Paradebeispiel: Dort, wo sie mit wenigen Klicks in Betrieb zu neh-

men ist, wird sie genutzt; wenn man erst ein Notebook aus einem anderen Raum holen 

und anschließen muss, steht die Tafel ungenutzt in der Ecke. Das ist eine Frage der Schul-

organisation. Das hat weder mit technischen Kenntnissen noch mit Pädagogik oder Didak-

tik was zu tun. Medienzentren oder vergleichbare Einrichtungen der Landesinstitute kön-

nen hier beratend tätig werden.“ (BIL) 

Unter Personalknappheit leiden die Beratungseinrichtungen und können somit nicht immer 

ihren Aufgaben nachkommen. 

 „Es gibt die Länderhoheit. Wir haben festgestellt, wenn Geräte bereitgestellt werden, sind 

diese nicht mit pädagogischen Konzepten verbunden, auch weil die Kompetenzen nicht da 

sind. Es fehlt auch an Beratung. Die Kompetenzteams, die es gibt, beraten nicht, z. B. bei 

der Medienentwicklungsplanung. Das ist wiederum eine Personalfrage, eine Frage von Res-

sourcen. Vielleicht gibt es da zu wenig?“ (WIS) 

Mehrere Experten sind sich sicher, dass der Markt der impulsgebende Faktor sein wird, 

sofern die adäquaten Signale von den Entscheidern kommen. 

 „Man braucht keinen Treiber, sondern es muss eine Institution geben, die sagt‚ ‚das brau-

chen wir‘, und die Anforderungsprofile vorgibt, auf die die Industrie reagieren kann - und 

die wird reagieren. Wer pädagogisch-psychologische Konzeptionen entwickelt, der wird 

einen Markt finden, der sich darauf einlässt: Es will verkauft werden.“ (WIS) 

 „Die Wirtschaft hat immer das Problem, dass bei ihr eine reine Verkaufsveranstaltung da-

hinter vermutet wird. Die Wirtschaft ist gern bereit, hier und da mal einen Klassensatz zu 

spenden. Das ist aber kein Lösungsschlüssel für die Fläche. Es sind zuträgliche Preismodelle 

erforderlich. Je mehr man sich über die Standards einer möglichen Lerninfrastruktur einig 
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ist, umso eher wird man zu günstigen Angeboten kommen können. Hier spielt die Ge-

samtstrategie eine Rolle. Je mehr konzertiert gemacht wird, umso erträglicher werden die 

Kosten sein.“ (WIR)  

 „Das kann ein Endgerätehersteller sein oder eine private Telefongesellschaft. Die Telekom 

in ihrer aktuellen Lage sehe ich da nicht, aber sie wäre geeignet als Zuständige für das 

Netz und gehört mehrheitlich dem Staat. Bei privaten Anbietern bräuchte es eine politi-

sche Abstimmung im Vorfeld.“ (WIR) 

 „Sollte die IT-Wirtschaft die Politik treiben? Es gibt eine Schwierigkeit: Die IT-Industrie 

weiß meistens nicht, wie Schule funktioniert. Sie kopiert bekannte Konzepte aus anderen 

Ländern, hat aber keine eigenen Ideen. Nur ganz wenige, vielleicht ein bis zwei Unterneh-

men, können auf der pädagogischen Ebene mithalten.“ (BIL) 

 „Die Entwicklung wird von der Industrie gesteuert. Ich kann als Pädagoge nicht den State 

of the Art negieren.“ (BIL) 

 „Die Schulbuchverlage finden noch keine Lösungsansätze für eine Bezahlsoftware, die da 

lautet: Früher hat man ein Buch gekauft für 38 Euro, heute kostet die Software 25 Euro. 

Und man braucht jährlich ein Updatesystem. Die spannende Frage ist, wo die Reise hin-

geht. Kein Unternehmen legt dazu ein schlüssiges Konzept vor.“ (WIR) 

Andere Experten sehen Multiple Motoren am Werk. 

 „Ich glaube nicht dass es nur einen Motor geben wird. Die Entwicklung geschieht techno-

logisch durch die Wirtschaft. Neue Möglichkeiten können einen Anreiz für Schulen oder 

Bildungseinrichtungen bringen. Da ist die Schulleitung, die sicherlich Impulse setzen kann, 

das Kollegium, das im Schulprogramm medienbildende Schwerpunkte aufnimmt und eine 

entsprechende Ausstattung braucht. Da gibt es Verständigungen bei den kommunalen 

Spitzenverbänden über die Anforderungen. Da sind Lehrpläne zu erfüllen, was wieder 

Auswirkungen auf die Ausstattung hat. Ein gut gestalteter Kommunikationsprozess ist der 

Weg, der die verschiedenen Verantwortlichkeiten zusammenbinden und zu Effekten füh-

ren kann.“ (BIL)  

 „In jedem Bundesland gibt es Lehrende an unterschiedlichen Bildungseinrichtungen, die 

Ausstattungs-Experten sind. Bei der IT-Wirtschaft muss man aufpassen, denn die will auch 

Geschäfte machen. Das Ganze sollte ressourcenschonend erfolgen. Es sollen exemplari-

sche Technikkonzepte für die ganze Republik entwickelt werden, die dann runtergebro-

chen werden können auf die einzelnen lokalen Gegebenheiten.“ (WIS)  

 „Motor müsste die Bundesregierung sein, die das aber nur leisten kann, wenn sie bereit 

ist, die finanziellen Mittel mitzubringen. Es kann nur in Abstimmung mit den Ländern realis-

tisch funktionieren. Der Bund muss ganz stark die Initiative ergreifen. Das scheint mir auch 

das Ziel dieses Papiers zu sein. Es wäre sinnvoll, eine Public-Private-Partnership einzuge-

hen, weil sich darüber eine stärkere Finanzierungsoption öffnet. Aber das Hineinwirken 

von Unternehmen wird immer kritisch gesehen. Mindestens die Telekommunikationsan-

bieter müssten dabei sein, ohne die funktioniert es nicht, auch Hardwarefirmen für die 

Ausstattung.“ (ZIV)  
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 „Keyplayer - Firmen wie Intel, Microsoft, Samsung, Apple - die muss man ins Boot nehmen 

und anhören, denn die treiben die Entwicklung. Neutrale Beratung aber nur über neutrale 

Stellen, doch die holen sich die Expertise wieder von den Firmen. Bündnis für Bildung wä-

re eine Anlaufstelle für Fragen der Schulausstattung. Es ist auch weniger wichtig, Tipps zur 

konkreten Ausstattung mit Modellen zu bekommen, als die Nutzung aller Möglichkeiten zu 

kennen.“ (WIR) „Ich glaube, die Kommunen können nicht der Motor sein. Ob es die 

Wirtschaft sein sollte, weiß ich nicht, weil der unterstellt wird, sie wolle nur verkaufen. 

Aber warum eigentlich nicht? Die Wirtschaft müsste erkennen, das ist eine Chance um zu 

sagen: Wir haben die kostengünstigen Geräte, wir haben Konzepte für eine Wartung oder 

für Ausfallsicherheit. Das kostet Geld, da muss man an die Kommunen herantreten und 

die werden nach der großen Politik schreien, um die Gelder zu bekommen. Vielleicht tat-

sächlich die Wirtschaft, die Hardware-Industrie im Verbund mit der Politik!“ (WIR)  

Mutet etwa dieser Vorschlag unkonventionell an, die Eltern sollten Motor bei der techni-

schen Ausstattung sein, weil sie doch schon als Käufer im BYOD-Kontext agieren? 

 „Das ist vielleicht dreimal um die Ecke gedacht: die Eltern selbst. Sie werden oft vernach-

lässigt, aber bei Entscheidungsfindungen sind sie wichtig. Ein großer Teil der Eltern steht 

dem nämlich kritisch gegenüber: die Kinder und Jugendlichen daddeln genug mit dem Ge-

rät herum, der Unterricht soll technikfrei sein. Da muss Aufklärung geleistet werden, es 

geht nicht darum Schulbuch und Stift zu ersetzen, sondern ein weiteres Werkzeug zu nut-

zen, das mit Blick auf die Gesellschaft ein wichtiges Medium ist. Sie haben ja die Geräte, da 

sollte es einen reflektierten und auch kritischen Umgang damit geben. Datenschutz sollte 

thematisiert werden. Wenn man den Eltern erklärt, was das Thema Medienkompetenz mit 

sich bringt, dann bekommt man eine größere Bereitschaft.“ (ZIV) 

3.3. Detailthemen 

3.3.1. Bundeseinheitliche IT-Standards für allgemeinbildende Schulen 

In diesem Punkt ist die Auskunftsfreude der Experten weniger stark ausgeprägt vorhanden. 

Nur gut ein Viertel der Befragten nimmt zu diesem Thema Stellung. Die Aufforderung im 

Bundestagsbeschluss zur „Hinwirkung auf eine langfristige Festlegung von bundeseinheitlichen 

IT-Standards für allgemeinbildende Schulen“ führt zu der Rückfrage, was mit dieser Forde-

rung konkret gemeint sein könnte: Geht es um die Geschwindigkeit der Datenübertragung, 

um Hardware oder Software? Da der Bundestag hier keine Richtung vorgibt, nutzen die Ex-

perten alle Möglichkeiten, sich offen über Standards zu äußern. 

3.3.1.1. Positive Aussagen 

Standards erscheinen als notwendig für die Infrastruktur und müssen längere Zeit gültig sein, 

um Wildwuchs einzudämmen: 

 „Standards sehe ich nur auf der Ebene der Infrastruktur. Ein gutes Beispiel ist WLAN. Man 

muss auch schauen, welche Cloud-Lösungen es gibt, die dem Datenschutz entsprechen 

und sichere Lösungen bieten. Man muss festlegen: Welche Daten werden erfasst? Wie 

steht es um Learning Analytics? Hier muss standardisiert werden. Hier müssten die besten 
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IT-Köpfe von den Unis mitwirken, nicht nur die Wirtschaft mit ihren Verkaufsinteressen. 

Wissenschaftler sind produktunabhängig, die müssen unterstützen.“ (BIL) 

 „Im täglichen Arbeiten wird es künftig notwendig sein, dass wir stärker auf Standardisie-

rung setzen. Aber das kommt in der Schule nicht gut und schnell an. Wir werden die bes-

sere Vernetzung der Schulen und Räume zum einen ohne Standardisierung nicht schaffen 

und zum anderen, wenn wir die Administration nicht in zentrale Einrichtungen geben. Das 

ist ein wesentliches Anliegen; technisch kann man keine Einzellösungen fahren, denn das ist 

nicht umsetzbar, weil nicht finanzierbar.“ (BIL) 

 „Dass jeder vor sich hin wurstelt, muss der Vergangenheit angehören. Die technische 

Ausstattung ist im Moment so heterogen, dass man nicht alle Länder in ihren Details im 

Blick haben kann. Die ist z. T. aufgabenangepasst hinsichtlich dessen, was Schule leisten 

soll. Sie kann nie auf dem alleraktuellsten Stand sein, was eh fraglich wäre.“ (ZIV) 

  „Standards? Die sind nicht strittig. Da wird ein Expertenteam etwas aufschreiben, was für 

die nächsten 10 Jahre gilt. Darüber wird sich nicht gestritten. Es wird ja nicht etwas gefor-

dert, wie: ‚Das muss in die Apple-Welt passen!‘“ (WIR) 

Ein Wettlauf mit der Entwicklung der Technik kann durch Rahmenvorgaben im Sinne allge-

meiner Orientierung und Beratung, die keine Limitierungen hervorrufen, verhindert werden. 

 „Wenn die nicht als Dogma gehandhabt werden, sondern im Sinne einer Orientierung, die 

zeitgemäß fortgeschrieben wird, dann halte ich das für förderlich. Es darf nicht so sein: 

Wir legen das jetzt ein für allemal fest und I0 Jahre ändert sich daran nichts. Bei der Ra-

sanz der Medienentwicklung wäre das sehr hinderlich und nicht durchzuhalten.“ (BIL) 

 „Hier würde ich mich von der technischen Entwicklung ein Stück weit abklemmen und 

würde Rahmenbedingungen fordern.“ (BIL) 

 „IT-Standards muss man nicht verpflichtend machen (Eigenverantwortung!), aber wenn es 

Empfehlungen gäbe, mit Adressen für Beratungen und Weiterbildungen, das würde helfen. 

Denn im Moment fängt jeder wieder neu an. Wildwuchs!“ (WIR) 

 „Einheitliche IT-Standards sollten eine Orientierung sein, damit Schulen, die sich nicht aus-

kennen, wissen, was mindestens notwendig ist. Dafür sind Standards gut, auch um eine 

einheitliche Unterrichtsgestaltung möglich zu machen. Sie sollten aber Schulen, die mehr 

wollen, nicht limitieren. Es muss ein Fortschritt möglich sein. Als Orientierungskomponen-

te sind sie hilfreich. Die Frage ist: Wie lange soll ein Standard gelten? Es braucht Offenheit! 

Die Anforderungen entwickeln sich weiter. Die Technologie ist eben nicht limitierend an-

gelegt.“ (WIR) 

 „Gut, wenn nach dem Motto, „darunter soll es nicht gehen“, formuliert wird. Das Prob-

lem ist immer, wenn man zu viel Einheitlichkeit vorschreibt, dann werden Entwicklungen 

behindert, die was Besseres mit sich bringen. Ich würde den Gedanken abwägen mit einer 

gewissen Konkurrenz-Situation unter dem Aspekt, dass dadurch auch was Besseres in die 

Schule käme. Wenn man durch Standardisierung Modernisierung behindert, dann wäre sie 

abzulehnen, sie wäre zu radikal.“ (WIS) 
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Der Gültigkeitsbereich für Standards sollte bedacht werden: 

 „Ich fände es toll, wenn wir erst einmal einen landesinternen IT-Standard hinbekämen. Die 

Bundeslösung sehe ich noch lange nicht. Und selbst bei uns läge eine Lösung in weiter Fer-

ne, weil die Sachkostenträger unterschiedlich schnell vorgehen. Sie sind unterschiedlich 

mit Finanzen und personellen Ressourcen ausgestattet. Das kriegt man nicht hin, dass eine 

Großstadt im selben Tempo voranschreitet wie eine kleine Gemeinde.“ (BIL) 

Wegen der Dynamik des technischen Wandels wird in Sachen IT-Standards (im weitesten 

Sinne) eine ständige Arbeitsgruppe vorgeschlagen:  

 „Wenn man das allgemein genug formuliert, dann klappt es. Es muss eigentlich so sein, 

dass es Orientierungshilfen gibt. Die Frage ist, wer dafür wegen der enormen Dynamik 

verantwortlich ist. Noch wichtiger finde ich, dass es eine Expertenkommission als Kom-

munikationsgruppe mit einem Moderator gibt, der den jeweiligen Diskussionsstand doku-

mentiert. Dann müssen wir uns nicht alle paar Jahre in wahnsinnigen Diskussionen über 

neue Standards verständigen. Bevor es parlamentarisch beschlossen ist, haben wir immer 

einen aktuellen Diskussionsstand von unseren Experten. Das finde ich für diese Fragestel-

lung angemessener.“ (BIL) 

3.3.1.2. Ablehnende Aussagen 

Ablehnend gegenüber IT-Standards äußern sich die folgenden Experten, wobei es breitgefä-

cherte Gründe gibt: 

 „Was auch immer damit gemeint ist, ich weiß es nicht. Im Learning-Technologie-Bereich 

diskutieren wir Standards seit 15 Jahren. Die einen sterben, die nächsten kommen. Ehrlich: 

ich halte davon nichts.“ (WIS) 

 „Ich erwarte weniger bei der Forderung nach Standards für die technische Ausstattung der 

Schulen. Das wird sich nicht vereinbaren lassen, so wie ich die Kommunalspitzenverbände, 

sprich die Kommunen, und ihr Pochen auf Selbstständigkeit in diesen Fragen erlebt habe.“ 

(BIL)  

 „Eine Vereinheitlichung von Hardware-Ausstattung wird nicht gelingen, denn es ist ja wel-

che da, die muss genutzt, ersetzt und erneuert werden. Das findet in Zyklen von drei bis 

fünf Jahren – real: 5 bis 10 Jahren - statt. Wir haben eine Fülle an Innovationen, Hersteller- 

und Markenwechsel. Das ist die Situation, so dass wir nie eine einheitliche Ausstattung ha-

ben werden. Aber wir können immer die Standardanforderungen anheben und die als 

Messlatte nehmen. Wir müssen nur auf die Integrationsfähigkeit achten.“ (BIL)  

 „Bei monatlich sich verändernder Technik kann man in der Medienbildung kaum Standards 

einziehen. Auch hat man in keinem Fach eine so große Abhängigkeit von dem, was Schüler 

mitbringen: unterschiedliche Erfahrungen und Zugänge, Geräte, Freiheiten daheim oder 

außerhalb von Schule und Elternhaus. Es sind zu große Bandbreiten (im nicht technischen 

Sinn) in einer Klasse. Günstiger ist ein Katalog von Ideen zu bestimmten Medienschwer-

punkten. Was nutzt es z. B., Smartphone erst gegen Ende der Grundschule vorzusehen, 

wenn 50% der Erstklässler ein Smartphone zur Einschulung bekommen.“ (BIL) 
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 „Was wäre ein bundeseinheitlicher Standard? Worauf will man sich einigen: Schüler-PC-

Ratio? Tablets, Notebooks, PC, WLAN an allen Schulen? Was steckt dahinter? Wir ver-

treten den Ansatz, jede Schule soll einen Medienentwicklungsplan machen und dann das 

pädagogisch Wünschenswerte mit dem technisch Machbaren in Einklang bringen. Wenn 

wir Nutzungsstandards durchdrücken, die nicht gewünscht sind, haben wir die Sprachlabo-

re der 80er Jahre. Es gilt der Leitsatz ‚Technik folgt Pädagogik‘.“ (BIL) 

 „Es gibt in Österreich einen bundeseinheitlichen Warenkorb. Man kann sich für so etwas 

entscheiden, damit man keinen Device-Wildwuchs hat. Es ist simple, die technischen An-

forderungen zu beschreiben und sich auf einen Kostenrahmen zu einigen. Aber ich weiß 

nicht, ob das mit dem deutschen Ausschreibungsrecht harmoniert. Um die Ausschreibung 

käme man rum, wenn die Eltern die Geräte anschafften. Aber dann geht es mit der Lern-

mittelfreiheit los und ein Lehrer kann sagen: Nee, dieses oder jenes Gerät will ich nun 

nicht haben. Das Ganze wird in Richtung Graswurzelgeschäft gehen. BYOD wird ein 

Trend sein. Die Eltern werden anschaffen, die Kids werden die Geräte mit in die Schule 

bringen und dann schauen wir mal. Ob das von Dauer sein wird, wird sich zeigen.“ (WIR)  

 „Ich vertraue auf die lokale oder regionale Kreativität. Wenn Standards zur Gleichgültig-

keit führen (alles muss gleich sein), dann kann ich den Begriff in seiner Doppeldeutigkeit 

werten. Was wir brauchen, ist eine Aufmerksamkeit dafür, was vor Ort passiert, sind Em-

pathie, Differenzierungen und Akzeptanz der Heterogenität. Das ist ein Grundproblem im 

Bildungsbereich, dass wir nicht mit Heterogenität umgehen können.“ (BIL) 

3.3.2. Bring Your Own Device (BYOD) 

Der Bundestag fordert in seinem Beschluss die „Einrichtung eines ‚Pakts für Digitale Bildung‘, 

der die unterschiedlichen Aktivitäten von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft bündelt, digitale 

Infrastruktur und Ausstattungen unter Berücksichtigung des „bring your own device“-

Modells finanziell fördert usw.“ Auf die Frage, welche Bedeutung dem BYOD-Thema beige-

messen wird, antworten vier Fünftel der Interviewpartner. Nachfolgend geben wir ihre Mei-

nungen, unterschiedlichen Dimensionen zugeordnet, wieder. 

3.3.2.1. Positive und negative Einschätzungen 

Neben expliziter Zustimmung oder Ablehnung gibt es viele tendenziell zustimmende oder 

skeptische Statements. 

 „Ich sehe die Entwicklung nicht skeptisch, sondern sehr positiv; BYOD ist das richtige 

Konzept.“ (BIL) 

 „Prinzipiell halte ich BYOD für völlig richtig, auch zeitgerecht.“ (WIS) 

 „Finde ich sinnvoll in Schule und Hochschule!“ (WIS) 

 „BYOD ist nicht die Zauberformel, aber ein pragmatischer Weg.“ (ZIV) 

 „Ich kenne europäische BYOD-Modelle, die gut funktionieren. Perspektivisch wird das 

auch der Weg sein, dass jeder mit seinem Gerät irgendwo im Netz unterwegs ist.“ (BIL)  
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 „BYOD ist gut, das will eigentlich jeder. Das gehört in berufsbildenden Schulen eigentlich 

auch zur Kundenfreundlichkeit gegenüber den Schülern. Das kommt so oder so.“ (BIL) 

 „Wir sind durchaus Verfechter dieses Konzeptes, weil wir sehen, dass ein sehr hoher Pro-

zentsatz von Schülern wie Lehrern inzwischen Hochleistungsgeräte jeden Tag mit in die 

Schule bringt.“ (BIL) 

 „Es kommt auf die Konkretisierung an. Es gibt Konzepte, dass man zwei Zugänge hat, pri-

vat und schulisch. Aber das sind Konzepte, die noch nicht richtig rund sind. Aber in die 

Richtung muss es gehen, wenn es sich durchsetzen soll: In der Schule machen alle, was sie 

sollen, zu Hause was sie wollen.“ (ZIV)  

 „Im schulischen Kontext gibt es Modellversuche, wo alles gut funktioniert: IT-Support, 

WLAN und sonstige Breitbandverfügbarkeit, auch die Administration der heterogenen 

Endgeräte mit heterogenen Betriebssystemen. Wenn wir in die Breite wollen, glaube ich 

nicht, dass das so einfach gehen wird. Und zwar aus administrativen Gründen, zumindest 

wenn man es mit innerschulischen Mitteln versucht, d. h. ein Lehrer als Administrator mit 

zwei bis vier Verlagerungsstunden.“ (WIS) 

 „BYOD muss man sehr differenziert sehen. Meint man BYOD in dem Sinne, dass die Schu-

le standardisierte Geräte kauft oder vorschlägt, die die Eltern kaufen? Meine ich BYOD 

dann im Sinne eines Campusladens, was die meisten Unis haben? Also keine Dienste, son-

dern nur Internetzugang? Oder meine ich das dann auch in Bezug auf das pädagogische 

Netz? Meine ich unterschiedliche Finanzierungsmodelle? Ich glaube schon, dass der Trend 

in Richtung der selbstmitgebrachten Geräte geht. Klar gibt es tolle Beispiele, ich finde es 

riesig, wenn ich in Schulen sehe, was die mit selbstmitgebrachten Geräten machen. Aber 

noch ist das so eine Idee, die an einer einzelnen Schule, in einzelnen Klassenräumen prima 

funktioniert. Insofern finde ich diese BYOD-Debatte total wichtig und auch echt hilfreich, 

aber ich glaube, sie ist kompliziert.“ (WIS) 

 „An und für sich ist BYOD eine Riesen-Herausforderung für die Schule. Das liegt nicht an 

der Schule. Die hat nicht das BYOD-Konzept entwickelt, sondern es ist einfach gesell-

schaftlich da. Wenn wir das nicht wahrnehmen als Schule, was in der Gesellschaft passiert, 

dann haben wir ein Problem. Übrigens: Man müsste statt BYOD sagen: TYOC - Take Y-

our Own Device.“ (BIL) 

 „Ob das der Weisheit letzter Schluss ist, das müssen wir erst sehen. Aber das muss kon-

kretisiert werden mit Umsetzung und Geld, sonst bringt das nichts. Das kann durchaus 

sinnvoll sein, das, was bereits in Schülerhand ist, nutzbar zu machen und über den Weg 

mit Inhalten zu arbeiten und Medienkompetenz zu entwickeln. Als ein Element von Digita-

ler Bildung: Ja! Aber es wird sicherlich auch noch andere Infrastrukturentscheidungen ge-

ben, die das begleiten müssen.“ (BIL) 

 „BYOD, das könnte man stärken, allerdings bräuchte man eine professionelle Online-

Umgebung in den Schulen, denn da gibt es immer mal Probleme. Ich bin da ambivalent. Es 

bräuchte professionellen Service und Support, vor allem aber ein Konzept.“ (WIR) 
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 „Da sind wir sehr skeptisch, denn das ist eine Notlösung, weil die Schulen die Ausstattung 

nicht haben. Das Problem für die Lehrkräfte: nicht alle Schülerinnen und Schüler haben 

das; da muss es Möglichkeiten geben, dass man für die das anschaffen kann. Aber auch das 

Problem der vielen unterschiedlichen Systeme! Ziel ist, dass ich einen Server habe, so dass 

sich die Lehrkraft nicht kümmern muss um Hardware, Aktualisierung der Software usw., 

das kann auch nicht in jeder Schule geleistet werden. Wenn man aber so viele verschiede-

ne Endgeräte hat, hat man ein Problem.“ (ZIV) 

 „Mangels Alternativen gewinnt BYOD die Oberhand mit allen daraus resultierenden Kon-

sequenzen. Man muss sich das mal klarmachen, was das in einer Schule mit semiprofessio-

neller IT-Administration bedeutet, eine heterogene Gerätewelt zu integrieren! Das ist al-

les andere als trivial. Die Forderung nach einer homogenen Ausstattung in Schülerhand 

scheitert an der Finanzierung.“ (WIR) 

 „Das soll ja wohl ein Finanzierungsmodell sein. Man muss aber bedenken, dass es viele 

unterschiedliche Geräte sind, in einigen Schulen sehr unterschiedlich. Gerade unter Schü-

lern, wenn man nicht das neueste Gerät hat, besteht eine große Konkurrenz auf dem 

Schulhof. Ich fände es besser, wenn die Schulen die Geräte zur Verfügung stellten oder wie 

bei den Lehrbüchern in einem Ausleihmodell. Und sagen wir mal so: Ich wollte nicht Leh-

rer an einer Schule sein, die dieses Konzept fährt.“ (WIR) 

 „BYOD, ein neues Zauberwort, mit vielen Problemen. Erstes Stichwort: Chancengleich-

heit, Bevorteilung von Kindern reicher Eltern. Wenn Schulen das wirklich für den Unter-

richt belastbar einsetzen wollen, brauchen wir Mindeststandards. Technisch und daten-

schutzrechtlich ist das alles hochkomplex und schwierig in der Umsetzung. Wir haben das 

in der Privatwirtschaft auch, aber es wird schon schwierig, inwieweit ein Privatgerät für 

den dienstlichen Einsatz eingebracht werden kann. Man muss alles in irgendeiner Form 

zertifizieren. Man kann nicht einen bunten Strauß zulassen. Der BYOD-Thematik stehe ich 

sehr, sehr distanziert gegenüber. Die Grundvorstellung ist klar: Man braucht die Kinder 

nicht mehr mit Geräten auszustatten, die bringen sie schon mit und man kann damit viel 

Geld sparen.“ (BIL) 

 „BYOD halte ich für praxisfern, praxisfremd und praxisfeindlich. Wenn jeder sein eigenes 

Gerät mitbringt, alle mit unterschiedlichen Betriebssystemen von verschiedenen Herstel-

lern: Wer sorgt dann dafür, dass die Geräte in den schulischen Server über WLAN einge-

bunden und dort angemeldet werden und einen Zugang bekommen? Wer macht das tech-

nisch? Es gibt Schüler, die spielen gern Streiche, das war schon immer so. Sie können Leh-

rer, die keine IT-Fachleute sein können, schnell vorführen. Für den Unterricht stehen nur 

45 Minuten zur Verfügung. Wer lauter technische Probleme lösen muss, weil irgendje-

mand irgendein Gerät mitbringt, der kommt nicht zum planvollen Unterrichten.“ (BIL) 

3.3.2.2. Die pädagogisch-didaktische Dimension 

Die folgenden Argumente betreffen BYOD hinsichtlich der mediendidaktischen und –

pädagogischen Implikationen. Manche treffen auf digitales Lernen generell zu und sind nicht 

BYOD-spezifisch. 



Stakeholder-Studie zum Bundestagsbeschluss „Stärkung der Digitalen Bildung“  

© 2016 IBI – Institut für Bildung in der Informationsgesellschaft l www.ibi.tu-berlin.de 81 

 „Der Lehrer muss ein Multitalent sein, um den BYOD-Betrieb aufrecht zu erhalten.“ (BIL) 

 „Ich bin nicht typisch für die Lehrerschaft. Ich habe nicht die Diskriminierungssicht, wo-

nach nicht mit Smartphones oder Tablets im Unterricht gearbeitet wird, wenn zwei oder 

drei Jugendliche keines haben. Wenn man will, kann man kompensatorisch wirken. Die 

Geräte gehören zum Alltag der Kinder, die arbeiten damit auch an anderer Stelle. Gegen 

BYOD spricht nichts. Der Knackpunkt liegt in der Frage, ob die Technik zum Unterricht 

passt. Dass die Technik weitestgehend störungsfrei funktionieren soll, ist eine selbstver-

ständliche Voraussetzung. Im Blick auf Qualifizierung: Es geht nicht darum, Bedienkompe-

tenz zu erwerben. Die haben die meisten Kinder und Jugendlichen schon sehr früh in ih-

rem Leben durch praktische Tätigkeiten gewonnen. Es stellt sich die Frage, wie wir die 

Technik sinnvoll in den Unterricht einbinden, wobei die inhaltlichen Vorgaben durch die 

Lehrpläne eine wichtige Rolle spielen. Da sind noch Defizite festzustellen.“ (ZIV) 

 „Wie kann ich es einem Lehrer möglichst einfach machen (auch Schüler), dass angesichts 

verschiedenster technischer Konfrontationen Unterricht bestmöglich gehalten werden 

kann. Die technische Heterogenität ist ein Bremser, dem sollten Lehrer nicht ausgesetzt 

werden.“ (WIR) 

 „Aus pädagogischen Gründen macht es Sinn, die Arbeit mit unterschiedlichen Geräten zu 

lernen und zu sehen, dass es Unterschiede gibt, mit denen auch umzugehen ist. Das ist 

auch die Herausforderung im Alltagsumgang mit der Technik.“ (ZIV) 

 „Es wäre bedauerlich, wenn es nicht geschafft würde, statt Handys zu verbieten, diese zum 

Lernen zu nutzen. Es ist eine viel größere Motivation, mit eigenen Geräten täglich auch 

zum Lernen umzugehen.“ (ZIV)  

 „Wenn Big Data gesammelt wird, können wir schlauer werden; was die Mensch-Maschine-

Interaktion angeht, profitieren wir von personalisierten Anwendungen.“ (WIR) 

 „In meiner Lehre ist es Pflicht, dass jeder sein Gerät mitnimmt, in vielen Schulen ist es 

verboten. Da ist eine Riesendiskrepanz - auch innerhalb der Hochschulen. Manche sagen 

‚auf gar keinen Fall‘, andere entwickeln Systeme extra für BYOD. Meine Einstellung ist 

ganz klar: Nutzen der Geräte in allen Situationen, aber auch angeleitet durch die Lehren-

den. Die Geräte sind fester Teil der Lehre. Ich könnte mein Konzept gar nicht mehr ohne 

sie beibehalten. Für die Studierenden ist das der Normalfall geworden. Manchmal sitzen 

Studierende zu zweit an einem Gerät, weil sie ihres vergessen haben oder weil sie gar kein 

passendes mobiles Gerät haben. Selbst wenn ein Student während der Veranstaltung seine 

Mails liest oder Sportvideos anschaut: Ich habe nichts dagegen, solange er seine Aufgaben 

richtig bearbeitet. Früher haben Studierende Zeitung in der Vorlesung gelesen. Im Bundes-

tag twittern die Abgeordneten und Minister in Plenarsitzungen. Man zeigt heutzutage halt 

seine Multitaskingfähigkeit.“ (WIS) 

 „Unser pädagogischer Ansatz ist stark auf den Ansatz BYOD ausgerichtet, weil wir der 

Meinung sind, dass es sehr wichtig ist, dass die Menschen mit ihren eigenen Geräten auch 

lernen. Insofern brauchen wir Konzepte, wie die Menschen mit ihren Geräten in der Schu-

le arbeiten können.“ (BIL) 
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 „Es stehen sich die reinen Konsumenten der digitalen Medien und diejenigen gegenüber, 

die digitale Medien als Zugang zum Wissen, zur Information, auch zur demokratischen 

Teilhabe nutzen, die ein Wort mitreden können, weil sie den Zugang zu den Quellen ken-

nen und über die Artikulationsfähigkeit verfügen. ‚Ich kann jetzt meine Stimme allerorten 

und jederzeit erheben und verbreiten.‘ Die Vernetzung von Meinungen als Einflussfaktor 

für politische Willensbildung ist spürbar im Alltag. Hier gibt es digitale Spaltung.“ (BIL) 

 „Man muss sich natürlich genau überlegen, wie viel kognitives Denken von den Schülern an 

die Geräte abgegeben wird, weil Wissen ständig verfügbar ist. Was macht dann noch den 

Kern aus, den man im Unterricht erlangen muss? Persönliche Lernumgebung und persönli-

ches Netzwerk aufrecht erhalten, wären da zwei Dinge, die mit dem digitalen Lernen zu-

sammengebracht werden müssten.“ (BIL)  

 „BYOD ist noch ein Wagnis im Hinblick auf Kompetenz der Lehrerschaft. Heute kommt 

kein Referendar mehr, der nicht ein eigenes Smartphone hat. Damit im Unterricht umzu-

gehen, ist eine große Hemmschwelle, auch bei den jungen Leuten. Es gibt auch Lehrer, de-

ren Altersabstand zu den Schülern ist so groß, dass sie sich trauen zuzugeben, was sie 

technisch nicht beherrschen. Die lassen die Schüler machen. Lerngruppen können sich 

selbst organisieren. Da handeln solche Lehrer ganz souverän. Da müssten wir hinkommen 

oder das fördern.“ (BIL) 

 „Wenn wirklich ‚Own Devices‘ genutzt werden, könnte ich mir auch vorstellen, dass 

Schülerinnen und Schüler damit in der Schule achtsamer umgehen als mit Fremdgeräten. 

Es kann eine Schwierigkeit bei zu großer Heterogenität der Geräte geben. In jeder Lern-

gruppe sollen Schülerinnen und Schüler, die sich mit der Technik auskennen, unterstüt-

zend agieren. Um die Technik muss sich keine Lehrkraft mehr kümmern. Diese kann ein-

fach sagen, was gebraucht wird, und die Schüler kümmern sich.“ (BIL) 

 „Die Anforderungen an das Lehrpersonal sind deutlich höher: technische Heterogenität 

gegen Standardausstattung. Für Medienscouts gibt es bei BYOD viel zu tun!“ (WIS)  

 „Bring Your App ist eigentlich die Idee, nicht Bring Your Device. Wir haben eine Klausur, 

machen wir alle mit unseren mitgebrachten Geräten und einer hat es nicht mit oder der 

Akku ist leer oder Mama hat es verboten, und dann? Haben wir ein Ersatzgerät für den?“ 

(WIS) 

 „Das Thema Sicherheit ist in verschiedener Hinsicht wichtig. Wenn ich darauf Noten ver-

schicke, habe ich ein Problem mit der Datensicherheit. Missbrauch: Wenn ich so ein Gerät 

statt eines graphischen Taschenrechners einsetze, kann ich vielleicht die Lösung aus dem 

Netz ziehen oder sonst wie in Klassenarbeiten schummeln. Ich kann für Recherchen, aber 

genauso für das Erstellen von Präsentationen, von kleinen Filmen- oder Fotoproduktionen 

diese Geräte nutzen. Kritische Medienkompetenz kann besser vermittelt werden, wenn 

ich sage ‚ihr habt doch alle so ein Ding, jetzt arbeiten wir mal kritisch damit‘. Wenn ich sa-

ge: ‚Das sind eure Standardwerkzeuge, aus denen ihr jetzt die Hausaufgaben runterzieht‘, 

da ist die Frage auf welche Plattform die zugreifen. Ich glaube, es hat weniger mit den Ge-
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räten zu tun. Das wäre bei heimischen Festnetzrechnern ja genauso oder bei außerschuli-

schen Geräten.“ (BIL) 

 „Die Lehrkräfte müssen lernen, wie solche Geräte in Prüfungssituationen, bei Leistungs-

bewertungen etc. genutzt werden können. Sie befürchten nicht zu wissen, was die Geräte, 

die die Schüler nützen, alles können und dass sie in der Lage sind, bestimmte Zusatzfunk-

tionen zu aktivieren und sich dadurch gegenüber anderen Vorteile zu verschaffen.“ (BIL)  

 „Mit der BYOD-Strategie muss man die erprobten didaktischen Konzepte auf die neuen 

Möglichkeiten anpassen. Nicht alle Lehrkräfte sind aufgeschlossen. Will eine Lehrkraft eine 

bestimmte App einsetzen, sind Fragen zu klären: Ist die auf allen Geräten? Muss ich die be-

sorgen? Muss die Schule bestimmte Geräte zur Anschaffung vorschlagen? D. h. die Eltern 

müssen die Geräte anschaffen, die die Schule haben will. Was passiert, wenn ein Schüler 

mit seinem Gerät nicht klarkommt? Kann die Lehrkraft allen Schülern mit unterschiedli-

chen Arten von Geräten helfen, ihre Aufgaben zu lösen oder ist das für sie eine Überfor-

derungssituation? Auch in den Grundschulen brauchen wir Lernen mit und über digitale 

Medien. Man weiß, dass die Kinder und Jugendlichen nicht die Kompetenzen haben, die 

Geräte sinnvoll zu nutzen. Gerade die Kinder und Jugendlichen aus sogenannten bildungs-

ferneren Familien müssen den reflektierten Umgang dringend lernen, aber die Wege dahin 

sind noch nicht so ganz klar.“ (BIL) 

 „Wenn ich, angenommen, in einem Klassensatz Tablets habe, dann kann ich seitens der 

Schule dafür sorgen, dass die auch einsatzfähig sind. Aber wenn jeder sein Gerät mitbringt, 

kann es dort Probleme geben. Wenn ich im Unterricht erstmal die Probleme klären muss, 

dann kann ich mit dem Zeitbudget in Konflikt geraten.“ (BIL) 

3.3.2.3. Die ökonomisch-organisatorische Dimension 

Die öffentliche Hand spart bei der Ausstattung mit Endgeräten und verlagert die Anschaf-

fungs- und Betriebskosten auf die Schüler/innen (Eltern), hat aber die Infrastrukturkosten für 

die Bildungseinrichtungen (z. B. Netzanbindung, Hardware, Softwarelizenzen) zu tragen. Die 

Experten sind in ihren Einschätzungen der organisatorischen und ökonomischen Fragen über 

Abwicklung und Beschaffung durchaus unterschiedlicher Auffassung.  

 „BYOD muss über die Schule organisiert werden, so dass der Rechner privat erst gar 

nicht angeschafft wird, so dass alle denselben Standard haben. Dann können die Kids zu 

Hause ihre eigene Spielkonsole oder eine andere Hardware nutzen. Ich bin nach wie vor 

ein Fan davon, den Schulen zu helfen, ihren eigenen Weg zu finden und diesen zu realisie-

ren. Aber: Es gibt keinen Universalweg.“ (ZIV)  

 „BYOD heißt nicht Bring what you want. Da kann man sich auf gewisse Vorgaben einigen. 

Man kann eine Art Warenangebot machen ‚Diese Geräte empfehlen wir‘ und dann ist die 

Sache klar.“ (WIR) 

 „BYOD ist die kostengünstigere Methode, wer kein Gerät hat, muss unterstützt werden. 

Es gibt Modelle mit Leasing-System und Wartung, das funktioniert, das muss dann im gro-

ßen Stil gemacht werden. Ob ich diesen Effekt erwarten darf, rein von dem Papier? Weiß 
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ich nicht, wenn wir aber davon ausgehen, dass er Impact hat, dann muss das sein, dann 

dürfen wir nicht mehr fragen: Wie ist denn die Ausstattung? 7:1? Meiner Meinung macht 

nur 1:1 Sinn, also ein Schüler, ein Gerät.“ (WIR) 

 „Man muss nicht darüber liegen, was die Schule empfiehlt oder als Standard setzt und auch 

akzeptieren, dass bestimmte Funktionalitäten deaktiviert sein müssen, wenn man im schuli-

schen Kontext unterwegs ist. Man kann sich Optionsmodelle vorstellen: Entweder bezahle 

ich mehr für ein separates Gerät oder ich bin bereit, mich ohne Mehrkosten auf bestimm-

te Spielregeln einzulassen. Da sind unterschiedliche Modelle denkbar.“ (WIR) 

 „Die starke Fragmentierung der Geräte schränkt die Medienauswahl der stark ein. Ande-

rerseits ist es ein sehr sinnvolles Konzept. Es bedeutet:  ‚Wir als Schule empfehlen, wenn 

ihr ein Gerät anschafft, dann kauft euch dieses und jenes.‘ Das Dümmste was passieren 

kann: Wenn ich ein iPad habe und die Schule sagt: ‚Kauft Samsung-Tablets‘. Wir brauchen 

ein Gerät für Privates und Schule, mit dem das Kind leben kann. Die Schule muss sehr früh 

in der Schülerkarriere eine Geräteempfehlung geben. Alternative: Jeder hat seins und alles 

läuft im Browser. Das würde die Möglichkeiten etwas einschränken.“ (WIR) 

 „Die Lösung? Alle Schüler erhalten ein staatliches Gerät, so wie sie früher den Atlas er-

hielten. Diese Geräte haben eine Standzeit von etwa drei Jahren. Man kann den Anschaf-

fungspreis über drei Jahre verteilen. Auf dem Server der Schulen können sich die Schüler 

anmelden. Auf dem Server ist der Router. Auf dem Server ist ein Filter, der unliebsame 

Daten fernhält. Technische Infrastruktur ist in der Schule nötig, z. B. Etagendrucker, auch 

die WLAN-Infrastruktur und die elektronischen Tafeln. Finanzierung und Ersatzbeschaf-

fung von Computerräumen sind entbehrlich geworden. Die Schüler bringen ihr own de-

vice, das aber ein staatliches ist. Das Gerät wird auch zu Hause genutzt. Man hat einen 

education-Tarif zwischen 8 und 16 Uhr; in der Zeit ist der Zugang zu einem öffentlichen 

Netz ausgeschlossen, sondern nur zum Datennetz über die Schule. In den anderen Zeiten 

können die Kinder und Jugendlichen privat al gusto surfen.“ (BIL) 

 „Bei 11 Mio. Schülerinnen und Schülern und einer Ersatzbeschaffung alle drei Jahre wäre 

die öffentlich finanzierte Anschaffung der Geräte nicht möglich.“ (BIL) 

 „BYOD entlastet mit Sicherheit die Finanzminister. Es wird ja auch schon als Notfahrplan 

an einigen Schulen praktiziert.“ (WIS) 

 „Es ist naiv zu glauben, es wäre eine Kostenersparnis. Es ist nur eine Kostenverteilung, 

man muss als Kommune sehr viel mehr für die Infrastruktur ausgeben. Außer man sagt, je-

der bringt nicht nur sein Gerät mit, sondern auch sein Netz und seine Apps.“ (WIS) 

 „BYOD ist die einzige Möglichkeit, das Ganze umzusetzen. Wer soll das sonst bezahlen? 

Die Kommune sollte sich verantwortlich fühlen für das Netzwerk, das Land für die ent-

sprechende Lehrerausbildung und alle zusammen sollen sich um vernünftige Inhalte küm-

mern und die Eltern finanzieren die Geräte. Insofern wird BYOD funktionieren.“ (WIR) 

 „Es sollten nicht überzogene Forderungen an den Bund gestellt werden: Eine 1:1-

Ausstattung von der öffentlichen Hand zu finanzieren, das ist absurd. Der Bereich ist so 



Stakeholder-Studie zum Bundestagsbeschluss „Stärkung der Digitalen Bildung“  

© 2016 IBI – Institut für Bildung in der Informationsgesellschaft l www.ibi.tu-berlin.de 85 

innovativ und es ändert sich so schnell. Kaum hat man Schülerinnen und Schüler ausgestat-

tet, kann man wieder neu ausstatten.“ (ZIV) 

 „Erstmal ist das eine geschickte Lösung, sich aus der Ausstattung für die Schüler herauszu-

lösen, denn auch das reichste Bundesland kann nicht dauernd neue Geräte für die Schüler 

anschaffen. Die Anschaffung ist noch nicht einmal das Problem, sondern der Support. Wer 

soll sich darum kümmern? Das würde kein Land schaffen. Bislang ist noch keines auf die 

Idee gekommen, für Geräte und Support geradezustehen.“ (BIL) 

 „Es ist ein ziemlich schwaches Verständnis von IT-Management, weil wir reden über eine 

Endgerätestruktur in deutschen Schulen, egal ob bring your own oder staatlich finanziert, 

die weit über das hinaus geht, was ein Mittelständler mit seinen 4 oder 5 Technikern hat. 

Eine Schule hat gar keinen – doch, einen Lehrer. Diese IT-Management-Frage, strategi-

sches IT-Management, was jedes Unternehmen heute selbstverständlich tut, weil es nur 

noch auf IT-Struktur seine Geschäftsmodelle fahren kann, das fehlt im schulischen Kontext 

völlig. Das, finde ich, ist ein echtes Defizit.“ (WIS) 

3.3.2.4. Die technische Dimension  

Heterogenität in der Ausstattung, schnelle Anbindung, Zuverlässigkeit bei Betrieb und Sup-

port, das sind die wesentlichen Probleme, die in seltener Einmütigkeit von den Experten 

identifiziert werden. Ausgewählte Statements belegen dies nachfolgend. 

 „BYOD setzt voraus, dass die infrastrukturellen Voraussetzungen in Schulen existieren, 

damit jeder mit seinem eigenen Gerät in die virtuelle Welt der Schule eintauchen kann. Es 

gibt inzwischen genügend technische Möglichkeiten, bei denen das vorstellbar wäre. Jeder 

hat aber natürlich auch für sein Gerät die eigene Verantwortung.“ (BIL) 

 „Wobei eine gute BYOD-Strategie mit einer entsprechenden Sicherheitsarchitektur auch 

eine sportliche Herausforderung ist; das ist auch für manche Unternehmen nicht einfach. 

Da darf man von der Schule nicht etwas fordern, was die Wirtschaft mit ganz anderen Mit-

teln auch nicht in jedem Fall realisieren kann.“ (WIR)  

 „Voraussetzung für eine Umsetzung von BYOD ist eine stabile, hochkarätige Netzinfra-

struktur an den Schulen. Auch die Ausstattung der Schüler mit neuesten Endgeräten hat 

Konsequenzen für die technische Infrastruktur in Form der WLAN-Verbindung der Schu-

len.“ (WIS)  

 „Zu BYOD gehört zwingend WLAN dazu, strahlungsarm, datenschutzkonform, in allen 

Räumen und Zonen der Schule. Für Filmen, Recherchieren, Fotos usw. reichen Tablets 

und große Smartphones aus. Da überwiegen auch die Vorteile des Schnellanmachens und 

Schnellbeiseitelegens. Das kann ergänzt werden durch Lernen mit schulischen Geräten, wo 

Lernen in homogener Atmosphäre möglich ist. Wo vielleicht mehr Rechnerkapazitäten 

notwendig sind (z. B. Nutzung von GIS o. ä.).“ (BIL)  

 „Es gibt Eltern, die gegen WLAN sind. Und das Bundesamt für Strahlenschutz hat auch 

nicht bestätigt, dass es unbedenklich ist. Die Eltern haben nicht unberechtigt große Sorgen. 
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Was bedeutet es für die Kinder und Jugendlichen, wenn sie einer intensiven Nutzung von 

WLAN in einer Schule ausgesetzt sind? Wissen wir das wirklich?“ (BIL) 

 „Wer übernimmt die Betreuung? Es gibt technisch interessierte Lehrer, aber das ist wie-

der nur Stückwerk und Freizeit von Lehrkräften. Wenn BYOD das Modell ist, wie wird es 

technisch gelöst? Wir kommen vielleicht zu einem bisschen höheren Ausstattungsgrad, 

aber wieder nur aufgrund persönlichen Engagements. Das ist allerdings keine systemische 

Lösung.“ (WIR) 

 „BYOD hängt wesentlich von der Administrationsfähigkeit und vom Support ab, d. h. ein 

Lehrer als Administrator mit zwei bis vier Verlagerungsstunden? Dann halte ich BYOD für 

eine völlige Absurdität. Würde ein professioneller Provider sich der Sache annehmen – ob 

behördlich oder wirtschaftlich – gibt es eine andere Situation. Dann kann ich mir vorstel-

len, dass Heterogenität gemanagt werden kann. Für mich ist der Kristallisationspunkt: Mit 

welcher Kompetenz habe ich jemand, der die Administration, den Support dauerhaft vor-

hält? Wenn das nicht geklärt ist, wird BYOD zum absoluten Chaos führen.“ (WIS) 

3.3.2.5. Die politisch-soziale Dimension 

Im Zentrum der politisch-sozialen Dimension stehen die Fragen nach den Auswirkungen von 

BYOD-Konzepten für die soziale Teilhabe und die digitale Kluft in der Gesellschaft. Die 

Notwendigkeit, konstruktive Lösungen zu finden, zeigt sich in den Aussagen der Experten.  

 „Grundsätzlich bin ich ein großer Anhänger von BYOD. Eine gute Sache, wenn soziale 

Probleme gelöst werden. Aber man muss sehr genau aufpassen, dass keine digitale Klas-

sengesellschaft entsteht. Die Verantwortung für die Hardwarebeschaffung auf die Eltern zu 

verlagern hilft nicht. Das Problem muss man lösen.“ (ZIV)  

 „Wir wissen aus den Kim- und Jim-Studien, dass die Geräteversorgung nahe 100% ist, für 

die Ausnahmen finden sich soziale Lösungen.“ (BIL)  

 „Die digitale Spaltung ist nicht am Gerätebesitz zu messen, sondern entwickelt sich am 

Nutzungsverhalten entlang. Der Besitz der Geräte allein sagt noch nichts über die digitale 

Spaltung aus. Ich hatte es vorhergesagt, dass Kinder aus finanziell schwächeren Elternhäu-

sern keine Nachteile haben, da es auch hier eine hohe Verbreitung an digitalen Endgeräten 

gibt. Schwierigkeiten gibt es eher bei Kindern aus Elternhäusern mit ideologischen Vorbe-

halten gegenüber digitalen Medien in Kinderhand: ‚Mein Kind soll ohne Computer auf-

wachsen.‘ Aber das kann man einem Kind nicht antun, weil es digitale Kompetenz entwi-

ckeln muss, um zur Teilnahme an der digitaler werdenden Gesellschaft befähigt zu sein. 

Das Phänomen muss aktiv in Gesprächen angegangen werden. Das Problem löst sich im 

Laufe der Zeit, besonders über aktive Elternarbeit. In dem Augenblick, wo ich erkenne, 

dass ich ein digitales Gerät zum Lernen gebrauchen kann, mit meinem Gerät gut umgehen 

kann, pflege ich das und passe gut auf. Habe ich alle Zugänge und Apps, verringert sich der 

zeitliche Anteil für bloßen Konsum und Kommunikation.“ (BIL) 

 „Was ich inzwischen gelernt habe, ist, dass es offensichtlich keine Frage von sozialen Effek-

ten ist, worüber lange Zeit diskutiert wurde, dass Kinder aus sozial schwächer gestellten 
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Familien benachteiligt würden. Das scheint tendenziell genau der umgekehrte Fall zu sein, 

was Hamburg gezeigt hat. Die gut betuchten Eltern sind eher zurückhaltend – ein nicht 

erwarteter Crossover-Effekt.“ (WIS) 

 „Ich mache einen reinen Internetzugang, oder ich sage sogar, den bereite ich nicht als 

Schule, sondern mit öffentlichem WLAN und die Schüler sollen ihr LTE mitbringen. Ob 

das in Schleswig Holstein in jeder Ecke geht oder in Mecklenburg-Vorpommern, glaube ich 

nicht. Dann ist es nämlich deutlich teurer. Dann sind es nicht nur 350€ fürs Tablet, son-

dern dann habe ich Kosten für LTE. Der Vertrag kostet 30€, 40€ mit Flat. Dann habe ich 

ein Sozialgefälle. Da haben wir eine ganz interessante Koalition zwischen denen, die es aus 

wirtschaftlichen Gründen wirklich nicht bezahlen können und denen, die es nicht bezahlen 

wollen, die Bildungsbürgereltern, die sagen ‚nicht noch mehr von dem Zeugs, da hängt der 

die ganze Zeit dran rum‘. Dann haben wir doch 10%, vielleicht sind es auch 15%, die nicht 

wollen oder können. Was machen wir denn mit denen, wenn ich es verbindlich einführe, 

als Kommune, ist das die Devise? Das fliegt dir sozialpolitisch um die Ohren!“ (WIS) 

 „In reicheren Regionen findet man sehr häufig, dass die Kinder quasi überausgestattet sind. 

Das mag in ärmeren Ländern anders aussehen.“ (WIS) 

 „Wie sichere ich in allen sozialen Schichten einen gewissen Standard, der dann mit sozial-

politischen Mitteln (Stichwort: Lernmittelfreiheit) staatlich garantiert wird, dass wir nicht 

die digitale Spaltung kriegen, sondern das Gegenteil, dass wir eine hundertprozentige Teil-

habe unabhängig vom sozialen Status erreichen? Die Ausstattung der Kinder und Jugendli-

chen mit diesen Geräten ist relativ hoch. Aber da gibt es schon noch Unterschiede. Es gibt 

auch einen Rest von 15 bis 20 %, der sich das nicht leisten kann und für den wir dann Re-

gelungen analog zu den klassischen Lernmitteln finden müssen. In dieser Richtung gibt es 

erste Überlegungen, nämlich das Lernmittelfreiheitsgesetz auch im Hinblick auf digitale 

Lernmittel weiterzuentwickeln.“ (BIL) 

Einige Statements beziehen sich auf Datenschutz und informationelle Selbstbestimmung. 

 „Dabei stellen sich neue datenschutzrechtliche und auch haftungsrechtliche Fragen, die 

geklärt werden müssen.“ (ZIV) 

 „Es ist offen, ob privat genutzte Endgeräte durch nicht vorhandene Kinder-/ Jugendschutz-

lösungen geschützt sind. Es könnte sein, dass die Verantwortung der Eltern für die Geräte 

ihrer Kinder steigt. Dafür müsste eine Begleitung der Eltern möglich sein.“ (BIL)  

 „Ich sehe das IT-Sicherheitsproblem, weil alles durcheinander gerät. Wenn ich mein beruf-

liches Smartphone im App-Store habe, können alle beruflichen Kontakte ausgelesen wer-

den. Ein eigenes Gerät mit Whatsapp: Lernprozesse und -inhalte werden ausgelesen. Es 

geht um die informationelle Selbstbestimmung.“ (WIR)  

 „Insbesondere im Datenschutz sind Fragen zu lösen. Was passiert, wenn sich ein Schüler 

mit seinem Gerät ins schulische Netz einbinden lässt, wo er dann Zugriff auf alle Daten 

hat? Für die Schule ist es ein enormer Aufwand herauszufinden, welche Geräte ins Netz 

eingeklinkt sind; z. B. Verbreitung rechter Inhalte: dann steht der Staatsschutz vor der Tür 
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und man ist als Provider in der Pflicht. Da bräuchte es gesetzliche Regelungen. Das ist alles 

nicht trivial. Das ist nicht der Heilsbringer der Zukunft.“ (BIL) 

3.3.3. Schul-Cloud 

„Das Vorantreiben des dynamischen Prozesses der Entwicklung von ‚Schul-Clouds‘, in der 

digitale Lehrinhalte und Lehrangebote zusammengefasst werden können, sowie die langfristi-

ge Hinwirkung auf die Etablierung einer gemeinsamen, länderübergreifenden Standardinfra-

struktur“ – so lautet die 11. Forderung an die Bundesländer in dem Beschluss. Nur ein Vier-

tel der Experten macht zu diesem Punkt eine Aussage. Die Beiträge konzentrierten sich auf 

wenige Fragen: Ist eine Cloud notwendig? Wer ist verantwortlich und zuständig? Was ist 

unter rechtlichen Aspekten zu beachten? Welche technischen Lösungen sind vorzusehen? 

Generalbassartig zieht sich die Datenschutzfrage durch fast alle Statements.  

3.3.3.1. Allgemeine Feststellungen  

Die Diskussion über das Cloud-Thema wird eher zurückhaltend geführt. Pragmatiker und 

Strukturalisten kommen zu unterschiedlichen Einschätzungen. Es wird deutlich, dass es kein 

einheitliches Verständnis über den Begriff Cloud gibt.  

 „Eine Cloud ist keine serverbasierte Technologie. Auf Festplattenfeldern an einem Stand-

ort oder verteilt hat man Zugriff auf Informationen; das ist ein Ablagesystem, auf das man 

speichern und zugreifen kann. Diese Cloud ist ein Modebegriff.“ (BIL) 

 „Die allermeisten Sachen funktionieren ja heutzutage über Cloud. Das ist für Office-

Anwendungen immer mehr der Fall, dass in der Cloud gearbeitet wird, statt auf der eige-

nen Software.“ (ZIV)  

 „Cloud ist ein weiter Begriff. Es kommt immer darauf an, wie sie ausgestaltet ist und was 

hinein soll. Im Moment werden Dinge gespeichert, die für eine ganz bestimmte Klasse und 

ein Fach gemacht werden. Was wir nicht drin haben, sind personenbezogene Daten. 

Schulverwaltung läuft nicht darüber, das trennen wir noch strikt. Da ist unser Landesbe-

auftragter für Datenschutz sehr vorsichtig. Man muss sehen, was die Entwicklung der 

Cloud bringt. Wir sind offen dafür.“ (BIL) 

 „Ahnung haben eigentlich nur wenige“. (WIR) 

Das freizügige Verhalten in der Cloudnutzung in Hochschulen oder in pädagogischen Landes-

instituten stößt im Schulsektor auf Einschränkungen durch Datenschützer, die in einigen 

Ländern als Show-Stopper gelten, weil in Schulen durchaus der Wunsch nach mehr Offen-

heit geäußert wird. Es ist unverkennbar, dass auf „höherer Ebene“ Klärungsbedarf besteht; 

hierbei sind die Datenschützer und die Cloudvertreter mit den Betreibern und Anwendern 

in einem konstruktiven Diskussions- und Entscheidungsprozess zusammenzubringen. 

 „Ich nutze die Clouds voll. Ich arbeite z. B. mit meinen Kollegen mit Google docs. Die 

Diskussionen darüber sind ideologisch überfrachtet: ‚Google Docs? Datenschutz!! Kommt 

also gar nicht in Frage!‘ Warum eigentlich?“ (WIS) 
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 „Auch Office 365, was für uns eine kostengünstige Lösung gewesen wäre, ist nicht erlaubt. 

Es hängt vom jeweiligen Bundesland und seinen Datenschutzexperten ab, was erlaubt ist 

und was nicht. Wir haben hohe Auflagen. In der Verantwortung für die uns anvertrauten 

Daten müssen wir uns klar an Vorgaben halten. Dass man diese Office 365-Lösung nicht 

benutzen darf, finde ich schade, aber ich vertraue auf die Datenschützer.“ (BIL)  

 „Dass sämtliche personenbezogenen Daten - Lernstandmessung, Haus- und Klassenarbei-

ten, Klausuren - irgendwo auf einer Cloud herumliegen und es gar nicht geklärt ist, wann, 

wie und womit die Datensicherung erfolgt und wie man wieder rankommt – das löst Un-

behagen aus: Ich weiß nicht, wo das Ding steht und wer seine Finger darin hat.“ (BIL) 

 „Da fällt mir Safe Harbour ein und die Frage, wo die Daten schließlich liegen. Safe Harbour 

ist genau die Frage zwischen Datenschutz und Sicherheit einerseits und Flexibilität und 

Verfügbarkeit von Services auf der anderen Seite. Dafür muss man sich entscheiden, zu-

mindest wenn man die Anbieterperspektive hat. Aus Nutzerperspektive ist das gesamte 

Thema sowieso absurd, dann ist das Ganze eben eine Lernplattform. Da muss ich mir über 

geschlossene Systeme keine Gedanken machen, weil unsere jungen Leute es sowieso ma-

chen, wie sie es wollen. Ich fürchte, dass wir am Ende Inseln der Glückseligkeit bauen, die 

nichts mit der Schul- und Bildungsrealität der Jugendlichen zu tun haben.“ (WIS) 

 „Ein sehr stark unterrepräsentierter Aspekt in dem Antrag ist das Thema Datensicherheit 

und Datensouveränität. Hier brauchen wir dringend Lösungen von Leuten, die sich wirk-

lich gut damit auskennen. Wichtig ist es, dass den Schülern und Eltern versichert werden 

kann, dass niemand Drittes auf die Daten zugreifen kann. Die Daten dürfen nur zur Opti-

mierung der Lernwege individuell genutzt werden.“ (ZIV)  

 „Für mich hat das Papier einen Alarmtouch.“ (BIL)  

Beklagt wird die unter rechtlichen Aspekten schwierige Materie (Urheberrecht!) bei der 

Einbindung von Bildungsmedien, an denen Unternehmen der Bildungswirtschafft die Rechte 

besitzen.  

 „Letztendlich haben die Schulbuchverlage das Thema seit 20 Jahren auf der Agenda, in 

irgendeiner Form E-Learning zu unterstützen. Sie kamen aber bislang nie richtig in die 

Gänge. Schließlich verdient man mit bedrucktem Papier mehr Geld. Das sind alles so Be-

harrungskräfte.“ (BIL) 

3.3.3.2. Komplexe Anforderungen 

In der Frage, ob dezentrale oder zentrale, womöglich bundesweite Cloudlösungen vorzuzie-

hen seien, gehen die Auffassungen ebenso auseinander wie über technische Aspekte. Cloud 

ist nicht zuletzt auch eine technische Kapazitätsfrage im Hinblick auf den Datendurchsatz. 

Denn alle beteiligten Personen - Lehrende, Lernende, Verwaltungen, Eltern etc. - erzeugen 

Datenverkehr ohne Ende. Vermutlich wird es nicht die eine Lösung geben. In den Ländern 

hängt das mit gewachsenen Strukturen zusammen.  

 „Ursprünglich dachte ich: Je größer eine Cloud, umso besser. Eine Region sollte es dann 

schon umfassen, ein Bundesland vielleicht. Man kann sie dann besser handhaben. Mittler-
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weile hat mich die Realität eines besseren belehrt: Die Cloud für die ganze Republik 

scheint out zu sein. Auch die Diskussion über Klassenclouds, die in einigen Ländern pro-

pagiert werden, ist in gewisser Weise vernünftig.“ (ZIV)  

 „Die Bildungscloud hat viele Facetten. Sie muss die Verwaltungsaktivitäten der Lehrkräfte 

und ihren Unterricht unterstützen. Da beginnt datenschutzrechtlich schon eine Grauzone. 

Manche Schulen haben begonnen, ein Schulverwaltungsnetz oder ein Schulleitungs- und 

Lehrkräftenetz aufzubauen sowie ein pädagogisches Netz. Sollen aber die Kompetenzori-

entierung und die individuelle Förderung forciert werden, bedarf es der digitalen Abstim-

mungsmöglichkeiten zwischen Lehrkräften und Schülerschaft auch im Rahmen einer Bil-

dungscloud. Einerseits müssen Lernstandsberichte, Lernwegebeschreibungen u. ä. erstellt 

werden. Das sind, rechtlich betrachtet, Zeugnisse, die gehören letztlich nur zum Schullei-

tungs- und Lehrkräftenetz. Andererseits bräuchte es im Rahmen einer individuellen Be-

treuung auch die Möglichkeit, sich zwischen Lehrkräften und Jugendlichen sowie Eltern 

elektronisch auszutauschen.“ (BIL) 

 „Wir brauchen, technisch betrachtet, eine Zweifaktoren-Authentifizierung für alle, die in 

der Plattform arbeiten; ein Passwort allein reicht nicht, da ist der Datenschutz unerbittlich. 

Wenn man sich vorstellt, wenn man das im Unterricht bei quirligen 15 Jährigen machen 

soll, dann ist die Stunde rum, bis alle mit den Rechnern arbeitsfähig sind.“ (BIL) 

 „Wenn überall mindestens 100 MBit/s zur Verfügung stehen – okay. Das ist aber nicht die 

Wirklichkeit“ (BIL) 

Der Aufbau auch einer landesweiten Bildungscloud fällt nicht unter die Zuständigkeit eines 

Landes, sondern der Kommunen. Ein von mehreren Experten als bemerkenswert angesehe-

nes Beispiel liefert NRW: „Logineo“, entwickelt vom Medienzentrum Rheinland in Düssel-

dorf im Auftrag des Landes, bietet eine für alle Schulen gültige Plattform inkl. Cloudlösungen. 

Sie wird den Kommunen angeboten. Ein kommunales Datenzentrum administriert, pflegt und 

betreibt Logineo gegen ein Dienstleistungsentgelt.  

 „Da gibt es einen Auftrag des Landesdatenschutzbeauftragten, der gesagt hat, ‚Ihr dürft 

eure Lehrkräfte nicht mit Dropbox, Twitter und Facebook allein lassen. Das sind amerika-

nische Konzerne, die unseren Datenschutz nicht achten. Ihr müsst eine öffentliche Infra-

struktur schaffen.‘ Also wird eine sichere digitale Plattform im Internet platziert. Sie wird 

allen Schulen angeboten. Das war die Auflage des Datenschutzbeauftragten, öffentliche Inf-

rastruktur zu schaffen. Die Konsequenz ist, dass es Server in Schulen nicht mehr geben 

muss.“ (BIL) 

 „Im kommunalen Bereich ist es immer schwierig, für alle einheitlich zu verordnen, weil 

jede Kommune im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung für sich entscheidet und 

verantwortlich ist. Das kann zu vielen Unterschiedlichkeiten führen und gerade bei unse-

rem Thema der Vereinheitlichung ein gewisses Spannungsverhältnis erzeugen, nämlich 

durch eine Standardisierung einen kostengünstigeren Betrieb zu ermöglichen.“ (BIL) 
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Sofern datenschutzrechtlich sichere Verfahren gewünscht werden, geht das nach Meinung 

vieler Experten nicht über eine Schulcloud, in der sich jede Schule ihren eigenen Space ver-

schafft.  

 „Das wird den Anforderungen nicht gerecht. Da gehen die Schulleiter ein großes Rechtsri-

siko ein, das kriegen sie nicht rechtssicher hin. Es geht um die Datenspeicherung. Wir be-

kommen Anfragen von Menschen, die alte Zeugnisse für ihre Rentenberechnung benöti-

gen. Das kommt bei der Behörde an, weil die Schulen gar nicht mehr da sind. Wer ist 

Rechtsnachfolger der einzelnen Schule? Wir brauchen da eine Dokumentationssicherheit 

über mehrere Jahrzehnte. Das kann sich eine einzelne Schule nicht aufbauen. Die weiß ja 

auch nicht, wie lange sie noch als einzelne Institution in der Form vorhanden ist.“ (BIL) 

 „Zukunftssicher ist die Cloud. Die ist zwar angreifbar, aber das ist wie mit Bankkonten. Da 

werden wir mit leben müssen. Ich empfehle: auf Cloud aufsetzen und skalierbare Modelle 

zu wählen. Denn zwei Server mit 500GB Festplatte in der Schule - damit ist man nicht zu-

kunftssicher.“ (WIR) 

 „Eine Klassencloud reicht. Hier findet der Lehrer alles und nur seine Schüler können da-

rauf zugreifen. Eine Freischaltung erfolgt nur bei genau beschriebenem Auftrag.“ (BIL)  

 „Wenn man einen Server in der Schule aufstellt, glaube ich nicht, dass der Datenschutz 

dadurch besser wird. Wenn der gestohlen wird, sind auch die Daten weg. Ich halte von 

individuellen Klassen- oder Schulclouds gar nichts.“ (WIR)  

Nun beschränkt sich das Cloud-Problem nicht auf das schulische Ambiente; vielmehr muss 

der gesamte Tagesverlauf von Kindern und Jugendlichen betrachtet werden.  

 „Was wir brauchen, ist eine technische Kopplung von Vormittag und Nachmittag. Der 

Schlüssel ist die Schulcloud als edu-cloud. Was logistisch eine Rolle spielt: Man braucht ei-

nen personenbezogenen Datenschutz. Der ist nur mit einer Cloudlösung zu realisieren. 

Das ist aber keine privatwirtschaftliche, sondern eine hoheitsrechtliche Aufgabe des Staa-

tes. Man muss das auch im Gesamtzusammenhang sehen: Bildung ist auch eine hoheits-

rechtliche Aufgabe des Staates. Dabei könnte man durchaus auch über eine länderüber-

greifende Standardinfrastruktur nachdenken, wie sie im Antragstext vorgesehen ist. Was 

hier als Infrastruktur darüber liegt, ist das Single-Sign-on-Verfahren, es geht schließlich 

immer um die Identität der Zugreifenden. Das ist nicht unproblematisch. Die Organisation 

und Logistik des Datenschutzes müssen aber auch stimmen.“ (BIL) 
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4. Qualifikation des pädagogischen Personals 

Das zweite Feld „Qualifikation des pädagogischen Personals“ ist von den entscheidenden 

Bestimmungsgrößen der Digitalen Bildung – Technik, Qualifikation, Inhalt – offensichtlich das 

bedeutendste, wenn man den Experten folgt. In den Interviews bezogen wir uns auf folgende 

Ziele aus dem Antrag: 

 IV, Ziel Nr. 2: Einsatz digitaler Medien in den Lernprozess und Vermittlung digitaler Medi-

enkompetenz in Studiengangs- und Ausbildungscurricula/Prüfungsordnungen von Lehrkräf-

ten in verschiedenen Bildungsbereichen 

 IV, Ziel Nr. 3: Schaffung spezieller Fortbildungsangebote für bereits ausgebildete Lehrkräf-

te in versch. Bildungsbereichen  

 IV, Ziel Nr. 4: Verankerung der Vermittlung digitaler Medienkompetenz in Bildungsplänen, 

länderspezifische Qualitätsrahmen zur Schulentwicklung 

 IV, Ziel Nr. 5: Gremien zur Koordinierung schulischer und außerschulischer Medienbil-

dung; Erarbeitung ganzheitlicher Medienbildungskonzepte 

Auf diese offene Frage „Welche Effekte des Beschlusses erwarten Sie im Feld Qualifizierung 

des pädagogischen Personals?“ geben die Experten, wie schon bei der Frage nach der Tech-

nik, Auskünfte, die weit über den Beschluss hinausweisen und die Qualifikationsfrage in einen 

größeren Problemhorizont von Aus- und Fortbildung, besonders für Lehrkräfte, einbringen. 

4.1. Einschätzungen des Beschlusses 

Das besondere Interesse an dieser Frage zeigt sich darin, dass nur drei Teilnehmer nicht 

antworten; die Interviewpartner äußern sich dezidiert und mitunter sehr detailliert. Entspre-

chend der dominanten Ausrichtung des Antragstextes auf das Schulwesen, drehen sich die 

Stellungnahmen primär um Fragen der Lehrerqualifizierung. Nur wenige Experten verweisen 

auf die grundsätzlich notwendige Medienkompetenzentwicklung der Lehrenden in allen Be-

reichen der Digitalen Bildung. 

4.1.1. Positive Erwartungen 

Positive Effekte sieht dieser Experte, der sich der Gestaltungsproblematik im Verhältnis zwi-

schen Bund und Ländern bewusst ist, wenn er von dem Beschluss erhofft,  

 „dass das Thema stärker ins Bewusstsein der zuständigen Ministerien kommt, weil erkannt 

wird, wie stark Deutschland hinterher hängt, was die Qualifizierung aller Beteiligten anbe-

langt. Da ist dringender Handlungsbedarf! Es ist mir bewusst, dass die Umsetzung auf Län-

derebene liegt. Der Bund muss aber das erforderliche Geld mitbringen; das Kooperations-

verbot darf nicht hindern. Das Thema Qualifizierung muss beim Thema Digitale Bildung 

der Schwerpunkt sein, deutlich vor den Detailfragen zur Ausstattung, um Fachkräfte für 

das Thema aufzuschließen. Da brauchen wir eine breite Initiative wie bei ‚Schulen ans 

Netz‘.“ (ZIV)  

In dem nachfolgenden Beitrag wird das Ja zum Beschluss um ein konstruktives Aber ergänzt.  
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 „Der Antrag wird alle Akteure unterstützen und stärken, die Medienprojekte bisher mit 

großem Engagement durchgeführt haben. Aber er wird allein nicht ausreichen. So ist z. B. 

die Kompetenz der Lehrkräfte im Bereich Medienbildung sehr überschaubar. Diese Aus-

gangslage wird nicht mit den klassischen Formaten der Fort- und Weiterbildung zu kom-

pensieren sein, denn freiwillig werden maximal 10% der Lehrkräfte erreicht.“ (BIL)  

Weitere prinzipiell positive Erwartungen zeigen die folgenden Statements, die z. T. auch 

Konzeptionelles enthalten. 

 „Es bedarf eines verpflichtenden Masterplans, in dem in modulartig aufgebauten Qualifizie-

rungsmaßnahmen die Kompetenzen konsequent und über einen längeren Zeitraum er-

worben werden. Gleichzeitig muss in der 1. und 2. Phase der Lehrerbildung ebenso ver-

pflichtend Medienbildung in die Studien- und Prüfungsordnungen aufgenommen werden. Es 

geht um handlungsorientierte Unterrichtskonzepte, in denen Medien eine herausragende 

Rolle spielen. Inklusion und differenzierte Lernumgebungen müssen dabei berücksichtigt 

werden. Es geht nicht um eine technische Grundausbildung. Das wäre meiner Meinung 

nach Unsinn. Dort würden man heute Dinge lernen, die morgen schon überholt sind. Es 

geht um ein Grundverständnis des Lernens mit und über Medien in einer von Medien in al-

len Lebensbereichen bestimmten Welt. Chancen und Risiken der Mediengesellschaft müs-

sen gleichzeitig betrachtet werden. Abgestimmte Basis-Aufbau-Erweiterungsmodule wären 

auch hier der klassische methodische Ansatz.“ (BIL) 

 „Als Effekte erwarte ich mir, dass die KMK-Ebene zu Empfehlungen für die Standardisie-

rung zur Qualifizierung des pädagogischen Personals kommt, nämlich was es in der Medi-

endidaktik und -pädagogik zu vermitteln gibt. Und dass es zu konkreteren Vereinbarungen 

in Aus- und Fortbildung kommt, und zwar über das hinaus, was wir heute schon haben, 

was ja nur ein kleinster gemeinsamer Nenner ist. Man muss festlegen: ‚Das und das muss 

verbindlich sein und das und das müssen die Hochschulen umsetzen!‘“ (WIR) 

 „Ehrlich wäre es toll, wenn das alles kommt, aber die Effekte in der Ausbildung werden 

lange brauchen, bis sie in der Schule ankommen. Ein größerer Hebel ist die Weiterbildung. 

Aber es gibt leider ein unterschiedliches Engagement der Lehrkräfte. Selbst wenn die Digi-

tale Bildung in Curricula integriert wäre, hätte man immer noch dieselben Lehrer vorne 

stehen. Fächerübergreifende Konzepte sind zu empfehlen, da dann die Engagierten das 

Thema mehr in die Fläche der Schule tragen könnten. Ein Multiplikatorenansatz wäre gut, 

um nicht vom Goodwill aller abhängig zu sein.“ (WIR) 

 „Der Effekt ist, sich darüber Gedanken zu machen, was getan werden muss, nicht nur im 

Bundestag, sondern auch in anderen Gremien. Da braucht es Gespräche und Netzwerkar-

beit, um voranzukommen. Es braucht ein Abstimmungsverfahren, damit der Bund Geld 

geben wird: wann, wie hoch, wofür.“ (WIR) 

 „Hier habe ich die größten Hoffnungen, was den Beschluss angeht, dass nämlich etwas in 

Bewegung kommt. Ich bin schockiert darüber, dass viele Fortbildungsangebote von den IT-

Unternehmen gesteuert und bereit gestellt sind, die ihre eigenen Multiplikatoren ausbil-
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den. Das kann es ja nicht sein, dass da nur die technischen Aspekte logischerweise im 

Vordergrund stehen und nicht die pädagogischen Erwägungen.“ (ZIV)  

 Ich finde es beispielsweise sinnvoll, dass Lehrer lernen, mit mehr Mut und Offenheit auf 

Schüler zuzugehen, dass sie keine Angst haben, wenn ein Beamer mal nicht funktioniert, 

oder im Unterricht einfach mal zu sagen‚ das weiß ich jetzt nicht, lasst uns das doch mal 

googlen‘ und gemeinsam mit Schülern einer Frage nachgehen. Das ist genau das, was sich 

viele Lehrer nicht trauen, weil sie dort ihre Professionalität angegriffen sehen. Solche neu-

en Fortbildungsideen können hilfreich sein, um zu zeigen, was heute möglich ist.“ (ZIV) 

Dieser Experte sieht keine unmittelbaren Effekte von dem Bundestagsbeschluss für die Fort-

bildungssituation, wohl aber Auswirkungen auf die Länder. 

 „Es passiert zu wenig in den Fortbildungen, die Lehrerinnen und Lehrer trauen sich nicht. 

Sie nutzen Medien zu Hause, aber nicht im Klassenraum. Es gibt keine Fortbildungspflicht, 

das wird den Schulen und den Lehrerinnen und Lehrern überlassen und ist länderseitig 

auch eine Ressourcenfrage. Nützlich ist nur die Aufforderung an die Länder durch den 

Bund. Vielleicht wäre es möglich, gute E-Learning-Angebote stärker bekannt zu machen 

und über Landesgrenzen hinweg online gute Beispiele bereitzustellen. Hochschulen und 

Forschungsinstitute könnten ihren Beitrag leisten und mit guten Beispielen zeigen, wie man 

differenzierenden Unterricht macht, auch die Potenziale für die Inklusion, so 15 Minuten 

lange Mitschnitte. Die Lehrerinnen und Lehrer sind dankbar, wenn sie individuell nutzbar 

Beispiele für ihren Unterricht finden.“ (BIL) 

4.1.2. Negative Erwartungen 

Im Hinblick auf die Frage nach der Qualifikation des pädagogischen Personals in den Bil-

dungseinrichtungen, die der Bundestagsbeschluss adressiert, wird im folgenden eine Ein-

schätzung wiedergegeben, deren Tenor von mehreren Experten geteilt wird:  

 „Zur Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer wird wenig Konkretes gesagt. Um eine Ver-

pflichtung kommen wir nicht herum, wenn es eine Veränderung geben soll. In vielen Län-

dern ist es so, dass die Fortbildungen von den Lehrerinnen und Lehrern letztlich kaum an-

genommen werden, weil sie außerhalb der Unterrichtszeit stattfinden. Das ist für die nicht 

direkt für eine Schule bereitgestellten Fortbildungen ein großes Problem.“ (WIS) 

 „Spontan hätte ich gesagt, keine Effekte gehen von dem Beschluss aus. Ich weiß nicht ge-

nau, welche Verzahnungen es zwischen den Bundestagsabgeordneten, die dahinter stehen, 

und den Ländern gibt. Und ob es dann heißt ‚Mensch wir haben das doch beschlossen, 

jetzt kümmert euch doch bitte im Land doch mal darum!‘ Es wird nicht automatisch ir-

gendeine Landesregierung sagen ‚Jetzt hat der Bundestag das beschlossen, jetzt müssen wir 

in der Ausbildung und der Fortbildung auch lenken.‘ Zumal der Beschluss in den Bereichen 

wiederholt, was in allen Ländern längst auf der Forderungsebene Konsens ist. In der Um-

setzung ist es schwierig, aber das hat wieder nichts mit dem Bundestagsbeschluss zu tun. 

Vielleicht hilft es an der einen oder anderen Stelle gegen den Finanzminister.“ (BIL) 

Weitere negative Einschätzungen:  
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 „Das Papier wird nichts erreichen! Sie müssen sich einfach nur mal den Stand der 

Lehrerfortbildung angucken! Es hat einen Rückzug von öffentlicher Finanzierung gegeben. 

In einigen Ländern gibt es keine zentralen Lehrerfortbildungsinstitutionen mehr. Was 

bringt die Ausbildung, wenn 10 Jahre später alles wieder über den Haufen geworfen wird? 

Medienkompetenz muss bei Lehrern ausgebildet werden und ständig weitergebildet wer-

den aufgrund schnellen Wandels. Noch kritischer steht es um pädagogisches Personal in 

anderen Bildungsbereichen. Bei beruflicher Weiterbildung ist es nur noch dem Einzelnen 

überlassen. Da wird sich durch den Beschluss nichts ändern.“ (WIR)  

 „Dringend erforderlich ist ein Konzept. Der Beschluss reißt in einfacher Darstellung die 

Themen an. Haupteffekt bei der Lehrerfortbildung, wo ich eine Handlungsnotwendigkeit 

sehe, ist ein völlig neuer Ansatz bei digitalen Medien. Da ist der Beschluss zu kurz und 

oberflächlich.“ (WIR)  

4.2. Treibende Kräfte 

„Wer sollte im Feld Qualifizierung des pädagogischen Personals vorangehen?“ so lautete die 

Frage nach den mutmaßlich treibenden Kräften bei der Kompetenzentwicklung der Lehrer-

schaft. Hintergrund der Frage ist die Erwartung, dass der Bundestagsbeschluss als Impulsge-

ber betrachtet werden könnte. Gut die Hälfte der Experten gibt Auskunft über die vermute-

ten Effekte. 

Grundsätzlich kann man Skepsis feststellen:  

 „Es wird keinen Motor geben. Es läuft alles so weiter, wenn es nicht den politischen Wil-

len und die gesellschaftliche Aufforderung zur Veränderung gibt. Es wird weiter im födera-

len System das gemacht, was gemacht werden kann. Aber das ist in der Summe deutlich zu 

wenig.“ (BIL)  

 „Man kann bundesweite Rahmenbedingungen vorgeben. Künftig sollte in der Referendari-

atsausbildung ein mediengestütztes Unterrichtsbeispiel erstellt werden. So was kann zent-

ral gefordert werden. Aber ich sehe die jeweiligen Bedürfnisse der Lehrkräfte, was die 

Fortbildung angeht. Da kann man nur dezentral agieren.“ (BIL) 

4.2.1. Verantwortung in den Ländern 

Der Personalkostenträger, also das Land, ist die treibende Kraft,  

 „aber nicht losgelöst von den anderen, wie u. a. die Landesmedienanstalten, der Verbrau-

cherschutz, die Rechtsberatung und der Datenschutzbeauftragte“ (BIL).  

  „Es ist eine Sache der entsprechenden Institute, Referate in den Schulministerien oder 

den nachgeordneten Einrichtungen. Die müssen das in die Hand nehmen.“ (BIL)  

Manche Experten monieren,  

 „dass die alten Lehrerfortbildungsinstitutionen vielfach abgewickelt wurden. Das waren 

verheerende Beschlüsse. Die noch existierenden sollte man sich anschauen. Auf jeden Fall 

darf das Feld nicht dem privaten Markt überlassen werden.“ (BIL) 
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Aber wenn die Gemeinten sich nicht antreiben lassen wollen?  

 „Das Problem ist, dass der Lehrerberuf in Deutschland sehr autonom ist, solange man 

keine goldenen Löffel klaut, wird man als verbeamteter Lehrer nicht gekündigt. Wenn je-

mand sagt ‚will ich nicht‘, macht er nicht. Und wenn das ein Schulleiter sagt, läuft es in der 

ganzen Organisation nicht:‚könnt ihr machen, das geht aber an uns vorbei‘.“ (WIR) 

Lehrerqualifizierung kostet viel Geld, darüber sind sich alle im Klaren, auch wenn Finanzver-

antwortliche in den Bildungsministerien mit dem Zauberwort „ressourcenneutral“ erklären 

wollen, es darf nicht mehr kosten. Das wird jedoch nicht funktionieren, weil dieser Rat nur 

zu einer Umverteilung im chronisch unterfinanzierten Schulsektor führt. Ein Experte bringt 

es auf den Punkt, wenn er auf die politische Prioritätensetzung und auf die Notwendigkeiten 

abgestimmten Planens und Handelns verweist:  

 „Wenn politisch etwas gewollt wird, ist das Geld auch da. Es werden in diese Bereiche ja 

schon sehr viele Ressourcen gepumpt. Aber leider unkoordiniert: jeder macht auf jeder 

Ebene, was er will.“ (BIL) 

Natürlich ist es nicht die Aufgabe des Bundestages, sondern der Länder sich darüber Gedan-

ken zu machen, wie und in welchem Umfang die Lehrerbildung finanziert werden soll. Die 

aber ziehen sich aus der Verantwortung, indem sie auf die Schulen verweisen, zu deren Auf-

gaben auch die Qualifizierung des Kollegiums gehört. Die „selbstverantwortliche Schule“ 

macht es möglich. Allerdings geben die Länder nur finanzielle Mittel, jedoch nicht die inhaltli-

chen Vorgaben oder Akzentsetzungen. Ein Vorschlag zeigt einen Ausweg aus dem Dilemma, 

indem die Qualifizierung der Lehrerschaft in einen größeren Zusammenhang mit ohnehin 

erforderlichen Veränderungen in den Schulen gestellt wird:  

 „Man kann Schulen Geld zweckgebunden zur Verfügung stellen. Das ist ein Königsweg im 

Blick auf die Entwicklung von Medienentwicklungsplänen, die eigentlich Schulentwicklungs-

pläne sein sollten.“ (ZIV)  

Dieser Experte verweist auf das ehemalige bundesweite Projekt zur Lehrerfortbildung „Intel 

Lehren für die Zukunft“, das gemeinschaftlich von einem Unternehmenskonsortium unter 

Führung von Intel und allen Bundesländern finanziert wurde und ca. ein Drittel der deut-

schen Lehrerschaft erfasst hatte.  

 „Intel war eine schöne Sache. Intel I kam zur rechten Zeit. Intel II war schon schwer. Bei 

Intel III war bei allen die Lust nicht mehr so groß – auch bei Intel. Man sollte nicht so gro-

ße Erwartungen an solche Projekte haben.“ (BIL)  

4.2.2. Geteilte Verantwortung: alle Ebenen 

Hohe Erwartungen hat dieser Experte:  

 „Wer Motor für die Entwicklung von Kompetenzen sein soll? Politik und Wissenschaft! 

Letztere als Ausbilder, d. h. die Hochschulen. Auch die Entwickler von Infrastruktur oder 

Lernformaten. Ich kenne einen Anbieter, der macht sich Null Gedanken, ob Menschen mit 

seinen MOOCs lernen. Das werden sich Dienstleister in Zukunft nicht mehr erlauben 
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können. Weil der Wettbewerb größer wird. Die Nerds müssen aus ihrer Bude raus und 

gucken, was ihre Spiele in der Realität auslösen.“ (WIR)  

Hier folgt kontrastiv der Blick auf die Basis:  

 „Ich glaube nicht daran, dass man von oben nach unten irgendwas durchstellen kann. Als 

Lehrer ist es am Ende der Entscheidungskette leicht zu sagen, die da oben haben entschie-

den, so muss ich es jetzt machen. Es ist aber viel interessanter und bringt den Lehrern 

mehr Freiheiten, wenn sie sich bewusst werden über die Gestaltungskraft, die sie selber 

haben. Der Impuls muss aus der Mitte des Kollegiums entstehen oder auch durch gute 

Beispiele von Nachbarschulen oder aber auch durch aktive Elternarbeit. Die Eltern sollen 

sagen, was sie von ihrer Schule im Bereich Medienbildung erwarten, so dass sie auf Eltern-

abenden mit fachlichen Informationen unterstützt werden, um ihrer Rolle gegenüber ihren 

Kindern gerecht werden zu können. Wenn solche Entwicklungen in Gang kommen, ist das 

wesentlich genauer auf die Zielgruppe oder auf die Problemlage abgestimmt, als wenn man 

von oben nach unten auf dem Verordnungswege mitteilt, was jeder können oder wissen 

muss und wozu eine Prüfung abzulegen ist.“ (BIL) 

Die Erfahrungen zeigen immer wieder: Der Schulleiter ist der Motor bei der Kompetenz-

entwicklung der Lehrerschaft an seiner Schule. 

 „Das liegt doch eigentlich im Interesse einer jeden Schule. Wenn von Lehrern kein Inte-

resse geäußert wird, wird nichts passieren. Da könnten die Schulleitungen also eine stark 

treibende Kraft sein. Die Überzeugung des Schulleiters ist nötig, um ein Kollegium zu mo-

tivieren. Es kann aber auch ein einzelner Lehrer sein, der im Kollegium die Chancen der 

digitalen Medien vermittelt. Diese Grundüberzeugung muss vorhanden sein und dann über 

Hochschulen und Fortbildungseinrichtungen aufgegriffen werden, es muss im Curriculum 

hinterlegt sein. Die KMK ist zwar in großer Verantwortung, aber auch die Lehrerschaft 

selbst.“ (WIR) 

 „Die Enthusiasten im Kollegium müssen den Schulleiter überzeugen und dann muss es das 

Schulentwicklungsprogramm dazu geben. Die Schule darf nicht alleine gelassen werden. 

Sonst versinkt sie im Alltagstrott. Deshalb ist ganz wichtig der Blick von außen: Schulrat, 

externer Experte. Das gibt Wertschätzung und Ansporn zugleich! Empfehlung: Eine Steue-

rungsgruppe einrichten, die die Meilensteine festlegt, die Kommunikation nach außen hält 

und die Transparenz gestaltet.“ (BIL)  

Besondere Hoffnungen richten sich auf die Universitäten, die neben den Landesinstituten 

liefern sollten. 

 „Das sind in den Hochschulen die Disziplinen Schulpädagogik, Fachdidaktik und Medienpä-

dagogik. Da sollte man Programme schaffen, damit die in die Fläche gehen können. Und 

Standards muss jemand entwickeln. In den Ländern sind es die Landesinstitute. Dann gibt 

es auch die Länderkonferenz Medienbildung, wo sich die Landesinstitute treffen. Man muss 

diese beiden Ebenen zusammenbringen, wie z. B. in Norddeutschland mit dem ‚Netzwerk 

Medien in der Schule‘. Dann ist auch die KMK ein wichtiger Player. Da gab es eine Be-
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schlussliste von 2012, die ist ja schön, aber wenn ich jetzt sehe, wie vieles von dem noch 

nicht umgesetzt ist!“ (WIS) 

 „Die Hochschulen und Lehrstühle müssen das Thema treiben, denn es ist eine Notwen-

digkeit, es in der Lehrerausbildung zu haben. Ich setze meine Hoffnung auf das Hochschul-

forum Digitalisierung, d. h. Forschung und Lehre nehmen es auf. Es braucht auch mehr 

Forschung. Motoren sind auch die Landesinstitute, die sind auch für Curricula und Schulin-

spektion zuständig. Aber bei der Schulinspektion ist die Digitalisierung noch gar kein Kri-

terium! Das wäre aber wichtig, wenn danach gefragt wird, damit der Schulleiter reagieren 

kann.“ (ZIV)  

 „Sehr hilfreich wäre es, verstärkt Wissenschaftler der Hochschulen in die Lehrerfortbil-

dung einzubeziehen. Die Lehrerfortbildungseinrichtungen wurden von den Bundesländern 

in den letzten Jahren heruntergefahren, im Sinne von Geld und Angebot. Die Schulen ha-

ben im Rahmen der Autonomisierung gesagt bekommen, sorgt selbst dafür, aber sie haben 

dafür nicht genügend Mittel erhalten, also findet Fortbildung nicht statt. Eine zentrale For-

derung der Schulen ist: macht uns fachbezogene Angebote. Da müsste man Leuchttürme 

schaffen.“ (WIR) 

Es fällt auf, dass neben den von den Experten als Treiber gesehenen Hochschulen das Refe-

rendariat kaum als Qualifikationsfaktor genannt wird. Dies ist insofern bemerkenswert, als 

gleichzeitig beklagt wird, in den Hochschulen geschähe viel zu wenig, weshalb in der 2. Phase 

die Defizite ausgeglichen werden müssten. 

Wichtig und in ihren Konsequenzen noch nicht absehbar sind die neuen Sicht- und Verhal-

tensweisen der Kommunen im Hinblick auf ihre Aufgaben zur Ausstattungsfinanzierung:  

 „Vor zehn Jahren haben kommunale Vertreter über so etwas überhaupt nicht diskutiert, 

weil sie gesagt haben, das sind Landesbeamte, da muss das Land mit klarkommen. Inzwi-

schen hat sich ein anderes Denken durchgesetzt, weil viele Schulträger großen Wert da-

rauf legen, dass damit, was sie anschaffen und finanzieren sollen - und es handelt sich dabei 

nicht um unerhebliche Kosten - auch etwas qualitativ Vernünftiges geschieht. Insofern gibt 

es von kommunaler Seite eine starke Forderung an die Länder, die Medienkompetenz der 

Lehrer zu fördern. Es gibt durchaus Schulträger, die verlangen, wenn Schulen eine be-

stimmte Technik fordern, wie z. B. die Smartboards, dass die Schulen nachweisen, dass sie 

überhaupt kompetent sind, mit diesen Dingen umzugehen. Hierzu müssen dann entspre-

chende Fortbildungsbescheinigungen vorgelegt werden. Ohne pädagogischen Nachweis 

und ohne pädagogische Grundlegungen sollen Kommunen nicht einfach nur Technik in die 

Schulen liefern, ohne dass das in irgendeiner Form abgestimmt ist. Denn da haben wir in 

den 90er Jahren jede Menge Fehlinvestitionen gemacht, wo massenhaft Computer in die 

Schulen gekarrt wurden, ohne Hirn und Verstand in der Rückschau, wo viel in den Kellern 

verrottet ist, was überhaupt nicht gebraucht wurde.“ (BIL) 

 „Es gibt durchaus auch Schulträger, die in diesem Bereich fördern, zumal wenn sie kom-

munale Rechenzentren haben, die über die Kompetenz verfügen. Das ist nicht die Regel. 

Wer von den Lehrern und Schulen finanzielle Forderungen hat, der muss einen Medien-
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entwicklungsplan vorlegen, der Teil des Schulentwicklungsplans ist. Keine Ausstattung oh-

ne Medienentwicklungskonzept und ohne pädagogische Grundlegung! Natürlich gehört die 

ins Schulprogramm. Heute wird kein Schulträger, der gut beraten ist, einfach irgendwelche 

Ausstattungswünsche erfüllen, wenn die Schule nicht sagt, wir machen das auf der Grund-

lage unseres Medienkonzepts. Das geht weit über das Thema ‚Selbstständige Schule‘ hin-

aus. Allerdings ist das in den einzelnen Ländern sehr unterschiedlich gediehen. Es gibt 

durchaus Budgets, aber wenn es um technische Ausstattung geht, dann wird das in der Re-

gel über den Schulträger gemacht. Über diese Schnittstellenproblematik kommen jetzt viel 

Kommunen sehr viel stärker in die inhaltliche Diskussion über Qualität und über die Fra-

ge, was denn eigentlich mit diesen Gerätschaften und dieser Infrastruktur, die geschaffen 

wird, in den Schulen qualitativ geschieht.“ (BIL) 

4.3. Qualifizierung der Lehrerschaft 

4.3.1. Einschätzungen zur Lehrerausbildung 

Lehrerinnen und Lehrer, die sich für Bildung in der digitalen Welt engagieren, müssen über 

die dafür benötigten Voraussetzungen verfügen. Knapp formuliert: ihre Medienkompetenz 

muss mit ihrer fachdidaktischen Handlungskompetenz synergetisch verknüpft sein. Unsere 

Interviewpartner sind sich der vielschichtigen Problematik einer entsprechenden, sach- und 

zielgruppenadäquaten Qualifizierung des pädagogischen Personals bewusst. 

 „Obwohl wir von der Gleichzeitigkeit der Entwicklung in den drei Säulen sprechen, sehen 

wir gleichwohl den größten Schwachpunkt in der Lehrerbildung. Man muss sofort in der 1. 

Phase beginnen. Hier sind mehrere Jahre nötig, bis die Nachwuchskräfte in der Schule 

sind. Lehrerfortbildung geht schneller, aber der Einsatz muss sofort möglich sein. Verbind-

liche Inhalte in der Ausbildung sind erforderlich. Der Bund kann hier eingreifen. Unis sper-

ren sich mit Hinweis auf ihre Kompetenzen in Forschung und Lehre, fühlen sich durch zu 

viele Anforderungen durch die KMK unter Druck (Gender, Migranten, Schulentwicklung, 

Inklusion usw.). In der vom BMBF propagierten ‚Qualitätsoffensive Lehrerbildung‘ kommt 

das Wort ‚digital‘ gar nicht vor. Hier ist ein Nachsteuerungsbedarf von politischer Seite er-

forderlich. Es ist nicht so, dass alle Professoren die Notwendigkeit einer angemessenen 

Lehrerausbildung im Bereich digitale Kompetenz erkennen und Forderungen entsprechend 

unterstützen. Digitale Kompetenz muss zu einem zentralen Thema gemacht werden. Bei 

der Referendarausbildung sieht es etwas besser aus. Hier können die Ministerien eher ein-

greifen: integriert oder in speziellen Seminare, es reicht aber nicht aus.“ (BIL)  

 „Qualifizierung der Lehrerschaft? Das schwierigste Thema insgesamt! Momentan ist die 

Thematik in der Ausbildung der Lehrer so gut wie gar nicht vorgesehen. Das wäre die Na-

gelprobe für den Beschluss: Sind die Länder in der Lage, das ins Ausbildungs-Curriculum 

für angehende Lehrkräfte zu bringen? Da muss ganz schnell Abhilfe geschaffen werden. Ich 

bin extrem skeptisch, denn das ist eine Riesennummer mit der Entwicklung und Abseg-

nung neuer Curricula.“ (BIL)  

 „Wenn ich gezwungen wäre zu sagen, was der wichtigste Knackpunkt ist, dann würde ich 

die Lehrerbildung nennen. Denn die beste Ausstattung und die Verortung der Lehrplanin-
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halte nutzen nichts, wenn es nicht die kompetente Lehrkraft gibt, die in der Lage ist, auf 

der Basis der Ausstattung und mit der Anregung der Lehrpläne dann entsprechend Unter-

richt zu gestalten. Mit der Qualifikation des pädagogischen Personals steht und fällt alles. 

Ausstattung kann gekauft werden, Inhalte können dekretiert werden, aber die Lehrer-

schaft zu qualifizieren, ist Überzeugungsarbeit und muss über Jahre entwickelt werden. 

Vor allem muss man in allen drei Phasen der Lehrerbildung systemisch ansetzen.“ (BIL) 

 „Die 1. bis 3. Phase muss als Einheit gesehen werden. Dazu gibt es Erklärungen in den 

Ländern. Da habe ich gute Hoffnung, dass endlich etwas passiert. Seit Jahren hätte was in 

der 1. Phase passieren müssen. Die Bildungsministerien hätten die Macht, den Universitä-

ten Vorschriften zu machen. Die Unis bilden einen der nachhaltigsten Engpässe. Wir brau-

chen andere Treiber, nämlich positive Beispiele aus der Praxis. Schulen mit innovativen 

Konzepten können ebenfalls Treiber sein.“ (ZIV)  

 „Man muss unterscheiden zwischen Aus- und Fortbildung. Man muss beides betrachten, 

beides mit ähnlicher Relevanz. Vielfach wird von Lehrerausbildung gesprochen, die sicher-

lich wichtig ist, aber die greift erst in ein paar Jahren. Die Pädagogen, die jetzt schon leh-

ren, sollen genauso an die digitalen Medien geführt werden um Chancen und Potenziale zu 

erkennen. Das ist der Dreh- und Angelpunkt für eine erfolgreiche Umsetzung des Gan-

zen.“ (WIR) 

Nur wenige Experten äußern sich über den Beitrag des Referendariats zur Entwicklung von 

fach- und mediendidaktischer Handlungsfähigkeit der Lehrerschaft:  

 „Was dazu im Antrag steht, deckt sich mit dem, was in unserem Land seit Jahren gemacht 

wird. Wir haben in der Lehrerbildung die Medienbildung fest verankert. Alle Referendare 

erwerben Medienkompetenz. Sie müssen bestimmte Module belegen, z. B. Arbeit mit ei-

ner Lernplattform. Dazu gehören auch Themen wie Urheberrecht, Datenschutz usw. Wei-

tere Module sind optional. In unserem Land haben die Erziehungswissenschaftler ein 

Wahlpflichtmodul eingerichtet ‚Lehren mit neuen Medien‘, das stark nachgefragt wird. Wir 

haben mithin eine relativ feste Verankerung in der 1. und 2. Phase. Wir überlegen, ob wir 

Medienbildung für die 2. Phase prüfungsrelevant machen können. Das ist noch nicht der 

Fall.“ (BIL) 

 „Es ist ja so, dass die Lehrerinnen und Lehrer mit den Medien umgehen können und sie 

zur Unterrichtsvor- und Unterrichtsnachbereitung nutzen, aber nicht im schulischen Kon-

text. Das sollte man in allen Bundesländern in der 2. Phase einfordern.“ (BIL) 

4.3.1.1. Probleme bekannt. Lösungen in Sicht? 

Die Probleme in der 1. Phase der Lehrerbildung sind seit Jahren den Akteurinnen und Akt-

euren, die für die akademische Ausbildung des Lehrernachwuchses Verantwortung tragen, 

auf allen Ebenen bekannt. Die nachfolgenden Statements weisen auf unterschiedliche Fakto-

ren hin, die in der Beurteilung der Situation an den Universitäten relevant sind. 

 „Im Moment sind die größten Probleme in der ersten Phase zu finden. Es gibt große Un-

terschiede zwischen Universitäten; einige sind schon sehr weit mit entsprechenden Lehr-
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stühlen und verbindlichen Studieninhalten, in der Fläche ist das bei weitem noch nicht so. 

Wenn man das hart formuliert: Es hängt ab vom Interesse des jeweiligen Kollegen. Es gibt 

keine gemeinsame Willensbildung auf universitärer Ebene. Wobei man dabei wiederum 

feststellen muss, dass die Lehrerbildung an den Universitäten häufig das fünfte Rad am 

Wagen ist.“ (BIL) 

Der Seitenhieb im letzten Satz ist nicht als Exkulpation in dem Sinne zu verstehen, dass die 

für Medienbildung Verantwortlichen von eigenen Schwächen und Versäumnissen ablenken 

würden; vielmehr muss dies als Aufforderung verstanden werden, in den universitären Gre-

mien über die angemessene Verortung in den lehrerbildenden Disziplinen in den Universitä-

ten sowie die auskömmliche Ausstattung der entsprechenden Fachgebiete zu entscheiden. 

Wie man vorwärts kommen könnte, schlagen diese Interviewpartner vor, die den Bundes-

tagsbeschluss als Aufforderung zum Handeln in den Hochschulleitungen und in den Fachres-

sorts der Ministerien verstehen:  

 „Ich würde mir wünschen, die Hochschulen würden als Ganze agieren anstelle von vielen 

Subsystemen in der Hochschule, die nicht unbedingt zu einem Gesamtsystem zusammen-

kommen wollen. Es gibt an allen Hochschulen Kollegen, die sagen ‚Okay, ich mach das 

jetzt und warte nicht länger.‘ Das sind Einzelpersonen, die sich der Herausforderung mit 

Herzblut und Neugierde stellen, aber ohne besondere Förderung. Jeder betrachtet seine 

Tätigkeiten als Einzelprojekte. Ein Fach zu digitalisieren, ob in Schule oder Hochschule, das 

halte ich für sehr unwahrscheinlich. Da muss zu viel in den Köpfen passieren. Es müssen 

Gelder her, mit denen ganze Fächer gefördert werden können. Die Leute müssen für das 

digitale Lehren und Lernen ausgebildet werden. Das ist nicht nur ein Riesenthema, son-

dern auch eine Riesenaufgabe. Man müsste mal feststellen, wie die generelle digitale Kultur 

in den Fächern ist, unabhängig von der Lehre. Die Geisteswissenschaften leben mit ihren 

Fußnoten und Zitaten, bei ihnen gilt das gesprochene Wort, wohingegen man in der Medi-

zin schon immer Bilder, Objekte, Operationsszenarien gezeigt und die Studierenden daran 

ausgebildet hat. In Lehrveranstaltungen in den Literaturwissenschaften wird nur gespro-

chen, da wird nichts an die Tafel geschrieben, da wird keine Folie gezeigt – nichts! Es ist 

spannend zu verfolgen, wie sich die einzelnen Fächer ausdifferenzieren. In den 80er Jahren 

waren die Theologen besonders fortschrittlich. Alle Fächer, die Dinge formal gut darstel-

len können, die liegen vorn.“(WIS) 

 „Bei den Universitäten gibt es immer wieder Unterschiede zwischen den Ländern. Wenn 

sie sich die südlichen Länder anschauen, dann sind die einfach mit mehr Gas an der Ge-

schichte dran. Auch sind die in der Pädagogik weiter und die Qualität ist anders. Im Osten 

teilweise auch! Eigentlich wäre es Aufgabe des Bundes, den Universitäten Vorgaben zu ma-

chen, dass neben der fachlichen und wissenschaftlichen Ausbildung das Thema Digitale Bil-

dung verbindlich gemacht wird, und zwar übergreifend, für alle Fächer. Jeder angehende 

Lehrer müsste eine grundlegende Basis haben, um den Unterricht weiterzuentwickeln. D. 

h. man braucht eine digitale Medienkompetenz in der Lehrerschaft.“ (WIR) 
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 „Meine zentrale Forderung ist die nach einer medienpädagogischen Grundbildung. Um 

diese sicherzustellen, sind entscheidend die Hochschulen gefordert, bei der Neubesetzung 

von Stellen und bei Strukturentwicklungsplänen die entsprechenden Ressourcen einzupla-

nen. Um Hochschulen eine Orientierung zu geben, sollte von der HRK und dem BMBF 

der Rahmen gesetzt werden. Der Bund und die Länder sollten entsprechende Programme 

auflegen, dass an allen Unis mit Lehrerbildung (das sind ungefähr 50) Professuren in der 

Medienbildung inkl. Mitarbeitern/innen und sachlichen Ressourcen zur Verfügung stehen. 

Auch bei der Qualitätsoffensive Lehrerbildung könnte ich mir vorstellen, dass man ange-

sichts der Herausforderung durch den digitalen Wandel ein Programm für die Medienbil-

dung in der Lehrerbildung auflegt.“ (WIS)  

 „Die Probleme, dass irgendetwas in den Studienordnungen fehlt, was eigentlich lernnot-

wendig ist, weil schulpraxisrelevant, sind nicht neu. Niemand hindert die Bildungsverwal-

tung daran, den Universitäten Vorgaben zu machen. Aber das Pochen auf Eigenzuständig-

keit der Unis, auf Freiheit von Forschung und Lehre scheint stärker zu sein, so dass es 

sehr schwierig ist, dort verbindliche Vorgaben zu machen.“ (BIL) 

Wie aber sieht die Situation aus der Perspektive der Studierenden in den Universitäten aus? 

 „Die Studies organisieren sich privat über Facebook oder Whatsapp oder so. Für ihr Ler-

nen allerdings in Sprachen oder in Literatur machen sie das relativ herkömmlich, abgese-

hen davon, dass sie ihr Smartphone nutzen, um sich über Wikipedia schlauer zu machen. 

In der Lehre erleben sie noch zu wenig Innovation, dass z. B. mit bestimmter Hard- und 

Software ihr Lernen unterstützt werden könnte. Da gibt es fächerspezifische Unterschie-

de. In Fächern, in denen es in hohem Maß auf Erwerb von Faktenwissen ankommt, da gibt 

es den Einsatz von Videos, MOOCs und solchen Sachen. Es gibt eine große Differenz ge-

genüber den geistes- und gesellschaftswissenschaftlichen Fächern.“ (WIS)  

Wie kann man in der Ausbildung in den Universitäten den entscheidenden Schritt voran-

kommen, nachdem seit Jahrzehnten die defizitäre Situation von Beobachtern sowie von den 

meisten Akteuren mit Durchblick, weniger wohl von den strukturell Verantwortlichen, er-

kannt ist? Man muss in den fach- und in den bildungswissenschaftlichen Studienordnungen die 

Teilnahme an Veranstaltungen zur Medienbildung/Medienkompetenzentwicklung verpflich-

tend machen. Das setzt Medienkompetenz beim akademischen Lehrpersonal voraus, worauf 

bei Neuberufungen/-einstellungen verpflichtend zu achten wäre. Das bedeutet aber auch, 

dass die relevanten ECTS für Pflichtmodule aus dem bestehenden Kanon gewonnen werden 

müssen.  

 „Das lassen die Fachvertreter aber nur in seltenen Fällen zu. Das ist dasselbe wie bei der 

Einführung des achtjährigen Gymnasiums: Da wollte auch kein Fach etwas abgeben. Die 

Politik muss Vorgaben machen, die Vergabe der Milliarden an die Universitäten zur Quali-

tätsverbesserung der Lehre verpflichtend verknüpfen mit Veranstaltungen zum Erwerb 

von Medienkompetenz. Was wird stattdessen gemacht? Lehrbeauftragte sollen die Lücken 

schließen, die mit regulärem Personal nicht geschlossen werden können. Das bedeutet 

weder Nachhaltigkeit noch Innovation. Wenn man 2020 fragt, was die 2,3 Mrd. Euro ge-
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bracht haben, wird man im Blick auf unser Thema nur Defizite feststellen, wenn sich nicht 

schnell sehr viel ändert. Die Politik müsste sich gegenüber den Unis weit aus dem Fenster 

legen und die Einlösung von verbindlichen Vorgaben einfordern. Aber die haben alle Angst 

vor den Universitäten. Wenn diese eine Hochschulleitung haben, die sich mit dem Thema 

identifiziert, sieht die Sache anders aus. Auf Hochschulebene müssen z. B. Drittmittel für 

die Lehre eingeworben werden können, die gibt es bislang überhaupt nicht. Zwar gibt es 

die Deutsche Forschungsgemeinschaft, aber nicht die Deutsche Lehrgemeinschaft. Es 

müsste eine Institution geschaffen werden, die Gelder gibt, so dass es sich lohnt, für die 

Lehre tätig zu werden. Wenn man über die Lehrerbildung nachdenkt, muss man konstatie-

ren, dass sie schlicht katastrophal unterversorgt ist.“ (WIS) 

 Der letzte Satz hat Allgemeingültigkeit über die hier anstehenden Fragen der Digitalen Bil-

dung hinaus, und beschreibt somit die generellen Probleme der Lehrerbildung.  

In den folgenden Statements wird mehr von den Universitäten verlangt. 

 „Es gibt Gott sei Dank in allen Universitäten in der Lehrerausbildung fachdidaktische Ver-

anstaltungen. Hier besteht durchaus die Chance, die Grundausbildung der Lehrer zu ver-

bessern. Dort schon sollten bestimmte Lehrinhalte aufgegriffen werden, so dass die Leh-

rer, wenn sie sich im Referendariat befinden oder später mit bestimmten Anforderungen 

konfrontiert sehen, nicht noch anfangen müssen nachzuarbeiten. Das möchte ich gern 

vermeiden. Hier sind die Universitäten in der Pflicht. Aber es kann nicht sein, dass 2 ECTS 

für Medienbildung abgezwackt werden von dem ohnehin schon knappen Volumen im Be-

reich der Fachwissenschaften.“ (ZIV)  

 „Der Lehrer hat folgenden Lebenslauf: Schüler, Student, Lehrer. Er lernt als Schüler den 

Frontalunterricht kennen und praktiziert ihn als Lehrer wieder. Diese Kette müssen wir in 

der Lehrerausbildung aufbrechen. Es reicht nicht zu sagen ‚Ihr müsst mal Medien einset-

zen‘. Es ist eine didaktisch-methodische Frage. Wir müssen das, was wir in der Schule an 

neuen Lehr- und Lernmethoden fordern, in die Ausbildung bringen.“ (BIL)  

Wer aber ist konkrete für Veränderungen zuständig? Aus der Binnensicht der Universitäten 

liegen die Probleme seit langem offen zutage.  

 „Bei den Universitäten stellt sich die Frage: ‚Was ist zuerst da, Henne oder Ei?‘ Wenn die 

Studierenden das in der Schule schon gelernt haben, werden sie erwarten, dass in der Uni 

auch digitale Medien zum Einsatz kommen und entsprechende Kompetenzen vermittelt 

werden. Dazu braucht man aber auch Veränderungen in den Bildungsplänen und Hoch-

schulen.“ (ZIV) 

 „Dass das Thema in die Prüfungsordnungen aufgenommen wurde, ist zum Teil schon der 

Fall. Die zentrale Frage ist: Wer soll das prüfen und lehren? Also die Personalisierung der 

Umsetzung des Beschlusses. Fachlich geht es um Medienpädagogen und Fachdidaktiker, 

diese sollte man explizit benennen. Zum Beispiel beim Thema Informatikunterricht ab 

Grundschule: Wer soll das machen? Das ist ein längerer Entwicklungsprozess, da ist man 

schon mit einem Jahrzehnt dabei.“ (WIS)  
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4.3.1.2. Qualifikation der Lehrenden 

Wer lehrt, prüft. Beides setzt hinreichend Kompetenz bei den Lehrenden voraus.  

 „In den Unis mangelt es den Ausbildern an Medienkompetenz! Wie will man erfolgreich 

ansetzen, wenn nicht mal die Ausbilder qualifiziert sind?“ (WIR) 

Wie die Forderung nach Veränderungen konkret ausgestaltet werden kann, zeigen nachfol-

gende Statements. 

 „Die Professoren haben ihr Fachwissen vor mehreren Jahrzehnten entwickelt, als Medien 

noch kaum eine große Rolle spielten. Die Besetzung von Lehrstühlen verlangt wissen-

schaftliche Qualifizierung, aber nicht Medienkompetenz. Es ist ein glücklicher Umstand für 

Studenten, auf einen Prof. zu treffen, der die Medienproblematik mit betrachten kann. Wir 

sind weit davon entfernt, dass alle Universitäten sagen könnten, sie hätten mindestens ei-

nen kompetenten Hochschullehrer für das Thema. Dies liegt am starren Korsett durch die 

ECTS-Punkte und die Studienordnung. Hier bekommt man trotz Wunsch des Ministers 

keine zweistündige Veranstaltung rein. Keiner gibt auch nur eine Stunde ab, weil er Nach-

teile für seine eigene Stelle befürchtet. Die Professorenschaft tröstet sich mit dem Gedan-

ken, dass die jungen Leute medienaffin seien und schon wüssten, wie man die Medienprob-

lematik im Unterricht löse. Man könnte zur Resignation neigen, weil alle Fachdidaktiken 

die Medienbildung thematisieren müssten, dies aber nicht bewältigen können oder wol-

len.“ (BIL) 

 „Eine Konsequenz wäre, damit die Lehre mediendidaktisch auf einen adäquaten Stand ge-

bracht wird, dass es ein Paket für neuberufene Professoren geben müsste, die für drei Jah-

re einen Wissenschaftlichen Mitarbeiter kriegen sollen, der sie in der Anwendung der digi-

talen Medien und Werkzeuge beraten und betreuen soll, um bestimmte Dinge umzuset-

zen. Die Innovation geht vermutlich selten von den Alteingesessenen aus, selbst wenn die 

interessiert wären, denn die haben auch noch ein paar andere Dinge zu tun. Sie kämen 

doch nicht ohne WiMis aus, die mal schnell etwas medial umsetzen können, wozu den 

Etablierten die Zeit fehlt. So käme tatsächlich Innovation in die Lehre. So etwas könnte 

man versuchen hinzukriegen, indem beispielsweise Initiativen ausgeschrieben werden, für 

die sich Hochschulen bewerben können. Die müssten aber das Geld nicht blind bekom-

men, sondern nachweisen, dass sie ein adäquates Programm auflegen und zu Ende bringen. 

Eine Investition in den Mittelbau würde eher zu Innovationen führen, als die Professoren 

zu schulen. So wichtig die Qualifizierung des pädagogischen Personals ist, man muss das 

potenziell Illusionäre dabei mit bedenken. Was man seit langem weiß in Puncto hochschul-

didaktische Innovation: Mittelbauvertreter und Erstberufene frequentieren die hochschul-

didaktischen Seminare und setzten das Gelernte in ihrer Lehre um; die ‚echten‘ Profs hal-

ten sich vornehm zurück.“ (WIS) 

 „Da werden Vorträge im Plenum gehalten zum Thema ‚Video in der Lehre‘. Alle klatschen, 

gehen nach Hause und nichts passiert in der Uni. Die Lehre an den Schulen ist besser als 

an den Hochschulen wegen der fehlenden systematischen Ausbildung als Hochschule-

Lehrer. Lehrer sind wenigstens als Lehrer ausgebildet, ob sie gute Lehrer sind, ist eine an-
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dere Frage. Sie haben mehr Lehrerfahrung. Das aufwendige Individualcoaching sollte durch 

ein Schneeballsystem ergänzt oder ersetzt werden. Da sitzen zwei kompetente und ver-

trauenswürdige Mitarbeiter von der jeweiligen Hochschule in meinen Veranstaltungen; sie 

tragen ihr erworbenes Wissen weiter. In der Uni haben wir ein Tutoring-Konzept im Zu-

sammenhang mit den interaktiven Whiteboards. Hier bilden Studierende im Schneeballsys-

tem Studierende aus. Professoren wollen nur von Professoren beraten werden, und zwar 

nur privatissime unter vier Augen. Die trauen sich nicht. Man muss erst mal akzeptieren, 

dass man auch Jüngere fragen kann.“ (WIS) 

Ein Experte verspricht sich längerfristig Unterstützung durch das bundesweite Hochschulfo-

rum Digitalisierung15.  

 „Seit Mitte 2014 treffen sich regelmäßig 70 Experten, aufgeteilt auf 6 Gruppen. Sie machen 

Vorschläge, Handlungsempfehlungen an Politik und Unis (Lehrende und Studierende), die 

Ende 2016 herauskommen werden. Z. T. sind sie es schon, wie z. B. die AG mit Hand-

lungsempfehlungen zum elektronischen Prüfen. Der besondere Effekt ist die unglaubliche 

Vernetzung, die bundesweit durch das Forum stattgefunden hat. Da sprechen Hochschul-

präsidenten mit Studenten auf Augenhöhe und versuchen das Thema Digitalisierung – 

hauptsächlich der Lehre, aber auch Internationalisierung, Curriculumentwicklung usw. – in 

den Griff zu bekommen und zu sagen, wo es hingehen sollte.“ (WIS) 

4.3.2. Einschätzungen zur Lehrerfortbildung und Medienberatung  

Die pädagogische Qualifizierung unter Einschluss der Medienberatung ist in den Bundeslän-

dern unterschiedlich organisiert und strukturiert, wenngleich die letzte politische Verant-

wortung – sofern es sich nicht um Angebote von privater Seite handelt - in der Regel bei den 

Landesbildungsministerien liegt. In den Interviews wird zumeist, wenn von Fortbildung ge-

sprochen wird, die Medienberatung impliziert. 

Mit diesem Grundsatzstatement nimmt sich der Experte zwei heiße Eisen der Debatte vor, 

nämlich den Begriff Medienkompetenz und die Verpflichtung der Lehrkräfte zur Aneignung 

derselben:  

 „Was ist Medienkompetenz? Ich kann mich nur gegen die inflationäre Verwendung des 

Begriffs scharf aussprechen. Wenn man ihn verkürzt sieht, dann heißt es, zum einen müs-

sen die Lehrer die Kenntnisse über die Technik haben, zum anderen verbindet man damit 

gern den kritischen Umgang mit den Medien. Wir sind noch nicht am Ende der Diskussion 

angekommen. Es gibt eine Vielzahl von Kollegen, unabhängig von Alter und Fachkombina-

tion, die feststellt: ‚Das ist nicht meine Aufgabe. Wenn die Jugendlichen ohnehin schon ein 

Smartphone haben, von den Eltern finanziert, dann erwarte ich auch, dass die Eltern sie auf 

die Gefahren hinweisen. Das muss ich nicht machen.‘ Oder die Naturwissenschaftslehrer 

schieben die Aufgabe den Deutschlehrern zu: ‚Ihr macht ohnehin Textkritik, dann könnt 

ihr die Medienkritik draufsatteln.‘ Das ist so und würde sich auch durch Fortbildungen 

                                            

15 https://hochschulforumdigitalisierung.de [06.10.2016] 
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nicht wesentlich ändern. Es gibt so viele Angebote zur Entwicklung von Medienkompetenz! 

Wer möchte, kann das doch in Anspruch nehmen.“ (ZIV) 

4.3.2.1. Angebot und Nachfrage 

Die Interviewpartnerinnen und –partner haben eine eher negative Einschätzung des Fortbil-

dungsgeschehens, und zwar sowohl bei den anbietenden Institutionen als auch bei den po-

tenziellen Kunden. 

Die verblüffendste Feststellung hinsichtlich des Fortbildungsbedarfs treffen diese beiden Ex-

perten:  

 „Ich glaube, es braucht keine Lehrerfortbildungen, da ist kein Bedarf, weil die Technik heu-

te so leicht zu bedienen ist. Bei guten Lehrerinnen und Lehrern ist die Nutzung digitaler 

Medien selbstverständlich, also PowerPoint als Präsentationsinstrument oder das Guten-

berg-Projekt, da gibt es ja eine Zugänglichkeit zu Literatur oder Recherchieren im Inter-

net.“ (WIR)  

 „Ich finde, sie bringen das doch alles mit, durch Studium und Referendariat. Ich sehe hier 

keinen Handlungsbedarf.“ (WIR) 

Dieser Sichtweise widersprechen zwei Experten, weil ohne Fortbildung die Digitale Bildung 

nicht denkbar wäre.  

 „Fortbildung? Das ist ein großes Manko. Aber es ist so zentral, neben der Infrastruktur als 

technische Voraussetzung, die Leute zu qualifizieren und immer wieder weiter zu qualifi-

zieren. Manchen Politikern mag das zu den Ohren herauskommen. Aber man muss es im-

mer wieder sagen, damit endlich Konsequenzen für Fortbildungsmaßnahmen gezogen 

werden.“ (WIS) 

 „Hier muss sich zwangsläufig etwas tun. Inhalte und Ausstattung ohne Qualifizierung des 

pädagogischen Personals, das ist in der Vergangenheit schon schiefgegangen. Medienkom-

petenz ist das A und O. Wenn man das Personal nicht groß angelegt in Fortbildungsreihen 

bearbeitet, wird es nicht klappen. Aber auch das Commitment der Bildungspolitik und -

administration bis hin zu den ausführenden Organisationen muss klar machen, dass das 

gewollt ist und was es bringt und besonders, was es bringt, wenn man es nicht macht.“ 

(WIR) 

Neues muss sich gegen Traditionelles durchsetzen – inhaltlich und organisatorisch. Davon 

sind die Fortbildungs- und Beratungseinrichtungen nicht ausgenommen. 

 „Überall sind Strukturen gewachsen, z. T. werden Zuständigkeiten nicht wahrgenommen 

oder aber auch überschritten, weil es Leute gibt, die Defizite erkennen, die sie dann selbst 

beheben. So gibt es in der Lehrerfortbildung einige sehr umtriebige Leute, die alles voran-

treiben, die auch in der Softwareentwicklung im Plattform-Learning aktiv sind, wofür die 

natürlich nicht zuständig sind. Andererseits gibt es Einrichtungen, die dafür zuständig sind, 

bei denen die Strukturen aber nicht richtig funktionieren. Da entstehen Schieflagen, die zu 

Friktionen und Verwerfungen führen. Das alles einzufangen und aufzugleisen, das ist eine 
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gewaltige Herausforderung. Dann wird man von den Verantwortlichen schief angeguckt, 

weil man sagt, das kann doch nicht so schwierig sein, diese Sachen aufzuschreiben, da muss 

es doch Dokumentationen geben.“ (BIL) 

Mit dem Blick auf die real existierenden Lehrer resümiert dieser Experte:  

 „Die Lehrerfortbildung muss unbedingt verstärkt werden, weil die Erstausbildung hinter-

herhinkt: Times are changing – ganz besonders schnell. Das dient auch dem Zweck, die 

Bereitschaft zum lebenslangen Lernen zu fördern. Es ist ein zentrales Problem, dass wir 

noch Lehrkräfte haben, die in den 70er Jahren ausgebildet wurden und sich seitdem nicht 

mehr bewegt haben nach dem Motto: In der Mathematik verändert sich nichts. Deshalb ist 

Lehrerfortbildung grundsätzlich ein ganz wesentlicher Begriff und eine große Schwierigkeit, 

auch wenn im Schulgesetz verankert ist, dass die Lehrer zur Fortbildung verpflichtet sind. 

Aber was im Gesetz steht, umzusetzen… Man muss viele zum Jagen tragen. Vom Prinzip, 

dass permanente Lehrerfortbildung auf den unterschiedlichsten Ebenen erforderlich ist, 

auch unabhängig von IT, sollten wir nicht abgehen. Es gibt gesellschaftliche Querschnitts-

aufgaben, denen man sich eigentlich stellen muss. Dazu braucht man keine Aufforderung. 

So denken aber nur die Happy Few in der Lehrerschaft.“ (BIL) 

Es ist eine Tatsache: Die Nachfrage nach Lehrerfortbildung im digitalen Sektor ist optimier-

bar.  

 „In den letzten drei Jahren sind die Nachfragen nach zentralen Angeboten zurückgegangen. 

Seit 2012 haben wir das System der medienpädagogischen Berater wie in anderen Län-

dern. Sie stehen den Schulen beratend zur Seite, zielgenau die Bedürfnisse der Schulen 

treffend. Das ist der aussichtsreichere Weg, die einzelne Schule in ihrer Spezifik zu beglei-

ten hin zu einer stärkeren Berücksichtigung der Aspekte von Medienbildung.“ (BIL)  

 „Die Nachfrage nach Lehrerfortbildung kommt nicht zustande, weil die kundenorientier-

ten Angebote fehlen und weil in dem vier-Säulen-Modell die anderen Faktoren Defizite 

haben. In Hamburg haben wir eine geile Infrastruktur, aber nicht genügend Endgeräte. Es 

gibt zu wenig Lehrer, die damit arbeiten wollen und wir haben nicht genug angemessene 

Inhalte. Anderthalb Säulen sind erfüllt, aber es kommt nicht voran.“ (WIR) 

Nur ein Experte erinnert daran, dass es in der Fortbildung momentan um vielleicht drängen-

dere Aufgaben als die Etablierung der Digitalen Bildung geht:  

 „Wir haben in allen Ländern im Moment die Aufgabe, Inklusion umzusetzen. Da richten 

sich viele Fortbildungen und Fortbildungsbedürfnisse nach. Medienkompetenz ist zwar da-

bei in den Hintergrund geraten, bleibt aber natürlich dringend erforderlich, und zwar 

schon in der Ausbildung in der ersten und zweiten Phase.“ (ZIV) 

Überhaupt ist die Zeit ein ernstzunehmender Nachfrage-Faktor:  

 „Die Zeitkontingente der Lehrkräfte sind dünn. Die Materiallage und -angebote sind nicht 

so schlecht für alle möglichen Medienbildungsaspekte. Aber es bedarf der Zeit, das umzu-

setzen. Das liegt weniger an der Bereitschaft. Alle Kollegien und Entscheidungsträger se-

hen Medienkompetenz und Digitale Bildung als wichtige Themen an. In der Ausbildung sol-
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len sie verbindlicher werden. Es stellt sich aber die Frage, was dafür wegfallen muss. Denn 

die Zeit ist endlich.“ (BIL) 

Unter Angebotsaspekten wird das minimierte Qualifizierungsangebot kritisiert: 

 „Das Problem ist aber, dass bundesweit die institutionalisierte Fortbildung runtergefahren 

wird; man zähle die Länder mit voll funktionierenden staatlichen Fortbildungsinstituten. 

Das ist absolute Wüste, eine absolute Katastrophe! Es muss zügig ein bundesweites 

Lehrerfortbildungsangebot entwickelt werden, was von Lehrkräften auch wahrgenommen 

werden kann, z. B. durch Freistellung vom Unterricht, Erstattung der Kosten.“ (BIL) 

 „Man muss überhaupt erstmal Lehrerfortbildung haben. In manchen Ländern ist sie im 

Prinzip abgeschafft worden, also muss sie erstmal strukturell vorliegen. Sie muss als Prob-

lem erkannt werden! Im Blick auf schulinterne Fortbildung mit peer-to-peer Ansätzen 

muss erkannt werden, dass es nicht ausreicht, wenn der Einäugige dem Blinden hilft.“ 

(WIS)  

Diplomatisch formuliert sind folgende Einschätzungen:  

 „Ganz besonders wichtig ist die Integration in die bestehenden Angebote der bestehenden 

pädagogischen Fortbildungsinstitute, und da muss ganz schnell Kompetenz bei den Fort-

bildnern aufgebaut werden. Die Landesinstitute haben eine wichtige Funktion; je nachdem, 

wie sie ihre Angebote ausgestalten, werden sie auch wahrgenommen.“ (ZIV)  

 „In keinem Bundesland – auch nicht international – gibt es die perfekte Lösung.“ (BIL)  

4.3.2.2. Verantwortlichkeiten und Rahmenbedingungen 

Wer ist verantwortlich für die Qualifikation - die Lehrkräfte selbst oder die Organisationen, 

denen sie angehören?  

 „Der Lehrer ist für sich selbst verantwortlich. Aber die Verantwortlichkeit hat auch einen 

gewissen Rahmen um sich herum.“ (WIR)  

 „Wenn ich eine Strategie ‚Digitale Bildung‘ verfolge und sage, wir gehen davon aus, dass 

wir in 10 Jahren einen wesentlich Teil digital gestützter Bildung im allgemein bildenden 

Schulsystem haben werden, dann obliegt es nicht mehr dem einzelnen Lehrer zu entschei-

den, steig ich jetzt da ein oder nicht. Das nämlich ist die Situation im Augenblick: Wer Lust 

hat, macht mal eine Weiterbildung, wer nicht, der lässt es sein. Zu dem Thema werden 

auch relativ wenige Fortbildungen angeboten. Jedenfalls reicht das nicht für einen flächen-

deckenden Kompetenzausbau aus.“ (WIR) 

Zu den Rahmenbedingungen für die Lehrerschaft gehören die sich verändernden gesellschaft-

lichen Anforderungen und Erwartungen an das Lehrerhandeln, die mehr und mehr von 

Querschnittsaufgaben, also über die rein fachliche Kompetenz hinausgehend, geprägt sind.  

 „Lehrtätigkeit ist komplex. Wir müssen die Nachwuchskräfte auf einen umfassenden Bil-

dungs- und Erziehungsauftrag vorbereiten. In den letzten Jahren ist dieser immer mehr in 

den Fokus gerückt auf Grund der gesellschaftlichen Entwicklungen, wie sie sind, wie die 

Kinder in die Schulen kommen, unter welchen Lebensbedingungen sie während ihrer 
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Schulzeit aufwachsen, welchen Stellenwert die Schule hat usw.. Zu den Querschnittsaufga-

ben kommt noch die Integration, die Inklusion, die Sprachförderung. Das sind Kompeten-

zen, die in allen Fächern vorkommen müssen, da kann sich kein Lehrer vor drücken. Zu 

solch einer Querschnittsaufgabe gehören auch die IT-Anwendungen. Wie kann ich als 

Lehrkraft damit umgehen? Was mache ich dabei im Lehr- und Lernprozess mit meinen 

Schülern? Das setzt selbstverständlich Medienkompetenz voraus.“ (BIL) 

 „Lehrerfortbildung zu Medienkompetenz und digitalem Lernen stellt den absoluten Eng-

pass in den vergangenen Jahrzehnten dar. Die deutschen Lehrerinnen und Lehrer sind die-

jenigen, die im internationalen Vergleich die digitalen Hilfsmittel am wenigsten einsetzen. 

Aber ohne die Qualifizierung des Personals geht gar nichts.“ (ZIV)  

Diese Experten sehen die Qualifikation der Lehrerschaft unter demographischen Aspekten 

unter Berücksichtigung politischer Rahmensetzungen:  

 „Das größte Problem sind die Lebensalterszyklen. Normal hält sich ein Lehrer nach der 

Ausbildung gewappnet fürs Leben; er besucht vielleicht mal zwei Tage die Fortbildung. Es 

fehlt ein überzeugendes Fortbildungsszenario. Eigentlich müsste man Lehrer ein halbes Jahr 

aus der Schule nehmen.“ (BIL) 

 „Wir müssen auch die etablierten Lehrkräfte fördern. Die Chancen digitaler Medien be-

schränken sich nicht auf junge Kollegen. Auch ältere gehen engagiert an das Thema heran.“ 

(BIL)  

 „Die Lehrerfortbildung ist der kritischste Punkt. Das ist ein Teufelskreis nach unten, weil 

gerade die Lehrkräfte, die in ihrer Ausbildung keine IT-Ausbildung und Medienbildung ge-

nossen haben, nicht in der Lage sein werden, in der Schule entsprechend Anreize zu schaf-

fen. Das Problem ist die veraltete Lehrerschaft. Viele Lehrer sind über 60 Jahre alt und 

beklagen, dass sie nicht mehr mitkommen, weil alles viel zu schnell geht. Dann muss man 

die Rahmenbedingungen in den Schulen sehen, die häufig unglaublich schlecht sind. Die Pi-

oniere wachsen jetzt raus; wenn die im Ruhestand sind, dann geht an der Schule nichts 

mehr, weil keine Strukturen bestehen. Die großen Entscheider in den Ministerien sehen 

das natürlich auch, überblicken aber letztlich die Komplexität nicht. Sie sehen nicht, wie 

groß man jetzt einsteigen müsste, um die Probleme zu lösen. Das Zauberwort ist immer 

‚ressourcenneutral‘, es darf nicht mehr kosten. Aber wenn politisch was gewollt wird, ist 

das Geld auch da. Es werden in diese Bereiche schon sehr viele Ressourcen reingepumpt, 

aber unkoordiniert: Jeder macht auf jeder Ebene, was er will.“ (BIL)  

Zum letzten Aspekt ergänzt dieser Experte:  

 „Das muss in die Gesamtfinanzierung mit eingebunden sein; es ist ganz wichtig, dass nicht 

nur immer Gelder für Technik fließen. Pro Schule so und so viele Fortbildungsstunden, das 

lässt sich leicht ausrechnen. Referendare können ebenso mit eingebaut werden wie auch 

Praktikanten.“ (BIL) 

In der Fortbildung sieht ein Experte als besondere Aufgabe für die Lehrenden, die Gleichzei-

tigkeit von überkommenem und neuem, digital geprägten Lehren und Lernen als persönlich 

zu meisternde Herausforderung zu akzeptieren. 
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 „Die Digitale Bildung ist fächer- und schulartübergreifend. Wir werden immer gefragt, in 

welchem Fach spielt das eine Rolle? Bin ich betroffen? In den letzten 10 Jahren haben wir 

die didaktische Implementierung nicht geschafft. Die Herausforderung liegt in der didakti-

schen Umsetzung: Wie werden die bisherigen Lehr- und Lernverfahren durch die digitalen 

Medien bereichert? Es ist in der Tat so, dass wir die tradierten Lehr- und Lernverfahren je 

nach unterschiedlicher Schulart weiter verfolgen. Zum anderen kommen die technologi-

schen Möglichkeiten hinzu: Man spricht ein Handyverbot aus, will aber andererseits 

BYOD. Es ist eine Gemengelage von Hindernissen.“ (BIL)  

4.3.2.3. Klientel der Fortbildung  

Wie erreicht man die Lehrerinnen und Lehrer, die durch Fortbildung gezielt angesprochen 

werden sollen? Die folgenden Statements gehen hierauf ein: 

 „Ich habe allerdings in der Lehrerfortbildung immer die positive Auswahl der Lehrkräfte, 

weil sie freiwillig kommen. Die sagen alle: ‚Wenn ich diese oder jene Voraussetzungen hät-

te! Ich sehe ja auch den Bedarf. Nur sind aber die Hürden auch da.‘ “ (BIL) 

 „Wenn es gelänge, die Verbände mit einzubeziehen! Dann gelingt es vielleicht Fortbil-

dungszwang oder zumindest Druck für Lehrkräfte, die nicht fortbildungswillig sind, entste-

hen zu lassen. Viele stehen auf dem Standpunkt: ‚Ich habe mein Studium abgeschlossen und 

ab 28 brauche ich nicht weiter zu lernen.‘ Vielleicht ist das zu negativ gesehen. Das muss 

man aber mal klar aussprechen. Bei Verweigerung passiert einem Lehrer nichts! Im norma-

len Arbeitsalltag ist das anders. In der Fortbildung sitzen 50jährige und sagen ‚Bleib mir 

weg mit digitalen Medien!‘ Wer in einer Firma sagt: ‚Bleib mir weg, ich mach es anders‘, 

der muss gehen.“ (WIR) 

 „Man kann sagen, wir haben vielleicht 10 - 15% der Lehrer, die Avantgarde sind. Die kön-

nen und wollen mit den digitalen Möglichkeiten wie selbstverständlich umgehen und haben 

keine Scheu, diese in ihren Unterricht einzubauen. Ferner haben wir andere 10 - 15%, die 

wir nie erreichen werden, die kulturell- und sozialisationsbedingte Vorbehalte haben. 

Dann haben wir den großen Teil in der Mitte, der sich von überzeugenden Beispielen und 

Teamprozessen in den Kollegien gewinnen lässt.“ (BIL)  

 „Bei den Lehrern reden wir von den 15%, die bei allen technisch-wirtschaftlichen Entwick-

lungen sofort mitziehen. Diese Gruppe ist bei den Fortbildungen immer dabei, obwohl wir 

die eigentlich gar nicht brauchten! Während wir uns mit den anderen 85% sehr schwer 

tun.“ (BIL) 

 „Es gibt an den Schulen die gesamte Bandbreite an Einstellungen gegenüber IT: Es gibt die 

absoluten Nerds und Freaks, für die alles nur Selbstzweck ist, die sagen: ‚Wir kommen da 

nicht drum herum, wir müssen das alles machen.‘ Die haben immer die neuesten Geräte. 

Und es gibt die, die kompetent sind und eine gewisse Distanz haben, weil sie sagen, ich bin 

Pädagoge, man muss natürlich einen kritischen Umgang mit Medien an den Schulen för-

dern. Aber das ist es dann halt auch. Und dann gibt es die Totalverweigerer. Schlimm sind 

aber auch die Euphoriker, die von der Sache wenig Ahnung haben. Das ist eine typische 

Position. Das sind die Schwierigsten, weil man mit ihnen über die Sache relativ schwer re-
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den kann, die aber irgendwie diesen Hype so mitnehmen, sich aber nicht richtig ausken-

nen.“ (BIL) 

 „Schon vor 16 Jahren haben wir festgestellt, es gibt überhaupt keine Medienkompetenz bei 

den Lehrkräften, weil sie in der ersten Phase der Lehrerbildung genauso wie in der zwei-

ten nicht mit digitalen Wirklichkeiten konfrontiert waren. Jetzt ist es ja nicht mehr so. Die 

Lehrkräfte setzen selbst Computer ein, haben iPads, haben Internet, auch zur Unterrichts-

vorbereitung. Wir haben es nicht geschafft, das, was die Lehrkraft mit Computern daheim 

macht, irgendwie in den Unterricht zu bringen, weder im Fach selbst noch fächerübergrei-

fend.“ (BIL) 

Die Klientel der Fortbildung wird nach Auffassung eines Experten geplagt von dem Phäno-

men des mangelnden Selbstbewusstseins.  

 „Z. B. in einem Seminar mit 40 Teilnehmern ist keiner, der sich traut die Frage zu stellen 

‚Wie bekomme ich über Google lizenzfreie Bilder?‘, weil 39 Personen zuhören, die es 

zwar auch nicht wissen, aber niemand will sich als Dummerchen outen. Fortbildung funkti-

oniert gut im anonymen online-Kontext, wo sich niemand lächerlich machen kann, oder in 

sehr kleinen Gruppen bis hin zum Individualcoaching.“ (WIS) 

Über die Möglichkeiten zur digital gestützten Fortbildung geben die Experten insgesamt nur 

wenige Stellungnahmen ab. 

4.4. Verantwortung von Schulen und pädagogische Freiheit  

4.4.1. Schule: selbst verantwortlich für Qualifikation 

Im Kontext der Verlagerung der Verantwortung für Lehrerfortbildung auf die einzelne Schule 

verändert sich die Dimensionierung von Fortbildung. Hier wird deutlich, wie eng der Zu-

sammenhang von Kompetenzentwicklung der Lehrkräfte und Schulprogrammentwicklung ist: 
Welche Lehrer braucht nicht nur das Land, sondern auch die Schule? Die Selbstverantwor-

tung von Schulen stößt in dem Bereich der Digitalisierung an ihre Grenzen. 

 „Es wird dafür gesorgt, dass die Schulen Standards haben, was Server angeht, dass landes-

einheitlich E-Mailadressen für alle Lehrerinnen und Lehrer zur Verfügung stellen, dass über 

die Accounts die Rechnerzugänge funktionieren. Es gibt eine ländereinheitliche Lernplatt-

form einzuführen. Es beteiligen sich zunehmend mehr Schulen daran. Da besteht das Prob-

lem, dass die allgemeinbildenden Schulen das gut finden und mitmachen, aber die berufs-

bildenden Schulen sich teilweise in ihrer Autonomie eingeschränkt fühlen und ihre beson-

deren Bedarfe herausstellen und nach individuellen Lösungen suchen, die nach meiner 

Meinung weniger professionell und teurer sind und gar nicht die Leistungsfähigkeit aufwei-

sen. Also ich kann das Autonomie- und Selbstverwaltungsstreben mit Selbstverantwortung 

nur schwierig zusammenbringen.“ (BIL)  

In der Selbstverantwortung der Schulen sehen andere Experten Chancen. 

 „Ob vor Ort die zentral erarbeitete Orientierung mit Bildungsplänen und Konzepten auch 

gelebt wird und systematisch ein Kompetenzerwerb in der Medienpädagogik entsteht, liegt 
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an den Schulen, die das mittragen und sich darum kümmern. Wir können uns nur flankie-

rend beteiligen. Insofern ist die selbstverantwortete Schule an der Stelle gut.“ (BIL) 

 „Es gibt Länder und Schulen, die die Digitale Bildung mit unterschiedlicher Relevanz sehen 

und umsetzen. Die selbstverantwortliche Schule hat eventuell mehr Freiheiten, das umzu-

setzen. Aber es bedarf eines Grundverständnisses und der erklärten Überzeugung derjeni-

gen Personen, die dies in der Schule umsetzen müssen (Eltern, Lehrer, Leitung, Träger). 

Wenn das nicht vorhanden ist, ist es schwierig, die Ziele zu erreichen. Das führt aber im 

Umkehrschluss dazu, dass die engagierten Schulen eine andere Ausgangssituation für ihre 

Schüler schaffen. Es kann an der Schülerstruktur oder an Größe und Einsicht im Kollegium 

liegen, die digitalen Medien zu implementieren. Das ist sehr lokal oder individuell verschie-

den und nicht durch Bundestagsbeschluss dekretierbar. Aber es wäre die Aufgabe des 

Bundes und der Länder, eher einheitliche Lösungen zu schaffen. Aus eigener Erfahrung 

weiß ich: Schulen, die sich zunehmend für Digitalisierung entscheiden, haben mehr Schü-

lerzulauf. Das führt zu einer Kluft zwischen den Schulen,“ (WIR) 

 „Es müsste eine Vielzahl von Qualifizierungsangeboten geben, die dürften nicht nur staat-

lich vorgehalten werden, sondern auch von privaten Trägern. Die Schule müsste sagen, wir 

wollen dieses Jahr das Projekt machen, dazu brauchen wir eine Qualifizierung für den und 

den, die technische Ausrüstung, Knowhow und wir suchen uns die Partner. Dazu müssten 

auch Unterstützungen bereitgestellt werden. Diese erhält man, wenn es gelingt transpa-

rent zu sein hinsichtlich der Qualität der Inhalte, die angeboten werden und hinsichtlich 

des Nutzens für die Schule. Denn das ist die Frage der Lehrer: Wenn ich mich den neuen 

Technologien öffne, was bringt mir das? Bringt mir das Zeitersparnis, Geldersparnis? Es 

muss ein Nutzen dabei sein, der überzeugend ist.“ (BIL) 

 „Die Frage ist einfach, wie man die Digitale Bildung und die Entwicklung von Medienkom-

petenz in ein vernünftiges Fortbildungskonzept einbettet. Natürlich ist das nicht Aufgabe 

des Bundestages, sich darüber Gedanken zu machen, das ist Aufgabe der Länder. Die aber 

ziehen sich aus der Verantwortung, indem sie auf die Schulen verweisen, zu deren Aufga-

ben auch die Qualifizierung des Kollegiums gehört. Die selbstverantwortliche Schule 

macht es möglich! Nur müssten alle Länder für die finanziellen Mittel sorgen und auch für 

die inhaltliche Vorgaben oder Akzentsetzungen. Nun aber muss man sich ansehen, wie 

karg viele Schulen für ihren Fortbildungsetat ausgestattet sind!“ (WIS) 

 „Die Schulen können darüber befinden, welche Fortbildung gemacht wird und im Landes-

institut Veranstaltungen abrufen, die gegebenenfalls schulintern durchgeführt werden. Die 

Schulen entscheiden frei darüber, was sie auswählen. Momentan bilden wir Medienberater 

aus, gekoppelt mit den Medienscouts. Das erste Drittel auszubilden ist leichter als die an-

deren zwei.“ (BIL) 

Der selbstverantwortlichen Schule werden große Vorteile attestiert, aber in unserem The-

menfeld lässt sie sich schwieriger steuern.  

 „Die Frage nach der Selbstverantwortung von Schulen ist nicht pauschal zu beantworten. 

Sie muss individuell von Land zu Land bis hin zur einzelnen Schule betrachtet werden. Es 
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gibt Schulen, die mit innovativen Konzepten vorangehen, aber das sind die wenigsten. Die 

meisten denken über das Thema weniger oder gar nicht nach.“ (ZIV)  

 „Wenn auch vieles an Verantwortung an die Schulen delegiert worden ist, kann man durch 

Rahmen etwas machen. Man kann Themen verbindlich machen oder eine Mischung zwi-

schen Autonomie und Führung aufbauen. Der Moderatorenansatz aus NRW ist hier ein 

positives, wegweisendes Beispiel“ (ZIV)  

Die folgenden Beiträge bringen die Finanzen ins Spiel.  

 „Passt schon, wenn Schulen dann die Finanzen hätten, professionelle Unterstützung anzu-

heuern, für IT-Wartung oder Fortbildung, Werkzeuge oder Inhalte. Bei einigen Schulen 

würde es funktionieren, ist aber von Personen abhängig, ob der Leiter eine Vereinbarung 

mit dem Kollegium trifft oder selbst entscheidet. Wenn jemand Angst vor der Verantwor-

tung hat, wird’s nicht funktionieren. Vielleicht auch ein Problem der Altersstruktur? Lehrer 

sind oft alt.“ (WIR) 

 „Finanzielle Zusagen sind zu koppeln an Nachweise, dass alle Lehrkräfte einer Schule Fort-

bildung zum Arbeiten mit digitalen Medien gemacht haben. Dann ergeben sich nämlich 

auch erst die konkreten Bedarfe einer Schule. Dieses Vorgehen bezieht die Schulen aktiv 

mit ein.“ (WIR) 

 „Schulen sollten einen größeren Spielraum bei Finanzen haben, also eine bestimmte Menge 

zur freien Verfügung. Es gibt Modelle in den Niederlanden, da ist die finanziell selbstver-

waltete Schule, das ist wie ein eigenes Unternehmen.“ (ZIV) 

Die Selbstverantwortung von Schule kann von Schulleitung und Kollegium genutzt werden, 

um sich im Wettbewerb gegenüber anderen Schulen abzuheben. Ein positiv wirkendes Un-

terscheidungsmerkmal könnte die Qualität der Digitalen Bildung sein.  

 „Je besser die Qualität der Schule, umso mehr wird sie öffentlich anerkannt. Schulen 

kämpfen teilweise ums Überleben. Wenn eine Schule schlechte Qualität liefert, muss sie 

damit rechnen, dass die Eltern ihre Kinder in eine andere Schule stecken. Die Schulen 

müssen sich durch beste Qualität und besten Unterricht profilieren.“ (WIR) 

Der abschließende Rat, den Bogen nicht zu überspannen, beruht auf langjährigen Erfahrungen 

in der Beratung von Schulen:  

 „Man muss aufpassen, dass aus eigenverantwortlicher Schule nicht alleingelassene Schule 

wird. Wenn Schulen schlecht beraten sind, machen sie ihr eigenes Ding. Wenn sie klug be-

raten sind, verzichten sie auf Alleingänge. Mit einer zentralen Steuerung kann man es hin-

bekommen.“ (BIL) 

4.4.2. Die Bedeutung von Schul- und Medienentwicklungsplänen  

Das Konzept der schulindividuellen Entwicklungspläne ist erfolgsversprechend, denn Digitale 

Bildung und Entwicklung von Medienkompetenz kann man nicht nur top-down regeln. Vo-

raussetzung ist ein Kollegium, das die Kompetenzen entwickelt hat, um diese Aufgabe stem-
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men zu können und das sich der besonderen Herausforderungen, die damit verbunden sind, 

bewusst ist. 

 „Die Wirklichkeit in Schulen und der digitalen Welt ist viel schneller, als dass sie durch 

Systeme abgebildet werden kann. Die selbstorganisierenden Kräfte müssen gestärkt wer-

den und dafür müssen Ermutigung, Förderung und Beratung da sein. In einer Schule funk-

tioniert es, weil die eine bestimmte Schülerklientel hat; das kann in der Nachbarschule 

schon nicht mehr funktionieren. Darauf aufmerksam zu machen, dass jede Schule ihre ei-

genen Konzepte und Planungen machen soll, das ist unser Ziel bei Schulprogrammplanung 

und der Medienentwicklungsplanung.“ (BIL) 

 „Lehrerfortbildung sollte im Kontext der Schulentwicklung stehen. Hier ist die Schule ei-

nem KMU vergleichbar, sie ist verantwortlich für die Umsetzung der Entwicklungspläne. 

Die Schule macht ein Konzept unter Eltern- und Schülerbeteiligung, das abgestimmt wird. 

Dann kann Geld fließen, die technische Ausstattung erfolgen. Es macht Sinn, zum Schuljah-

resbeginn die neuen Wege zu beschreiten. Vernünftige Planung ist erforderlich, in der die 

Lehrerfortbildung schulintern geschieht.“ (BIL) 

 „Man muss Lehrerqualifizierung im Zusammenhang sehen mit Medienentwicklungsplänen 

und Schulprogrammentwicklung – das muss quasi aus einem Guss sein. Wir brauchen auf 

Länderebene, zumindest auf Schulträgerebene, Rahmenstrukturen; jede Schule muss einen 

Strategieprozess durchlaufen, ähnlich wie ein Unternehmen, das sich neu erfinden muss, 

um die Dinge, die sie tun müssen und möchten, verstanden zu haben. Gestaltungsspiel-

räume sind zu eröffnen, ohne aber die wesentlichen Ziele einer solchen Strategie aus den 

Augen zu verlieren. Das ist eine Form von Change-Prozess, der in dieser Form in Schule 

noch erst selten durchlaufen wurde. Bei der Digitalisierung wird man um diese Anstren-

gung nicht herumkommen, wenn man es gut machen will. Es ist vermutlich wiederum viel 

zu idealistisch gedacht. Dann muss man doch wieder an Pilotschulen herauszufinden versu-

chen, an wie vielen Stellschrauben man drehen muss, um den Prozess erfolgreich zu 

durchlaufen. Man kann sich auch den Angstschweiß von der Stirn wischen und denken, an-

dere Länder schaffen das doch auch.“ (WIR) 

Die Vorzüge von Medienentwicklungsplänen im Zusammenhang mit der Schulprogramment-

wicklung liegen nach Auffassung von Experten auf der Hand, wenngleich in den Schulen eini-

ge Arbeit zu investieren ist. 

 „Medienentwicklung muss als Teil von Schulprogrammentwicklung gesehen werden. Es 

handelt sich um eine didaktische Schulentwicklung, die mit der mediendidaktischen gekop-

pelt sein muss. Es ist ein Irrglauben anzunehmen, dass ich, wenn ich fachdidaktisch gut 

drauf bin, die Dinge mediendidaktisch auch gut stemme. Letztendlich muss die Frage be-

antwortet werden: Was ist didaktisch möglich, wenn ich Digitale Bildung betreibe?“ (BIL) 

 „Schulprogrammentwicklung ist an sich schon ein schwieriges Thema. Auch wenn dies im 

Schulgesetz verankert ist, bedeutet das nicht, dass das Schulprogramm ein funktionieren-

des Instrument an der Schule ist. Es gibt Schulprogramme, die sind uralt und werden nicht 

gelebt, es gibt Schulen, die mit ihren Programmen so umgehen, wie es sein sollte. Es ist 
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abhängig von den Akteuren an der Schule, besonders von der Schulleitung. Gerade die 

Medienentwicklungspläne hängen ab von den vorhandenen Kompetenzen an der Schule. 

Im Hause haben wir die Medienentwicklungsberatung. Wir beraten firmenunabhängig. Vie-

le Firmen wollen die Schulen beraten. Aber die Investition eines Landes in firmenunabhän-

gige Beratung lohnt sich. Aus unserer Sicht ist es sinnvoll, dass Träger von den Schulen zur 

Begründung ihrer Anschaffungswünsche einen Medienentwicklungsplan verlangen um den 

Nachweis zu bekommen, dass die technischen Wünsche im Einklang mit der pädagogi-

schen Arbeit stehen. Es muss auch ein langfristiges Gesamtkonzept sein.“ (BIL) 

 „Wenn in einer Schule keine Leidenschaft für digitale Medien vorhanden ist, dann besteht 

auch kein Interesse an Fortbildung in dem Bereich. Ein probates Mittel, die Lehrerschaft zu 

interessieren, ist der Medienentwicklungsplan. Der wird aber in den Schulen genauso we-

nig gelitten wie die Lehrerfortbildung, weil sie in erster Linie administrativen Aufwand er-

fordert: Lehrplananalyse, Selbstbespiegelung, Ableitung von Fortbildungsbedarf, Fortbil-

dung tatsächlich machen etc.. Da muss man sehr stark selbstreflexiv arbeiten, das ist nicht 

jedem gegeben. Da steckt viel Arbeit drin. Wenn es aber von der Schulleitung vernünftig 

unterstützt und anerkannt wird, dann wird es zur Verbesserung der Unterrichts- und 

Lehrqualität führen. Andererseits ist der Kontakt zum Schulträger, der für die technische 

Ausstattung geradesteht, viel einfacher, weil man pädagogische Begründungen für techni-

sche Wünsche geben kann.“ (BIL)  

 „Da es sich beim Medienentwicklungsplan um ein Thema der Schulentwicklung handelt, 

muss man idealerweise ganze Kollegien an die Fortbildung bringen, damit es ein einheitli-

ches Verständnis von Thema und Aufgabe hat. Es betrifft die ganze Kohorte, nicht einzel-

ne.“ (ZIV)  

Die besondere Aufgabe für die Schulleitung wird deutlich hervorgehoben. 

 „Ein wichtiger Hebel sind die Schulleitungen, die das Thema treiben und sich damit identi-

fizieren. Die gesamte Schulentwicklungsplanung hängt schließlich an der Qualität der Schul-

leitung. Die Schulleitungen müssen hinreichend sensibilisiert werden für die Bedeutung des 

Themas.“ (ZIV)  

 „Im Medienentwicklungsplan muss eine Schule definieren, welche pädagogischen Ziele sie 

für die nächsten Jahre formuliert und welche Technik sie dafür zwingend benötigt. Dieser 

Prozess muss unterstützt werden durch eine externe Moderation z. B. durch die pädago-

gischen Landesinstitute. Zugleich sind die Schulleiter oder Schulteams in der Pflicht, 

Schwerpunkte des pädagogischen Handelns unter Einsatz von Medien zu erarbeiten und in 

den Fächern zu verorten. Sie müssen auch eigene Fortbildungsziele und Fortbildungspläne 

für die Umsetzung der pädagogischen Ziele formulieren und umsetzen.“ (BIL) 

Ein Experte sieht in einem Ansatz in Mecklenburg-Vorpommern eine Lösung des Problems, 

möglichst viele Lehrerinnen und Lehrer zur Teilnahme an Fortbildung im Bereich Digitale 

Bildung zu motivieren:  

 „In einem Schulversuch wurde ein Audit für Medienschulen entwickelt. Außerschulische 

Experten ermöglichten der beteiligten Lehrerschaft Blicke über den schulischen Zaun. Die 
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Erkenntnis war deutlich: Es nützt nichts, wenn vier, fünf Einzelkämpfer das Ganze tragen. 

Die werden über die Jahre verschlissen und haben am Ende keine Lust mehr. Ein ganzheit-

licher Ansatz muss vom ganzen Kollegium getragen werden. Die Schule muss bereit sein, 

Medienbildung zu praktizieren und als Schulentwicklungsthema zu begreifen. Das gelingt, 

wenn man aufschlüsselt, was daran hindert, Medienbildung in den Unterricht unterzubrin-

gen, und zwar mit Selbstevaluation. Der Schulträger muss involviert sein, denn er muss 

wissen, weshalb er Forderungen von Lehrern nach Ausstattung erfüllen soll. Die Schule 

muss in ihren Gremien einen realistischen Medienentwicklungsplan aufstellen; der muss 

überprüft werden, um festzustellen, wie man vorankommt. Transparenz und Nachhaltig-

keit sind vonnöten.“ (BIL) 

Ein wesentlicher Aspekt von Schulentwicklung ist das Selbstverständnis der Schule als ler-

nende Organisation. 

 „Der Stellenwert schulinterner Lehrerfortbildung nimmt an Bedeutung zu, weil nur in der 

konkreten Einrichtung, im Kollegium das Vertrauen da ist, miteinander zu lernen. Es muss 

gelingen, dass Schulen sich noch stärker als lernende Organisationen verstehen. Dazu 

müsste es ein Anreizsystem geben. Der Zusammenhalt im Kollegium sollte gestärkt wer-

den, sodass nicht mehr diese Scheu existiert: Ich mache mich vor meinen Kollegen lächer-

lich, weil ich irgendwas nicht weiß. Dass wir eigentlich auch aus Fehlern lernen, wird nicht 

immer als Chance begriffen. Ich könnte mir auch ein Lernen miteinander vorstellen, also 

ein Lernen von Lehrern gemeinsam mit ihren Schülern.“ (BIL)  

4.4.3. Pädagogische Freiheit der Lehrenden als Innovationshemmnis? 

In den Fragen der obligatorischen oder fakultativen Teilnahme an Lehrerfortbildungsangebo-

ten sowie der verpflichtenden Nutzung von digitalen Medien und Werkzeugen scheiden sich 

die Geister; Bildungsadministration und Personalvertretungen streiten sich seit Jahrzehnten. 

Unsere Experten – sofern sie sich äußern mögen (weniger als ein Fünftel) - haben eine sehr 

differenzierte Sicht auf die Dinge. Zunächst zwei grundsätzliche, ausführliche Statements: 

 „Ich weiß, was mögliche Effekte von verpflichtender und freiwilliger Lehrerfortbildung sind: 

Verpflichtungen werden mit weniger Enthusiasmus wahrgenommen als die Teilnahme aus 

freien Stücken. Natürlich ist es so, dass diejenigen, die keinen Bock auf bestimmte Fragen 

hatten, sich damit dann trotzdem auseinandersetzen müssen. Das bedeutet aber nicht, 

dass sie das gewinnbringend in ihrem Unterricht einsetzen. Das ist insgesamt die Proble-

matik von Lehrerfortbildung, über die wir noch zu wenig wissen: Bedeutet Lehrerfortbil-

dung, dass Lehrer das, was sie sich in längerer Fortbildung angeeignet haben, auch didak-

tisch gewinnbringend im Unterricht umsetzen und dass das zur Steigerung von Schüler-

kompetenz jedweder Art führt? Ich gehe davon aus, dass Lehrerinnen und Lehrer sich im 

eigenen Interesse fortbilden sollten, wobei Fortbildung in drei Strukturdimensionen orga-

nisiert sein müsste: 1. bildungsbiographisch: die Altersdimensionen werden viel zu wenig 

berücksichtigt. Bestimmte Inhalte haben in bestimmten Lebensaltern unterschiedliche Be-

deutungen für die Lehrkraft selbst. 2. schulintern: man kann die Sachen gut machen, die 

nicht explizit fächerspezifisch sind; dazu gehört die Medienkompetenz. 3. dem Interesse 
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des Landes entsprechend: neue Lehrplansituation, didaktische Entwicklungen etc. in Veran-

staltungen, die das Land schulübergreifend anbietet. Weil die Lehrerfortbildung strukturell 

unterversorgt ist, werden diese drei Dimensionen nicht hinreichend erfüllt. Um es vor-

sichtig auszudrücken: Fortbildung bedarf der konzeptionellen Weiterentwicklung. Es kann 

nicht sein, dass eine Schule selbst darüber befinden kann, ob sie sich für Fortbildung zum 

Lernen mit digitalen Medien entscheidet. Es kann nur als Pflicht- und Wahlmodell laufen 

und es muss eine geteilte Verantwortung für die Inhalte geben. Vertiefung und schulspezifi-

sche Orientierung muss fraglos möglich sein. Bestimmte Dinge gehen schulintern, aber das 

Land muss sich in die Fortbildung einbringen und entsprechende Angebote vorhalten.“ 

(WIS) 

 „Mit Zwangsfortbildungen haben wir auch in anderen Fällen unsere Probleme. Es gibt auch 

Lehrer, die können mit einem Schulbuch nicht adäquat umgehen. Denen fehlt es generell 

an Medienkompetenz. Wir haben ein Problem mit diesem Begriff. Ich weiß aber auch 

nicht, wie man dem beikommen könnte. Zumindest nicht durch ein Sonderprogramm. Es 

gibt externe, fachbezogene Fortbildungen. Dort hat es einen guten Platz. Dass man das 

verbessern und erweitern kann, steht außer Frage. Bei den schulinternen Fortbildungen, 

die in manchen Ländern stärker vorhanden sind als in anderen, ist es halt ein bisschen 

schwieriger; aber auch da besteht die Möglichkeit, gemeinsam in den jeweiligen Fächern 

Antworten auf die Frage zu finden ‚Wie gehen wir in den einzelnen Fächern mit den neuen 

Medien um?‘ Die Schülerinnen und Schüler wissen durchaus, welche Gefahren im Internet 

lauern können. Gleichwohl haben sie den Gruppendruck und machen da mit. Was soll ei-

ne Lehrkraft mit einer Stunde Medienerziehung pro Woche dagegen ausrichten? Glaubt 

denn jemand, dass, wenn die Lehrer die Kritikfähigkeit in dem Bereich fördern, Google 

sein Angebot verändert? Google hat doch viel mehr Einfluss als eine Schulbehörde in ei-

nem Bundesland. Was also ist das Ziel? Ich tu mich damit schwer und stehe stellvertretend 

für die Kollegenschaft. Zugegeben: es ist etwas zu verbessern und zu erweitern. Der 

Grundansatz ist richtig - kompetenter Umgang -, aber Fortbildung?“ (ZIV) 

Zwingen oder umwerben - was hilft, wenn sich Lehrkräfte auf ihre Lehrfreiheit berufen?  

 „Die Forderung, Medien einzusetzen, hatten wir immer. Es ist aber nichts Wesentliches 

passiert. In den Rahmenplänen haben wir nun sogar Medienbildung verankert. Jetzt müssen 

die Lehrer! Das Problem ist aber: Ich kann als Lehrer jederzeit sagen ‚Tut mir leid, der 

Computerraum war nicht frei.‘ oder ‚Das ging nicht mit dieser Software.‘ oder ‚Mit dieser 

Klasse kann ich mich im Computerraum nicht blicken lassen.‘ usw. Ich habe jedes Recht 

der Welt und die Methodenfreiheit dazu, mich aus der Nummer herauszuhalten. Ich muss 

eigentlich gar nichts machen. Aber mit Zwang erreichen wir nichts. Es geht nur mit Um-

werben. Und es muss alles einfach sein. Als erstes muss ich die Lehrkräfte zum Einsatz der 

digitalen Medien gewinnen. Als zweites muss ich ihnen den Vorteil der Arbeitsersparnis 

deutlich machen. Aber ich muss auch bei denen, die den Durchblick haben, mit Einwänden 

rechnen: ‚Warum entwickeln sie dann OER, sie nehmen uns doch damit gar keine Arbeit 

ab! Sie lassen uns die Unterrichtsvorbereitung selbst zusammenstricken. Warum gibt es 
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keine fertigen Unterrichtseinheiten und fertige Lerneinheiten, so wie es sie früher auf dem 

Papier gab?‘“ (BIL) 

Weshalb gibt es Probleme mit der Qualifizierung des pädagogischen Personals? Für Men-

schen außerhalb des staatlichen Bildungssystems stellt sich diese Frage immer wieder, zumal 

dann, wenn sie das Verhalten fortbildungsresistenter oder –abstinenter Pädagoginnen und 

Pädagogen mit dem von Beschäftigten in der Privatwirtschaft vergleichen. Auch in Ressorts 

außerhalb der Bildungsministerien trifft man bei Regierungsbeamten auf Unverständnis:  

 „In Diskussionen mit anderen Ministerien auf Landesebene ist Digitalisierung ein Thema, 

das verordnet wird: Die Mitarbeiter der Ressorts müssen jetzt ihre Arbeit digitalisieren. 

Man steht auf dem Standpunkt, die Lehrkräfte sind halt die Mitarbeiter in der Bildungsver-

waltung. Dann kriegen die ihre Software und dann machen die da was. Da gibt es aber 

Probleme: Der Lehrkräftebereich, auch was die Personalverwaltung anbelangt, ist unglaub-

lich komplex. Auch im Vergleich zu beispielsweise Polizisten. Da sind klare Strukturen. Ei-

ne Schule ist - in einer Konzernbetrachtungsweise - eine von 4500 Niederlassungen eines 

weitverzweigten Konzerns – aber der Durchgriff besteht faktisch nicht wegen der pädago-

gischen Freiheit im Schulbereich. Anders bei einem Polizisten: Der wird angewiesen etwas 

zu tun und gut ist – da hat er i. d. R keinen Ermessensspielraum, da hat er zu folgen. Das 

ist im Bildungsbereich anders!“ (BIL)  

Und wie! Ein Experte sieht die pädagogische Freiheit sozusagen als unumstößlich an:  

 „Die pädagogische Freiheit? Die ist gesetzt. Die wird nicht in Frage gestellt.“ (BIL)  

Genau dies wird als systemischer Mangel angesehen.  

 „Sobald die Klassenzimmertür zu ist, bleibt sie zu. Vieles wird von uninteressierten Lehr-

kräften hintertrieben (Beispiel Bildungsstandards). Das schlechte Abschneiden bei interna-

tionalen Vergleichstests (hier: in digitalen Fragen) zum Beispiel liegt am fehlenden Grund-

konsens im deutschen Bildungssystem. Die Lehrkräfte machen weiter wie bisher.“ (ZIV)  

Hilft administrativer Druck? 

 „Der Lehrer muss aus intrinsischer Motivation heraus der Motor der Kompetenzentwick-

lung sein. Der Vergleich mit Ärzten bringt nichts, denn bei den Medizinern ist die Teil-

nahme an Fortbildung obligatorisch. Man könnte diesen administrativen Druck auch bei 

der Lehrerschaft herstellen. Aber ein professionell agierender Lehrer wird selbst bestrebt 

sein, sich weiterzubilden um auf der Höhe der Zeit zu sein. Das ist die Theorie; in der 

Praxis müssen wir ihn zwingen, z. B. durch einen Masterplan oder durch obligate Fortbil-

dungsteilnahmen.“ (BIL)  

 „Ich weiß nicht wie viel Verpflichtung von Ministeriumsseite möglich ist, um alle mitzu-

nehmen. Am einfachsten wird das wohl gehen mit Anreizen: Finanzen, Fortbildungen. Ein-

fach nur als Pflicht und obendrauf auf die Pflichtstunden? Das wird nicht funktionieren, da-

für sind die Widerstände zu groß. Es ist doch beileibe nicht so, dass alle dastehen und sa-

gen, das wollten wir haben, denn sonst hätten wir es schon längst.“ (WIR) 
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Bei dem Versuch eine Erklärung für die anhaltende Abstinenz von Lehrenden in allen Berei-

chen des Bildungswesens dafür zu finden, weshalb sie sich schwertun, digitale Medien in 

Lehr- und Lernkontexten einzusetzen, wird speziell in der Schule mit dem Slogan der „päda-

gogischen Freiheit“ argumentiert. Die Experten sind sich in der Bewertung dieser Haltung 

nicht einig. Die einen sehen zwar pädagogische Freiheit als einen problematischen Begriff, 

aber zeigen ein gewisses Verständnis, wenngleich manche sarkastisch oder eher resignativ 

argumentieren, bei den anderen stößt die Auffassung, für sich Sonderrechte reklamieren zu 

können, auf strikte Ablehnung.  

 „Eine gewisse pädagogische Freiheit gehört zum Lehrerberuf, die muss man zulassen. Was 

natürlich nicht heißt, dass sich Lehrer aus der Digitalen Bildung zurückziehen dürfen, denn 

die gehört zur Allgemeinbildung und zum Bildungsauftrag von Schule. Stichwort: Medien-

kompetenz. Es steht in den Bildungsplänen, insofern müssen die Schulen das machen. Es 

wird aber nicht festgelegt, welcher Lehrer das machen muss. Da hat die Schule wiederum 

die Freiheit.“ (BIL)  

 „Man kann sich orientieren anhand der zentralen Vorgaben und diese anpassen an die 

Lerngruppen und an die individuelle Lehrperson. Es hört auf bei der Nichtbeschäftigung 

mit gewissen Themen! Wenn man sich als Schule auf Mediennutzung einigt, dann muss 

man sich auch danach richten.“ (BIL)  

Gibt es doch individuelle Freiheiten, wenn das Kollektiv funktioniert? Dies scheint in dem 

folgenden Statement gemeint zu sein:  

 „Wir sprechen von gemeinsamer pädagogischer Verantwortung, das ist auch die Rechts-

grundlage. Mit pädagogischer Freiheit wird immer Individualität verstanden. Jeder kann sich 

dabei sein eigenes Weltbild der Pädagogik ausdenken, mitunter auch ausleben. Es geht 

doch darum, dass sämtliche Unterrichte für einen Schüler insgesamt ein ganzheitliches Bil-

dungsangebot ergeben müssen. Da ist eine entsprechende Abstimmung erforderlich.“ (BIL)  

Die hierfür erforderliche Vermittlung zwischen den individuellen Positionen im Kollegium ist 

zwangsläufig von der Schulleitung und den Schulgremien zu leisten. Daran lässt die folgende 

Aussage keinen Zweifel:  

 „Das ist ein Problem der Schule und der Schulentwicklung, das muss vor Ort gelöst wer-

den. Das Ministerium und sein Landesinstitut können unterstützend helfen.“ (BIL)  

Andere Experten aber sehen hier die Schulaufsicht auf allen Ebenen in der Pflicht. Die aber 

kann die Situation eher beschreiben als beheben:  

 „Wir haben eine Fortbildungspflicht, aber keine Kontrolle, wer sich wo eingeschrieben 

hat. Der Schwerpunkt wird von den Lehrkräften selbst gelegt. Ein Problem ist, dass sehr 

häufig nicht die Lehrer kommen, die wir gern auf Fortbildungen sähen. Wir können die Er-

kenntnisse aus der Forschung bestätigen: je ein Drittel ist innovativ, macht mit oder hält 

sich reserviert zurück.“ (BIL)  

Scheuen die Personalverantwortlichen den Konflikt mit den Lehrkräften? Oder verhalten sie 

sich konziliant, weil sonst von der Lehrerschaft massiv eingefordert würde, instrumentell in 
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die Lage versetzt zu werden, einen digital gestützten Unterricht durchführen zu können? 

Hierfür aber fehlen die technischen und qualifikatorischen Voraussetzungen. Das würde In-

vestitionen in Technik und Qualifikation voraussetzen, für die keine Mittel im notwendigen 

Umfang vorgesehen sind. Also finden sich alle Betroffenen mit dem Status quo ab!? 

Andererseits wird kompromisslos klargestellt: Die Schule muss auf das Leben und Arbeiten 

in der digitalen Welt vorbereiten. 

 „Es geht nicht um die pädagogische Freiheit des Lehrers, sondern um die Gegenwart und 

Zukunft der Kinder und Jugendlichen.“ (WIS)  

 „Jede Schule ist verpflichtet, sich im digitalen Umfeld zu engagieren. Lehrer müssen ge-

zwungen werden mitzumachen. Es muss vorausgesetzt werden, dass Lehrer ausgebildet 

sind, bevor Geld fließt. Es müssen Inhalte vorhanden sein. Ein Konzept zur Nutzung digita-

ler Medien im Unterricht ist verpflichtend. Curricular muss es runtergebrochen werden 

auf Schulen und Fächer.“ (WIR)  

 „Es ist ganz grober Unsinn, wenn manche Lehrer ihre pädagogische Freiheit dadurch ge-

fährdet sehen, wenn sie verpflichtet würden, sich mit digitalen Medien zu befassen. Das ist 

ein ganz anderes Thema: pädagogische Freiheit. Das ist ein fehlerhaftes Leitbild. Ich würde 

das nicht mehr erlauben. Bei uns steht es leider noch in der allgemeinen Dienstordnung, 

das haben die Lehrerverbände durchgesetzt. Das führt aber dazu, dass bestimmte Sachen, 

die einfach wichtig sind, nicht gemacht werden.“ (BIL)  

Dieses Dilemma ist seit der Zeit der BLK-Modellversuche in den Achtzigern des letzten 

Jahrhunderts bekannt und offensichtlich nicht ohne weiteres lösbar. 

Die Nichtbefassung mit digitalen Medien und Werkzeugen in der Schule mit der pädagogi-

schen Freiheit begründen zu wollen,  

 „ist für mich ein fürchterliches Missverständnis. Dass ein Kollege so etwas denkt! Nur 

wenn er – sowohl theoretisch als auch praktisch - weiß, welche Chancen mit dem Einsatz 

von iPads oder dergleichen verbunden wären, kann er in bestimmten Situationen sagen, da 

oder dort macht es keinen Sinn, und deshalb setze ich sie nicht ein. Auf der Grundlage der 

didaktischen Expertise kann ein Lehrer entscheiden, was er unter welchen Gesichtspunk-

ten einsetzt. Es kann aber nicht angehen, dass er meint, sich nie mit den digitalen Medien 

auseinanderzusetzen zu müssen, keine Auffassung über die Bedeutung moderner digitaler 

Medien für die Lernprozesse zu haben. Um seine Entscheidung zu begründen, muss er zu-

nächst einmal Expertise entwickeln.“ (WIS)  

 „Fachleute für Unterricht dürften nicht behaupten, die Lehrpläne lassen das nicht zu. Das 

stimmt nicht. Es steht allen Lehrern frei, digitale Medien zu nutzen. Es mangelt aber an 

Medienkompetenz.“ (BIL) 

Die Fortbildungsbereitschaft hängt nicht nur vom Thema, sondern auch von den Konditionen 

ab.  

 „Wir haben keine bezahlte Lehrerfortbildung, d h. mit Erstattung der Reisekosten. Es ist 

sehr viel vom Idealismus der Lehrkräfte getragen. Wir haben nicht die Probleme, dass sie 



Stakeholder-Studie zum Bundestagsbeschluss „Stärkung der Digitalen Bildung“  

© 2016 IBI – Institut für Bildung in der Informationsgesellschaft l www.ibi.tu-berlin.de 121 

nicht zu unseren Fortbildungen kommen. Unsere Veranstaltungen an Samstagen sind sehr 

stark besucht, auch die in den Ferien. Es gibt Länder, die die Reisekosten für Fortbildung 

tragen können. Wenn wir die Reisekosten übernähmen, könnten wir keine Fortbildung 

mehr anbieten. Die Wertschätzung ist überall da. Es gibt auch viele, die sich mit den neuen 

Medien beschäftigen, und das in ihrer Freizeit. Es gibt sehr viele idealistische Lehrkräfte, 

die die Dinge voranbringen wollen. Ich mache mir Sorgen, ob wir bei der Schnelllebigkeit 

eigentlich hinterherkommen und rechtzeitig die Dinge anbieten können, die didaktisch gut 

eingebunden werden können.“ (BIL) 

4.5. Schwerpunkte der Lehrerfortbildung 

Die Experten, angesprochen auf ihre Vorstellungen über die Schwerpunkte einer Lehrerfort-

bildung entsprechend den Intentionen des Deutschen Bundestages, halten sich bei dieser 

Frage mit ihren Meinungen relativ stark zurück; nur knapp zwei Fünftel äußern sich. Sie set-

zen deutlich unterschiedliche Akzente.  

 „Eindeutig und banal gesagt: Es geht um Medienkompetenz. Dazu gehört der Umgang mit 

der Technik, aber auch die pädagogische Einstellung: Wenn ich selber die Technik nicht 

perfekt beherrsche, beherrschen meine Schüler sie oder wir machen das gemeinsam. Also, 

der Paradigmenwechsel beim Lehrer - vom Hüter des Wissens zum Lernbegleiter - ist 

notwendig. Und was das Technische anbelangt: ich lasse mich als Lehrkraft unterstützen! 

Was noch zur Medienkompetenz dazugehört: die richtige Nutzung. Wie kann ich digitale 

Medien in meine Lehrkonzepte einbauen, dass sie einen Mehrwert haben, motivierender 

und besser sind als mit herkömmlichen Medien?“ (WIR)  

 „Hinter Baacke kann man nicht zurück. Allerdings ist auch die aktuelle Technikentwicklung 

zu berücksichtigen, die gesellschaftlichen Verwendungszusammenhänge, Datenschutz, In-

ternetsicherheit. Als State of the Art fällt mir der NRW-Medienpass ein, an dem sich die 

Lehrerschaft bei der Entwicklung ihrer Medienkompetenz orientieren kann.“ (WIS)  

Probleme durch die Komplexität der Kompetenzentwicklung zeigt das folgende Statement: 

 „Die Kompetenz der Pädagogenschaft? Wir haben diskutiert, was Lehrer eigentlich kön-

nen müssten. Dabei wurde festgestellt, was der Lehrer alles sein müsste – eigentlich die 

eierlegende Wollmilchsau: Die 56-jährige Grundschulmusiklehrerin müsste plötzlich IT-

Fachfrau und Netzspezialistin sein und sich in Datensicherheits- und Urheberrechtsfragen 

auskennen. Die meisten werden das nicht können.“ (BIL)  

Ist dies der Ruf nach Realitätsbezug bei der Planung von Personalentwicklung? Nachfolgend 

äußern sich die Experten zum Was und Wie der Fortbildung. 

4.5.1. Gegenstand und Vermittlungsformen der Fortbildung 

Facettenreich sind die Ansichten der Fachleute über die Frage nach den Inhalten und den 

Vermittlungsformen der Fortbildung. Weitgehender Konsens herrscht in der Auffassung, 

nicht nach allgemeinen Vorschlägen für die gesamte Pädagogenschaft zu suchen, sondern den 
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fachdidaktischen und schulformspezifischen Fortbildungserfordernissen zielgruppen- und si-

tuationsbezogen Rechnung zu tragen.  

In diesen Statements wird Fortbildung als praxisintegrierter oder –orientierter Vermittlungs-

prozess gesehen, gemäß der Devise „Lernen bei Bedarf an Ort und Stelle“. 

 „Lehrerfortbildung sollte nicht zentral über das ganze Land ausgeschüttet werden. Eine 

Ausbildung für eine Warteschleife wäre Verschwendung von Geldern. ‚Learning on De-

mand‘ muss auch für Schulen und ihre Lehrer gelten. Neue Unterrichtsformen, eine neue 

Lehrerrolle, Interaktivität öffnet Freiräume, die gesamte Schule ändert sich.“ (BIL) 

 „Ich bin ein Freund sehr stark praxisorientierter Fortbildung. Wir machen bundesweit 

überwiegend eine ‚Vorratsfortbildung‘. Das können Lehrkräfte später nicht mehr abrufen. 

Lehrer brauchen konkrete Unterstützung und Beispiele ‚für den nächsten Tag‘.“ (BIL)  

Ein Weg hierzu wird in dem folgenden Statement gewiesen:  

 „Da sehe ich ein Umsteuern von punktueller Fortbildung hin zu prozessbegleitenden For-

men. Damit erreicht man mehr, als wenn man die Lehrer für mehrere Tage aus dem Un-

terricht herausholt; dann sind die Gegebenheiten andere, die Schulorganisation ist anders, 

auch die Technik – vieles stimmt nicht mit den individuellen Praxisverhältnissen überein. 

Der Prozessbegleiter ist der absolute Motor um in den Schulen weiterzukommen.“ (BIL)  

Schulinterne Fortbildung (Schilf) ist für viele Lehrkräfte und Lehrerfortbildner seit geraumer 

Zeit eine beliebte und erfolgreiche Organisationsform der Weiterqualifizierung.  

 „Man wird den Leuten vorschreiben müssen, bestimmte Basisqualifikationen zu durchlau-

fen. Man muss sie dann bei der Anwendung begleiten durch Coaching in der 1., 3. und 10. 

digital konzipierten Unterrichtsreihe. Das wird notwendig sein, um zu einem Feedback zu 

kommen. Berlin hat es ja mit externen Coaches versucht. Das ist ein echtes Investment. 

Dafür hat man noch gar keine Position im Haushalt. Zwei Tagesseminare zu einem Lust-

thema, das ist nicht das, was wir brauchen. Wenn man deutlich erklärt, wohin man will, 

braucht man einen Lehrerqualifizierungsplan. Die Leute sollen nicht ein Semester an die 

Uni, das muss extrem praxisintegriert ablaufen. Da müssen die Experten in die Schulen ge-

hen, um die Leute vor Ort zu betreuen, aber nicht in die Seminarräume holen und sich auf 

die Schriften der Theoretiker beziehen.“ (WIR) 

 „Die Lehrer wollen wissen, wie geht das in meinem Fach, welchen Beitrag muss ich leisten. 

Es gibt z. B. in NRW mit dem Medienpass einen Lehrplankompass, der den Lehrern eine 

Orientierung dazu gibt, welchen Teil der Medienkompetenz die Schülerinnen und Schüler 

in welchem Fach bei welchem Thema erwerben können. Durch Fortbildung und Beratun-

gen wird den Schulen geholfen, dass sie den Schulentwicklungsprozess sinnvoll betreiben. 

Dazu sind Schulberatung, Coaching und Medienentwicklungsberatung nötig, damit die Me-

dien wirklich Einzug halten in allen Fächern. Kein Peer-to-Peer-Konzept, sondern professi-

onelles Fortbildungspersonal steht zur Verfügung. Ohne Verbindlichkeit geht à la longue 

nichts. Sonst ist es in die Beliebigkeit der Lehrer gestellt und die sog. pädagogische Freiheit 

kommt wieder zum Vorschein.“ (BIL) 
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Mit Fortbildung und Beratung muss auch den Lehrerinnen und Lehrern die Möglichkeit gege-

ben werden, ihre Einstellung und Haltung zur Digitalen Bildung kritisch zu reflektieren. 

 „Lehrer in Deutschland neigen ohnehin zu Ideologisierung, gut oder schlecht, das ist auch 

ein Haltungsproblem. Ob Digitale Bildung gut oder schlecht ist, bleibt für viele noch unge-

klärt. Deshalb muss es bei der Fortbildung auch um eine Haltungsänderung der derzeitigen 

Lehrer gehen.“ (WIR)  

 „Ich würde einen Fokus auf Fortbildung von den Lehrkräften legen, um hier an Haltungen 

zu arbeiten, weil auch mit einer schlechten technischen Ausstattung kann man schon eini-

ges positiv umsetzen. Und das muss auch sein, um Erfahrungen zu sammeln. Ausstattung 

war schon jetzt nie perfekt und wird es in Zukunft noch weniger sein. Die Diskrepanz 

zwischen dem, was möglich wäre und dem, was ist, bleibt bestehen. Man kann mit guter 

Hardware-Ausstattung schlechten Unterricht machen, aber man kann auch mit marginaler 

Ausstattung guten Unterricht machen.“ (ZIV) 

Es muss in der Fortbildung auch die Frage beantwortet werden, was didaktisch möglich und 

nötig ist, wenn Digitale Bildung ernsthaft betrieben werden soll. Es ist nämlich ein Paradig-

menwechsel zu vollziehen im Hinblick auf die Interpretation der Lehrerrolle. 

 „Der lehrerzentrierte Ansatz wird abgelöst. Der Lehrer wird zum ‚guide on the side‘. Im 

Sinne des didaktischen Dreiecks sind Lernende und Inhalt im medial direkt vermittelten 

unmittelbaren Kontakt, die vermittelnde Rolle durch den Lehrer ist nur bedingt vorhan-

den. Der Lehrer ist nicht der, der nur ein bisschen Lernorganisation macht. Wir müssen 

das Vermitteln loslassen. Was wir wirklich brauchen ist, dass wir Lernquellen öffnen, diese 

auch mit den Schülern evaluieren. Da ist der Lehrer als Fachmann der erste Ansprech-

partner. Es kann gut sein, dass plötzlich eine Situation eintritt, dass Informationen auch für 

den Lehrer neu sind. Aber mit seinem Background kann er das in der Regel einordnen. Es 

ist eher die innere Haltung eines Lehrers, dass er es zulässt, dass Schüler unterschiedliche 

Lernwege gehen, die sich von dem tradierten Lehrweg unterscheiden. Ich begrüße gerade 

aus diesem Grund die Digitale Bildung sehr, weil hier eher eine Pullfunktion als eine Push-

funktion vorliegt. D. h. der Schüler zieht den Stoff in sich hinein; der Lehrer ist nicht der-

jenige, der den Stoff in den Kopf reindrückt. Man muss als Lehrer loslassen und gleichzeitig 

die Selbstverantwortung des Lerners einfordern. Ich will nicht überstrapazieren, gleich-

wohl ist das auch eine Demokratisierung des Unterrichts.“ (BIL) 

Wer sich fortbilden will, möchte frühzeitig wissen, welche Vorteile damit verbunden sind, 

wenn man sich auf Digitale Bildung, auf Lernen mit und über digitale Medien und Werkzeuge 

einlässt, worauf dieser Experte nachdrücklich verweist: 

 „Man muss den Pädagogen die Mehrwerte vor Augen führen, daran hapert es sehr. Jeder 

hat eine Vorstellung davon, wie gut digitale Medien sein können, aber die wenigsten haben 

damit gearbeitet. Die, die damit gearbeitet haben, wissen, dass es erstmal eine Menge 

Mehrarbeit ist, um sich da einzuarbeiten, die alten Konzepte umzustricken oder als Ein-

steiger klarzukommen, zu lernen, woran kann ich mich halten, den ganzen Unterricht da-
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rauf auszurichten, wie kann ich das digital stützen, wie läuft die Kommunikation, Austausch 

im Kollegium, Schulplattform, technische Fragen etc.“ (WIR) 

Es ist anzustreben, dass das pädagogische Knowhow in der Kollegenschaft – auch schulüber-

greifend - weitergegeben wird:  

 „Der Gedanke des gegenseitigen Coachings muss noch stärker in unsere Schulen hinein-

kommen. Es ist aus meiner Sicht völlig kontraproduktiv, wenn sich Schulen und Lehrer ge-

geneinander abgrenzen und jeder macht, was er für richtig hält. Der Gedanke, dass wir es 

gemeinsam schaffen können, braucht Unterstützung.“ (BIL) 

Die Abhängigkeit der Schuladministration von der Fortbildungsbereitschaft in Schulkollegien 

bei der Einführung neuer Aufgaben oder Inhalte verdeutlicht dieser Experte am Beispiel des 

Themas Datenschutz:  

 „Berücksichtigung des Datenschutzes – auch das ist in den gewachsenen Strukturen nicht 

berücksichtigt. Die Beharrungstendenzen im Bildungsbereich sind enorm. Ein Land wird 

keine Schule verklagen, wenn es erfährt, dass dort Verfahren angewandt werden, die da-

tenschutzrechtlich bedenklich sind. Datenschutz ist ein großes Thema, das war vor 20 Jah-

ren noch nicht so, heute schon. Da sind wir in einer extremen Grauzone. Die Schulen sind 

verdonnert worden, einen örtlichen Datenschutz-Beauftragten zu bestellen. Die Schulen 

fragen ‚Wer soll das denn jetzt bei uns tun?‘ Wenn eine Schule gut ausgestattet ist mit 

fachkompetenten Lehrern, dann benennt sie einen Datenschutz-Beauftragten, wenn nicht: 

dann nicht. Das zieht sich dann weiter durch mit der Fortbildungskonzeption usw.“ (BIL) 

Eine interessante Sicht auf die Erwartungshaltung der Zielgruppe gibt folgender Beitrag:  

 „In Ostdeutschland haben ältere Lehrer beide Systeme kennengelernt: die restriktive Vari-

ante in der DDR, jetzt die Rahmenpläne als Orientierung. Der Handwerker unter den 

Lehrern braucht klare Ansagen mit konkreten Unterrichtshilfen, Lösungsschritten etc., 

dann ist eine gewisse Grundqualität im Unterricht gewährleistet. Das schränkt die kreati-

ven 15 % der Lehrerschaft massiv ein. Jetzt haben wir einen Rahmenlehrplan, der alle Frei-

heiten den kreativen Lehrern bietet; für die ist das eine super Lösung. Für die restlichen 

85% ist diese Lösung nachteilig; sie bedürfen der Begleitmaterialien und Stützmaßnahmen.“ 

(BIL)  

Nur von zwei Experten wird auf die Möglichkeit aufmerksam gemacht, mit E-Learning-

Mitteln die Fortbildung zu gestalten. 

 „Wenn man die Altersstruktur der Lehrerschaft betrachtet, d. h. die betrachtet, die in der 

1. und 2. Phase noch nicht IT-fit gemacht wurden, dann muss man in der Lehrerfortbildung 

schulintern, regional oder zentral viele Maßnahmen haben, viele Angebote – auch ganz 

stark E-Learning basiert. Man sollte die Medien nicht nur für seinen eigenen Unterricht, 

sondern auch für sein eigenes Lernen nutzen. Mangelnde Medienkompetenz ist das größte 

Defizit in Deutschland. Es geht um Schlüsselkompetenzen: Recherchieren, Kommunizie-

ren, Gestalten und Bewerten. Diese vier Bereiche wurden auch von ICILS untersucht.“ 

(BIL) 
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 „Wir versuchen mehr online-Fortbildung anzubieten und nutzen dafür Adobe Connect. 

Da gibt es viele Hemmnisse. Der Einstieg macht Probleme bei Anbietern und Nachfra-

gern.“ (BIL) 

4.5.2. Technik und/oder Unterrichtsinhalte 

Einige Experten setzen sich mit der Frage auseinander, ob primär Technik oder fachliche 

Inhalte Gegenstand der Fortbildung sein sollten, ob es also einen Primat der Technik oder 

der Pädagogik – bezogen auf die Wichtigkeit oder Dringlichkeit, nicht auf die Wertigkeit – 

geben sollte. 

 „Für mich besteht eine gewisse Dialektik zwischen Technik und Pädagogik. Es muss klar 

sein: Primat der Pädagogik und dann muss man fragen: Kann man die Vorgaben umsetzen? 

Andererseits hat die IT immer auch eine gewisse Enabler-Funktion.“ (BIL)  

 „Es geht nicht um technische Fertigkeiten, sondern besonders um die Integration in Un-

terricht, Wissensvermittlung und Lernbegleitung sowie Medienkompetenzbildung beim 

Schüler (Recherche, Einordnung usw.). Damit muss man sich als Pädagoge befassen und 

nicht mit den rein technischen Komponenten.“ (WIR) 

 „Es gibt ganz viele Ansätze, in denen mit Rechnern und Computerräumen was gemacht 

wird, aber da sind die eigentlichen zielführenden Überlegungen auf der Strecke geblieben. 

Wenn die technischen Voraussetzungen gegeben sind, wenn die technische Umgebung 

verfügbar ist, dann kann man überlegen, wie man Recherche oder Kommunikation oder 

Kooperation in den Lernprozess sinnvoll integrieren kann.“ (WIS)  

 „Die Leute müssen die Geräte und Infrastrukturen kennen. Dann müssen sie sie anwen-

den können, und zwar so flexibel, dass es den Lernzielen dient. Sie müssen versiert genug 

sein, die Technik im Unterricht einsetzen zu können.“ (WIR)  

 Ein anderer Experte setzt auf die normative Kraft der curricularen Regulierungen:  

 „Natürlich hängt viel von der Ausstattung ab. Aber wichtiger sind inhaltliche Vorgaben. 

Sobald die Lehrpläne und Studienordnungen die Vorgaben verbindlich machen, kommen 

die Lehrenden nicht mehr umhin, sich mit den digitalen Medien und Werkzeugen zu befas-

sen und die Lehr- und Lernprozesse neu zu gestalten. Dafür muss das Personal qualifiziert 

sein, oder besser: es muss sich qualifizieren. Der Idee, dass, wenn die Technik da ist, die 

Leute sich bemühen, die Geräte fach- und mediendidaktisch vernünftig einzusetzen, folge 

ich nicht mehr.“ (WIS) 

4.5.3.  Notwendigkeit von Angeboten für Technik-Basics  

In den folgenden Statements geht es darum, den technischen Innovationen den unbedingt 

erforderlichen Raum zu geben. Damit wird die These gestärkt, dass man viel mehr Basics-

Angebote in der Fortbildung benötigt, und zwar immer wieder und dauerhaft, was in man-

chen Bildungsministerien durchaus nicht akzeptiert wird. Hier hört man immer noch, nach 

den Intel-Fortbildungskursen zur Vermittlung der Basiskenntnisse zum Lernen mit Compu-
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terunterstützung sei der Bedarf eigentlich nicht mehr gegeben. Man muss allerdings wissen, 

dass diese Kurse in der ersten Hälfte des letzten Jahrzehnts stattfanden! 

 „Wir haben nach dem ersten, überaus erfolgreichen Intel-Fortbildungskurs festgestellt, 

dass die Länderministerien davon überzeugt waren, Basics-Kurse wären nunmehr über-

flüssig geworden. Wir halten aber dagegen: Basic ist immer, und zwar wegen des raschen 

technologischen Wandels und den vielen Innovationen. Kurse für Basic plus sind eigentlich 

erforderlich. Mittlerweile geht die Entwicklung dahin, dass jugendliche Medienscouts die 

fehlende technische Alltagskompetenz der Lehrpersonen wettmachen. Das ist ein interes-

santer Ansatz, wenn er tatsächlich dazu führt, dass die Lehrkräfte Learning by Doing prak-

tizieren und sich nicht das eigene Lernen ersparen.“ (WIS).  

 „Es ist eine permanente, dauerhafte Aufgabe, und es ist eine horizontale Aufgabe. Es ist 

beileibe nicht so, wie aus dem politischen Umfeld zu hören ‚Jetzt machen wir mal das Pro-

jekt drei Jahre und sind dann fertig.‘ Sind wir eben nicht! Dieser Standardaufgabe wird 

überall nicht genügend Beachtung geschenkt. Der politische Wunsch besteht einfach, es 

muss immer was Neues kommen! Natürlich sind das keine sexy Aufgaben, Leute zur Nut-

zung eines Tablets qualifizieren zu müssen. Ohne die Basics geht es aber nicht. Man kann 

nicht einfach oben drüber ansetzen. Die Befürchtung ist, gespeist aus den Erfahrungen der 

letzten zwei Jahrzehnte, dass ständig oben draufgesattelt wird, was noch Neues kommt, 

weil es politisch opportun ist, weil es notwendig erscheint, aber unten fehlt die Basis, auf 

der ernsthaft aufgesetzt werden kann.“ (WIS) 

 „Wir bieten auch Kurse mit den sog. Basics an. Die sind gut besucht. Was sehr gut läuft, 

sind Hospitationsprojekte: Anschauen, wie man damit umgeht und wie was im Unterricht 

läuft, sich vorzustellen, was man machen könnte. Wenn man es einmal gesehen hat, das 

überzeugt. Viele Lehrkräfte sind offen und wollen lernen, aber der Markt ist sehr schnell-

lebig. Wir stellen immer neue Sachen vor, und es gibt immer wieder Neues. Innerhalb von 

einem Jahr müssen wir völlig neue Workshops zu unterschiedlichen Themenbereichen 

aufmachen. Können wir von unseren Lehrkräften erwarten, dass sie immer in allem ganz 

vorne mit dabei sind? Das ist eine hohe Anforderung, und wir müssen die Technik verste-

hen, um sie dann auch nutzen zu können. Wie das im Dauerbetrieb in der Alltagspraxis 

funktionieren soll, das ist eine offene Frage.“ (BIL) 

4.5.4.  Fächerintegriert oder überfachlich: Mediendidaktik und Fachdidaktik 

Im folgenden Statement wird Wert darauf gelegt, dass die Verknüpfung von Medienkompe-

tenzentwicklung (Lernen über Medien) mit der Fachdidaktik (Lernen mit Medien) als fächer-

integrierte Aufgabe gelöst wird.  

 „Mir wäre es wichtig, dass man die Modelle sehr viel stärker in Richtung der praktischen 

Umsetzung in den Blick nimmt. Also nicht einen Lehrer zu einer Fortbildung schicken, das 

versandet, sondern das muss im Kollegium diskutiert werden. Die Vereinzelung der Leh-

rerschaft bringt wenig. Eine Sache ist wichtig: die Verbindung zwischen technischer und 

pädagogischer Fortbildung. Erstere ist Sache der Kommunen und letztere der Länder. Es 

ist ein Problem, dass die Ressourcen nicht gemischt sind. Grundsätzlich ist der Ansatz gut, 
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das fächerbezogen, und dann auch fächerübergreifend zu machen. Das ist gut und richtig. 

Das ist Lernen mit Medien (Fachdidaktik). Was aber rausfällt, ist das Lernen über Medien, 

also die soziale Verantwortung, der Medienschutz, der Umgang mit sozialen Netzwerken, 

das fällt raus. Da brauchen wir mehr Handlungsfähigkeit und deshalb muss das in die Aus-

bildung und in die Fortbildung mit rein, integriert in das jeweilige Fach.“ (WIS) 

Die Notwendigkeit, die Lehrerschaft von der (fach-)didaktischen Seite her zu überzeugen, 

sich bei der Entwicklung von Medienkompetenz stärker zu engagieren, wird von mehreren 

Experten betont. Zu viele deutsche Lehrerinnen und Lehrer sind tendenziell – zumal in den 

Sekundarstufen I und II – ihrem Selbstverständnis nach eher Fachvertreter („ich als Histori-

ker/Chemiker/Germanist“ etc.) als Lehrerin oder Lehrer. Dieses Selbstverständnis berück-

sichtigend, argumentiert dieser Experte wie folgt:  

 „Grundsätzlich kann Fortbildung nur funktionieren, wenn sie eng am Fachunterricht ange-

bunden ist, weil Lehrer so ticken. Die werden sich für die überfachliche Frage der Vermitt-

lung von Medienkompetenz nicht einspannen lassen. Weil sie sagen‚ wir haben ein Ziel, 

wir müssen das umsetzen, was unser Fach hergibt‘. Im Idealfall das, was in den Curricula 

steht. Aber da gibt es Untersuchungen, die besagen, der heimliche Lehrplan sei immer 

noch das Schulbuch oder jedenfalls nicht das, was sich eine Lehrplankommission überlegt 

hat. Dann wird man sehen müssen, dass man Medienkompetenz in den Fachfortbildungen 

verankert. Und dann möglichst überfachlich im Sinne von systematisch, indem man sagt: 

Wir machen in der 5 beispielsweise im Fach Kunst etwas über Medienkompetenz und viel-

leicht auch im Informatikunterricht und können in der 6 in Deutsch darauf aufbauen, in 

der 7 im Geschichtsunterricht und in Mathe auch. Also muss ein schulinternes, übergrei-

fendes Spiralcurriculum gemeinsam entwickelt werden.“ (BIL)  

Die Frage nach den inhaltlichen Schwerpunkten wird von diesem Experten ebenfalls unter 

integrativen Aspekten gesehen:  

 „Da möchte ich wieder auf den Titel des Antrags verweisen. Also das Thema Medienkom-

petenzförderung unter Berücksichtigung der verschiedenen Lebenslagen, so geht ja die 

Medienpädagogik ran. Dann auch die Mediendidaktik und die Fachdidaktik: Wie soll der 

Unterricht gestaltet werden? Wenn es fächerintegrativ gemacht wird, braucht es Konzep-

te zum Umsetzen im Unterricht. Also z. B. in Deutsch: Recherchieren im Internet und 

Hinterfragen der Informationen.“ (WIS) 

Von einem integrativ-strukturellen Standpunkt aus argumentiert dieser Experte:  

 „Die allgemeine Didaktik und Fachdidaktik sollten entwickelt werden. Was fehlt, ist nicht, 

die Lehrerinnen und Lehrer vertraut zu machen mit den Medien, sondern es sind neue 

Modelle, wie man unterrichtet, wenn nicht das Buch zentral ist. Namhafte Wissenschaftler 

drücken sich da. Nehmen wir flipped classroom? Da wird der Lehrer in der Aneignungs-

phase entlastet, aber das ist in Deutschland nicht sehr verbreitet, in Skandinavien gab es in 

den letzten Jahren da einen Siegeszug.“ (WIR) 
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5. Inhalte und Curriculum 

5.1. Einschätzungen des Beschlusses 

„Welche Effekte des Beschlusses erwarten Sie im Feld Inhalte und Curriculum?“ Zu dieser 

Frage gehört ein Komplex von Detailfragen, zu denen sich die Interviewpartner äußern kön-

nen. Es gibt in unterschiedlicher Intensität eine Konzentration auf: 

 III, Aspekt Nr. 3 (OER fördern; Potenziale individualisierter, kooperativer, inklusiver Kon-

zepte und Settings nutzen)  

 III, Aspekt Nr. 7 (bildungs- und forschungsfreundliches Urheberrecht; Einführung einer 

einheitlichen Bildungs- und Wissenschaftsschranke)  

 IV, Ziel Nr. 2 (Einsatz digitaler Medien im Lernprozess und Vermittlung digitaler Medien-

kompetenz in Studiengangs- und Ausbildungscurricula/Prüfungsordnungen von Lehrkräften 

in verschiedenen Bildungsbereichen) 

 IV, Ziel Nr. 4 (Verankerung der Vermittlung digitaler Medienkompetenz in Bildungspläne 

länderspezifische Qualitätsrahmen zur Schulentwicklung) 

 IV, Ziel Nr. 7 (Informatikunterricht ab Grundschule) 

 IV, Ziel Nr. 8 (bundeseinheitliche Mindeststandards zur digitalen Informations- und Medi-

enkompetenz und deren Überprüfung in einer Ländervergleichsstudie) 

Der Bundestagsbeschluss wird in diesem Handlungsfeld zurückhaltend aufgenommen. Gut 

die Hälfte der Interviewpartner hat hierzu eine Meinung. 

5.1.1. Anregende Wirkungen 

Für manche Experten hat dieser Bundestagsbeschluss anregende Wirkungen für die generelle 

Diskussion über Ziele und Inhalte der Digitalen Bildung.  

 „Es ist ganz gut, dass im Beschluss mehrfach steht, dass die Nutzung digitaler Medien ge-

lernt werden will, dass das als sekundäres Lernziel angesehen wird. Wenn nun Unterricht 

stattfindet, aber digital, dann lernt man im Fachunterricht auch mit Medien umzugehen. 

Man entwickelt einen Geschmack, ein Gespür für Medienqualität, auch für die eigene Er-

stellung. Man lernt Powerpoint zu erstellen, obwohl es doch eigentlich um die Buchbe-

sprechung geht. Medienkompetenz muss also fächerübergreifend in die Lehrpläne einge-

baut werden.“ (WIR) 

 „Sehr gut ist: Das Papier nimmt alle Bildungsbereiche in den Blick! Bezogen auf Curricula 

besteht die Notwendigkeit, dass man sich auf einen bundesweiten Rahmen verständigt, der 

ohne Kollision mit Länderhoheiten greifen könnte. Ein umfassender Rahmen muss geschaf-

fen werden, der in den Ländern in den Details weiterentwickelt wird. Es geht um die Ver-

bindlichkeit der Nutzung digitaler Medien im Kontext aller Bildungsbereiche! Dann könnte 

man dies curricular füllen.“ (ZIV)  

 „Medienbildung muss integriert werden in die Fachpläne, in das Leitbild und das Schulpro-

gramm einer Schule, um die Kinder und Jugendlichen auf die Herausforderungen in einer 
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Medienwelt kompetent vorzubereiten. Die zentrale Leitfrage lautet dabei: Können wir 

Kinder und Jugendliche stärken, dass sie die Vorteile und Chancen der Medien kompetent 

und verantwortungsvoll nutzen und zugleich die Herausforderungen in positiver Weise 

bewältigen?“ (BIL) 

 „Es geht um die Abbildung der medial geprägten Lebenswirklichkeit von Kindern und Ju-

gendlichen. Das ist Aufgabe der Schule und das leuchtet allen Pädagogen ein. Die Einbin-

dung der Medien ist unverzichtbar. Medien dürfen aber nicht Selbstzweck sein. Man muss 

ein Ziel verfolgen. Kinder müssen tieferes Verständnis über Wirkungsweisen der Medien 

entwickeln. Sie sind vermeintlich medienkompetent z. B. wegen der Nutzung von sozialen 

Netzwerken und Spielen. Das allein aber ist noch keine Medienkompetenz. Dazu gehört 

auch der verantwortliche Umgang. Da aber existieren Defizite. Hier jedoch haben Lehrer 

eine große Kompetenz: Sie müssen nicht wissen, wie Facebook funktioniert, um den Kin-

dern zu erklären, was passiert, wenn sie ihre Daten hergeben. Was ist Big Data? Das kön-

nen Lehrer erklären, auch ohne große technische Kompetenzen. Mit schulischer Aufklä-

rung verhindern wir nicht, dass Kinder Facebook weiter nutzen, das ist auch nicht Sinn 

und Zweck, aber sie müssen es aufgeklärt tun.“ (BIL) 

 „Gut fände ich es, wenn Digitale Bildung verpflichtend integriert würde. Ich habe mir für 

NRW mal die Mühe gemacht und bin alle Lehrpläne durchgegangen von der Grundschule 

bis zur Sek II, für alle Fächer. In den Curricula ist es an etlichen Stellen zu finden. Und in 

NRW ist mit dem Medienpass auch die Möglichkeit, die Kompetenzen schrittweise auszu-

bauen. Die Schulen hätten also die Möglichkeiten, vieles steht im Netz, aber es fehlt wie-

der an der Umsetzung.“ (WIS) 

 „Wir gehen davon aus, dass die Integration der Vermittlung digitaler Kompetenzen stärker 

in die Fachcurricula aufgenommen wird und die Vorgaben, die aus dem Erlass von Lehrplä-

nen für Lehrkräfte resultieren, konkreter werden. So werden die Ziele, die wir mit dem 

Thema Medienkompetenz verbinden, konkretisiert und das nicht pro Land, sondern auf 

KMK-Ebene. Darauf könnte ein Angebot an entsprechenden Medien aufsetzen.“ (WIR) 

 „Im Hinblick auf Curricula habe ich eine orthodoxe Meinung: Digitale Bildung mit dem 

Nukleus Medienkompetenz soll von der 1. bis zur 12. oder 13. Klasse als Querschnittauf-

gabe aller Fächer gestaltet werden. Das hängt natürlich in der realen Ausführung immer 

von der Qualität der Lehrenden ab, aber das ist bei anderen Inhalten in den Curricula auch 

nicht anders. Die fach- und mediendidaktische Kompetenz der Lehrerinnen und Lehrer ist 

also ganz wichtig. Es braucht kein Fach Medienkunde. Es geht darum, aus der jeweiligen 

fachlichen Perspektive einen Beitrag zur Erklärung, Erschließung, Erfahrung etc. der Digita-

lisierung der Lebens- und Arbeitswirklichkeit zu geben.“ (WIS) 

 „Erst wenn Medienbildung in die Pläne und Curricula aufgenommen wird, dann wird es 

verbindlich. Die Länderkonferenz Medienbildung forciert das. In den Bundesländern gibt es 

erhebliche Fortschritte, das ist natürlich immer unterschiedlich, in Thüringen ein Fach, in 

NRW der Medienpass. Aber die Obligatorik fehlt. Der Beschluss setzt es auf die Agenda. 

Nun die Frage: wie kriegen wir Verbindlichkeit? Wir fühlen uns durch den Beschluss des 
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Bundestages gestärkt. Die Curricula und Bildungsstandards sind damals bei den Medien-

kompetenzstandards nicht gelungen.“ (BIL) 

 „Es braucht die passenden Rahmenbedingungen. Das ganze Thema gewinnt an Dynamik, 

Relevanz und Öffentlichkeit. Die Rahmenbedingungen in den Curricula sind wichtig, aber 

es müssen auch faktische Rahmenbedingungen geschaffen werden, um es in Schule und 

Hochschule umzusetzen. Wenn die Technik und Infrastruktur in Hochschulen und Schulen 

nicht vorhanden sind, ist kein Effekt zu erzielen. Das kann natürlich genauso in das Thema 

Content überführt werden. Das ist per se ein Multi-Stakeholder-Ansatz. Es reicht nicht, 

dass eine Partei sagt, wir nehmen das jetzt ins Curriculum auf, wenn die Rahmenbedingun-

gen nicht stimmen.“ (WIR) 

 „Wenn sich Rahmenlehrpläne ändern, geht es in die Fachbereiche als Querschnitt ein. 

Besser wäre, nicht jedes Land für sich, sondern auf Kooperation setzen und Konzepte 

übertragen. Man muss sich nicht nur mit den Medien auseinandersetzen, sondern beson-

ders auch mit der sich durch die Digitalisierung ändernden Welt. Das erfordert ein Neu-

denken der Inhalte, die in den Schulen vermittelt werden. Auch über die Form des Ler-

nens muss neu nachgedacht werden. Es geht auch um eine Neuausrichtung der Lehreraus-

bildung und –fortbildung, damit die Lehrer mit den neuen Zielen und Inhalten klarkommen 

können.“ (ZIV) 

5.1.2. Ambivalente Einschätzungen 

Die nachfolgenden Statements zeigen eine prinzipiell zustimmende Haltung mit teils kriti-

schen oder skeptischen Anmerkungen zu den erwartbaren Effekten. 

 „Ich meine, dass Medienkompetenz bereits in den Lehrplänen drin ist, z. B. die Gefahren 

des Netzes, das ist schon sehr gut verankert, da braucht es keine Initialzündung mehr, das 

muss weiterentwickelt werden. Aber was muss nicht weiterentwickelt werden?“ ( WIR) 

 „Die Perspektive des Beschlusses, das lebenslange Lernen, finde ich richtig, also nicht nur 

die Grundschule, sondern die Kontinuität zu berücksichtigen. Dann halte ich Standards für 

wichtig: Welche Kompetenzen sollten Schüler am Ende der Grundschule besitzen? Unklar 

ist mir beim Beschluss dessen inhaltliche Schwerpunktsetzung in dem Bereich, da spielen 

vielleicht wirtschaftliche Verwertungsinteressen eine Rolle. Also warum explizit MINT ge-

nannt wird und der Jugendschutz, da könnte man auch andere benennen. Ich sage nur mal 

als Beispiel, die kulturelle Bildung und die Partizipation, worum es laut Titel gehen soll.“ 

(WIS) 

 „Die Effekte sind schwer einschätzbar. Beim Informatikunterricht ab Grundschule bin ich 

skeptisch. Mit unserem Verständnis von Medienbildung ist das nicht vereinbar - das ist 

nicht Informatik! Es ist auch nicht gut, es aus der Verantwortung der einzelnen Fächer 

rauszunehmen. Das ist nicht die Lösung. Ich bin unbedingt dafür, dass es Medienbildung ab 

Grundschule gibt. Durch den Beschluss wird vielleicht die Bedeutung der Informations-

kompetenz und der IT-Grundbildung höher eingeschätzt.“ (BIL) 
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 „In dem Bereich ist mir aufgefallen, dass OER gefördert werden soll; OER ist ein Buzz-

Wort. Sehr schön finde ich, dass Preise ausgelobt werden, Wettbewerbe, auch im 

Gaming-Bereich, man kann auch Schulprogramme prämieren. Da kann der Staat viel Gutes 

tun.“ (WIR) 

 „Die Frage nach den Games finde ich überzogen. Unsere Spezialisten dazu sagen: Spielen 

ist Spielen und Lernen ist Lernen.“ (BIL) 

 „Serious Games wurde nicht erwähnt, ich meine, dass das in den Köpfen der Lehrerinnen 

und Lehrer noch zu wenig Platz hat, dass das auch eine gute Sache ist, die man im Unter-

richt nutzen kann.“ (BIL) 

 „1. Curricula: Da kann es eine Initiative geben, dass sich die KMK auf gemeinsame Stan-

dards in der Medienbildung einigt - aber das war ja schon extrem schwierig mit den Bil-

dungsstandards in den Hauptfächern. Aber dann kommt sowas ganz Dünnes raus, wie ‚je-

der muss einen Computer bedienen, ein Office-Paket und im Internet gut suchen können‘. 

Auch wichtig, aber das ist natürlich nicht Medienkompetenz. D. h. da könnte man vielleicht 

die Bundesländer auch im Sinne eines Paktes dazu bringen, dass sie ihre Lehrpläne stan-

dardisieren. Das haben die schon in ganz anderen Bereichen versucht. Da wäre ich sehr 

skeptisch. 2. Inhalte: Die Schulbuchverlage haben ein Oligopol und damit leben sie sehr, 

sehr gut bislang. Und zwar nicht nur die Verlage, sondern - das ist interessant - die Allianz 

von Hochschullehrern aus der Fachdidaktik und von Lehrkräften, die als Autoren und Au-

torinnen verdienen. So lange wird das Geschäftsmodell nicht mehr funktionieren! Aber im 

Moment funktioniert es prächtig. Und die interessieren sich für so einen Fussel überhaupt 

nicht. Klar sind die Schulbuchverlage dran und versuchen sich zu digitalisieren, aber alles, 

was sie bisher anbieten, ist halbherzig und wird es nicht bringen. Aber wer weiß, was die 

im Köcher haben.“ (WIS) 

5.1.3. Kritische Sicht 

Die nachfolgend zitierten Experten sind merklich unzufrieden. 

 „Alle drei Säulen funktionieren nur im Zusammenspiel. Ich erwarte mir nicht viel. Was 

sollen denn Lehrer mit Inhalten machen, wenn sie sie nicht anwenden können? Es hilft 

nicht, Curricula umzuschreiben, wenn die Lehrer nicht geschult sind.“ (WIR) 

 „Bisher gar keine Effekte! So ein Curriculum fällt nicht vom Himmel. Das Wissen ist da, 

aber es müsste eine Lehrplanentwicklung geben als Auftrag an die Länder! Medienkompe-

tenz ist schließlich ein Grundbaustein der allgemeinbildenden Schule und entsprechend der 

Lehrerausbildung.“ (BIL) 

 „Ich kann jetzt schon entsprechende digitale Inhalte produzieren, die kann ich über Tab-

lets, über Apps und über Homepages verbreiten. Na klar muss man Geld haben, um Dinge 

im Unterricht machen zu können. Aber ein Moodle aufzusetzen ist ja wohl nicht die 

Schwierigkeit. Da gibt es mittlerweile eh genug Leute, die das können. Das Problem ist ei-

gentlich, wir haben keine digitale Lernkultur in Deutschland. Deshalb versuchen wir, ana-

log zu leben.“ (WIR) 
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  „Ich erhoffe mir weniger, als dass ich Befürchtungen habe. Das Verhältnis von Informatik 

und Medienbildung ist noch nicht geklärt. Wenn die Medienbildung nun im Informatikun-

terricht aufgeht, und sich nur noch zwei Kollegen in der Schule darum kümmern, dann wä-

re das nicht zielführend. Alle Fächer müssen in die Medienbildung einbezogen werden. Die 

informatorischen Anteile müssen hinzukommen. Ob das in einem eignen Fach geschieht – 

das muss man sehen. Da braucht es stärkere Schwerpunktsetzungen.“ (BIL) 

 „Ich sehe keine Effekte. Da bin ich sehr befremdet, dass im Antrag unter Aspekt Nr. 4 

zwei Einrichtungen hervorgehoben werden. Das darf nicht sein, es gibt ganz viele! Das ist 

ein Missgriff, ein Webfehler des Antrags, im Sinne der Fairness sehe ich das kritisch.“ 

(WIR) 

5.2. Impulsgeber für die Entwicklung im Feld Inhalte und Curriculum 

Bei der Beantwortung der Frage „Wer sollte im Feld Inhalte und Curriculum der Motor der 

Entwicklung sein?“ ist eine gewisse Zurückhaltung der Experten unverkennbar. Nur zwei 

Fünftel der Interviewten äußern sich, und zwar in der Regel mit knappen Statements. Als 

Motoren werden alle Einrichtungen genannt: die Bildungsministerien der Länder und ihre 

nachgeordneten pädagogischen Einrichtungen, die KMK, die lehrerausbildenden Hochschu-

len, das BMBF, Kommunen, Externe wie z. B. Unternehmen der Bildungswirtschafft, Lehrer-

verbände und Forschungseinrichtungen. 

 „Ich sehe die Ministerien als treibende Kraft in Zusammenarbeit mit den Landesinstituten 

und -medienstellen, auch mit den Hochschulen, die man sonst gern ein bisschen außen vor 

lässt. Die Hochschule ist in der ersten Phase für die Lehrerausbildung zuständig, auch da 

liegt noch einiges im Argen, es ist kein Wunder, dass die Lehrkräfte nicht medienkompe-

tent in die Schulen kommen. Man braucht entsprechende Curricula für ihre Ausbildung, in 

denen die Medienkompetenz als durchlaufender Faktor im gesamten Studium gesehen 

wird. Das gilt auch für die Schulcurricula, wie es einige Bundesländer schon machen, den 

Einsatz digitaler Medien verpflichtend reinschreiben, das kann nur im Gleichschritt mit 

Ausbildung und Fortbildung der Lehrer geschehen.“ (WIR)  

 „Die Landesinstitute. Die sollten das nicht alleine machen, sondern in Abstimmungsrun-

den, das klingt jetzt so träge, aber Hand in Hand mit Hochschulen und mit Schulen an sich. 

Das passiert ja häufig bei der Entwicklung von Rahmenlehrplänen, dass mit Lehrern zu-

sammengearbeitet wird. Die Hochschulen sollten mit eingebunden werden und Praktiker, 

also Medienpädagogen aus den Medienkompetenzzentren oder die frei in Projekten arbei-

ten.“ (ZIV)  

 „Das müsste eine Initiativgruppe von Lehrern und Schulleitungen sein, die in der Schul-

entwicklung ihr Spielfeld sehen. Dabei sind die Landesinstitute gefordert, weil sie die 

Kompetenz über Lehrpläne, Schulversuche und Projekte haben. Voraussetzung ist, dass 

der gesamte Entwicklungsprozess gut dokumentiert und übertragbar gestaltet wird, mög-

lichst mit konkreten Unterrichtsmaterialien und Organisationsbeispielen.“ (BIL) 
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 „Traditionell ist das die Aufgabe der pädagogischen Landesinstitute. Ich sehe aber auch die 

Lehrerschaft, die Happy Few, die 5%, denen was Tolles einfällt; auch die finanziell Interes-

sierten, das sind die Bildungswirtschaft und die IT-Industrie; auch die Forschungs- und 

Entwicklungsinstitute; schließlich die Bildungspolitik auf Bundes- und Landesebene.“ (WIS) 

 „Die KMK! Das BMBF hat keine Aktien in der Frage und die einzelnen Kultusministerien 

sind nicht die richtigen. Die KMK hat die Aufgabe, Dinge, die nicht Ländersache sind, zu 

spezifizieren, das ist der Job der KMK!“ (WIR) 

 „Für die Basisthemen und die Finanzierung müsste der Bund gute Vorgaben machen, die 

seitens der Länder akzeptabel sind, die diesen Rahmen dann ausfüllen müssten.“ (ZIV)  

 „Die Medienbereitstellung ist bundesweit zu betrachten, denn da gibt es länderübergrei-

fende Bedarfe. Das wird keine bundesfinanzierte Stelle sein, vielleicht eine kofinanzierte. Es 

gibt das FWU als Medieninstitut der Länder. Vielleicht verständigt sich die KMK mit dem 

Bund. Die Kommunen als Medienbeschaffer müssten einbezogen sein.“ (BIL)  

 „Es muss ein gesellschaftlicher Konsens werden. Ich würde mir wünschen, dass der Bund 

das mit den Ländern hinbekommt, dass er stärker ins Boot kommt. Die 16 unterschiedli-

chen Schulsysteme mögen ihre Berechtigung haben, aber man sollte schauen, wo man 

zentralisieren kann, z. B. bei der Technik, auch bei den Lernplattformen kann ich mir eine 

nationale Entwicklung vorstellen, es haben sich bereits einige Bundesländer lose bei der 

Moodle-Sache zusammengeschlossen. Die Tendenz ist häufig, das Rad neu zu erfinden, die 

Länderhoheit ist hinderlich.“ (BIL) 

 „Die Verlage, denn die wissen sehr genau, was in Schulen gefragt ist, aber auch Verbände, 

auch Lehrerverbände.“ (BIL)  

 „Hinsichtlich Rechte, Vertrieb, OER usw. würden es am besten die Verlage tun. Würde 

lange dauern, aber es würden neue Verkaufsmodelle rauskommen. Skook beispielsweise 

wäre ein Ansatz, aber zukunftssicher ist das auch nicht. Es muss eine neutrale Plattform 

sein, damit es funktioniert. Aber das werden sich die Länder nicht nehmen lassen.“ (WIR) 

 „Die Entwicklung ist keine einfache Sache. Da sind die Fachverbände beratend vertreten, 

aber die sind keine Vorreiter einer medienpädagogischen Entwicklung.“ (BIL) 

Abschließend stellen zwei Experten ihre Vorschläge vor, die auf einen nicht-staatlichen Inno-

vationsmotor hinauslaufen. 

 „Das ist die große Frage bei solchen Beschlüssen: Welche Effekte haben diese? Ich meine, 

wenn ein unabhängiges F+E-Institut und Akteure aus der Wirtschaft sich dahinterklem-

men, dann geht etwas, aber nicht von alleine. Am Beispiel von D21: Da haben Herr 

Schröder als Bundeskanzler, VW und andere Konzerne gesagt: Wir müssen da was ma-

chen. Aber sonst funktioniert es doch in der Politik so: Wenn das nächste politische 

Großthema kommt, wird das aktuelle wieder nach hinten geschoben. Wenn man das 

Thema dem BMBF überlässt, dauert es wahrscheinlich noch Jahrzehnte, wenn man es der 

Wirtschaft überlässt, werden da Einzelinteressen durchgesetzt.“ (WIR)  
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 „Wünschen würde ich mir, dass ein innovatives Bildungsunternehmen, wie wir eines sind, 

der Motor ist. Da gibt es in Deutschland natürlich noch andere, aber weniger als 10 An-

bieter. Ich wünsche mir etwas wirklich grundlegend Innovatives, einen innovativen didakti-

schen Ansatz, eine methodisch-didaktische Innovation, wie wir sie in andern Ländern ha-

ben. Die Schulbuchverlage sind keine Innovatoren, die sind eher rückwärtsgewandt. Inno-

vative Wissenschaftler und auch Landesvertreter, man sollte da mehr auf Köpfe achten 

und weniger auf die Institution. Die derzeitigen Motoren werden zurzeit in keiner Weise 

unterstützt. Alle finden sie nett und wichtig, aber kein Projekt wird vom Bund - wir sind 

nicht zuständig - vom Land - wir machen nicht mehr als das Curriculum - oder von der 

Schule getragen. Im Vergleich mit anderen Ländern, z. B. den USA, dort ist das viel besser, 

da gibt es eine Mischung, die zuständig ist, zum Teil der Bundesstaat (oder auch staaten-

übergreifend), der School District, der maßgeblich ist, die geben Geld und entwickeln für 

einen Markt. Da gibt es auch Firmen, private Anbieter, die investieren. Also Märkte in de-

zentraler Form, da sind die USA uns 5-6 Jahre voraus.“ (WIR) 

5.3. Open Educational Ressources (OER) 

Wir fragten die Interviewpartner: „Unideologisch betrachtet: Was sind Ihrer Meinung nach 

die Rahmenbedingungen/Gelingensfaktoren/Hindernisse für OER?“ Die Experten (zwei ohne 

Antwort) haben zu diesem polarisierenden Thema in der Regel ausführlich dargelegte Mei-

nungen, die wir in ihrem breiten Spektrum dokumentieren. Zunächst stellen wir übergrei-

fend angelegte, grundsätzlich formulierte Aussagen ausführlich vor. Anschließend geht es um 

Detailfragen. Wir haben aus den Interviews die Texte zu den jeweiligen Teilthemen zusam-

mengestellt und verzichten auf erklärende oder moderierende Kommentierung. Die State-

ments zu den Detailfragen sind nach Möglichkeit in eine sachlogische Reihenfolge gebracht, 

auch wenn dies wegen der Gedankenvielfalt innerhalb eines Beitrags mitunter schwerfällt. 

5.3.1. Grundsätzliches 

 „OER erscheint für viele als die Lösung der inhaltlichen Probleme: Man kann viel Geld spa-

ren, und wenn alle Lehrer fein artig ihre Inhalte aufschreiben, braucht man keine Schulbü-

cher mehr; OER werden zumindest kostenneutral die Schule beglücken. Das ist eine lusti-

ge Idee, aber es wird nicht funktionieren. Bei aller Wertschätzung für Lehrkräfte – es ist 

sicherlich eine anspruchsvolle Klientel. Schulbücher sind schon ein hoch entwickeltes Pro-

dukt in Deutschland: inhaltlich, methodisch, gestalterisch. Wir haben ein sehr hoch entwi-

ckeltes Niveau, und das ist schließlich der Benchmark für die digitale Welt. Es steht ja 

schon einiges im Netz, was man nutzen kann. Aber es sind schon noch ein paar offene 

Fragen. Was ist wirklich da? Was ist verfügbar? Was wird von wem gepflegt? Was wird 

durch Begleitmaterialien für den jeweiligen Unterricht noch besser passfähig gemacht? Mit 

den Begleitmaterialien, nicht nur mit dem Kernunterrichtswerk, wird heutzutage schon 

Geld verdient. Ich glaube nicht, dass wir mit von einzelnen, noch so engagierten Lehrkräf-

ten entwickelten Materialien dieses Grundskelett abgebildet bekommen. Man kann das 

gewiss mit intelligentem Zugriff auf digital erstellte Zusatzmaterialien wunderbar ergänzen. 

Aber man wird qualitätsgesicherte, anerkannte, aus Lehrplänen heraus entwickelte, Bil-
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dungsstandards berücksichtigende Materialien haben müssen. Wir brauchen Lizenzmodelle 

für die Nutzung der professionell erstellten Materialien. Dann haben wir auch die Kompe-

tenz, die es in Schulbuchverlagen gibt, die anders aufbereitet werden muss, die sollten wir 

nicht außen vor lassen. OER – nichts gegen OER, aber die sind nicht der Schlüssel für alles 

und jedes, was wir im Bildungsbereich haben. Natürlich haben wir ein Zusammenwirken 

von Infrastruktur, Content, Pädagogik, Qualifizierung der Lehrkräfte und Finanzierung – 

und das alles unter einer gewissen Nachhaltigkeitsperspektive. Wer da einzelne Themen 

herauslöst, der kann sicherlich in überschaubarer Zeit ein nettes Ergebnis vorweisen, aber 

das verpufft. Das ist doch die Erfahrung aus den letzten zwanzig Jahren, dass die Einzeliniti-

ativen, die an einem Strick ziehen, das Umfeld insgesamt nicht wesentlich verändern.“ 

(WIR)  

 „Das ist eine sehr wichtige Zukunftsfrage: Wer bestimmt die Inhalte? Hier geht es um die 

Frage des gesellschaftlichen Wissensmanagements, sowohl was die Korrektheit als auch – 

und das ist eine demokratische Frage - die Zugriffsmöglichkeiten anbelangt. Gegenüber 

dem kommerziellen Bereich wäre ich zurückhaltend. Es gibt zwar Lehrpläne, aber den ei-

gentlichen Lehrplan bestimmt der Lehrbuchverlag. Klett ist auch eine Curriculum-

Veranstaltung. Unterricht lässt sich von einem Lehrbuchverlag aber nicht wirklich umset-

zen. Gleichwohl versuchen die das trotzdem. Und was machen die Lehrer? Die freuen 

sich, wenn sie was kriegen und warten, was es so auf dem Markt gibt, gucken aber, dass es 

möglichst nicht zu viel gibt, denn das ist schon zu anstrengend – 3 oder 4 höchstens und 

dann wählen sie nach Gusto für den Unterricht aus. So wird dann unterrichtet und man 

guckt nicht mehr in ein Curriculum. Man sieht auf Schulebene gar keine Notwendigkeit, 

untereinander etwas abzusprechen. Da müssen wir aufpassen, dass die Inhalte nicht von 

privater Seite eingeführt werden. Dass alles autonom entsteht? Diese Zuversicht habe ich 

nicht. Deshalb ist es richtig, dass es öffentlich-rechtlich organisiert ist. Das heißt, das kos-

tet Geld, das muss vorgesehen werden. Die Erwartung mancher Politiker, es gäbe große 

Einsparungsmöglichkeiten, halte ich für Unsinn, denn es entstehen immer Kosten. Es ist 

nicht einzusehen, dass ein paar Lehrer in ihrer Freizeit für viele andere die Materialien 

entwickeln. Bei Lehrbüchern ist es oft so, dass Lehrkräfte ihren Hauptjob nicht so ganz 

wahrnehmen und als Lehrbuchautoren hauptsächlich fungieren. Hier ist die Produktion 

von Unterrichtsmaterialien in privater Verlagshand. Das sollte so nicht sein; das könnten 

wir auch demokratisch legitimiert steuern. Das geht nicht gegen die Schulbuchverlage, 

denn es steht in unserer Gesellschaft niemand zu, private Institutionen zu schließen. Das 

klassische Lehrbuch wird es nicht mehr geben. Unsere Schüler werden nicht mehr, einmal 

in ihrer Schülerbiografie, mit einem ordentlichen Diercke-Atlas ausgestattet. Das Ge-

schäftsmodell ist dahin. Es wird neue geben, auch Verlage werden sich weiterentwickeln 

wie andere Medien auch. Ich finde es richtig, dass das, was da stattfindet, schon irgendwie 

unter staatlicher Verantwortung geschieht.“ (BIL) 

 „In Gesprächen mit Unternehmen sind wir auf große Vorsicht gestoßen, weil es wenig 

Einheitliches gibt, weil Akzeptanz für OER-Materialien fehlt. Die Grundidee ist zwar sinn-

voll, die Realität aber ganz schlecht. Im Augenblick, bei den gegebenen Strukturen, findet 
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die Idee nicht den Durchbruch. Dazu müssten erstmal klare Konzepte vorliegen. Irgend-

wann muss man mal dazu kommen, Zielvorgaben zu geben. Man müsste die Hindernisse 

analysieren: Warum läuft das so schwer und was müsste getan werden, damit eine im 

Prinzip vernünftige Grundidee noch mal eine Chance kriegt? Im Augenblick kommt es mir 

so vor: Man hat die Grundidee OER, macht die Analyse aber nicht. So stelle ich mir ein 

kluges Vorgehen nicht vor. Den Grad an Qualität, den wir bei Schulbüchern haben, den 

müssen wir mindestens auch erreichen. Davon sind wir weit entfernt.“ (WIS) 

 „Die Erwartungen daran sind völlig überzogen. Von denen, die nichts haben, wird ein gro-

ßer Hype darum gemacht, weil die gern mitspielen wollen. Im Kern läuft jedes Modell im 

Inhaltebereich darauf hinaus, dass ein Geschäftsmodell hinterlegt sein muss. Das braucht 

immer auch Nachhaltigkeit. Wenn das nicht hinterlegt ist, macht OER wenig Sinn. Mit dem 

Blick auf Verlage kann man prognostizieren: Es wird vieles entstehen, viel Neues kommen, 

viele Institutionen werden ihre Bilder, Texte und andere Dokumente freistellen. Verlage, 

integriert es, wo ihr könnt!! Man hat einfach mehr zur Verfügung. Nutzt es mit eurem re-

daktionellen Knowhow! Die meisten Lehrer verfügen darüber nicht. Je stärker der Lehrer 

auf seine Rolle als Unterrichtender fokussiert werden kann, umso besser für das System. 

Wenn Archive zugänglich gemacht werden usw., also Dinge, die früher nicht für Schule zur 

Verfügung gestellt wurden, jetzt zugänglich sind: herrlich! Alles in Ordnung, wenn das im 

rechtlichen Rahmen stattfindet. Allerdings habe ich kein Verständnis dafür, eine eigene Inf-

rastruktur für die Entwicklung von Inhalten auf der Basis von OER aufzubauen. Das macht 

keinen Sinn, denn es gibt Verlage, die das können. Die müssen nur ein anderes Geschäfts-

modell entwickeln. Dann bekommen die eben nicht mehr vom Kunden, sondern vom 

Staat das Geld. Egal, wo das Geld herkommt. Die Diskussion muss entideologisiert wer-

den. Ich halte das Thema eher für ein kulturelles als ein ökonomisches.“ (ZIV)  

 „Ich bin der Auffassung, dass OER hilfreich sind und dass wir sie brauchen. Es ist nicht nur 

eine Frage der besseren und gerechteren Teilhabechancen, sondern es ist pädagogisch und 

didaktisch extrem sinnvoll, mit modularen und vor allem ver- und bearbeitbaren, weiter-

entwickelbaren Medien i. w. S. zu arbeiten. Die Frage ist, wo es sich marktwirtschaftlich 

mehr lohnt, Materialien anzubieten und wo weniger. OER sollten nicht mit der Gießkanne 

subventioniert werden. Man sollte vielmehr genau überlegen, an welcher Stelle solche 

freien Materialien besonders sinnvoll sind, jenseits der Tatsache, dass es in der Schule auf 

jeden Fall sinnvoll ist, in modularen Elementen zu denken. Ob die nun alle frei sein müssen 

oder von Verlagen kommen? Da haben Verlage genauso ihre Berechtigung am Markt tätig 

zu sein. Die große Chance von frei zugänglichen Lernmaterialien ist, dass sie beim Lernen 

im Lebenslauf allen zur Verfügung stehen können. Ein MOOC aus Stanford ist genauso ein 

OER-Material wie ein einzelnes Arbeitsblatt auf einer Lehrerplattform. Wer sind die OER-

Macher? Ganz häufig sind es die Lehrer selbst, Pädagogen, die diese ‚shared economy‘ le-

ben, weil sie selbst davon profitieren, Dinge von anderen nutzen zu können. Das sind aber 

auch Schüler oder Studenten, die solche Materialien anbieten. Ich kann mir gut vorstellen, 

dass es Geschäftsmodelle für diese Sache gibt. Es entsteht sehr viel nebenbei, was von den 

Lehrern nicht vermarktet wird“ (ZIV)  
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 „Den OER fehlt eine Standardinfrastruktur. Es gibt einen Bedarf, länderübergreifend etwas 

zu machen. Warum braucht es 16 einzelne Lösungen und innerhalb mancher Bundesländer 

nochmal Insellösungen? Da sind hohe Entwicklungskosten mit verbunden, auch mit der 

Wartung und der Pflege. Das sollte bundesweit und auch als europäisches Projekt gedacht 

werden, eine nichtkommerzielle Bildungsplattform, die alle interaktiven Möglichkeiten hat, 

die sonst bei Facebook etc. existieren, und das nicht von Verwertungsinteressen be-

herrscht wird. Meine Anregung ist, in einem Pakt, in einer Bund-Länder-Kooperation diese 

Frage thematisieren, viel Geld in die Hand nehmen, die besten Leute dafür nehmen. Da 

kann doch Europa mal im Unterschied zu Proklamationen von Apple oder Google im Bil-

dungsbereich selbst etwas entwickeln.“ (WIS) 

 „Inhalte müssen lebens- und wirtschaftsnah sein. Bei allen Bildungsinhalten ist darauf zu 

achten: Sie müssen Mehrwert im Leben der Nutzer schaffen. Man kann Bildung als Enter-

tainment betrachten, Bildung hat aber immer einen Auftrag: Allgemein- oder berufliche 

Bildung. Bezogen auf die OER: jenseits des Nutzens für die allgemeine Bildung werden qua-

litativ hochwertige Module benötigt, die mit der Berufswelt zu tun haben. Ich habe den 

Eindruck, da gibt es ein Missverhältnis: OER sind mehr alltagsorientiert, das sollte anders 

sein. So etwas wie die Khan-Academy z. B. sollten OER leisten.“ (WIR)  

 „Es braucht ein klares Incentivierungsmodell! OER müssen kommerzialisiert werden, gern 

auch als Social Business, um Anreiz für Qualität zu garantieren. Ein neues Business-Modell 

für OER ist notwendig. Vorstellungen von nichtkommerziellen OER gehören ins Traum-

land. Es gibt jetzt schon tolle Ansätze und Content auf den Bildungsservern. Aber alles 

muss curricular eingebunden werden können. Leider sind keine Standards vorhanden und 

die Qualitätskontrolle fehlt. Außerdem fehlen bekannte übergeordnete Strukturen, z. B. 

Plattformen, um Zugriff für die breite Masse der Nutzer zu sichern.“ (ZIV)  

5.3.2. Kultur der Teilhabe 

 „Ich sehe hier eine Kultur der Teilhabe, die für den Bildungsbereich notwendig ist. OER ist 

gekoppelt mit Rechtsrahmen, wie z. B. Creative Commons. Die OER-Bewegung ist durch 

den Kulturwechsel im universitären Bereich in den USA eingeleitet worden. In Stanford, 

Harvard oder MIT haben wir eine Öffnung von sehr wertvollen Wissensaufbereitungen, 

die für Bildungsprozesse zur Verfügung stehen. Da sind manche wertvollen Materialien, 

häufig Filme, Animationen, viele PDFs in großer Skalierung, z. B. die MOOCs. Das alles in 

einem Rechtsrahmen, meistens nicht kommerziell. Manchmal gibt es einen gewissen De-

ckungsbetrag. Es ist eine Kultur des Teilens im wissenschaftlichen und Bildungsbereich ent-

standen, die finde ich phantastisch. Das bringt uns weiter, auch im Verständnis der globa-

len Welt. Natürlich müssen wir schauen, dass das, was uns geboten wird, mit unserem Bil-

dungsauftrag zu tun hat und zu unserem Curriculum, Jahresplan oder Lehrplan passt. Im 

Prinzip ist das der Beleg für den Satz ‚Wissen ist der einzige Stoff, der mehr wird, wenn 

man teilt.‘“ (BIL) 

 „Ich würde das im Kontext mit Material für den Unterricht insgesamt sehen. Was wir lan-

ge fordern im Zusammenhang mit Interaktive Whiteboards, dass wir Materialien zur Ver-
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fügung stellen, die verändert werden können. Digitales Schulbuch als PDF ist zu wenig. 

Aber die DVDs des FWU sind z. B. ein guter Schritt. Das erhofft man sich mit dem OER-

Gedanken: Medien, die auseinandernehmbar sind. Dass sie kostenlos zur Verfügung ste-

hen, ist charmant, kann aber nur eine Ergänzung zu Verlagsangeboten sein. Wir brauchen 

eine Menge mehr: Fundierte Qualitätssteuerung von OER fehlt. Man braucht sehr lange, 

um Dinge zu finden. Die Auffindbarkeit wird eine länderübergreifende Aufgabe bleiben. 

Man braucht ähnliche Autorentools, damit man aufeinander aufbauen kann und nicht so 

viel Wildwuchs entsteht. Die Lehrer wollen keine kommerziellen Dinge erstellen. Wichti-

ger ist die Modularität und Anpassbarkeit. Wir kommen jetzt endlich vom Einzelkämpfer-

tum weg, das auch auf Plattformen stattfindet. Es wird mittlerweile mehr geteilt. Das brau-

chen wir auch von den Verlagen.“ (BIL) 

 „Hier müssten alle Player einbezogen werden. Schulbuchverlage, damit die auch ein Ge-

schäftsmodell haben. Es muss Geld bereitgestellt werden, damit die Materialien entwickelt 

werden. Vielleicht fehlt es an Koordination? Das Problem sehe ich auch bei der Zusam-

menarbeit der Lehrerinnen und Lehrer, die könnte man in den Fokus nehmen, also deren 

Teamfähigkeit, das könnte dann OER befeuern, was ich sehr befürworte.“ (BIL)  

 „Man muss den Lehrkräften Mut machen, sich zu öffnen, gemeinsam etwas anzugehen, die 

Teamarbeit zu suchen. Die Kultur der gemeinsamen Arbeit muss gepflegt werden. Es gibt 

schulinterne OER, gerade in Grundschulen schon erfreulich stark verbreitet. Man teilt sich 

auf, wer welche Aufgaben übernimmt und führt dann zusammen. In den weiterführenden 

Schulen herrscht häufig noch die Kultur des geschlossenen Klassenzimmers und der abge-

trennten, eigenen Lernmaterialien.“ (ZIV)  

Allerdings ist den Experten auch klar, dass die Begeisterung in der Lehrerschaft, untereinan-

der und füreinander Materialien zur freien Nutzung verfügbar zu machen, an Grenzen stößt. 

 „Die Erfahrung ist ganz häufig: Nicht jeder stellt was ein, das wird auch nicht von jedem 

akzeptiert oder adaptiert. Auch Lehrer lieben den Spruch: ‚Was Kollegen machen, ist 

schön und gut. Aber bei mir ist das doch was anderes.‘“ (WIR) 

5.3.3. OER am Bildungsmarkt  

 „OER werden von manchen Staatssekretären als Lösung des Inhalteproblems betrachtet. 

Ich würde dies als Erpressung der Schulbuchverlage ansehen. Die sagen seit fünf Jahren, sie 

würden gern digitale Schulbücher anbieten, aber die Schulen wollen es ja nicht. Das ist na-

türlich Bullshit! Denn die Schulen wollen digitale Inhalte haben. Wenn die Schulbuchverla-

ge nicht in der Lage sind, vernünftige Inhalte zu produzieren, dann muss man OER eben als 

Druckmittel nehmen. In Polen klappt das und in vielen anderen Ländern. OER ist auch ein 

Schlüssel: Ein Lehrer hat alle Möglichkeiten mit OER; mit Materialien von Westermann 

oder von Cornelsen oder so hat er sie nicht. Da verstößt er meistens gegen die Paragra-

phen. Wenn die Schulbuchverlage aber die Kurve kriegen – warum nicht! Noch verdienen 

sie am bedruckten Papier mehr. Wenn die denken, 450 Mio. sind nicht genug!? Das Para-

doxe ist, dass sich die Verlage eine goldene Nase verdienen, sich aber anschließend über 

das, was in den Schulen passiert, beschweren. Man kann ja vernünftige Lösungen anpeilen, 



Stakeholder-Studie zum Bundestagsbeschluss „Stärkung der Digitalen Bildung“  

© 2016 IBI – Institut für Bildung in der Informationsgesellschaft l www.ibi.tu-berlin.de 139 

z. B. ein Bundle-Modell. Wenn sich z. B. eine Schule vertraglich an Cornelsen bindet, ähn-

lich wie bei einem Mobilfunk-Vertrag, dann bekommen die Schulen noch ein paar Tablets 

dazu. Aber die kommen ja nicht in die Hufe.“ (WIR) 

 „OER sollte unbedingt forciert werden, um Kommunikation untereinander und Zugang zu 

Forschungsergebnissen zu ermöglichen und das abzukoppeln von Verträgen und kommer-

ziellen Gesichtspunkten. Da steckt eine Verlagsproblematik dahinter. Im Wissenschaftsbe-

reich, der von öffentlichen Mitteln gefördert wird, sollten Publikationen öffentlich zugäng-

lich sein. Das ist ein Interessenskonflikt. Es braucht politische Rahmenbedingungen. Man 

müsste zu rechtlich verbindlichen Vereinbarungen kommen, um Inhalte nach kurzer Frist 

frei zugänglich zu machen und nicht über Jahre blockiert.“ (WIS) 

 „Verlage sollten nicht gegen OER arbeiten, sondern mit ihnen. Qualität muss gepflegt sein 

und das kostet Geld. OER kostet auch Geld! Es klappt nicht, wenn gesagt wird, du musst 

viel OER nutzen. Dann nutzt jeder irgendwas. Dann ist es abhängig von lokalen Entschei-

dern, ob es Standards gibt oder nicht. Wir müssen auch bereit sein, Geld für Qualität zu 

zahlen. Ich kenne die Diskussionen in den Verlagen über die Erkenntnis, dass man digitale 

Medien nicht schützen könne. Die Länder müssen sich auf regionaler Ebene einigen, Rah-

menvereinbarungen mit Verlagen abzuschließen für das Land.“ (WIR)  

 „Man muss wissen, dass OER die biologischen Gegner der Schulbuchverlage sind. In den 

Ministerien ist der Gedanke verbreitet, dass man durch das Internet und die Vernet-

zungsmöglichkeiten, vor allem vor dem Hintergrund, dass man Geld sparen muss, mit 

LMS-Systemen eine Schwarmintelligenz nutzen kann. Die Lehrerinnen und Lehrer machen 

doch alle ihre eigenen Materialien, wenn die das alle auf ihrem Schulserver ablegen und alle 

Schulserver vernetzt sind, dann hat man doch in 2-3 Jahren genug Material. Aber ich den-

ke, die Bedrohung für die Schulbuchverlage ist nicht so groß. Nehmen Sie doch mal 4-5 

Autorinnen und Autoren, die ein Mathelehrbuch für die 5. bis 10. Klassen erstellen, das 

sind ca. 1.000 Seiten Mathebuch, 500 Seiten Mathearbeitshefte und nochmal 2.000 Seiten 

Lehrerhandbuch. Nun tun sie das alles mal auf einen Stapel - dadurch werden Lehrer in 

den Stand gesetzt, einen durchstrukturierten Unterricht über Jahre hinweg, lehrplanorien-

tiert durchzuführen. So etwas kann doch ein Lehrer nicht nebenher machen oder erstel-

len! Es gibt Angebote von Apple, wo man schnell und kostengünstig Material erstellen 

kann, aber da werden dann mal 10 Seiten gemacht und dann wieder aufgehört. Das berei-

chert und ergänzt die bezahlten Bildungsmedien, aber das ersetzt sie nicht. Auch sind 

Schulbücher zertifiziert. Die Frage der Zertifizierung und Qualitätskontrolle ist ja bei OER 

nicht das Thema. Ich finde, man sollte OER fördern, denn es kann Schulbücher ergänzen, 

aber man wird merken, dass es Grenzen gibt.“ (WIR) 

 „Ich sehe keine Probleme mit OER, wenn Lizenz und Qualität gesichert sind. Lehrdeputate 

sind teurer als Verlagskosten. Und die Happy Few sollen entwickeln? Es kommt langsam 

auch bei OER-Betreibern an, dass Qualität wichtig ist. Alles andere ist verantwortungslos 

gegenüber Schülern. Die große Leistung der Verlage ist die Entwicklung aufeinander auf-

bauender Medien. Sie denken darüber nach, eigene Medien unter OER herauszugeben. Är-

gerlich ist der Denkansatz: Wir nehmen Steuern und stecken das Geld in Lehrerdeputate, 
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um der bösen Bildungswirtschaft eins auszuwischen, die aber die Arbeitsplätze sichert.“ 

(WIR) 

 „Es wird keine flächendeckenden Lösungen für das ganze Kollegium geben. Das muss indi-

vidueller werden, ein fragmentiertes Angebot der Materialien für individualisiertes Lernen. 

Es muss vom Staat Geld für die Auffindbarkeit von Materialien in die Hand genommen 

werden, nicht primär für OER. Damit Lehrkräfte erstmal sehen, was es gibt: Best Prac-

tices, die mit Kommentaren versehen werden können usw. Das wäre die sinnvollste und 

niedrigstschwellige Einmischung des Staates in den Medienrummel im Unterricht. Da be-

steht ein Bildungssystemversagen, weil Orientierung nicht von einzelnen Akteuren gestiftet 

wird, sondern von oben, indem man die Lehrer anstiftet, eine Community zu bilden, sich 

rege auszutauschen. So eine politische Initiierung ist kompliziert.“ (WIR) 

 „Verlage haben ein Monopol an den Schulen. An sich ist das nicht schlecht, aber an dem 

Punkt würde eine Marktöffnung gut tun. Man sollte OER mit aufnehmen und im Umkehr-

schluss zur Verfügung stellen. Nicht ganze Bücher, sondern einzelne Einheiten sollte man 

zur Weiterverarbeitung freigeben.“ (ZIV)  

 „Wenn man eine Regelung findet, wo die Verlage auch mitgehen können, die sicherlich 

von manchen Geschäftsmodellen Abschied nehmen müssen, dann wird das bestimmt ziem-

lich schnell ruhiger werden um OER. Das ist eh ein Thema, das eher in der Community 

diskutiert wird und nicht unbedingt den Weg ins Lehrerzimmer findet. Welcher Lehrer 

macht sich schon Gedanken um die Lizenzform, wenn er sich ein Arbeitsblatt zusammen-

kopiert?“ (ZIV) 

 „Dass ein Schulbuchverlag heute gezwungen wird, alles kostenlos zur Verfügung zu stellen, 

wie es bei den Unis teilweise schon passiert, finde ich nicht okay. Weil damit gegen die 

Qualitätsarbeit der Verlage angegangen wird. Wenn man das grausige Scenario vor sich 

sieht, weil kein Schulbuchverlag mehr gebraucht wird, weil eine Schiedsstelle entscheidet: 

Dieses Buch, das du gemacht hast und kostenlos oder zu einem geringen Betrag online 

stellst, ist es wert in den Unterricht eingebracht zu werden. Damit umgeht man die Ver-

lagslandschaft, man tötet damit einen ganzen Wirtschaftsbereich, der eigentlich eine we-

sentliche Rolle für die Bildung in unserer Gesellschaft ausgemacht hat. Wenn man bedenkt, 

dass alle Inhalte mit den Curricula abgestimmt werden müssen, dass es Genehmigungsver-

fahren gibt usw.! Mir wäre lieber, wenn man eine Software günstig hergeben würde und 

ein Updateverfahren beim Bildungsministerium genehmigen lassen würde, sodass der 

Standard gewahrt und der Missbrauch verhindert würde.“ (WIR) 

 „Es ist eine Frage des Trusts. Da haben die Verlage eine hohe Vertrauensbasis und die 

sollten sie in dem Kontext nicht verspielen. Denn OER können Vertrauen gewinnen und 

aufholen. Insofern ist es unter Wettbewerbsgesichtspunkten ein Impulsgeber für das Vo-

rantreiben von Content.“ (WIR) 

 „Unter OER gibt es auch sehr viel Müll, und es ist eine große Herausforderung für Lehr-

kräfte, in dieser gewaltigen Spreu die Weizenkörner zu finden. Ich halte es auch für strate-

gisch keine günstige Entscheidung, weil Schulbuchverlage und Medienproduzenten über 
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Jahrzehnte hinweg überwiegend gute Arbeit geleistet haben. Sie befürchten zu Recht, dass 

sie über eine reine OER-Strategie ausgebootet werden und ihre Existenzgrundlage verlie-

ren. Mit dem dort vorhandenen Fach- und Sachverstand ist es wesentlich aussichtsreicher, 

wenn es um Qualität geht, entsprechende Materialien herzustellen, als auf einem hetero-

genen, unstrukturierten und unkontrollierten OER-Markt.“ (BIL) 

 „Ich sehe große Chancen: Ein Lehrer kann mit OER, wenn sie als solche gekennzeichnet 

sind - wegen des Wirrwarrs um CC-Lizenzen besteht Nachsteuerungsbedarf - viel ma-

chen. In der Lehrerfortbildung können OER als Ergebnis eines Kurses entstehen, wie der 

Prozess der OER-Entwicklung in der ‚Intel Lehren‘-Initiative zeigt: 1. Qualität erforderlich, 

2. auf Plattformen auffindbar. Lehrer sind eine Instanz der Qualitätssicherung! Dennoch 

halte ich es für sinnvoll, aus den zigtausenden Materialien diejenigen zu identifizieren, die 

besonders geeignet sind. Das BMBF hätte Mittel für eine Plattform. Leider ist die Intel-

Plattform abgeschaltet worden. Ich halte ca. 4% der Lehrerschaft in der Lage, OER auf ho-

hem Niveau zu machen. Lehrer haben einen harten Job; bei der Verdichtung ihrer Arbeits-

zeit können die meisten nicht abends OER basteln. Hier müssen systemische Lösungen 

her. Oder Lehrer nutzen OER zur eigenen Reputation und Vermarktung. Hier geht die 

Entwicklung hin, wenn es Nutzung gegen Bezahlung durch Endverbraucher gibt. Auch Ver-

lage können sich hier einbringen um für qualitative Leistung zu sorgen. Es gibt Win-Win-

Situationen, die mit der OER-Gemeinde offen besprochen werden müssen: Keine Angst 

vor dem Wirtschaftsmoloch! Von beiden Seiten muss man aufeinander zugehen. Wer soll 

den OER-Prozess steuern? Man muss Öffentlichkeitsarbeit und Werbung in Ausbildungs- 

und Fortbildungsstätten machen! Eine Zentralstelle soll bundesweit sammeln und auf ein 

Portal stellen. Die Intel-Plattform ist, besser: war ein positives Beispiel. Sowas gibt es bis-

lang nicht wieder. Eine Ansprache an die Lehrerschaft ist erforderlich, denn 96% nehmen 

nur – siehe KLOU16, das negative Beispiel mit sehr guten Materialien. Wir haben es hier 

mit einem ‚Happy Few-Problem‘ zu tun!“ (BIL) 

 „Leider wird die Diskussion ideologisch geführt; die Schulbuch- und Wissenschaftsverlage 

werden an den Pranger gestellt. Es gibt Ministerialbeamte, die allen Ernstes ihre Auffassung 

kundtun, es gäbe genügend Lehrerinnen oder Lehrer, die nach Feierabend (was heißt bei 

Lehrern Feierabend?) Unterrichtsmaterialien ins Netz stellten, weil sie sich auf Followers 

und Likes freuen und dadurch ihre unentgeltliche, ideelle Anerkennung fänden.“ (WIS)  

 „Ein Staatssekretär meinte, das sei das allerbeste, was man sich vorstellen könnte: Kostet 

nichts und ist ziemlich nah bei der unterrichtlichen Praxis. Ich sehe das kritischer: Es geht 

um Planbarkeit, Zuverlässigkeit und Stabilität. Wenn ich die blumige Metaebene verlasse 

und wirklich offene Bildungsinhalte suche, die ich für einen bestimmten Zweck genau ge-

brauchen kann, die didaktisch wertvoll und technisch kompatibel sind etc., dann dünnt sich 

das Angebot relativ schnell aus. Am Ende bin ich dann eben doch so weit, dass ich entwe-

der etwas selbst entwickle oder kaufe, weil es für mich um Stabilität geht. Das ist auch 

nicht zu vergleichen, wie das in Diskussionen immer geschieht, mit Open Source. Das sind 

                                            

16  http://www.ibi.tu-berlin.de/projekte/bisherige-projekte/33-klou-klett-online-unterrichtsmodule [06.10.2016] 
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zwei völlig verschiedene Communitylogiken und Geschäftsmodelle, die dem zu Grunde 

liegen. Da geht es auch um Professionalität, wenn ich Softwareingenieure ansehe, die mit 

Open Source entwickeln, die wissen, wo die Leute im Netz unterwegs sind, die sich ihre 

Hilfen ranholen, die auch wissen, dass man sich wechselseitig braucht, um die Dinge wirk-

lich gut lösen zu können. Das ist bei OER so nicht der Fall. So, wie wir Software weiter-

entwickeln, müssen wir Inhalte weiterentwickeln. Und wer passt es an die sich ständig än-

dernden technischen Gegebenheiten an? Für strukturierte und systematische Anforderun-

gen kann OER nicht funktionieren. Es ist kein System, auf dem man die Zukunft aufbauen 

kann.“ (WIS)  

5.3.4. Qualität und Kosten 

 „Das ist der neue Hype. Ich sehe das sehr ambivalent, ich kann die verstehen, die sagen, 

Bildungsinhalte sollen kostenfrei sein und allen zur Verfügung stehen und jeder soll als 

Produzent oder Prosument teilhaben. Wir kennen Projekte, wo die Hoffnung war, die 

Lehrenden greifen nicht nur Inhalte ab, sondern stellen sie auch selbst zur Verfügung; das 

hat in den seltensten Fällen funktioniert - und wenn, wer stellt die Qualität sicher? Wenn 

neue Schulbücher in die Schule kommen, prüft eine Kommission. Diese Prüfrunden fallen 

dann weg, im Wilden Westen des Internets kann jeder anbieten, was er will und jeder 

nutzen, was er möchte. Viele Lehrkräfte sind versiert genug, die sagen, was brauche ich ein 

Buch, ich mache meinen Unterricht selbst und suche mir die Sachen zusammen, die ich 

brauche. Sie nutzen das Internet als didaktischen Steinbruch. Insofern wäre es zu befür-

worten, dass viele qualitativ gute OERs zur Verfügung stünden. Auf der anderen Seite kann 

ich die verstehen, die fragen: Wer stellt denn die Qualität sicher? Sich auf die Community 

zu verlassen, dass sie ausreichend Material zur Verfügung stellt, ist fraglich. Allerdings brin-

gen Bildungsmedienhersteller nur da etwas auf den Markt, wo sie auch Profit vermuten, d. 

h. Nischen und Sparten werden selten bedient. Man wird OER nicht wegdiskutieren kön-

nen, also soll man sie nutzen. Die Herausforderung ist die Qualität.“ (WIR) 

 „Ich bin nicht der total Begeisterte, der sich von OER zu viel erhofft. Ich denke immer an 

die tollen Angebote von Planet Schule (SWR), sie finden aber viel zu wenig Eingang in die 

Schulen. Da frage ich mich, was machen wir mit weiteren OER? Lehrer machen gewiss 

keine schlechten Sachen. Sie tun sich schwer mit der Weitergabe, was auch etwas mit dem 

Urheberrecht zu tun hat. Gravierender finde ich den Aspekt, dass Firmen–Lobbyisten 

schon jetzt OER produzieren. Da ist Qualitätskontrolle aus Sicht der Schule mühsam. Das 

Projekt Klou17 hat frühzeitig die vielfältigen Problemlagen der OER aufgezeigt.“ (ZIV)  

 „Es gibt auch viele OER-Angebote der Medienzentren. Über die Rundfunkanstalten gibt es 

eine ganze Menge an Material und Filmen, das ist nicht ganz OER. Da muss man auch wie-

der differenzieren - was meint man mit OER? Welche CC-Lizenzen stecken dahinter? Da 

gibt es schon eigentlich eine ganze Menge in diesem Bereich. Aber im Sinne von Schul-

buchverlag - OER als hochwertiger Content? Den kann man nicht open produzieren. Der 

                                            

17 http://www.ibi.tu-berlin.de/projekte/bisherige-projekte/33-klou-klett-online-unterrichtsmodule [06.10.2016] 
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ist wahnsinnig teuer und ist richtig anspruchsvoll zu machen. Und ich glaube nicht, dass die 

Qualität auf dem Niveau durch reine Crowdsourcing-Modelle funktioniert. In manchen 

Bereichen bestimmt, aber dass man da jetzt vollständig umsteigt, das halte ich für ziemlich 

naiv. Das ist ja ein gesellschaftspolitischer Diskurs – es gibt nämlich auch Autoren, die da-

von leben wollen und das ist auch ihr gutes Recht und die sollen auch dafür ordentlich be-

zahlt werden. Auch gerne Lehrkräfte, die an einem Schulbuch mitmachen, auch wenn es 

künftig digital ist.“ (WIS). 

 „Das ganze System wird sich in den nächsten Jahren sehr stark verändern. Ich bin eigent-

lich ein Gegner von ‚alles kostenlos im Netz‘. Es entstehen nämlich überall Kosten, die ge-

tragen werden müssen. Und man muss auch an die Qualität denken. Man kann kein Pro-

dukt machen, das hochwertig ist, aber umsonst.“ (WIR) 

 „Es soll auch eine Wertschätzung für die Arbeit geben, die sich die Autoren gemacht ha-

ben, also eine Abgeltungsstunde für Lehrerinnen und Lehrer, da braucht man ein zukunfts-

fähiges Modell. Ein Riesenbeispiel ist Wikimedia, die leben das.“ (ZIV) 

 „Wir wissen, wie schwierig es ist, in größerer Stückzahl qualitativ akzeptable (ich spreche 

nicht von gut!) Materialien zur Verfügung zu stellen. Man muss bedenken: Benötigt wird 

Material für alle Fächer für ein Schuljahr in allen Jahrgangsstufen und Schulformen; wie vie-

le Lehrerinnen und Lehrer müssten für die OER-Produktion aktiviert, koordiniert und 

qualitativ überprüft werden? Außerdem: ein guter Lehrer ist nicht automatisch jemand, 

der seinen Unterricht multimedial und für andere nachvollziehbar gut darstellen kann. Das 

alles geht nicht ohne Geld, das ist Quatsch, denn eine Form der Honorierung erwarten 

die Lehrer; das Prinzip ‚do ut des‘18 können wir vergessen. Die Menschen, die frei verfüg-

bare Materialien anbieten, müssen für ihre Leistung angemessen entlohnt werden.“ (WIS) 

 „Eine Interoperabilität herzustellen zwischen den Verfahren und den Inhalten, das ist eine 

sehr komplexe Materie. Eine Plattform aufzubauen, auf der die Materialien ausgetauscht 

werden können, das ist eine große Herausforderung. Es gibt jede Menge Standardisie-

rungsprozesse, Plattformen mit tausenden Medien… Bei näherem Hinsehen ist man er-

nüchtert!“ (BIL) 

 „Die Urheberproblematik ist lästig, weil man juristische Restriktionen befürchten muss. Es 

sollte frei auf dem Markt erhältliche Programme geben, die in Schule und Hochschule an-

wendbar sind. Es würde eigentlich nur bedeuten, dass das, was gedruckt vorliegt, auch di-

gital vorliegt. Das kann doch nicht völlig umsonst sein! Die OER-Diskussion ist längst nicht 

ans Ende gekommen. OER funktioniert nachhaltig nur, wenn alle Materialienproduzenten 

ihre Aufwände entschädigt bekommen.“ (WIS) 

 „Das ist eher eine rechtliche als eine didaktische Geschichte. Für die Schulen ist die recht-

liche Seite überhaupt kein Thema. Ihnen ist es vollkommen egal, ob ich denen ein Bild mit 

Creative Commons-Lizenz gebe oder eines, das extra gekauft und zur Nutzung übergeben 

wurde. Wir haben eine Mediathek mit den entsprechenden Rechten für die Schule einge-

                                            

18 „Ich gebe, damit du gibst“, siehe http://www.proverbia-iuris.de/do-ut-des/ [06.10.2016] 
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richtet; sie haben Bilder eingebunden, die lizenzrechtlich fragwürdig sind. Die Idee, wir 

machen unsere eigenen Materialien und entwickeln daran gemeinsam weiter, ist momen-

tan in den Schulen nachrangig, denn die Stellung des Lehrbuches ist unumstritten. Die 

Lehrkräfte sind nicht bereit, ihre Materialien uneigennützig in die Öffentlichkeit zu stellen. 

Interessant wäre es, wenn die Bundesrepublik es schafft, mit den Urheberrechten Abhilfe 

zu erreichen. Eine Massenbewegung wird OER jedenfalls nicht.“ (BIL) 

 „Wichtig ist, dass sich um die Lizenzen gekümmert wird und dass es kostenfrei ist. Es gibt 

einiges als Angebot, aber das wird von den Lehrkräften nicht genutzt. Ich spreche für die 

Schulen, aber auch bei den Hochschulen liegt es im Argen. Das sind 2%, die das nutzen, 

und wie man das ändern will, da bin ich überfragt. Wichtig wäre, dass das Thema digitale 

Medien in der Schule auf der Agenda steht, dass es eine Wichtigkeit hat. Aber so lange an-

dere Themen wichtiger sind?! Es gibt, vor allem in den Grundschulen, viele Bedenkenträ-

ger bei der Lehrerschaft. Das ist seit Anfang der 90er Jahre so.“ (WIS) 

 „In Deutschland stellt man generell eine große Abwehrhaltung fest, wenn Materialien von 

dritter Seite kommen. Man traut keinem Kollegen über den Weg. Bevor die sich was an-

gucken, wissen sie schon, dass das nichts taugt, ohne es überhaupt gesehen zu haben. .Ich 

glaube, das Kardinalproblem in der Haltung festgestellt zu haben, dass die Deutschen sich 

sehr schwer tun mit Materialien von dritter Seite.“ (WIS) 

 „Wir haben das immer mal wieder in den letzten 20 Jahren gehabt: Wenn man den Schu-

len nur genügend Technik bereitstellt, dann bietet man mal eine Fortbildung an, dann kön-

nen die Lehrer sich alle ihre Unterrichtsmaterialien selber machen. Das funktioniert nie. 

Das kollidiert auch mit dem Lehrerbild: ein Lehrer, der Materialien bereitstellt, macht das 

zunächst für seinen Unterricht, der macht das aber nicht, um das in seinem Kollegium frei-

zugeben, weil er dann befürchten müsste, kritisiert zu werden.“ (BIL) 

 „OER ist ein überschätztes Thema. Ich bin der Ansicht, dass wir uns nicht vorstellen soll-

ten, dass die Lehrkräfte sich alles zusammensuchen sollten, was dann passt. Sie brauchen 

den roten Faden, wie er in einem Schulbuch dargestellt ist. Ich setze auf digitale Schulbü-

cher, die einen Lehrplan vollständig abbilden, wie das digitale Schulbuch ‚M-Book NRW‘, 

das ist für Geschichte gemacht und vollständig im Internet. Das Bio-Book NRW hat das 

FWU gemacht. Das geht aus von der Kernkompetenz des FWU, von den vielen Unter-

richtsfilmen. Kein Papier mehr, nur noch digital. Das ist die Zukunft statt OER. Es gibt 

auch freie Lernmittel wie z. B. in der learn:line NRW. Wenn einzelne Fachkonferenzen sa-

gen, wir brauchen kein Schulbuch mehr, uns reicht die learn:line, da finden wir alles, was 

wir brauchen, dann müsste man das dokumentieren, welchen Weg eine Fachkonferenz ge-

gangen ist, um ein ganzes Schuljahr abzubilden. Es muss Orientierung gegeben werden, 

damit nicht so ein großer Aufwand betrieben werden muss, um alles für den Unterricht in 

der nächsten Woche zusammenzusuchen.“ (BIL) 

 „Das digitale Schulbuch steht seit längerem in der Diskussion. Die Verlage geben die digi-

tale Kopie mit dem Printangebot raus. Dann kann der einzelne Nutzer digitaler Medien das 

‚dumme digitale Schulbuch‘ nutzen. Das ist nicht die Lösung, aber ein kleiner Schritt. Digi-

tale Schulbücher werden mal anders aussehen. Das liegt auch an Zulassungsbedingungen. 
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Bayern z. B. lässt digitale ‚enhanced‘ Schulbücher nicht zu. Wenn Schulbücher mit Medien 

ergänzt werden, müssen sich die Inhalte gleichen. Bayern hat jetzt immerhin digitale Schul-

bücher dieser Art zugelassen. Der Grund für die Vorsicht liegt in der Frage: Wer schützt 

denn den Schüler im Schulzusammenhang davor, dass der nächste Klick aus dem Digitalen 

Bildungsangebot im Internet noch zur Bildung gehört?“ (WIR) 

 „Die Verantwortlichen für die Finanzen sagen, wir geben nicht mehr so viel aus. Das ist 

fatal. Das sind keine Fachleute für die pädagogische Seite. Wer die Qualität der OER 

kennt...! Die sind in der Regel in Projekten entstanden und müssten weiter gepflegt wer-

den. Die Verlage nehmen den Lehrern das Sichten und Zusammenstellen ab, das ist viel 

Arbeit für die Lehrer, das nachhaltig und professionell zu machen. OER kann eine sinnvolle 

Bereicherung sein, mehr nicht. OER ist curricular nicht ernstzunehmen.“ (WIR) 

 „Ich bin Skeptiker, weil das Thema zu verklärt diskutiert wird. Man glaubt, und das ist in 

der Politik immer so, man reduziert OER auf kostenfreie Bildungsangebote. Das Produzie-

ren von digitalen Medien kostet Geld, das die Länder in die Hand nehmen müssten. Man 

muss vorsichtig sein und prüfen, wer mit welchem Interesse OER ins Netz stellt. Der Staat 

muss die Hand drauf haben, damit Qualität gewahrt ist und Transparenz und Neutralität. 

Man wird schnell an einen Punkt kommen, dass man analog zum Schulbuch Genehmi-

gungsverfahren durchführen muss. Man wird einen Riesenpersonalaufwand betreiben müs-

sen. Das wird nicht durchzuhalten sein. Aber das muss man jetzt bedenken, wenn man 

OER fordert. Ich hoffe, dass es ein Gremium geben könnte, das sozusagen Unbedenklich-

keitsbescheinigungen oder ein Siegel bei soliden Anbietern ausstellt, sozusagen eine URL-

Überwachung. Man muss der Politik vermitteln, dass Kostenfreiheit nur beim letzten 

Schritt erfolgt, der Übergabe an die Schulen. Vorher entstehen Kosten, die getragen wer-

den müssen.“ (BIL) 

 „Wir haben Plattformen im Internet, die Dienste anbieten, die kostenlos genutzt werden 

können, die von Schulen gern genommen werden. Die fangen dann irgendwann an sehr gut 

zu laufen und nachgefragt zu werden. Plötzlich verlangt der Betreiber Geld dafür. Das glei-

che könnte auch bei OER passieren. Wie lange ist das wirklich kostenfrei, was im Internet 

bereitgestellt wird? Gibt es Checklisten oder Prüfroutinen, die auch die urheberrechtli-

chen, jugendschutzrechtlichen und fachlichen Richtigkeiten mit prüfen und dann ein Quali-

tätssiegel verleihen?“ (BIL)  

 „Befürchtungen werden geäußert, dass mit OER ein gigantischer Begutachtungsmechanis-

mus in Gang gesetzt wird. Maßstab sind hierfür die Begutachtungen von Schulbüchern in 

16 Bundesländern. Diese werden aber nur bei Neuauflagen oder Neueinführungen alle 

paar Jahre fällig. Bei OER würde das vermutlich anders sein, weil die davon leben, in einem 

fließenden Prozess überarbeitet werden zu können. Da spielt die Community eine große 

Rolle. Man setzt auf die Schwarm-Intelligenz als einem wichtigen Teil der Qualitätssiche-

rung.“ (WIS)  

 „OER haben fantastische Inhalte, auch durchaus für Schule geeignete, denn das Netz ist 

voll mit allem Möglichen. Darunter sind Inhalte, die von öffentlichen Institutionen entwi-

ckelt worden sind, von Stiftungen, von Universitäten. Die sollten wir verstärkt einbezie-
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hen. Das bedeutet, dass man sie für Lehrkräfte überschaubarer, transparenter, sortierter, 

vielleicht auch zertifiziert zur Verfügung stellen sollte. Es gibt andere die sagen, es wider-

spricht der Netzlogik, einen staatlichen Stempel auf Materialien zu setzen, weil sie sich 

verändern. Lehrer brauchen in jedem Fall eine Orientierung um zu wissen, was sie guten 

Gewissens nehmen können, wo sie nicht lange nach suchen müssen. Dann bieten OER 

großes Potenzial. Andererseits muss man sehen, sie sollten tunlichst nicht dazu führen, 

dass keine Gelder mehr bereit gestellt werden für die Beschaffung von spezifisch erstellten 

didaktischen Materialien, die natürlich Geld kosten.“ (BIL) 

 „OER ist keine grundsätzliche Lösung. Mir ist ja z. B. unverständlich, dass Materialien, die 

öffentlich-rechtliche Sender machen, in den Mediatheken nicht unbegrenzt zur Verfügung 

stehen, sondern nach einer Zeit wieder rausgenommen werden müssen. Das wurde doch 

mit öffentlichen Geldern bezahlt.“ (BIL) 

 „OER finde ich gut. Ich dränge darauf, dass das FWU den konkreten Auftrag bekommt, 

das zu bündeln.“ (BIL) 

5.3.5. Reglementierung als Bremse 

 „OER steht da als Forderung, dass im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel ein 

Schwerpunkt gesetzt werden soll. Wahrscheinlich kommen wir an den Punkt, dass der 

Bund sagt, wir können vielleicht die rechtlichen Rahmenbedingungen schaffen, z. B. Ände-

rung des Urheberrechts. Reglementierung wegen Urheberrecht? Wie dürfen digitale 

Schulbücher verwendet werden? Das ist alles so stark reglementiert, dass es schwierig ist, 

damit optimal zu arbeiten.“ (ZIV)  

 „Es funktioniert nicht so, dass Deutschland das Urheberrecht umbaut, sondern Lehrer 

müssen lernen das Urheberrecht zu wahren! Es muss sich in puncto digital anpassen. Es 

darf aber nicht sein, dass man mit allem alles tun kann. Aber Lehrer können bislang teil-

weise gar nicht anders handeln, als das Urheberrecht zu brechen, da es keine Lizenzver-

einbarungen gibt.“ (WIR) 

 „Ich bin da sehr offen, um Bildungsinhalte frei zugänglich zu machen. OER sollte vorange-

trieben und mehr rechtliche Sicherheit als Gelingensbedingung geschaffen werden. OER ist 

als erste Option zu verankern. Die Frage der bestehenden Strukturen in der Verlagsland-

schaft und der dort vorhandenen Interessen schafft Probleme. Da wird man auf Kompro-

misse hinarbeiten müssen.“ (ZIV)  

 „OER ist ein Buzzword. Freie, durch Lehrerinnen und Lehrer entwickelte Unterrichtsma-

terialien gibt es schon lange! Das Netz ist voll davon. Durch die sozialen Medien kann man 

die Materialien austauschen, das ist ein Kinderspiel und viele Lehrer tun das. Es gibt Platt-

formen, auch von Verlagen und bei den Medienzentren. Meines Erachtens besteht keine 

Notwendigkeit, das nochmal besonders zu akzentuieren. Denn dann entsteht die Frage: 

Soll der Staat auch ein Instrument der Kontrolle machen? Denn die freien Materialien sind 

ja nicht evaluiert und kontrolliert - ganz anders als bei Schulbüchern! Möchte der Staat 

kontrollieren, ob das methodisch-didaktisch gut und richtig ist? Die Gefahr, die ich bei 

OER sehe, ist die Kontrolle. Sobald der Staat reingrätscht, macht er aus der Verantwor-
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tung gern Kontrolle. Bei allen Plattformen von OER, die ich kenne, gab es früher oder spä-

ter Kritik an der Qualität und es wurden Kontrollinstrumente eingeführt und das wird der 

Staat auch tun müssen. Die Papiere, die es zu OER gibt, die Ideen werden nur funktionie-

ren, wenn man die Verlage und die Autoren enteignet, sonst hat man gar nicht genügend 

Stoff, und das wird m. E. nicht stattfinden. Außerdem: der Lehrerberuf ist ein Fulltime-Job 

- alleine das Unterrichten! Und Materialerstellung ist mühsam. Es wird den Staat viel kos-

ten, nämlich mehr Lehrerstellen, ungeheuer mehr Lehrerstellen. Meine Empfehlung: OER 

beiseitelegen, nicht stark fördern.“ (WIR) 

5.4. Ein bildungsfreundliches Urheberrecht  

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, den Schwerpunkt zu setzen bei 

„der Arbeit an einem bildungs- und forschungsfreundlichen Urheberrecht als Grundlage der 

digitalen Lehrmittelfreiheit sowie damit verbunden der Einführung einer einheitlichen Bil-

dungs- und Wissenschaftsschranke“19 Auf unsere Frage im Interview „Was stellen Sie sich 

unter einem bildungsfreundlichen Urheberrecht vor?“ haben gut zwei Drittel der Befragten 

eine Meinung, die aber ist ziemlich eindeutig: Im Zeitalter der Digitalisierung muss über ur-

heberrechtliche Bestimmungen im Bildungssektor Konsens bei allen Akteurinnen und Akteu-

ren – seien es Personen oder Institutionen – herrschen. Dies ist offensichtlich nicht gegeben 

in der gegenwärtigen Situation, die als suboptimal empfunden wird, in der das Urheberrecht 

von der großen Mehrheit der Interviewpartner als Hindernis und als revisionsbedürftig gilt.  

Es geht auf der Metaebene um die Wahrung des Urheberrechts. Praktisch aber bewegt die 

Experten die Frage, welche Kosten von wem bei der Nutzung, Überarbeitung und Weiter-

verarbeitung von Bildungsmedien zu begleichen sind. Auch geht es um Regressforderungen 

an Lehrpersonen und Bildungseinrichtungen für den Fall des nicht rechtskonformen Verhal-

tens in (Hoch-)Schule und Unterricht.  

 „Wie kriege ich das mit dem Urheberrecht hin, dass alle alles umsonst nutzen dürfen? Das 

ist die spannende Frage.“ (BIL)  

 „Natürlich brauchen wir ein bildungsfreundliches Urheberrecht Wenn Urheber ihre Mate-

rialien zur Verfügung stellen sollen, müssen sie entsprechend honoriert werden. Man kann 

nicht sagen: Alles, was bildungsrelevant, ist: ‚for free‘. Dann werden wir nicht die Qualität 

haben, die wir wollen. Wir werden entsprechende Lizenzmodelle brauchen, die so ge-

strickt sein müssen, dass nicht jede Schule oder jeder Schulträger immer neu aushandeln 

müssen, sondern dass man eine unbeschränkte Nutzung vereinbaren kann. Wenn die Län-

der massiv in die Contenterstellung einsteigen würden, und das über Landesserver zur 

Verfügung stellten, dann hätte man die Möglichkeit, das für Schulen – aber nicht für den 

Steuerzahler! – ‚for free‘ zu machen. Aber es wird sich nicht aus einer noch so begeister-

ten Community eine flächendeckende Materialversorgung ergeben. Wenn man flexible 

Nutzungsmodelle schafft und rechtssicher etabliert, dann muss es Musterverträge oder –

                                            

19 Deutscher Bundestag: Drucksache 18/4422, S. 4  
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lösungen oder Verwertungsvereinbarungen geben, die die einzelne Schule entlasten.“ 

(WIR) 

5.4.1. Problemlage mit unterschiedlichen Akzentuierungen 

In den folgenden Texten wird die Problemlage aus unterschiedlichen Perspektiven beschrie-

ben. In den beiden folgenden Beiträgen wird deutlich, dass die Unsicherheit der Lehrkräfte 

auch mit der fehlenden Medienkompetenz zusammenhängt, die immer auch Kenntnisse über 

die rechtlichen Implikationen von Mediennutzung und –gestaltung umfasst. 

 „An sich ist das Urheberrecht im Bildungsbereich mit Sonderregelungen ausgestattet, es 

gibt § 52b, Sonderrechte für Wissenschaft, Forschung, Bildung. Gleichzeitig gibt es Gren-

zen. Beim Urheberrecht stößt man an die Grenzen dessen, was praktisch möglich ist. Der 

Verband Bildungsmedien hat zusammen mit den Kultusministerien Regeln erarbeitet, was 

z. B. kopiert werden darf, wie oft, in welchem Umfang etc. Genauso schwierig wird es bei 

digital angebotenen Medien. Wie kann man die Verbreitung in einer Schule so gestalten, 

dass alle Rechte gewahrt sind, dass die einen auf ihre Kosten kommen und die anderen 

nicht zu sehr behindert werden? Das ist für mich nicht das vordringlichste Problem an der 

Sache, lass uns erstmal andere Baustellen lösen, dann wird sich das Urheberrecht von al-

leine anpassen. Warum soll man den gesetzlichen Rahmen regeln, wenn noch nichts pas-

siert. Umgekehrt haben viele Lehrkräfte Ängste, digitale Medien zu nutzen, weil sie nicht 

wissen, wie die Rechtslage ist. Es gibt einfache Anwendungen beim Verband Bildungsme-

dien, das ist so schwer nicht Das Urheberrecht ist nicht das Problem, sondern die Medi-

enkompetenz der Lehrkräfte: Was darf ich? Darf ich fotografieren, wen ich will? Darf ich 

ins Netz stellen, was ich will etc.? Es sind diese Hürden, die die Leute in der Praxis hin-

dern, Medien einzusetzen.“ (WIR) 

 „Wenn Materialien für die Schule bereitgestellt werden, dann müssen Lehrer und Schüler 

mit den Materialien auch alles machen können, z. B. einen Film zerschneiden, eigene Ele-

mente hinzufügen. Aber das sind sehr wenige Rechteinhaber, die das sagen, Man muss das 

Urheberrecht im Unterrichtskontext sehen, da darf es keine Beschränkungen geben, erst 

wenn man es in der Öffentlichkeit bereitstellt. Aber das ist auch eine Frage der Medien-

kompetenz: Was darf man?“ (BIL) 

Das Lernen mit digitalen Medien unterscheidet sich von dem Lernen in vordigitalen Zeiten. 

Dem potenziell freien Umgang in der Nutzung und Gestaltung von Medien sind urheber-

rechtliche Grenzen gesetzt. Die dadurch vorhandenen Hindernisse lassen sich nicht von der 

einzelnen Lehrkraft überwinden, sondern dafür bedarf es der entsprechenden gesetzlichen 

Entscheidungen und vertraglichen Vereinbarungen auf höherer Ebene. 

 „Es muss verstanden werden und zur digitalen Kompetenz dazugehören, dass ein Urheber 

eine Kompensation für seine Leistung erhält. Man muss weiterhin verpflichtet sein, Rechte 

zu vergüten. Das darf nicht ausgehebelt werden. Aber es darf nicht sein, dass kulturelle In-

halte artifiziell mit einer Kompensation belegt werden. Immer die Frage: Woran macht 

man das fest? Man kann mit DRM (Digital Rights Management) wunderbar Lizensierung 

abwickeln. Welche kritischen Fragen des Urheberrechts haben in der digitalen Welt über-
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haupt noch Bestand? Wenn ich einen Schutz aushebele, dann ist das illegal. Wenn ich als 

Schule digital kaufe, dann zahle ich eben den Klassensatz. Man muss auf die Lizenzen 

schauen. Die Problematik sind eher die richtigen Rahmenbedingungen für digitale Medien 

in der Schule, damit die Nutzung digitaler Medien schulweit stattfindet. Das umfassende 

Commitment fehlt und dann machen sich Lehrkräfte auf den eigenen Weg und kopieren 

mangels Geld. Man muss Rahmenbedingungen für legale Nutzung schaffen. Das darf aber 

nicht Auswüchse annehmen, dass beispielsweise für den Abdruck eines Volksliedes 10 

Cent von jedem eingesammelt werden müssen.“ (WIR) 

 „Der Ausdruck ‚bildungsfreundliches Urheberrecht‘ ist Quatsch, das kann nur von Leuten 

kommen, von Fans der OER aus dem Hochschulbereich. Die Schule ist verschult, die 

braucht Verlässlichkeit. Das Recht in der jetzigen Form ist anwendbar. Es wird kritisiert, 

zu Recht, dass das Nutzungsverhalten bei digitalen Medien nicht abgebildet wurde, also bei 

online und digitaler Verbreitung. Ich verweise auf eine Veröffentlichung von Richard Malka, 

ein französischer Jurist, der für Charlie Hebdo arbeitet, ein Papier von 15 Seiten, das hätte 

ich gerne geschrieben: „Wer sich gratis bedient, begeht Diebstahl. 2015: Das Ende des 

Urheberrechts?!“ 20 (WIR) 

 „Es muss Schulen und auch Kitas ermöglichen, die Zugänge so zu schaffen, dass Schülerin-

nen und Schüler direkten Zugriff haben. Natürlich müssen die Urheber einen Anspruch auf 

Vergütung haben, aber da muss man stärker zu pauschalen Regelungen kommen. Vielleicht 

dass die Kultusministerien dafür sorgen, so dass nicht die Einzelschulen und -Lehrer einge-

schränkt sind. Ich glaube, dass man das lösen kann.“ (ZIV)  

Diese Experten schildern unterschiedliche Auswirkungen aus der urheberrechtlichen Situati-

on, die als Hindernis im Schulalltag empfunden wird, aber sie formulieren auch Erwartungen 

aus Nutzersicht: 

 „Es ist festgestellt worden, dass die CC-Lizenzen für den Bildungsbereich suboptimal sind. 

Da wurde gefordert, es müsste ein Urheberrecht für den Bildungsbereich gemacht wer-

den. Das aktuelle Urheberrecht ist wohl ein Hindernis im Schulalltag. Ein Stichwort: Ver-

wenden eines Films oder einer DVD in der Schule: Ist das eine öffentliche Vorführung und 

verletzt eine Lehrkraft damit schon das Urheberrecht? Da muss wahrscheinlich noch erst 

neues Recht geschaffen werden.“ (BIL) 

 „Das Urheberrecht ist ein großes Hindernis. Wenn es gelänge, da Lösungen zu finden, die 

sich nicht gegen die Entwickler richten, das würde die Schule aus dem Geruch der Illegali-

tät führen. Das ist für manche Lehrkräfte ein Problem: Sie machen so lange nichts, bis sie 

auf der rechtsicheren Seite sind.“ (BIL) 

 „Eine einfachere Kennzeichnung von Medien im Sinne der Verwendbarkeit ist nötig. Der 

Nutzungsumfang muss das Verändern im Unterricht zulassen, wo es geht. Das ist alles 

sehr komplex und für die Praxis überfordernd. Aber gute Bildungsmedien kosten Geld! 

Die Werkschaffenden müssen auch leben, und das muss deutlich sein, dass nicht alles um-

                                            

20 http://www.boersenblatt.net/media/747/Richard Malka_dt.pdf (sic!) [06.10.2016] 
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sonst sein kann. Aber ein Höchstmaß an Kreativität muss gewährleistet sein. Und die Me-

dien sollten möglichst plattformübergreifend einsetzbar sein. Ich habe Verständnis für Ver-

lage, die ihre Angebote nur bei sich hosten wollen, aber im Sinne des Austausches wün-

sche ich mir plattformübergreifend Angebote.“ (BIL) 

5.4.2. Interessengegensätze zwischen Medienanbietern und Nutzern 

Die Auffassung, dass ein „anderes Recht“ für den Bildungsbereich gelten müsse, findet Zu-

spruch, häufig gepaart mit offen oder verklausuliert vorgetragener Ablehnung, die Interessen 

der Verwerter (z. B. Verlage) anzuerkennen. Die folgenden Beiträge stehen hierfür exempla-

risch: 

 „Ich bin der Meinung, dass es für den Bildungsbereich ein anderes Recht geben muss. Das 

ist m. E. kein Urheberrecht, sondern ein Verwertungsschutzrecht. Es werden nicht die ei-

gentlichen Urheber belohnt, sondern die, die damit Profit machen möchten. Dafür habe 

ich ein geringes Verständnis. Dass der Autor einen Anspruch hat, will ich nicht in Abrede 

stellen. Nur die wirtschaftliche Verwertung sollte eine Grenze finden bei Universitäten 

und Schulen. Der wirkliche Urheber sollte entschädigt werden, wenn das Werk nicht kos-

tenfrei entstanden ist.“ (BIL) 

 „Es wird gemeint, dass man zitieren kann ohne zu bezahlen? Aber Autoren wollen Vergü-

tung und das ist richtig. Einigen ist das egal. Wenn man das aushebelt, weiß ich nicht, wie 

viele Autoren noch bereit sind, gute Materialien zu machen.“ (WIR) 

 „Da muss man einen Weg finden, wie die Materialhersteller, die Geld nicht mit Unterricht 

verdienen, zu ihrem Geld kommen. Unterrichtsmedienhersteller sollen auch verdienen 

können. Idealerweise gibt es eine Lehrerplattform, auf der erklärt wird, was man wie nut-

zen kann. Natürlich soll man gerade in der Closed Group vieles frei nutzen können, aber 

z. B. einen Film zeigen, der für Unterricht gemacht wurde, aber an dem ich nicht die Rech-

te habe? Das ist doch eigentlich kriminell!“ (WIR) 

 „Man sieht an aktuellen Entwicklungen in den Unis, dass die Schranken beginnen sich auf-

zulösen. Das wird dazu führen, dass die Verlagslandschaft reduziert wird. Aber ein ähnli-

cher qualitativer Ersatz ist nicht da. Die Freiheit, die man erwartet, das wird Apple freuen, 

ist ein kurzfristiger Gewinn. Das ist ein Gastgeschenk an Apple und Co.! Aber die Qualität 

ist nicht mehr aufrechtzuerhalten. Da werden mir viele Profs widersprechen. Aber ich sa-

ge: Bitte vorher nachdenken und nicht für kurzfristigen Vorteil handeln!“ (WIR) 

 „Entsprechend den Vereinbarungen mit der KMK, die gut sind, können 12% aus jedem 

Schulbuch oder 20 Seiten in Klassenstärke kopiert werden. Sollte das grundlegend geän-

dert werden, geht das an die wirtschaftliche Basis der Schulbuchverlage, dann wird es die 

nicht mehr geben. Es gibt zwei Bestrebungen: die einen meinen, man sollte den Wissens-

fluss nicht beschränken, die anderen, es muss etwas gezahlt werden.“ (WIR) 

 „Die Tücken liegen beim Einholen aller Rechte von allen Beteiligten. Das Problem: Ab 

wann stimme ich als Urheber nicht mehr zu in einer Kette von Überarbeitungen? Das Ur-

heberrecht soll Werke schützen, es behindert aber die Weiterverarbeitung. In der Schule 
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wird aus vorhandenen Materialien Neues geschaffen. Kann man aber das neu geschaffene 

Werk weiterleiten? Kann man eine goldene Brücke schlagen?“ (BIL) 

Die strittige Frage ist für manche Experten, ob Unterricht als nicht-öffentliche oder als öf-

fentliche Veranstaltung zu gelten habe. Öffentlich ist überhaupt ein wichtiges Stichwort, denn 

auch die Sendungen der öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten müssten nach Meinung von 

Experten kostenfrei genutzt werden. 

 „Das Urheberrecht gehört zu den Katastrophen im Schulbetrieb. Es gibt Urheberrechts-

fortbildung an den Schulen, 60- bis 90minütig. Nach einem Drittel der Zeit reagieren die 

meisten mit totaler Ablehnung: ‚Dann machen wir eben nichts mehr!‘ Das Grundproblem 

beim Urheberrecht ist die nach wie vor ungeklärte Frage, ob Unterricht eine öffentliche 

Veranstaltung ist oder nicht. Wenn Unterricht als nicht-öffentliche Veranstaltung dekla-

riert würde, dann würde das Urheberrecht überhaupt nicht gelten und wir hätten kein 

Problem. Das Urheberrecht muss bildungstauglich angepasst werden. Alles was mit öffent-

lichen Mitteln gefördert und entwickelt wurde, muss kostenfrei genutzt werden können, z. 

B. die Freigabe aller Sendungen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und Fernsehens für 

öffentliche Nutzung, d. h. auch in Schulen und Hochschulen.“ (BIL)  

 „Seit langem wünsche ich mir eine Liberalisierung für den Bildungsbereich, besonders für 

die Schule, so wie das in anderen Ländern durchaus üblich ist, dass veröffentlichte Inhalte 

für den Bildungsbereich kostenfrei genutzt werden können, besonders von öffentlich-

rechtlichen Einrichtungen, nämlich von Fernseh- und Rundfunkstationen. Bei Printpublika-

tionen ist eine Grauzone. Hier würde eine Aktualisierung und eine Anerkennung der Ent-

wicklungen im medientechnologischen Bereich und deren Berücksichtigung im rechtlichen 

Bereich eine wesentliche Besserung bringen.“ (BIL) 

5.4.3. Lösungsansätze 

Welche Ansichten werden hinsichtlich der Lösung des Urheberrechtproblems vertreten?  

 „Ein restriktives Urheberrecht, was die Nutzung, die Verbreitung oder die Veränderung 

deutlich einschränkt, entspricht nicht dem, was in der Bildung gebraucht würde. Wenn ein 

Land sich entscheidet, eine Umgebung im Internet bereitzustellen, die der Mediendistribu-

tion von urheberrechtlich und lizenzrechtlich geschützten Medien dient, dann kostet das 

viel Geld, aber es ist m. E. der einzige Weg, um in einer rechtlich sauberen Weise diese 

Medien zu nutzen und gleichzeitig den Qualitätsaspekt im Auge zu behalten.“ (BIL)  

 „Soweit ich weiß, ist dieses Thema in Skandinavien gar kein Thema, da Schulen für Bil-

dungszwecke dort alle Medien nutzen und weiter verarbeiten können, weil der Staat eine 

pauschale Mediennutzung für den Bildungsbereich bezahlt. Eine vergleichbare Regelung 

wünsche ich mir für die Bundesrepublik. Die Grauzone ist der Klassenraum, zugleich ist 

eine Veröffentlichung der Lernergebnisse auf dem Schulserver verboten. Diese Situation 

führt bei einer großen Anzahl von Lehrkräften zu einer Ablehnung, um sich nicht strafbar 

zu machen. Eine Lösung wäre, dass der Staat für den Bereich Bildung eine pauschale Be-

zahlung der Nutzungsrechte von Medien übernimmt.“ (BIL) 
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 „Ich hatte mal Kontakt mit einem Schulbuchverlag, da ging es darum, kann man einen Text 

des digitalen Schulbuchs von Schülern umschreiben lassen? Notizen daran machen? Das 

Urheberrecht verhindert das. Allerdings ist das Urheberrecht Zivilrecht, da können Pri-

vate untereinander alles vereinbaren, da kann ja jeder einfach die entsprechende Lizenz 

vergeben, dann passt das. Aber ich kann mir vorstellen, in Deutschland ist das Default sehr 

restriktiv gesetzt - wenn ich nichts sage, bleiben alle Nutzungsrechte beim Autor, das 

könnte man umdrehen.“ (ZIV) 

Radikal erscheint auf den ersten Blick dieser Lösungsvorschlag:  

 „Es geht um Fragen der Finanzierung. Das bestehende System des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks könnte beispielhaft sein. Man zahlt also eine Art Bildungspauschale, wie auch 

immer man das nennen möchte.“ (ZIV)  

5.4.4. Erwartungen an den Bund 

Der Bundestagsbeschluss trifft in der Frage des bildungsfreundlichen Urheberrechts unmit-

telbar die Kompetenz des Bundesgesetzgebers. Auf Bundesebene müssen Konsequenzen 

gezogen werden, um Rechtssicherheit für alle Handelnden auf allen Ebenen im Bildungswe-

sen für das Lehren und Lernen sowie für das Kommunizieren und Gestalten mit digitalen 

Medien und Werkzeugen herzustellen. 

 „Erwartet wird eine transparente und halbwegs einheitliche Schrankenregelung, die nicht 

alles für Bildung freischalten muss, aber klare Schranken setzt. Das ist für Lehrkräfte schon 

kaum durchschaubar, was gilt und was nicht. Das andere Problem ist, dass sich die digitale 

Welt viel schneller entwickelt, als ein Recht hinterherkommt. In den 80ern war es fast 

nicht möglich dagegen zu verstoßen. Man kaufte sich so ein Ding und kam auch anders 

nicht ran. Das ist heute so anders, dass die Praxis nicht mehr vom Recht abgedeckt wird, 

was auch zu kompletter Rechtsunsicherheit führt. Da sollte der zuständige Bundesgesetz-

geber der Motor sein, indem er in Absprache mit den Experten ein bildungsfreundliches 

Urheberrecht schafft.“ (BIL) 

 „Es gibt viele Unsicherheiten und falsche Verständnisse bei den Lehrerinnen und Lehrern. 

Das Feld an Lehrmitteln sollte breiter und offener werden und Mittel vom Bund wären da 

gut. Der Vorteil wäre, dass die Lehrer leichter Inhalte nutzen können, die man sicher ver-

wenden kann. Bei der Digitalen Bildung brauche ich Content als Präsentationen, Filmchen, 

und daraus entsteht wieder Content, den man in der Schulcloud veröffentlichen kann. Da 

ist man mit dem Veröffentlichungsrecht konfrontiert.“ (ZIV) 

 „Das hat europäische Dimensionen, z. B. wenn ein Englischlehrer einen Artikel aus dem 

Guardian nimmt. Das Urheberrecht muss verbessert werden, damit Lehrer von ein-

schränkenden und ressourcenfressenden Tätigkeiten und Regelungen befreit sind. Da ist 

das Bundesjustizministerium gefordert. Die Digitalisierung setzt neue Maßstäbe.“ (BIL) 

 „Das Einzige, was der Bund unmittelbar mit seiner Kompetenz regeln kann, ist das Urhe-

berrecht. Das ist für mich der wichtigste Aspekt des Beschlusses. Wenn dieses im Sinne 
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der Schulen verändert werden würde, um den Lehrern mehr Rechtssicherheit zu geben, 

dann wäre das ein großer Fortschritt.“ (BIL) 

5.5. Informatikunterricht ab der Grundschule 

Gut vier Fünftel der Experten beantworten die Frage, ob Informatikunterricht schon ab der 

Grundschule stattfinden soll. Der entsprechende Passus im Bundestagsbeschluss „Die Förde-

rung eines zeitgemäßen und altersgerechten Informatikunterrichts ab der Grundschule“21 

begründet sich mit dem Wortlaut in dem Koalitionsvertrag der Regierungsfraktionen.  

Die Frage wurde von der großen Mehrheit der Experten verneint. Kein eigenes Fach, wohl 

aber informatikbezogene Inhalte in bestehende Fächer homogen integrieren – das ist die 

mehrheitsfähige Auffassung der Experten. Selbst die Vertreter der Fach-Lösung sind relativ 

konziliant; ihr Wunsch nach einem eigenständigen Fach Informatik ist mit „ja, aber“ zu cha-

rakterisieren. Im Vergleich zu den vorhergehenden Fragekomplexen ist das Aufgeregtheitsni-

veau hier relativ niedrig. Immerhin wird über diese Frage schon seit über drei Jahrzehnten 

diskutiert, in den ersten Jahren allerdings mit unverkennbarer, auch persönlicher Härte und 

heftigen Emotionen. Unter den jetzt vorgetragenen Argumenten war kaum eins, das nicht 

schon bekannt wäre, das heißt aber nicht, dass die Luft aus der Diskussion heraus ist. 

Zumeist zeigen die Argumente, welchem „Lager“ der jeweilige Gesprächspartner zuzuord-

nen ist: klassischer Medienpädagoge, Verfechter der digitalen Medienkompetenz, fachdiszipli-

när oder überfachlich orientierter Mediendidaktiker oder Informatiker – wenngleich die 

Übergänge fließend sind. Die nachfolgenden Statements sind unkommentiert, thematisch 

gruppiert wiedergegeben. Sie sprechen für sich, wie z. B. diese isolierte, mutige Meinung:  

 „Ich bin grundsätzlich gegen Fächer. Eher sollte man themenorientiert arbeiten und ne-

benher Medien in das Lernen einbinden. Weg vom Fach hin zu kreativem, problembezo-

genem Denken. 21st Century Skills müssen Einzug halten.“ (ZIV)  

5.5.1. Grundsätzliches 

 „Hieran scheiden sich die Geister, denn was unter Informatikunterricht verstanden wird, 

ist doch sehr unterschiedlich. Wenn ein Wirtschaftsminister auf dem IT-Gipfel in Hamburg 

fordert, lasst doch lieber eine Fremdsprache weg und die Kinder und Jugendlichen eine 

Programmiersprache lernen, dann ist das nicht richtig, denn eine Programmiersprache lebt 

auch nicht ewig. Es wird oft mit der Erwartung verbunden, im Informatikunterricht er-

wirbt man die digitalen Kompetenzen für eine IT-Ausbildung Wenn ich Informatikunter-

richt verbindlich mache, muss ich irgendetwas an vorhandenen Inhalten aus den Schulen 

tilgen. Man bietet Informatikunterricht im Wahlbereich an, sollte den auch stärken und 

darüber hinaus Curricula entwickeln, in denen schon in den Klassen ab 5 Verständnis ge-

weckt wird für informatische Systeme. Das gehört mit zur Allgemeinbildung. Was in der 

Grundschule passiert, ist kein Fach Informatik, sondern es sind eher spielerische Formen z. 

                                            

21 Deutscher Bundestag: Drucksache 18/4422, S. 5 
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B. LEGO-Mindstorms, visuelle Programmierung, Grundprinzipien des Algorithmus. In alle 

Schul- und Studienfächer sollten informatische Inhalte eingebunden werden, aber nicht In-

formatik pur. Hinter der Forderung steht die Auffassung in der Wirtschaft, wenn ein Fach 

vorhanden ist, hat man fachliche Zuständigkeiten, Verantwortlichkeiten und Rechtssicher-

heiten. Dann aber braucht sich kein anderer Lehrer zu befassen. Informatische Inhalte 

müssen homogen mit einem Fach verknüpft werden, denn es bestehen Unterschiede z. B. 

zwischen Naturwissenschaften und Sprachen.“ (BIL) 

 „Ich finde den Begriff Informatikunterricht ein bisschen verbraucht, da mit ihm gewisse 

Dinge konnotiert werden. Natürlich würde es nicht schaden, wenn alle ein Fach Informatik 

hätten und ein Fach Wirtschaft. Vielleicht ist der Begriff Informatik nicht der passende. 

Vielleicht geht es auch nicht um ein eigenständiges Fach, sondern eher darum, dass diese 

Themen überall querschnittartig bearbeitet werden, in verschiedenen Fächern, wo es eben 

passt. Das erfordert, dass es in schulinterne Curricula eingebunden wird. Dann ist aber 

noch die Frage, ob man nicht besser ein Fach Digitalkunde oder so etwas schafft. Da sind 

beide Wege denkbar. Langfristig ist die Integration in die bestehenden Fächer wichtiger 

und nachhaltiger. Auf jeden Fall darf Informatikunterricht nicht beim Programmieren hän-

gen bleiben. Es geht um ein umfassendes Verständnis von der Digitalisierung und was mit 

Daten passiert und wie man sich selbstbestimmt und autonom im digitalen Raum bewegen 

kann. Das hat sehr viele gesellschaftskundliche Aspekte. Es geht um eine umfassende Me-

dienkompetenz.“ (ZIV)  

 „Bei der digitalen Agenda gab es eine Dominanz wirtschaftlicher Aspekte, das sieht man 

auch daran, dass Minister Dobrindt die Federführung hat, dass also ein umfassendes Ver-

ständnis von Medienbildung auf der Strecke bleibt. Zum Beispiel in dem Aspekt Informa-

tikunterricht ab Grundschule, da nimmt man Bezug auf Entwicklungen in Großbritannien, 

und daran zeigt sich, dass man zurückfällt hinter das Konzept der KMK von 2012. Man 

sollte das nicht als eigenständigen Informatikunterricht machen, sondern diesen integrieren 

in ein umfassendes Verständnis von Medienbildung.“ (WIS) 

5.5.2. Medienkompetenz vs. Informatik 

 „Als das immer wieder als Forderung aufkam, hatte ich ursprünglich die Auffassung, dass 

gar nicht Informatik gemeint wäre, sondern Medienkompetenz. Aber die Verbände schei-

nen so viel Druck zu machen, was den Nachwuchsmangel angeht, dass sie wirklich Infor-

matik meinen. Wir müssen darüber mit Experten reden und die Frage beantworten, wel-

cher Teil der Informatik gehört zur Allgemeinbildung. Das können Algorithmen und Da-

tenstrukturen sein. Es kann sein, dass das richtig ist. Es gibt eine Idee, von der ich nicht 

weiß, ob die schon mal jemand gedacht hat. Es wird ja allgemein, wenn es um Fach-

lehrermangel geht, vom MINT-Bereich gesprochen. Wenn man davon das M wegnimmt, 

dann bleibt INT übrig. Dann könnte ich mir vorstellen, dass das ein neues Fach würde. Es 

gab schon mal das Fach Naturwissenschaften, ganz kurz nur, dann kam ein Regierungs-

wechsel und es wurde wieder abgeschafft. Wenn man zu den Naturwissenschaften Infor-

matik und Technik hinzunimmt, dann könnte ich mir vorstellen, dass man das sehr nah an 
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den Lebenswirklichkeiten der Jugendlichen organisieren kann. Das würde zu Deutschland 

4.0 passen. Dafür wäre die Lehrerschaft nicht schnell zu begeistern, weil sie zu sehr in ih-

rer Fachmannschaft verharrt. Das ist ein Problem, das kennen wir gerade an den Gesamt-

schulen bei der Entwicklung von integrierten Fächern. Da tun sich die jeweiligen Fachlehr-

kräfte sehr schwer, das Konzept umzusetzen. Das liegt auch daran, dass Lehrkräfte nicht 

gern im Team arbeiten.“ (BIL) 

 „Letztendlich ist es eine semantische Herausforderung: Was ist Informatik? Ich bin der 

Überzeugung, dass ich ein gewisses informatisches Denken anbahnen kann, z. B. beim Auf-

bau des Lego-Roboters mit einer kleinen Ablaufsteuerung. Das ist aber nicht das, was wir 

klassischerweise in den Informatiklehrbüchern finden. MIT-Untersuchungen haben gezeigt, 

dass Kinder mit einer passenden Programmiersprache ein Verständnis dafür bekommen, 

was Eingabe – Verarbeitung – Ausgabe ist. Das ist schon informatisches Denken. Es ist hier 

ein begreifendes Lernen gefragt, das gilt übrigens für den gesamten MINT-Bereich, das da-

zu führt, dass die Dinge Freude machen. Ich möchte die Maker-Culture und die Maker-

Movement mehr in der Schule haben. Das hier geforderte Denken kommt dem MINT-

Bereich zugute. Das ist das Problem mit den fächerlichen Verortungen, pardon: mit den 

Fachverortungen. Was wir brauchen, ist auch eine Einschätzung der Technikwirkungen auf 

die Gesellschaft. Wir haben einen wahnsinnigen Hebel in der Hand mit der neuen Techno-

logie. Da ist die Didaktik gefragt: Wie setze ich diesen Hebel an? Wir brauchen Wirt-

schafts- und Sozialethik!“ (BIL)  

 „Informatik darf nicht mit Technologie oder technologischer Nutzung verwechselt wer-

den. Wenn man die Medien in allen Fächern konsequent nutzt, wenn alle Fächer einen je-

weils spezifischen Beitrag zur Medienkompetenzentwicklung leisten, dann braucht man 

kein eigenständiges Fach mehr. Das ist vergleichbar mit Mathematik und Deutsch: Natür-

lich gibt es ein Fach Deutsch, wo man die grundlegenden Kulturtechniken des Schreibens 

und Lesens lernt; aber ohne Schreiben und Lesen könnte man kein anderes Fach in der 

Schule machen. Informatik ist doch was ganz anderes! Es ist eine Erweiterung unserer Kul-

turtechniken. Es ist eine Methode, es ist ein Instrument. Wir müssen Kindern und Jugend-

lichen vermitteln, wie sie es reflexiv und effektiv einsetzen und nutzen können. Wenn ich 

Informatik als Schulfach installiere, ich weiß nicht. Ich könnte auch in der Uni sagen, es ist 

super, wenn wir Technologien quer über alle Fächer haben. Deshalb müssen aber nicht al-

le Informatik studieren.“ (WIS) 

 „Gehören Medienbildung und Informatik eigentlich zusammen? Medien sind bei uns in alle 

Fächer eingebunden. Inwiefern die Einbindung der digitalen Medien gelingt, hängt von der 

Ausstattung und dem Engagement der Lehrkraft ab. Brauchen wir das Fach Programmie-

ren? So wie in England Computing? Soll man mit Programmieren früh starten? Wie geht 

man mit der Kenntnis um, dass tausende von jungen Menschen am Ende ihrer Schulzeit 

nicht hinreichend rechnen, schreiben und lesen können? Wenn wir Schwerpunkte verla-

gern, stellt sich die Frage: Welches Fach gibt Volumen her? Welche Fächer sollen geopfert 

werden? Die Frage ist, ob man Informatik themenunabhängig unterrichten kann oder ob es 

nicht viel besser mit anderen Fachinhalten verknüpft werden soll. Ob man eine Computer-



Stakeholder-Studie zum Bundestagsbeschluss „Stärkung der Digitalen Bildung“  

© 2016 IBI – Institut für Bildung in der Informationsgesellschaft l www.ibi.tu-berlin.de 156 

sprache in der Schule auf Kosten eines anderen Faches lernen soll? Da bin ich unentschie-

den. Informatikunterricht ab der Grundschule sehe ich sehr kritisch, auch wenn Politiker 

oder Wirtschaftsvertreter das fordern. Grundschüler sollten die Basiskompetenzen er-

werben, Medienbildung ist nicht mit ‚lesen, schreiben, rechnen‘ gleichzustellen. Ich muss 

sie beherrschen, um in unserer digitalen Gesellschaft klarzukommen. Computersprachen 

haben noch Platz im höheren Alter. Wenn Schüler in Mathematik klarkommen, dann ma-

che ich mir keine Sorgen, dass sie im späteren Alter (bei Interessenlage) die digitalen Inhal-

te erwerben können.“ (BIL) 

 „Informatik als eigenes Fach in der Grundschule finde ich Quatsch. Kinder sollen nach ih-

rer Grundschulzeit schon die Kompetenz haben, mit einer Textverarbeitung umzugehen. 

Sie müssen auch mit Suchmaschinen gezielt umgehen, weil sie es sonst chaotisch machen. 

Auf der Anwendungsebene müsste sich das abspielen, sie sollen bestimmte Anwendungs-

kompetenzen entwickeln. Das muss in den Lehrplänen verankert werden: mit Suchmaschi-

ne umgehen ist etwas für den Sachunterricht, Textverarbeitung gehört schwerpunktmäßig 

in den Deutschunterricht, wird aber in allen Fächern genutzt. Selbstorganisation ist auch in 

allen Fächern. Dazu gehört für die modernen Kids auch schon die Selbstbestimmung im 

Bereich der Datenverarbeitung. Sie arbeiten mit komplexen Systemen, dann müssen sie 

sich auch ein Stück weit mit Strukturen auseinandersetzen.“ (BIL) 

 „Was wird mit Informatikunterricht gemeint? Rechnerarchitektur? Programmiersprachen? 

Die technische Medienkompetenz haben alle Kinder früher, bevor sie in der Schule ange-

sprochen wird. Ein am Informatikstudium orientiertes Wissen brauchen die Kinder nicht 

für die Nutzung der Medien, die nur Werkzeug sind und die demnächst noch unauffälliger 

werden sollen und ubiquitär sind etc. Das sind Oberflächenstrukturen – man muss gar 

nicht wissen, wie die Umsetzung programmiert ist. Man sollte besser eine vernünftig be-

gründete Medienkompetenz entwickeln, integriert in den gesamten Lehr-Lern-Prozess. Je 

nach Gegebenheiten des Faches – in Geschichte anders als in Physik – muss Lehren und 

Lernen so gestaltet sein, dass es der Informationsumwelt adäquat geschieht. Wenn es um 

Medienkompetenz und um Mediennutzung in verschiedenen Fächern gehen soll, dann kann 

das nicht mit dem Deckmäntelchen Informatik umhangen werden!“ (WIS) 

 „Ich finde Informatikunterricht zu viel am Anfang. Man sollte die Reise mit dem ersten 

Schritt beginnen, und der heißt Medienkompetenz für Lehrer und für Schüler. Nur weil ein 

Schüler rumflippern kann, ist er nicht medienkompetent. Wenn man in der Lage ist, medi-

enkompetent zu handeln – Recherchemethoden anzuwenden, eine Videokonferenz aufzu-

bauen z. B. – wenn man den Unterricht dadurch auffrischen könnte, was im Berufsleben 

sonst völlig normal ist, dann kann man auch über Informatikunterricht reden oder über 

Coding, was in England und USA gemacht wird, aber die sind uns ja auch 10 Jahre voraus.“ 

(WIR) 

 „Thema Coding: Da geht es um IT-Fertigkeiten, aber nicht um den typischen Informatikun-

terricht. Es geht im Grundschulbereich um spielerische Herangehensweisen, Entfaltung di-

gitaler Kreativität, das Abenteuermäßige, das Ausprobierenwollen, das Gestaltenwollen, 

das ist der bevorzugtere Weg, als das in ein Korsett des Informatikunterricht zu pressen. 
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Da findet das nur von 9-10 Uhr statt. Es muss als Matrix und Querschnitt angesehen wer-

den, der in allen Fächern authentischen Einsatz findet. Mal mehr, mal weniger. Wenn dann 

Informatikunterricht auch stattfindet, ist es okay, aber wenn ich es nur dort fokussiere, 

dann zeitigt das nicht den Effekt, den Digitales möglich macht.“ (WIR) 

 „Man sollte informatische Angebote in der Grundschule machen. Insofern kann man in der 

Grundschule die Nutzung des PCs mit positiven Inhalten und guten Anwendungsbeispielen 

verbinden. Damit sollte man auch möglichst zeitig beginnen. Denn Computer sind in den 

Familien gegenwärtig und werden von den Kindern im Grundschulalter oder schon im 

Kindergartenalter genutzt. Je eher Schüler lernen, den Computer und die Technik mit po-

sitiven Beispielen und Erfahrungen zu verbinden, desto eher sind sie auch bereit Medien-

kompetenz zu entwickeln. Ein eigenes Unterrichtsfach Informatik in der Grundschule halte 

ich für überzogen, das reicht, wenn das in der 7. Klasse aufsetzt. Schulische Medienbildung 

sollte sehr zeitig beginnen, am besten schon vorschulisch.“ (BIL)  

 „Ich zieh den Vergleich zum Führerschein: Ich will Fahren lernen, aber nicht wie das Auto 

funktioniert. Sowas sind dann aber Ansätze, auf die sich viele stürzen: Ja - Informatikunter-

richt mit Programmieren und Algorithmen! Die ohnehin digital orientiert sind, werden 

dies nehmen, weil es leicht abgehandelt werden kann. Statt den Kindern sicheren Umgang 

mit den Medien beizubringen!“ (WIR) 

 „Was ist mit Informatik gemeint? Das ist doch Medienpädagogik und Medienkompetenz. 

Wie ein PC funktioniert, das ist heute kein wirklich wichtiges Wissen mehr! So, wie das im 

Beschluss steht, macht das keinen Sinn, da könnte man in der gleichen Logik Wirtschafts-

unterricht mit einem eigenen Fach fordern. Mit dem heutigen Fächerkanon ist man gut be-

raten und wichtig ist die Integration von Medienkompetenzerwerb in den Unterricht.“ 

(WIR) 

 „Informatikunterricht in der Grundschule ist Unsinn. Ich bin kein Freund davon, wie In-

formatikunterricht in Deutschland gemacht wird, also algorithmenbasiert, programmieren. 

Es bräuchte eine zeitgemäße Medienbildung. Nach meiner Idee bräuchte es ein Leitfach, 

das könnte ein naturwissenschaftliches Fach sein, aber auch Deutsch. Dort wird üblicher-

weise viel reflektiert und hat einen Bezug zu Geschichte und Politik. Das könnte auch eine 

Kombination mit NaWi sein. Wenn man aber die Stundentafel erweitern würde, leiden 

darunter die Grundlagenfächer. Leider sind die Deutschlehrer von ihrem Selbstverständnis 

nicht so, aber eine Computersprache ist auch eine Sprache!“ (WIR) 

 „Mir scheint, dass es bei Informatikdidaktikern eine gewisse Unsicherheit gibt, was eigent-

lich Auftrag ihres Faches ist. Es gibt Studien, die zu dem erstaunlichen Ergebnis kommen, 

dass Schüler behaupten, sie hätten in 40% des Informatikunterrichts nicht mit Computern 

gearbeitet. Ich glaube, wir brauchen ‚Technology Thinking‘ als ein Verständnis dafür, wie 

ein PC funktioniert. Wenn das Gegenstand eines Informatikunterrichts ist, kann man damit 

auch schon in der Grundschule beginnen. Ich bin aber nicht davon überzeugt und eher ge-

gen ein Fach in der Grundschule. Das hat aber ganz grundsätzliche Hintergründe, weil ich 

glaube, das nächste Fach wird die übernächste Forderung nach sich ziehen und ich sehe 

nicht, dass das Thema jetzt so dominant ist, dass man die knappe Zeit auch in der Grund-
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schule noch weiter befrachten muss. Ich würde fachübergreifend Grundkenntnisse vermit-

teln.“ (BIL) 

 „Ich würde nicht ein Fach machen, sondern eher ein Spiralcurriculum. Es geht um soziale 

Erfahrungen. Unsere Gesellschaft wird radikal verändert. Und das findet in der Schule zu 

wenig Widerhall.“ (ZIV)  

 „Der Begriff Informatikunterricht ist eine Hülle. Als das Fach in Bayern an Gymnasien ein-

geführt wurde, war es ein Propädeutikum fürs Informatikstudium und ein Gegenmodell ist 

Informatik im Kontext, da wird von der Lebenswelt der Schüler ausgegangen. Wenn es 

das letztere ist, dann bin ich dafür. Bei der Umsetzung muss man sich noch fragen, ab 

wann? 1. und 2. Klasse macht wenig Sinn, Literalität sollte man schon voraussetzen, also 3. 

oder 4. Klasse und dann ausgehend von den Erfahrungen mit digitalen Medien oder Inter-

net, die die schon haben. Konzepte dafür gibt es, auch Unterrichtsbeispiele.“ (WIS)  

 „Es fehlt kolossal die digitale Ethik! Netiquette, wie wird die gelehrt? Das kann man nicht 

vom Religionsunterricht verlangen. Ethisches Handeln im Netz erfordert viel Reflexion. 

Man sollte nicht nur digital kompetent sein, sondern es braucht eine moralische Grundla-

ge.“ (ZIV)  

 „Das haben wir ja mit Papert und Logo schon früh diskutiert, ob es sinnvoll für die Grund-

schule ist. Ich finde den Gedanken gut, dass ein grundlegendes Verständnis gelegt wird und 

zwar spielerisch. Das MIT Media-Lab hat ja schon für die Kleinen bei der Robotersteue-

rung gezeigt, wie das geht, und so kann ein grundlegendes Verständnis entwickelt werden. 

Aber die Qualifikation der Lehrkräfte ist das A&O. Ich kann mir gut vorstellen, das in 

MINT zu integrieren.“ (WIS) 

5.5.3. Medienbildung plus informatische Bildung 

 „Ich halte viel von einem Fach an weiterführenden Schulen, das sich der informatischen 

Bildung konzentriert zuwendet als Teilbereich der Allgemeinbildung im 21. Jahrhundert. 

Medienbildung über Integration zu vermitteln, reicht nicht mehr aus, weil die Auswirkun-

gen der Medienentwicklung auf die Gesellschaft so gravierend sind. Deshalb wünsche ich 

mir ein sowohl als auch, wie es in Mecklenburg-Vorpommern, Baden-Württemberg, Sach-

sen-Anhalt und Thüringen praktiziert wird. Man muss curricular sicherstellen, dass die 

Vermittlung und die Übung von überfachlichen Kompetenzen verortet sind, die dann allen 

Fächern zugutekommen: Informieren, Recherchieren, Bewerten etc. Insofern gehen die 

Versuche in die richtige Richtung, wenn dann die anderen Fächer nicht sagen, jetzt gibt es 

eine fachliche Zuständigkeit, deshalb brauchen wir uns mit IT und deren Auswirkungen 

nicht mehr zu kümmern.“ (BIL) 

 „Ein schwieriges Thema, da spannungsreich. Man muss auch die Vorzüge von Informatik-

unterricht sehen, der ist nicht nur zum Programmieren da, es werden auch andere Kom-

petenzen erworben, wie z. B. lösungsorientiertes Denken und Arbeiten, um die Ecke den-

ken. Man darf Informatikunterricht nicht als Ersatz für eine Fremdsprache sehen. In der 

Grundschule wäre es gut, wenn es mit dem Fächerkanon vereinbar ist, als eigenes Fach. Es 

soll nichts in den anderen Fächern wegfallen. Es sollen früh Möglichkeiten eröffnet werden, 
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schon im Grundschul- und Kita-Alter, auch für Mädchen. Es ist nicht durch alle Schulstufen 

sinnvoll, nicht als Pflicht, nicht in allen Klassen. Medienkompetenz wird wichtiger, gerne in-

tegriert, eine Hybridlösung, d. h. ein Zeitraum, wo eine Grundlage geschaffen wird, eine 

Projektwoche oder ein halbes Jahr regelmäßige Veranstaltungen, fächerübergreifend.“ 

(ZIV) 

 „Die Kehrseite der Medaille im Zusammenhang mit der Digitalisierung ist die Diskussion 

um das Fach Informatik. Es gibt einen gewaltigen Druck aus der Wirtschaft – Besprechun-

gen auf höchster Ebene! Die Weltfirmen stellen die Situation dramatisch dar. Man muss 

nun in aller Not in die neuen Curricula etwas reinfriemeln. Erst hieß es, da kommt ein 

neues Fach; dann: wie soll denn das gehen? Es gibt andere Lobbygruppen, die auch Fächer 

wollen. Wobei man einfach feststellen muss: Da hat Informatik ein Alleinstellungsmerkmal, 

weil die Digitalisierung in die gesamte Gesellschaft eindringt. Ende der neunziger Jahre des 

letzten Jahrhunderts wurde in einer Arbeitsgruppe mit Informatiklehrern und –

professoren die bessere Verzahnung des schulischen und universitären Informatikunter-

richts diskutiert. Damals gab es nur Druck von den Universitäten, der war nicht ausrei-

chend. Mit dem großen Internet-Crash war dann das Thema erstmal weg von der Agenda. 

Wenn die Menschen keine Ahnung haben, dann denken sie, jetzt gäbe es in der Grund-

schule eine hochtheoretische Teildisziplin von der Mathematik und das könne man Grund-

schülern nicht zumuten. Völliger Unsinn! Dann wird eingewandt: In der Sek II okay als 

Vorbereitung auf das Studium, aber was soll man mit Informatik in der Sekundarstufe I, da 

sind die Schüler doch völlig überfordert. Viele Entscheider haben überhaupt keinen Begriff 

von dem Fach und dessen Inhalten, weil sie eben nicht mit diesem Fach aufgewachsen und 

entsprechend vorgebildet sind. Die kriegen das nicht zusammen.“ (BIL) 

 „Die auch aus wirtschaftlichen Aspekten geprägte Forderung, die politisch unterstützt 

wird, macht aus meiner Sicht nur didaktisch eingebunden Sinn und wenn Lehrkräfte ent-

sprechend qualifiziert sind. Sonst ist es utopisch. Der Zugang muss gefördert werden. Und 

technische Voraussetzungen müssen gegeben sein. Zwei Lehrer pro Schule müssten das 

Thema besetzen. Das wäre ein Ziel so einer bundesweit gesteuerten Bildungsinitiative.“ 

(ZIV)  

  „Beim Informatikunterricht in der Grundschule sehe ich das Problem, dass die Diskussion 

sachlich-fachlich völlig auseinandergeht. Man redet darüber ohne zu wissen, was dahinter-

steckt. Man muss die Kinder darauf vorbereiten, was auf sie zukommt, aber man muss das 

altersangemessen machen, z. B. mit Robotik-Kursen spielerisch Grundlagen des Program-

mierens lernen. Informatik in ihrer Komplexität kann man nicht bereits in der Grundschu-

le machen. In der weiterführenden Schule muss man sich allerdings überlegen, wie man die 

informatische Bildung in Klasse 7/8 verstärken kann!“ (BIL) 

 „Auch wenn das im Koalitionsvertrag steht: Das halte ich für kompletten Schwachsinn. 

Auch hier sollte man ernst nehmen, was in der Mehrzahl der Länder in den Grundschulen 

vorgeschrieben ist: Eine vernünftige mathematische Grundbildung, erweitert um den 

Wahrscheinlichkeitsbegriff in der Grundschule, verbunden mit dem, was man auch im 

Deutschunterricht lernt bezüglich Präzision von Sprache, Satzkonstruktionen - das ist ja 
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auch eine Grundlage für Informatik. Die Einführung eines eigenen Faches Informatik führt 

dazu, dass man an anderer Stelle streichen muss. Ich bin der Meinung, dass die sog. Basics 

aus dem Grundschulunterricht für den Informatikunterricht reichen. Was der Bitkom und 

andere fordern, ist zwar legitim, aber nicht sachangemessen. Wenn man Informatikunter-

richt in der Grundschule macht, dann setzt sich das in der Sek. I fort. Ich frage mich nur: 

Was macht man denn dort die ganzen Jahre über? Man wildert, inhaltlich betrachtet, oh-

nehin in den anderen Fächern, wenn es nicht um die reinen informatischen Inhalte geht, 

sondern um den Anwendungsbereich.“ (ZIV) 

 „Vielleicht meinen die was Richtiges, drücken es aber mit einem falschen Wort aus. Wenn 

es um so etwas wie informationstechnische Grundbildung ginge (und dann müsste noch 

gesagt werden, was das konkret bedeuten könnte), dann wäre das im Ansatz in Ordnung. 

Aber einen Informatikunterricht – und den auch noch in der Grundschule betreiben – fin-

de ich nun fehlappliziert. Und davon auszugehen, wie das in der Wirtschaft kolportiert 

wird, durch frühzeitigen Informatikunterricht gäbe es zukünftig mehr Informatiker am Ar-

beitsmarkt, das ist eine wirklich geile Perspektive.“ (WIS) 

 „Die Kirche im Dorf lassen! An den Grundschulen werden Grundkompetenzen entwi-

ckelt! Lesen, Schreiben, Rechnen, Computerbasisfertigkeiten, Herstellen logischer Zu-

sammenhänge, Bedienkompetenz. Das ist erst einmal grundwichtig. Alles andere kommt 

später. Man kann natürlich projektartig arbeiten mit algorithmischen Strukturen, z. B. in 

Spielen und Simulationen.“ (BIL) 

 „Man sollte die Grundschüler damit noch nicht belasten, höchstens freiwillig. Lernen ist 

ein sozialer Prozess, die Kinder lernen im Gespräch, im Diskurs, sie lernen sich mit ande-

ren Meinungen auseinanderzusetzen. Da sollte man den Blick des Kindes nicht verengen 

auf den Blick auf ein iPad.“ (WIR) 

 „Ich bin gegen Programmieren in der Grundschule. Ab wann macht es Sinn, algorithmi-

sches Denken zu unterstützen? Hilft mir dieses in der Grundschule weiter? Wo habe ich 

die Anwendungsfälle? Eher ist Anwenderwissen erforderlich. In Sachkunde kann eine Erst-

begegnung mit informatischen Inhalten erfolgen. Informatik beginnt dann ab der 5. Klasse. 

Da gibt es auch qualifizierte Lehrer.“ (BIL) 

5.5.4. Fachkompetenz der Lehrkräfte 

 „Das Problem liegt auf Lehrerseite: Viele haben keine Medienkompetenz. Schon wenn ich 

an die Erstsemester-Studierenden denke, dann stelle ich fehlende Medienkompetenz fest. 

Sie haben allerdings eine ausgeprägte Bedienkompetenz. Sobald man tiefer in bestimmte 

Fragestellungen einsteigt, sind die völlig verloren.“ (WIS) 

 „Wir haben keine Lehrkraft, die das Fach studiert hat. Informatikstudenten zieht es aus 

Verdienstgründen nicht unbedingt in die Schulen. Niemand studiert ein Fach, das nur als 

Wahlfach angeboten wird und keine sichere Zukunftsperspektive liefert.“ (BIL) 

 „Wir hätten die Lehrer nicht für den Informatikunterricht. Die vorhandenen Lehrer müs-

sen sich weiterqualifizieren in Deutsch als Zweitsprache, das ist jetzt die Priorität.“ (WIR) 
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 „Das ist schon strittig diskutiert worden, das ist immer ein Problem, wenn ein neues Fach 

als Pflichtfach eingeführt werden soll. Andererseits würde niemand auf die Idee kommen, 

Physik oder Chemie etc. kann auch von Lehrerinnen und Lehrern gemacht werden, die 

nicht speziell dafür ausgebildet worden sind. So ähnlich ist es bei Informatik. Wenn Gegner 

sagen, es soll in alle Fächer integriert werden - die fachliche Kompetenz ist erforderlich, 

um Schülerinnen und Schülern die Kompetenz zu vermitteln. Ja, wir brauchen das Fach. 

Vielleicht muss man genauer beschreiben, was in dem Fach vermittelt werden soll. Müssen 

Grundschüler programmieren? Aber die Zusammenhänge zu verstehen, das kann ich nur 

in einem Fach. Das kann auch den anderen Lehrern helfen, das in ihren Fächern zu ver-

wenden. Alle Lehrkräfte müssen diese Kompetenz haben.“ (ZIV)  

 „Natürlich müssen die Lehrkräfte auf ihren Fachlehrplan schauen. Auch wenn man das 

Verbundsystem im MINT-Bereich sieht: Da sind die einzelnen Fächerbeiträge nicht mitei-

nander verbunden. Die Frage ist: Haben wir überhaupt Lehrer, die MINT können? Sind es 

am Ende nicht doch wieder Fachlehrer für Physik, Chemie, Biologie usw.? Sind es nicht Bi-

ologen, die notgedrungen Physik mitmachen müssen oder umgekehrt? Wir brauchen als 

Lehrer eine gewisse naturwissenschaftliche und informationswissenschaftliche Grundkom-

petenz, von der man ausgehen muss, d. h. einen gewissen Heimathafen. Wer als Physik- 

und Mathelehrer arbeitet, zehrt vielleicht mehr vom Grundstudium in Physik, wie die Na-

tur tickt, wo die Grenzen der Physik liegen, von Messverfahren, von Nebenwirkungen der 

physikalischen Effekte. Dadurch entwickelt sich ein naturwissenschaftliches Beurteilungs-

vermögen.“ (BIL)  

 „Ich bin auch Fan, das Thema Programmieren im Unterricht zu unterstützen und zu beto-

nen und generell Inhalte zur Nutzung des Internets auch abseits des Standardcurriculums 

einfließen zu lassen. Der Projekttag zu Facebook ist sicherlich nicht schlecht. Der rettet 

bestimmt ein paar Leuten den Allerwertesten, wenn es darum geht, sich nicht zu peinlich 

zu machen. Das brächte so eine Grundkompetenz rein: Wer weiß schon, was ein Cookie 

ist? Wer kennt Privatsphäreneinstellungen? Das kann man Lehrern in eintägigen Work-

shops beibringen und die geben es weiter oder lassen die Schüler es sich gegenseitig bei-

bringen.“ (WIR) 

5.6. Bundeseinheitliche Mindeststandards zur digitalen Informations- 

und Medienkompetenz (Bildungsstandards) 

Jeder vierte Interviewpartner nimmt Stellung zur Forderung in dem Bundestagsbeschluss: 

„Die Entwicklung bundeseinheitlicher Mindeststandards zur digitalen Informations- und Me-

dienkompetenz für die unterschiedlichen Altersstufen der Lernenden sowie regelmäßige 

Überprüfung dieser in einer Ländervergleichsstudie, um im Rahmen dieser auch eine interna-

tionale Vergleichbarkeit herzustellen.“22 Auch hier zeigt sich das Bild prinzipieller Gegensätz-

lichkeit in den Auffassungen über die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit der o. g. Forderung.  

                                            

22 Deutscher Bundestag: Drucksache 18/4422, S. 5 
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Bei den positiven Voten gibt es zwei Richtungen: Die einen lehnen Standards ab, weil die 

Dinge ständig im Fluss sind wegen der dynamischen Entwicklung in den Bildungssystemen; 

die anderen verlangen eine Festschreibung aus Gründen der Verlässlichkeit in der Ausfüh-

rung und der Beherrschbarkeit der Aufgabe. In einer Auffassung sind sich alle Befragten einig:  

 „Die Standards dürfen nicht von der technischen Entwicklung abhängen. Was zur Allge-

meinbildung gehört, das hat kein kurzfristiges Verfallsdatum. Es geht nicht um das Bedie-

nen von Geräten.“ (BIL)  

Dem Gesamttenor der Antworten entsprechend, kann diese Deutung als alternativlos gel-

ten.  

5.6.1. Positive Meinungen 

Den im Anschluss zitierten Experten ist es primär wichtig, mit Hilfe der Mindeststandards 

Grundlagen für einheitliche Leistungslevels zu schaffen.  

 „Wir sollten uns über Standards austauschen. Es gibt die kompetenzorientierten Lehrplä-

ne. Wir müssen uns der internationalen Vergleichbarkeit stellen, siehe OECD-Studien. Die 

Vergleiche helfen, die blinden Flecken, die wir haben, zu überwinden. Die Mindeststan-

dards sind eine Frage der Definition.“ (BIL)  

 „Jedenfalls ist es nicht schlecht, dass man sich Gedanken darüber macht, dass man messen 

und vergleichen kann. Insofern stehe ich dem Gedanken offen gegenüber. Einheitliche 

Standards können eigentlich nur über die KMK definiert werden. Das wird zunächst auf 

einer Bildungszielebene bleiben. Aber weshalb sollte es nicht möglich sein? Das geht ja für 

viele andere Fächer auch. Ich halte das für einen ordentlichen Ansatz.“ (ZIV)  

 „Ich halte einheitliche Mindeststandards im Bereich der Medienbildung zumindest für Ende 

Grundschule, Ende 6. Klasse und Ende 10. Klasse für richtig. Es entsteht eine Bildungsun-

gerechtigkeit zwischen den Bundesländern, zum Beispiel bei einem Schulwechsel in ein an-

deres Land.“ (WIS) 

Dieser Experte sieht gute Gründe zur Ausprägung schulspezifischer Lösungen:  

 „Am Beispiel der Standards für Medienkompetenzförderung (die es bundesweit geben 

sollte) muss eine einzelne Schule die Möglichkeit haben, eigene Schwerpunkte aufgrund 

der Schülerschaft, der aktuellen Medienkompetenzen der Lehrerschaft und der Gesamtsi-

tuation der Schule setzen zu können. Medienbildung muss idealerweise eine Pflicht- und 

eine Kürveranstaltung sein. Wo Pflichten definiert sind, müssen diese auch im Rahmen ex-

terner Evaluation überprüfbar sein und bewertet werden. Zugleich muss die einzelne 

Schule den größtmöglichen Freiraum haben, den Rahmen mit eigenen Schwerpunkten zu 

besetzen und ggf. zu ergänzen.“ (BIL) 

Anhänger des inter-/nationalen Rankings fühlen sich durch diese Auffassungen bestärkt: 

 „Vergleichsstudien sollte man wirklich umsetzen. Wir wissen nicht, wie ist die Situation in 

den Bundesländern, welches Konzept bringt Erfolg. Jedes Bundesland ist eigene Wege ge-

gangen. In Flensburg z. B. ist Medienpädagogik verpflichtend für alle Studierenden, in Bay-
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ern gibt es den Medienführerschein, in NRW den Pass, die beiden sind aber auch unter-

schiedlich. Man sollte herausfinden: Führen unterschiedliche Wege zu unterschiedlichen 

Erfolgen? Und der peer-to-peer-Ansatz: ab welcher Altersstufe ist der gut?“ (WIS) 

 „Die Erfahrung in Deutsch und Englisch zeigt: Pisa-Ergebnisse werden durch Standards 

besser. Es ist ein Steuerungsinstrument, das in regelmäßigen Abständen Wirksamkeitser-

kenntnisse gibt über die Maßnahmen, die getroffen wurden. Die bisherigen Studien bieten 

nur ausschnitthaft Erkenntnisse. Verbindlichkeiten in Curricula müssen gegeben sein. Diese 

festzulegen ist ein Prozess, in dem sich alle Länder einigen müssen. Wie weit man das er-

reichen kann, bleibt abzuwarten. Man wird aber auf diesem Wege viele Entscheider finden, 

die das nicht so wichtig finden, weil es nicht ihr Gebiet ist. Der bekannte Teufelskreis: Sie 

kommen aus einer Schule, in der es das nicht gab und treffen auf eine Schule, in der es zu 

wenig vorkommt – das geht bis in die Ministerbüros.“ (BIL) 

Auch dieser Experte befürwortet Standards, und zwar mit längerer Haltbarkeit, wovor gera-

de aber andere Fachleute warnen:  

 „Die Standards brauchen zwar auch immer eine Dynamik, aber in dem Bereich haben sie 

schon mehrjährig Bestand. Ich finde es sinnvoll, weil es Sicherheit gibt in den Lehrerkolle-

gien. Bildungsstandards für Medienkompetenz sind nicht abhängig von der raschen techni-

schen Entwicklung. Egal, wie leistungsfähig das Betriebssystem oder die aktuellen Prozes-

soren-Generationen jeweils sind – das sind hier Fragen von Kommunikation und Selbstbe-

stimmung im digitalen Zeitalter. Da kann man Standards festlegen.“ (BIL) 

Hier wird den Standards das Wort geredet, gewissermaßen unter der Voraussetzung der 

rollenden Standardrevision:  

 „Man muss das Thema der Veränderung in der Standardisierung aufnehmen. Wenn man 

weiß, dass sich alles verändert und bei der Formulierung der Standards berücksichtigt, 

dann kann das Sinn machen. Welche festen Pflöcke muss man einhauen? Mittlerweile hat 

man eingesehen, dass man über das Thema Standards in der Weise nachdenken muss, dass 

sich die Dinge in Jahresfrist ändern, dass man immer diskutiert, was aktuell ist, was be-

deutsam ist.“ (ZIV)  

Pragmatisch gibt dieser Experte einen weisen Rat, vermutlich gespeist aus langjährigen Erfah-

rungen im Curriculum-Geschäft. Er weiß, dass manche Autorinnen und Autoren ihr Heil in 

möglichst allgemein gehaltenen Formulierungen sehen, um dafür zu sorgen, dass das jeweilige 

Curriculum gesellschaftlichen Wandel über einen gewissen Zeitrahmen aushält:  

 „Man muss sie halt abstrakt genug formulieren, um sich von der aktuellen Technik zu lö-

sen. Das ist wie in der Informatik: Es gibt eine klassische Informatik und vielleicht gibt es 

auch irgendwann einmal eine klassische Medienbildung, indem man auf die Invarianten ab-

stellt. Da kann man die einzelnen Facetten der Medienkompetenz allgemein darstellen, oh-

ne dass man stets den aktuellen Stand der Technik im Blick haben muss.“ (BIL) 
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5.6.2. Kritische Meinungen 

Die folgenden Stellungnahmen geben die Meinungen von Experten wieder, die sowohl die 

Notwendigkeit als auch die Sinnhaftigkeit von Mindeststandards nur mit großen Bedenken 

sehen oder prinzipiell in Frage stellen. 

 „Es wäre schön, wenn es Zielgrößen gäbe, auf die hin die Medienkompetenz ausgerichtet 

würde. Die dürfen ruhig in Konkurrenz zu anderen stehen. Wenn es da anerkannte Grö-

ßen eines kompetenten Umgangs mit Medien gäbe, dann brauchte ich keine Standards. 

Standards sind ein langwieriges Verfahren, das braucht man nicht. Es muss anerkannte In-

stitutionen und Expertise geben, die solche Sachen formulieren. Die müssten auch hinter-

fragt werden dürfen und die dürfen auch in drei bis fünf Jahren abgelöst werden durch 

weiterentwickelte Komponenten der Medienkompetenz.“ (WIS)  

 „Standards finde ich positiv in den grundlegenden Basiskompetenzen in Lesen, Mathematik 

und Fremdsprachen. Das hat den guten Effekt, dass wir uns im Föderalismus mal geeinigt 

haben, wo wir alle ankommen möchten und ein regelmäßiges Monitoring darauf ansetzen 

können. Im Bereich der digitalen Kompetenzen finde ich das schwierig. Standards schaden 

zwar nicht, aber ihre Entwicklung ist sehr aufwändig; das kostet viel Geld.“ (BIL) 

 „Ich bin beim Thema Standards oder Mindeststandards immer skeptisch. Die wird irgend-

einer formulieren und dann stellt man nach 27 Messverfahren fest, dass doch etwas nicht 

stimmt. Wichtig ist, dass uns verschiedene Studien immer wieder Impulse gaben, über das 

Thema nachzudenken. Wenn man es als politischen Akt versteht, ist es in Ordnung. 

Ernsthaft zu sagen, ich versuche darüber eine Kompetenzmessung zu machen oder was 

auch immer, dazu sagen Psychologen, dass das mehr als kompliziert ist. Ich würde das eher 

- im wissenschaftstheoretischen Sinne gemeint - als naive Annahme formulieren wollen. 

Das ist gut gesagt und stammtischmäßig plausibel, entspricht aber nicht der Komplexität 

des Themas.“ (WIS)  

 „Ich halte nichts von einem Medien-PISA oder einem digitalen PISA. Kompetenzen kann 

man auf diese Weise nicht messen. Was ich für sinnvoll erachte, sind Leitlinien, die deut-

lich machen, was eine altersangemessene Medienkompetenz bedeuten sollte, über welche 

Kenntnis, Fähigkeiten, Fertigkeiten sollten z. B. 15jährige verfügen, wenn sie als medien-

kompetent gelten. Das war ja auch der Ansatz der Länderkonferenz Medienbildung, wo-

nach der Schulabgänger des 10. Jahrgangs im Fokus steht. Das kann man ausdifferenzieren 

auf die einzelnen Altersstufen, aber nicht mit dem Ziel, einen Test daran zu hängen und ein 

Medien-PISA durchzuführen. Das ist viel zu aktionistisch. Man weiß ja inzwischen, wie mit 

solchen Tests umgegangen und Politik gemacht wird.“ (BIL) 

 „Das erinnert an die Diskussion über die Bildungsstandards, um die es relativ ruhig ge-

worden ist. Es wäre wünschenswert, genauso wie es in anderen Fächern wünschenswert 

wäre, dass eine größere Einheitlichkeit ist. Vor allem, dass das als Mindeststandards formu-

liert ist und nicht als Regelstandards. Denn diese zu formulieren, also sozusagen als Inter-

netprüfung und manche können durchfallen, halte ich aus pädagogischen Gründen für nicht 
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zielführend. Wenn schon, dann sollten es Mindeststandards sein, bei denen eine Verant-

wortung bei Lehrpersonen liegt, dass diese Standards erreicht werden.“ (ZIV)  

Hier stellt ein Experte seine zwischen den Polen Orientierung und Überprüfung vermitteln-

de Position vor:  

 „Überprüfen ist ein Witz – oder? Das sieht man ja jetzt schon an den Bildungsstandards. 

Das ist eigentlich ein Fake. Eine solche Forderung dürfte genau genommen nicht in dem 

Antrag stehen. Eine Orientierung an Standards ist nicht verkehrt, damit eine Linie gesetzt 

wird. Das Problem ist, dass sie unter- oder überschritten werden können. Aber damit hat 

man eine Orientierungslinie. Die Idee, so etwas überprüfen zu können, finde ich völlig ide-

alistisch. Wie soll man das tun und wer? Das ist aus meiner Sicht eine Zeit- und Geldver-

geudung. Das zeigen auch die anderen bildungspolitischen Überlegungen nach PISA, dass 

das nicht klappen kann. Insofern würde ich mich auf diesen Weg nicht einlassen. Das be-

deutet aber nicht, auf Standards als Orientierungslinie zu verzichten. D. h. Orientierung ja, 

Überprüfung nein!“ (WIS)  
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6. Finanzierung der Digitalen Bildung  

6.1. Finanzierungskonzept fehlt 

Der Bundestag hat die Finanzierung der Umsetzung des Beschlusses offen gelassen. 90% der 

Interviewten nehmen Stellung zu unseren Fragen: „Wenn Sie an die Finanzierung denken, 

was fällt Ihnen dazu ein? Sollte sich Ihrer Meinung nach die Wirtschaft finanziell beteiligen?“  

Einige Experten äußern ihre grundsätzliche Kritik daran, dass der Bundestagsbeschluss keinen 

Handlungszwang auf der finanziellen Ebene erkennen lässt: 

 „Der Finanzminister kann den Beschluss ganz entspannt sehen. Es ergeben sich für die 

Haushaltsplaner praktisch keine Handlungsnotwendigkeiten. Wenn man den Antrag finanz-

technisch operationalisieren müsste, bekämen die Finanzverantwortlichen graue Haare, 

weil sie die Frage hätten: Was ist der Effekt? Wofür gebe ich das Geld aus?“ (WIS)  

 „Das liegt daran, dass in dem Papier nicht konkret gesagt wird, was man machen will und 

soll. Wenn man konkrete Ideen hätte, die nutzwertig wären - ob das jetzt gesellschaftlich 

ist, für die Bildung oder was auch immer -, dann bekäme man auch eine Finanzierung hin. 

Dass man keine konkreten Finanzierungsanforderungen stellt, hängt damit zusammen, dass 

der Antrag zu unspezifisch ist.“ (WIS) 

 „An bestimmten Stellen weiß ich nicht, wie das angepackt werden soll, wenn das Geld 

fehlt. Dann gibt es Notlösungen, die nur am Problem kratzen. Seit mindestens 20 Jahren 

ist klar, wohin die Entwicklung geht. Man kann die Menschen damit nicht alleine lassen. 

Das fängt bei den Kindern an. Bildung ist ein Tanker, der sich nur langsam bewegt.“ (ZIV)  

 „Skepsis ist dabei, weil die Steuerung Ländersache ist. Für mich bleibt die Frage unbeant-

wortet, wie die Verbindung zwischen den Beschlüssen im Bundestag und der Umsetzung 

in den Ländern vonstattengehen soll. Das Ganze ist verbunden mit finanziellen Problemen. 

Es ist ja nicht so, dass die Länder nicht auch schon längst vorangekommen sind. Alle sind in 

der Sache einig und wollen voran kommen. Aber das Hauptproblem ist das Geld. Da ist 

nichts, wo man sagen würde, jetzt geht es los. Es bleibt alles irgendwie diffus.“ (BIL)  

Der kritischen Feststellung „es wurde grundsätzlich nicht über Geld geredet“ (BIL), schlos-

sen sich allerdings nicht alle an:  

 „Es gibt im Text zur Frage der Finanzen einige Ansätze, die sind aber aus meiner Sicht 

nicht so richtig lösungsfähig.“ (BIL) 

 „Es ist als Absichtserklärung erkennbar, dass Geld zur Verfügung gestellt werden soll, aber 

konkrete Zahlen werden nicht angesprochen. Es wäre wünschenswert, wenn die Antrag-

steller gleich mit dem Finanzausschuss Nägel mit Köpfen gemacht hätten.“ (WIS)  

Immerhin steht in dem Beschluss der Passus „vor dem Hintergrund der verfügbaren Haus-

haltsmittel“23, der aber von den Befragten unterschiedlich aufgefasst wird. Einige sehen hierin 

                                            

23 Drucksache 18/4422, S. 3 
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das Hintertürchen, wenn der Beschluss nicht umgesetzt werden kann. Andere verstehen 

darunter die bei Haushältern beliebte „aufkommensneutrale“ Bereitstellung von finanziellen 

Mitteln. Gegen diese Sicht, auf zusätzliche Herausforderungen nur mit den vorhandenen Mit-

teln reagieren zu wollen, wird Widerspruch laut.  

 „Das ist kein Nullsummenspiel. Das Geld kann nicht einfach nur im Haushalt umgetopft 

werden. Man muss akzeptieren, dass es Milliarden kostet. Da strömt neuer Einfluss auf die 

Bildung ein, aber die alten Themen bleiben.“ (WIR) 

Müssen Mittel für digitale Medien von den Mitteln für alte Medien abgezwackt werden? 

 „Man soll nicht glauben, dass die Vermittlung digitaler Kompetenz kostenneutral zu leisten 

sei, das ist naiv. Da geht es nicht nur um Investitionen in Infrastruktur und Breitband, son-

dern – siehe OER – es ist vermutlich unwahrscheinlich, dass ausreichend qualitative Bil-

dungsmedien im Schwarm produziert werden. Für die Beschaffung digitaler Medien müs-

sen die Finanzierungsysteme reformiert werden. Die Systeme derzeit beantworten nur die 

Frage ‚Wie beschaffen wir physische Medien?‘, aber nicht digitale! Zulassungsverordnungen 

verunmöglichen zum Teil den Einsatz von digitalen Medien in Schulen. Das ist zwar Län-

dersache, aber das darf hier nicht ausgeblendet werden. Es braucht nennenswerte Verän-

derungen in den Ländern. Wertschöpfung kostet Geld. Wer Medien erstellt, will das nicht 

dauerhaft umsonst machen. Da haben wir noch ein echtes Thema in der Finanzierung und 

der Ausstattung. Man kann sich vielleicht mit BYOD ein wenig retten, aber das alleine ist 

es nicht, es geht auch um Content.“ (WIR) 

 „Der Bund müsste in die Länder kommunizieren, dass die Schulen in den Jahren bis 2018 

mindestens 30% des Betrages für den Buchetat auf die digitalen Medien verlagern sollten. 

Dadurch beginnt man das Ganze von oben nach unten aufzurollen. Vermutlich aber wer-

den die Länder beleidigt sein und sagen, was mischt der Bund sich bei uns ein.“ (WIR) 

Wer oder was soll von wem wofür finanziert werden? Hierauf finden die Interviewpartner 

unterschiedliche Antworten: 

 „Die Erwartung ist natürlich: Geld fließt vom Bund. Aber durch das Kooperationsverbot 

haben wir große Schwierigkeiten. Früher, vor dieser Gesetzesänderung, gab es gute Initia-

tiven. Mit diesem Beschluss, z. B. beim Breitbandausbau, habe ich die Hoffnung, dass viel-

leicht auch EU-Gelder für die Infrastruktur fließen.“ (BIL) 

 „Der Bund könnte Geld geben, wenn die Fragen in einem Abstimmungsverfahren geklärt 

sind: wofür, wann, wie viel? Denkbar wären Förderprogramme, worauf sich alle bewerben 

können, z. B. könnten Hochschulen mediendidaktische Kurse transferierbar zur Verfügung 

stellen oder Fortbildungsanbieter bundesweit bedarfsgerechte Materialien für Blended 

Learning Kurse entwickeln.“ (WIR) 

 „Man braucht Geld für Forschung um herauszufinden, was grundlegend nötig ist, aber auch 

Geld für interessante Pilotierungen. Dadurch wächst nicht nur Motivation, sich mit dem 

Thema Digitale Bildung intensiver zu befassen, sondern auch die Wichtigkeitszuschreibung, 

wodurch sich einflussreiche Kreise mit dieser Problematik befassen und für breites Inte-
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resse sorgen können. In diesem Sektor darf möglichst wenig nur auf Länderebene vonstat-

tengehen. Die Expertise sollte sich länderfrei finden, dann gibt es echte Expertise, auf der 

fundiert entwickelt werden kann.“ (WIS) 

 „Wir haben mehrere tausend Schulträger in Deutschland, die für die Ausstattungen zu-

ständig sind. Gleichzeitig haben wir das Kooperationsverbot, so dass man sich eine legale 

Möglichkeit überlegen müsste, das Verbot zu umgehen, denn wir brauchen das Geld, ohne 

das geht es nicht, sonst haben wir nur weitere Papiere. Papiere haben wir genug, wir müs-

sen jetzt endlich mal handeln. Handeln heißt, wir müssen Geld anfassen. Dann könnte es 

funktionieren, wenn alle guten Willens sind. Es muss in diesem Bereich etwas getan wer-

den, so dass die Bundesregierung, die Gewerkschaften, die IT-Wirtschaft, die Kammern, 

die Bildungseinrichtungen sich zusammensetzen und endlich einmal den gordischen Knoten 

durchschlagen sollten.“ (BIL)  

 „Zu befürchten ist, dass, wenn der Bund aktiv wird, die Länder dann dicht machen, weil es 

zu sehr als ein Eingreifen in die eigenen Arbeitsfelder verstanden wird. Das wäre höchst 

kontraproduktiv! Eine große Befürchtung ist auch, dass jetzt blinder Aktionismus entsteht, 

dass Gelder freigesetzt werden und man unkritisch Ausstattungsinitiativen macht. Ein Bei-

spiel: Es wurden landesweit Whiteboards angeschafft, aber es zeigt sich, dass die Infra-

struktur nicht erfolgreich sein kann, wenn nicht der Lehrerschaft durch Fortbildungen ein 

Zugang ermöglicht wird zu erkennen, dass nämlich digitale Medien den Unterricht erleich-

tern können, dass es dadurch neue Lernmöglichkeiten gibt.“ (ZIV) 

Ein sehr prinzipieller Einwand wird in diesem Statement geäußert:  

 „Was heißt hier Staat – der Staat gibt Geld an jemand, der es macht und dann kriegen halt 

die das Geld, die den besten Antrag geschrieben haben. Die, die gute Anträge schreiben 

können, bringen nicht die guten Inhalte. Die hangeln sich von Projekt zu Projekt und gu-

cken: Wo ist ein Topf? Was für Buzzwords muss ich in den Antrag schreiben? Wer liest 

den Antrag? Da kommen schlechte Sachen raus. Man sollte eher in Plattformen investieren 

als in Inhalte.“ (WIR) 

6.2. Finanzierung der Digitalen Bildung als gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe 

Alle Befragten, die sich zu dem Themenkomplex äußern, wissen, dass in der Bundesrepublik 

die Zuständigkeiten in Bildungsfragen, die Finanzierung eingeschlossen, klar geregelt sind.24 In 

                                            

24 „Die föderative Staatsstruktur der Bundesrepublik Deutschland bestimmt auch die Verteilung der Verantwortlichkeiten 

für das Bildungswesen zwischen Bund und Ländern. Die Kompetenz für die allgemeine und damit für die schulische Bildung 

liegt bei den Ländern. Doch auch der Bund verfügt über mehrere Kompetenzen. Gemeinsam nehmen Bund und Länder 

ihre gesamtstaatliche Verantwortung wahr. Soweit das Grundgesetz nicht dem Bund Gesetzgebungsbefugnisse verleiht, 

haben die Länder das Recht der Gesetzgebung. Im Bereich des Bildungswesens umfasst dies den Schulbereich, den Hoch-

schulbereich, die Erwachsenenbildung und die allgemeine Weiterbildung. Die Verwaltung auf diesen Gebieten ist nahezu 

ausschließlich Angelegenheit der Länder. Detaillierte Vorschriften sind in den Verfassungen der Länder und im Rahmen 

von Landesgesetzen zu vorschulischen Einrichtungen, zum Schul- und Hochschulwesen, zur Erwachsenenbildung und zur 

Weiterbildung enthalten. Auch die Zuständigkeit für die Besoldung und Versorgung der Landesbeamten (zum Beispiel 

Lehrkräfte, Hochschullehrer) liegt bei den Ländern.“ https://www.bmbf.de/de/kooperation-von-bund-und-laendern-in-

wissenschaft-und-bildung-77.html [06.10.2016] 
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der zitierten Beschreibung der Zuständigkeiten fehlen die Kommunen, obwohl sie einen er-

heblichen Teil der Bildungskosten zu tragen haben. In ihrer Verantwortung liegen die sog. 

äußeren Schulangelegenheiten (Gebäude, Sachmittel, Lehr-/Lernmittel, Verwaltungspersonal), 

die Länder haben Kompetenz für die sog. inneren Schulangelegenheiten (Bildungs- und Erzie-

hungsarbeit - z. B. Curricula - und das erforderliche pädagogische Personal). Diese Regelun-

gen stammen aus prädigitalen Zeiten; die Grenzen zwischen inneren und äußeren Schulange-

legenheiten – an den Rändern immer schon fließend – sind unter den Bedingungen der Digi-

talisierung nicht mehr zu halten. Neue Lösungen müssen schnell gefunden werden.  

 „Bei dem Problemdruck, den wir haben, muss man das System verändern, müssen wir 

adaptionsfähiger und schneller werden. Es muss ein Stück weit auch individueller werden. 

Das können wir erreichen, nicht dadurch, dass man Computer irgendwo hinstellt, sondern 

indem die entsprechenden Konzepte erarbeitet werden. Insofern kommen wir nur mit ei-

ner ganz großen Koalition letztendlich weiter - aus Bund und Ländern. Wir müssen das 

Thema auf ganz vielen Ebenen spielen. Das ist fraglos ein erheblicher Aufwand. Daran zu 

bleiben und sich zu engagieren, da bleibt einem nichts anderes übrig, das muss sein. Ich ha-

be den Eindruck, die Zahl derer, die weiß, wir müssen was tun und wir schaffen es auf 

dem rein traditionellen Weg nicht, die Zahl wächst. Der Problemdruck ist jetzt nämlich 

noch einmal gestiegen. Ohne dass etwas wehtut, geht man nicht zum Arzt. Insofern spielt 

es einem in die Hände, wenn es Handlungsdruck in mehreren Bereichen gibt.“ (WIR) 

6.2.1. Kommunen als Sachaufwandsträger unterstützen 

Wegen der notorisch knappen Kassen im öffentlichen Bildungsbereich sind für die Digitalisie-

rung im Bildungswesen die Mittel in den letzten Jahrzehnten relativ spärlich geflossen, zumal 

der potenzielle Hauptfinanzierer – der Bund – für weite Teile des Bildungswesens ausfiel, 

besonders zum Leidwesen der Kommunen, in deren Zuständigkeit die Versorgung mit In-

formations- und Kommunikationstechnik inkl. Betriebskosten fällt. Unzufriedenheit besteht 

über das Schwarze-Peter-Spiel zwischen Kommunen und Ländern. Die Zuständigkeiten sind 

festgeschrieben. Vor diesem Hintergrund betrachtet, ist das Schweigen des Bundestages zur 

Finanzierung misslich.  

 „Der Bundesfinanzminister kann keinen Handlungsdruck verspüren, denn bei Schule und 

Hochschule sind die Länder primär gefragt. Erst bei einem Länderstaatsvertrag unter Ein-

schluss des Bundes sähe die Sache bedeutend anders aus. Im Moment sehe ich nicht, wie 

das Ganze ohne eine Absprache finanziert werden kann. Natürlich investiert der Bund in 

den Breitbandausbau. Aber das ist schon längst verfrühstückt. Das schafft beim Finanzmi-

nister auch keine grauen Haare mehr. Anders ist es in den Ländern und über die Länder 

bei den Kommunen. Hier kommt einiges an Finanzierung auf die Gesellschaft zu. Dazu ist 

nichts gesagt. Und das ist schwach.“ (ZIV) 

Aus welchen Ressourcen sollen die Kommunen die zusätzlichen Aufwände finanzieren? For-

mal betrachtet, könnten sich die Kommunen als nicht zuständig betrachten:  
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 „Wir haben das Prinzip der Konnexität. Wer fordert, muss auch Rahmenbedingungen bie-

ten. Wenn der Bund sagt, er geht voraus, dann soll er das Geld stellen. Sagen es die Län-

der, rufen die Kommunen nach Geld.“ (BIL) 

 „Entweder kann der Schulträger die Ausstattung finanzieren, die für notwendig erachtet 

wird, oder nicht. Wir haben keine besondere Diskussion über Finanzierung zu digitalen 

Fragen.“ (BIL)  

Wegen der Konnexität können viele allgemeinbildende Schulen ihre IT-Anlagen nicht durch 

professionelle Dienstleister warten lassen, weil für die Kosten die Kommune aufkommen 

muss. Technisch affine Lehrer mit mehr oder weniger Sachkompetenz springen in die Bre-

sche; sie stehen auf der Gehaltsliste der Länder.  

 „Ein Land steckt da tausende Lehrerstunden rein, obwohl die Wartung der Anlagen in den 

kommunalen Zuständigkeitsbereich gehört. Die Kommune aber sagt: Für den Unterricht 

seid ihr zuständig; dann guckt mal, dass das irgendwie läuft. Das Land aber will offensicht-

lich die Sache auch nicht sauber regeln. Daraus folgt, dass, wie vor 20 Jahren, ein Fachab-

teilungsleiter Physik mit A 15 am Wochenende durchs Schulgebäude robbt und Kabel 

zieht. Völlig schwachsinnig! Da ist er hoffnungslos überbezahlt. Modellrechnungen zeigen, 

dass nur ein Bruchteil dessen ausgegeben werden müsste, was faktisch derzeit an Schulen 

für IT im weitesten Sinne ausgegeben wird, wenn a) outgesourct würde und b) Modellaus-

stattungen für Schule beschrieben würden, so dass die Träger danach beschaffen können, 

und das alles über einen zentralen Anbieter.“ (BIL) 

Weil der Bundestagsbeschluss keinen Handlungszwang auf der finanziellen Ebene bewirkt, 

wird, einem erfolgreichen Muster folgend, eine durchgreifende Lösung vorgeschlagen. 

 „Man braucht ein Sonderinvestitionsprogramm. Es gibt ja ein gutes Beispiel, nämlich das 

Programm zur ganztägigen Bildung vor etwa einem Jahrzehnt: 3, 5 Mrd. €! Die Wirksam-

keit solcher Investitionssondermaßnahmen ist relativ hoch, auch in der Geschwindigkeit. 

Wenn Schulen wissen, sie bekommen die Ressourcen, dann machen sie sich auch auf den 

Weg. Das geht, wenn die Kommune sicher weiß, dass Mittel mit Bundesunterstützung 

vorhanden sind und entsprechende Entwicklungspläne in den Schulen vorliegen inkl. Pla-

nung von Lehrerfortbildung. Hier müssen trotz Kooperationsverbot Bund und Länder 

nach Wegen suchen, wie man Lösungen finden kann. Und zwar unter dem Aspekt, dass es 

eine Aufgabe gibt, der sich der Staat stellen muss.“ (BIL) 

 „Damals beim Ganztagsschulprogramm, das war auch ein Umweg, die Kommunen zu för-

dern und nicht die Länder, weil der Bund das nicht darf. Und Infrastruktur zu fördern und 

nicht Inhalte. Finde ich schade, weil es natürlich um den Inhalt geht, aber das wären solche 

Möglichkeiten und da sollen die Verfassungsjuristen sich mal was überlegen, wie man über 

diese digitale Infrastruktur nicht nur Privathaushalte und Unternehmen in den Flächenlän-

dern am Rand mit schnellem Breitband anbindet - das wäre doch schon mal was – sondern 

verpflichten, wer da Geld kriegt von Minister Dobrindt, der muss aber nicht nur Schule, 

sondern auch Kindertageseinrichtungen, Jugendzentren, VHS, Bibliothek breitbandig an-
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schließen. Da muss es eigentlich hingehen. Wenn das aus dieser ursprünglichen Bundes-

tagsaktivität entsteht, dann finde ich sie gut.“ (WIS) 

 „Überdies könnten die Länder durch veränderte Finanzierung des Bafögs Mittel umschich-

ten, haben aber schon zu erkennen gegeben, dass sie da keine Spielräume sehen. Auf der 

anderen Seite ist nicht zu vergessen, dass im Staat insgesamt unheimlich viel Geld ist und 

dass es auch darum geht, vorhandene Gelder umzuwidmen.“ (ZIV)  

In der nachfolgenden Zusammenstellung von mehr oder weniger kritischen Äußerungen wird 

die Lage der Kommunen im Kontext des Bundestagsbeschluss beleuchtet.  

 „Kommunen kommen in dem Papier nicht vor, aber das ist die Ebene, die die Hauptlasten 

zu tragen hat, nämlich Infrastruktur. Beispiel: 44000 Schulen, bei vernünftiger Infrastruktur 

für digitalen Unterricht: pro Schule mit 1000 Schülern, nicht unter 100.000 €. das sind ca. 

4,5 Mrd. Euro. Das kann man den Kommunen gerade in der jetzigen Situation (Flüchtlinge) 

nicht aufbürden.“ (BIL) 

 „Die Kommunen sind willig, daran mangelt es nicht, aber es fehlt das Geld. Eine Gelin-

gensbedingung ist, dass das Geld zielgerichtet bei den Kommunen ankommt, also nicht 

Geld für Schulausbau etc., sondern zweckgebunden, z. B. für Breitbandverkabelung.“ (BIL)  

 „Technik hat sehr viel mit der Frage der Finanzierung zu tun. Da sind die kommunalen 

Träger verantwortlich und in einem Flächenland ist die finanzielle Ausstattung der Kom-

munen sehr unterschiedlich. Das ist ein strukturelles Problem. Das hat Folgen, wenn man 

Breitbandverkabelung in der Fläche haben möchte. Aber inwieweit ist es realistisch, mehr 

Finanzmittel zu fordern? M. E. ist es ein schwieriges Feld, es muss mehr investiert werden, 

die Kommunen sind überfordert.“ (BIL) 

 „Ohne dass Geld in die Hand genommen wird und z. B. Kommunen bei dem Breitband-

ausbau unterstützt werden, habe ich wenig Hoffnung, dass dieser Antrag irgendeine Wir-

kung hat.“ (BIL) 

 „Eine große finanzielle Herausforderung bringt die technische Ausstattung mit sich. Da 

wird wenig zu gesagt. Die finanzielle Situation der Sachaufwandsträger ist geprägt von der 

Schuldenbremse und dem Haushaltsicherungsgesetz. Alle müssen ohne fremdes Geld aus-

kommen. Ein paar Kommunen sind auf einem guten Weg und bei anderen fragt man sich, 

wie das finanziert werden soll, plus Flüchtlingsproblematik. Das einzige, was mir einfällt: 

BYOD. Da müssten aber die entsprechenden Fragestellungen gelöst werden, z. B. IT-

Unternehmen, die das Notwendige in die Netze bringen. Der Breitbandausbau erfolgt suk-

zessive? Aber so lange wollen wir doch alle nicht warten. Wo kommen die Geräte her? 

Man könnte Eltern beteiligen, die sich das leisten können, aber da traut sich keiner ran. 

Das ist alles viel zu heikel.“ (WIR) 

 „Die Kommunen müssen in die Lage versetzt werden, die Betreuung der Schulnetze zu 

übernehmen. Auch das ist eine ganz alte Forderung der Lehrerverbände. Es gibt einzelne 

Kommunen, die das machen, aber das ist ein gespaltenes Bild: von Schulen nur mit Tafeln 

bis zu komplett ausgestatteten.“ (ZIV)  
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 „Es müssen Wege gefunden werden, wie der Bund finanziell unterstützen kann, egal aus 

welchem Haushaltstitel das geschieht, Integrationsgesetz, Struktursicherungsgesetz oder 

was auch immer oder eben mit einem Länderstaatsvertrag, auf dessen Grundlage Gesprä-

che zu führen sind mit den kommunalen Spitzenverbänden.“ (WIR) 

6.2.2. Über welche Zahlen reden wir überhaupt? 

 „Man muss alles kritisch lesen. Ich bin auf eine Stelle gestoßen, die könnte man als Soll-

bruchstelle bezeichnen, nämlich ‚im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel‘. Das irritiert 

mich. Denn die Länder können das, was hier an Forderungen völlig korrekt dargestellt 

wird, aus den vorhandenen Haushaltsmitteln nicht stemmen. Ich habe eine Modellrech-

nung gemacht und ausgerechnet, was es kosten würde, wenn man realisiert, was die En-

quete-Kommission ‚Internet und digitale Gesellschaft‘ gefordert hatte: 2 Mrd. Euro, auf 

Dauer, jährlich!“ (BIL) 

Genaue Vorstellungen über die Kosten zu entwickeln, ist offensichtlich nicht einfach. Alle 

Befragten haben unterschiedliche Grundannahmen und Voraussetzungen (z. B. rechnet man 

die Belastungen für die Eltern rein oder raus), so dass schließlich der Schluss nahe liegt: Wir 

schaffen das irgendwie, wenn wir nur wollen.  

 „Man darf nicht die Debatte vom Geld her führen.“ (BIL) 

 „Schätzt man die Sache als wichtig ein, dann hat man auch das Geld, schätzt man sie nicht 

als wichtig ein, dann ist das okay, dann muss man es aber auch sagen.“ (WIR)  

Eine Auswahl an Statements zeigt ein sehr buntes Bild der Kostenschätzungen: 

 „Lehrerbildung findet sowieso statt – das ist nicht der Kostenfaktor. BYOD bedeutet für 

die Schulträger: besonders leistungsfähige Netze. Das kostet Geld. Das ist aber generell 

eine Frage von Infrastruktur, weil Leitungen in die Wohngebiete gelegt werden, in denen 

die Schulen eh sind. Das ist kein schulspezifischer Kostenfaktor; im Gebäude selber schon, 

aber eigentlich billiger als klassische EDV-Räume einzurichten oder Laptopwagen mit Klas-

sensätzen von Laptops, wo 12 von 30 funktionieren.“ (BIL) 

 „Wir brauchen in der Republik jährlich ca. 1,8 Mrd. dauerhaft.“ (BIL) 

 „Heute werden für die Schule 60 Milliarden € pro Jahr ausgegeben, da sind die Gehälter 

der Lehrerschaft mit drin. Und 1/2 Milliarde € für Schulbücher. Und ich schätze, es 

braucht 5-10 Milliarden € im Jahr für eine gute digitale Infrastruktur. Aber diese Zahlen 

muss man validieren.“ (WIR) 

 „Die Sachaufwände für Hard- und Software betragen maximal 2% der Gesamtaufwände für 

Bildung.“ (ZIV)  

 „Nach unseren Modellberechnungen benötigen wir 3 Mrd. € für Hardware für Schüler, 3 

Mrd. € für IT-Architektur. Dann kommt noch was für die digitalen Inhalte hinzu. Die ers-

ten 3 Mrd. € müssten alle drei bis vier Jahre neu aufgewendet werden, die werden jedoch 

idealerweise von den Eltern finanziert; Stichwort: BYOD. Also, der öffentlich zu finanzie-

rende Betrag bleibt deutlich unter 10 Mrd. €. Man muss nicht bei null anfangen, weil viele 

Schulen schon WLAN haben. Also erscheint die Sache durchaus finanzierbar.“(WIR) 
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 „Der Bund muss 2 bis 3 Milliarden über 5 Jahre jedes Jahr auf den Tisch legen. Darunter 

wird es nicht sein, und wenn es nur eine ist, ist es auch recht. Aber das ist die Größen-

ordnung. 100 Mio. € waren zu hören?! 100 Mio. klingt nach viel Geld, aber für 40.000 

Schulen 100 Mio., das sind 2.500 Euro pro Schule, das ist ein Whiteboard ohne Strom. 

Das können wir vergessen.“ (WIS) 

 „Technik unterliegt einem permanenten Wandel. Das geht nicht: Einmal beschaffen und 

dann über Jahre abschreiben, sondern das bedeutet eine Finanzierung von Milliarden Euro 

pro Jahr.“ (WIR)  

 „Bei einer 1:1 Ausstattung deutlich unter 3 Mrd. € per anno. Im Blick auf BYOD wird es 

deutlich günstiger. Es ist auf jeden Fall bezahlbar.“ (ZIV)  

 „Nur zum Vergleich: Im Zeitraum der Jahre 2001 bis 2009 kostete ein Kilometer Bauleis-

tung bei einem Autobahn-Neubau in Deutschland im Durchschnitt 10,1 Millionen Euro, 

laut Statista.“25 (WIS) 

6.2.3. Wie soll die Finanzierung gesichert werden? 

Die Befragten sind offensichtlich auch eher ratlos und skeptisch bei der Frage, woher das 

Geld genommen werden soll, wenn von den verfügbaren Haushaltsmitteln ausgegangen wer-

den muss. Für Handlungsalternativen sind die Spielräume arg begrenzt. 

 „Da sehe ich schwarz. Die öffentlichen Kassen sind leer. Was nicht unbedingt Pflichtaufga-

be ist, wird zurückgefahren. Im Moment brauchen wir Gelder für was anderes.“ (BIL) 

 „Dass die Ressorts sich einigen müssen, das ist schon schwierig. Ich bin da begrenzt opti-

mistisch. Letztendlich läuft es auf eine Umverteilung knapper Ressourcen hinaus, oder aber 

es müssten doch Steuern erhöht oder ein Bildungs-Soli eingeführt werden, aber dafür 

scheint es aktuell keine Mehrheiten zu geben; außerdem wirkt nach wie vor die Schulden-

bremse, die die Föderalismuskommission 2009 beschlossen hatte.“ (WIS)  

Die finanzielle Mitbeteiligung der Eltern wird als unausweichlich angesehen. Sie geschieht de 

facto bereits über das BYOD-Konzept; sie wird aber auch explizit ins Spiel gebracht, nicht 

nur um den Staat zu entlasten, sondern auch um raschere Lösungen zu ermöglichen.  

 „Ob man einen Bildungs-Soli braucht, weiß ich nicht. Ich würde hier auch die Rolle der 

Familien sehen. Man wird, soweit sozial vertretbar, die private Verantwortung nicht ganz 

außer Acht lassen können. Das muss man sicherlich auch sozial gestaffelt machen. Das be-

deutet an manchen Schulen eine Komplettfinanzierung durch den Staat. Es geht auch da-

rum, einen Übergang in einer endlichen Zeit zu schaffen.“ (WIR)  

 „Die technische Ausstattung der Schüler, die Endgeräte, das geht nicht ohne Elternbeteili-

gung und diese geht nicht ohne eine Unterstützungssystem. Es darf nicht sein, dass sie im 

Gymnasium andere Medien oder Medienpools nutzen als an Sekundarschulen, nur weil an 

Gymnasien sich das viel mehr Eltern leisten können.“ (WIR) 

                                            

25 http://de.statista.com/statistik/daten/studie/257535/umfrage/autobahnen--durchschnittskosten-je-kilometer-bauleistung-

in-deutschland/ [06.10.2016] 
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Bevor über die Akquise und Verteilung von Ressourcen entschieden wird, ist zunächst eine 

Reihe von offenen Fragen zu klären.  

 „Wofür werden Mittel verwendet, die im Zweifel vom Bund freigegeben werden? Gibt es 

eine Zweckbindung? Wie bekomme ich es hin, dass die Beteiligten bereit sind, entspre-

chende Investitionen zu tätigen (Länder bis Eltern)? Man muss wissen: Sind es Mehrbelas-

tungen oder im Idealfall Einsparungen und starke, gute Investitionen in die Zukunft?“ 

(WIR) 

Eine Lösung über den Staatsvertrag wird als Ausweg angesehen  

 „Das ist ein Instrument, um Finanzierungen zu regeln, und zwar in der Regel so, dass der 

Bund etwas gibt und die Länder nehmen es. Wenn damit angedeutet wird, dass der Bund 

auch bereit ist, in eine entsprechende Finanzierung oder Finanzierungsbeteiligung einzutre-

ten, dann wäre das ja positiv.“ (BIL)  

Auch wenn damit die Frage geklärt wäre, wie viel der Bund zur Verfügung stellen könnte, 

welche neuen Initiativen er starten würde, wäre man nicht sorgenfrei. 

 „Um Sponsoren und Drittmittel wird man nicht umhin kommen. Das BMBF, die Länder 

und IT-Firmen sind hier gefordert.“ (WIS) 

6.2.4. Ohne Konzeptionen keine Finanzierung 

Die Frage nach der Finanzierung stellt sich nicht vordergründig, es geht vielmehr zunächst 

um die Klärung grundsätzlicher pädagogischer Fragen und um das Eindämmen von Geldver-

schwendung.  

 „Wir brauchen Schulentwicklung, wir müssen das Ganze als Prozess der Lernkulturent-

wicklung auffassen, wir müssen es als einen systemischen Prozess auffassen mit mehreren 

Akteuren auf mehreren Ebenen in Projekten und in Netzwerken. Natürlich braucht man 

Geld dafür, das ist gar keine Frage, aber es ist eher so, dass wir hier teilweise mit Konzep-

ten konfrontiert sind, wo Geld ausgesprochen unklug investiert wird. Also wenn ich lese, 

eine Schule stellt den Antrag, sie will alle Schüler mit iPad ausstatten, dann fragt man sich: 

Ist das ein pädagogisch sinnvolles Konzept? Oder eine Schule will drei PC-Räume einfüh-

ren: Da fragt man sich doch zwangsläufig: Ist das heute noch ein kluges pädagogisches 

Konzept? Wir wissen doch, dass es mit extra PC-Räumen nicht funktioniert.“ (WIS) 

Manche Befragte sehen die Notwendigkeit, in der Diskussion über das Thema Digitale Bil-

dung zunächst die grundsätzlichen Fragen nach dem Stellenwert von Bildung und Schule in 

der modernen Gesellschaft zu klären, bevor finanzielle Entscheidungen getroffen werden.  

 „Man müsste einfach deutlicher sehen, dass Schule insgesamt verändert werden muss, aber 

nicht dadurch, dass man an ein paar Ecken ein paar Computer hinstellt oder einen Server-

raum baut. Wir haben derzeit eine dramatische Fehlallokation von Mitteln, wir brauchen 

gar nicht so viel mehr Geld.“ (ZIV) 
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 „Das Problem bei der Finanzierung ist, dass das Geld bereitgestellt wird, ohne dass eben 

wirklich ein gutes Konzept vorliegt. Natürlich braucht man Geld, aber Geld alleine hilft da 

vergleichsweise wenig.“ (WIS) 

Aus der täglichen Erfahrung in den Bundesländern versteht sich die Notwendigkeit einer 

strukturellen Klärung der Zuständigkeiten und der Verantwortung. 

 „Es ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe mit geteilten Zuständigkeiten. Da ist es oft 

schwierig einen Konsens zu erzielen. Die Gefahr ist, dass ohne Konzepte Technik gekauft 

wird (markantes Beispiel: digital Whiteboards). Da würde ich mir wünschen, dass man sich 

im Vorfeld abstimmt, da sehe ich Optimierungsbedarf. Wir sprechen zum Beispiel mit 

Kommunen, wenn die Sachen anschaffen wollen, sodass wir parallel dazu die Lehrerfort-

bildung anbieten können. Oftmals beteiligt sich das Land noch zusätzlich an Investitionen. 

Um eine reibungslosere Investitionspolitik hinzubekommen, müsste konzeptionell nachge-

dacht werden, damit über neue gesetzliche Regelungen entschieden werden kann.“ (BIL)  

Manchen denken mit Schrecken an zurückliegende Finanzierungsaktionen.  

 „Über Nacht wird das Geld gegeben – 100 Millionen - und schnell sollen Ergebnisse vor-

liegen. Dann geht es los und die Verantwortlichen geben in ihrer Panik das Geld für 

Hardware aus, statt für Konzepte oder Fortbildung. Es müssen stattdessen erst einmal 

Konzepte her und die müssen exemplarisch entwickelt werden. Es fehlen aber Gesamt-

konzepte auf allen Ebenen.“ (BIL) 

Auf die gesellschaftlichen Dimensionen, die die Notwendigkeit der auskömmlichen Finanzie-

rung untermauern, machen die folgenden Beiträge aufmerksam.  

 „Dass die Vermittlung der digitalen Kompetenz in den Rang der 4. Kulturtechnik gehoben 

wird, ist in Ordnung - ohne kommen wir nicht zurecht. Dann muss aber klar werden, dass 

wir die Ausgaben für Bildung im Vergleich zum Bruttosozialprodukt erhöhen müssen. 

Nicht nur in Personal, sondern auch in die Contentbeschaffung. Lernen mit digitalen Medi-

en wird nicht ohne Beschaffung dieser Medien möglich sein. Und in der Zeit des Über-

gangs von analog zu digital braucht es zusätzliche Mittel, die derzeit nicht erkennbar sind. 

Die Kritik der Opposition ist da berechtigt!“ (WIR) 

 „Ich glaube nicht, dass es ein primär finanzielles Problem ist, den Beschluss umzusetzen. 

Wenn der breite Wille vorhanden ist, das entsprechend voranzubringen, werden sich auch 

durch Umschichtung oder durch Erschließung von Finanzquellen Wege und Möglichkeiten 

öffnen. Wenn der inhaltliche Wille nach außen manifestiert wird, finden sich auch Wege 

der Umsetzung.“ (BIL) 

 „Es ist eine gesellschaftliche Aufgabe. Es vollzieht sich ein Kulturwandel und für den muss 

man Geld locker machen. Wie beim Klimawandel, wo man auch Anreize schaffen muss. 

Hier bedrohen die Versäumnisse bei der Digitalisierung in den Schulen die Zukunft unse-

rer Kinder!“ (WIR) 

Es geht immer auch um Interessen der handelnden Personen, worauf dieser Experte auf-

merksam macht.  
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 „Was auch schon viel helfen würde, wäre eine Ressourcensicherheit. Das heißt für die 

Institutionen und das Personal, dass ein einmal erreichter Stand erhalten bleibt und nicht 

beim nächsten Schwerpunktwechsel wieder in Frage steht. Das gäbe Planungssicherheit. 

Wenn ich nämlich ständig ein Damoklesschwert über mir hängen habe, dass Stellen gestri-

chen werden, geht ein Teil meiner Arbeitskraft dahin, dem etwas entgegenzusetzen.“ (BIL) 

6.2.5. Digitale Bildung und die Flüchtlingsfrage 

Ob die Finanzierung der Aufgaben, wie sie im Bundestagsbeschluss formuliert sind, durch die 

Flüchtlingssituation beeinträchtigt sein könnte, darüber gibt es unter den Experten unter-

schiedliche Auffassungen. 

 „Ich halte die finanzielle Situation trotz der angespannten Lage, verursacht durch die 

Flüchtlinge, für hinreichend gegeben.“ (BIL) 

 „Auch beim Thema Flüchtlinge wäre es einfacher, mit digitaler Unterstützung Überlast 

abzufangen und zusätzliche Angebote zu generieren, als wenn jetzt in Lehrerausbildung in-

vestiert wird, weil es dauert, bis die neuen Lehrkräfte ihren Dienst antreten können.“ 

(WIR) 

 „Es gibt das finanzielle Problem. Ich sehe nicht, dass Bildung die Mittel bekommt um sich 

zukunftsfähig ausstatten zu können. Milliarden werden wegen Flüchtlingen umgeschichtet, 

da werden zukünftig eher weniger Mittel zur Verfügung stehen.“ (BIL) 

 „Über einen längeren Zeitraum sehe ich nicht, dass es an anderen Stellen zu finanziellen 

Engpässen kommen wird. Ein bisschen Sorge habe ich jeden Tag, dass das Geld doch an 

anderer Stelle gebraucht wird, aber ich bin nicht skeptisch.“ (BIL) 

 „Die neuen Medien können in Bezug auf die Flüchtlinge nicht hoch genug eingeschätzt 

werden. Es ist eine Illusion anzunehmen, wir könnten die Flüchtlinge alle in pädagogisch 

wohl abgewogenen Situationen begleiten und schulen. Das sollte unser Interesse auch sein, 

aber das werden wir nicht schaffen, weder quantitativ noch qualitativ. Das heißt auf der 

anderen Seite, wir müssen über Moocs, über Apps, über die Entwicklung von Inhalten eine 

Beschulung im außerschulischen Bereich hinkriegen. Wir erreichen sie über die Smartpho-

nes. Das ist überhaupt kein Konkurrenzargument. Sondern ich würde im Moment eher 

sehen, dass wir mehr investieren in die Gestaltung von Inhalten, die multi-medial verbreit-

bar sind. Das ist eine Bewährungsprobe für das digitale Lernen.“ (WIS) 

 „Wir sehen auf Grund der Flüchtlingssituation erhebliche Umschichtungen auf uns zu-

kommen; wir brauchen dringend Lehrerstellen, die wir im Rahmen der Schuldenbremse in 

den letzten Jahren abgebaut hatten. Wir werden nämlich viel mehr Schüler bekommen. 

Das stellt uns vor größere Probleme. Da wird im Moment keiner dafür sprechen, mehr 

Geld für Digitale Bildung auszugeben.“ (BIL) 

 „Im Moment stehen in einigen Ländern andere Dinge im Fokus: Wie kommt man mit den 

vielen zusätzlichen Kindern durch Flucht zurecht, auch Inklusion. Ausstattung mit digitalen 

Medien wäre auch hilfreich für Inklusion, dürfte man gar nicht gegeneinander ausspielen, 

auch für Kinder mit wenig Deutschkenntnissen.“ (ZIV)  
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6.2.6. Kofinanzierung durch die Wirtschaft 

 „Die Wirtschaft finanziell zu beteiligen? Das habe ich auch gelesen. Das fand ich ja mal 

einen interessanten Vorschlag. Da ist meine Hoffnung aber sehr begrenzt!“ (BIL)  

Hier wird die Diskussion ironisierend auf den Punkt gebracht. In dieser Frage – drei Viertel 

der Interviewpartner haben hierzu eine Meinung - gibt es zwar eine deutliche Mehrheit für 

eine Beteiligung der Wirtschaft an der Finanzierung der Digitalisierung im Bildungswesen, 

aber es gibt auch strikte Ablehnung. Dabei sind die ablehnenden Stimmen weniger deutlich, 

weil fast alle mit „nein, aber“ argumentieren. Bemerkenswert ist an den Voten, dass sie quer 

durch alle „Lager“ gehen. Die Vermutung, dass die Wirtschaftsvertreter mit „contra“ stim-

men würden und die Bildungsadministration mit „pro“ - bei Nichtfestlegung der Wissen-

schaft -, hat sich nicht bestätigt. Übereinstimmung herrscht in der Auffassung, dass die öffent-

liche Hand die finanzielle Verantwortung für das Bildungswesen trägt, wenngleich sich unter-

schiedliche Akzentsetzungen zeigen. 

Diese pointierte Einschätzung zeigt die Problemlage:  

 „Die Wirtschaft wird nicht mitfinanzieren. Warum sollte sie das machen? Sie hat in der 

Vergangenheit durch alle möglichen Unterstützungen und Aktivitäten viel getan. Denken 

Sie an Intel. Intel hat sich jahrelang engagiert, jetzt nicht mehr, Cisco hat jahrelang inves-

tiert, auch Microsoft und viele andere. Man muss wissen: Bildung ist eine staatliche Re-

gelaufgabe. Der Staat muss das selbst finanzieren. Die Industrie zahlt schon Steuern.“ (BIL)  

Wer zahlt, schafft an! Auf dieses Sprichwort lässt sich die Position der Warner bringen, die 

die Wirtschaft nicht in der Pflicht sehen. Die Finanzierung von Bildung wird als eine staatliche 

Aufgabe angesehen.  

 „Dann stellt die Wirtschaft aber auch Forderungen an die Inhalte im Unterricht.“ (WIR)  

 „Bildung darf nicht privatisiert werden.“ (BIL)  

 „Unternehmen zahlen hinreichend Steuern, aus denen der Staat die Finanzierung realisie-

ren soll. Sondersteuer für Bildung? Unternehmen einzeln bitten? Beides geht nicht.“ (BIL) 

 „Die Wirtschaft beteiligen, wie immer wieder verlangt wird, halte ich für entbehrlich. Bil-

dung gehört auf die politische Agenda und muss auskömmlich vom Staat aus Steuermitteln 

finanziert werden.“ (BIL) 

Ohne sich konkret festzulegen, wird von einem Befragten eine Tür offen gelassen für das 

Engagement der Wirtschaft:  

 „Die Frage ist, wie finanziert man das, dass man auch Fördermaßnahmen ganz anders auf-

legen kann als bisher? Ein erster Grundsockel aus dem Haushalt, dann eine Abgabe der 

deutschen Medienwirtschaft. Sicher zögert man bei Steuern und Abgaben. Aber wenn viel 

Geld gemacht wird und Bildung unglaublich hinterherhinkt? Es sollten andere Ideen und In-

strumente diskutiert werden.“ (WIS) 

Allerdings gilt es die Vielfalt des schon praktizierten Einsatzes der Wirtschaft zu berücksich-

tigen.  
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 „Wenn damit gemeint ist, dass die Wirtschaft Teile der notwendigen Kosten übernimmt, 

bin ich skeptisch. Das tut die Wirtschaft gesamtgesellschaftlich heute schon. Wir haben 

seitens der Wirtschaft über die Stiftungen, die Konkretes vor Ort tun, ein großes Engage-

ment. Ich erkenne nicht, wie man das noch ausbauen könnte, weil alle Ressourcen, die zur 

Verfügung stehen, eh schon genutzt werden. Da muss gesamtgesellschaftlich geschaut 

werden (schwierig zwischen Bund und Ländern), einen größeren Teil der Mittel ins Thema 

Bildung zu investieren. Es wird nicht gelingen, das überwiegend aus der Wirtschaft zu fi-

nanzieren. Dafür ist der globale Wettbewerbsdruck zu groß.“ (WIR) 

 „Die Chancen für den Einsatz digitaler Medien sind uns vermutlich schon länger vertraut 

als der Politik, weil wir uns tagein tagaus mit diesen Fragen beschäftigen. Das sind zum Teil 

abgehangene Themen, aber die Rahmenbedingungen stimmen nicht (Finanzen, Zulassungs-

bedingungen). Wir sind auf Geld angewiesen. Wir haben zu wenige Voraussetzungen in 

den allgemeinbildenden Schulen und zu wenig Budget um seitens der Schulen in Medien zu 

investieren. Schule ist Verwaltung von Mangel auf ganz vielen Ebenen. Wenn wir das The-

ma Bildung für relevant halten in unserer Gesellschaft, dann konstatieren wir, dass wir zu 

wenig Mittel in diesem Bereich einsetzen. Das Digitale ist nicht preiswerter, sondern teu-

rer. Man muss also genauer hingucken: Wo macht es Sinn und wo macht es keinen?“ 

(WIR) 

Taugt Public Private Partnerschaft (PPP) als Perspektive? PPP scheint für die einen immer 

noch ein gangbarer Weg, um Auswege aus Finanzierungsproblemen zu finden, für die ande-

ren aber ein Modell, das in Deutschland zumindest im Bildungsbereich nicht mehr über allzu 

vielen Zuspruch verfügt. Die kurzen Kommentare machen dies deutlich. 

 „Ich dachte, wir hätten diese Zeiten des Public-Private-Partnership hinter uns.“ (WIR)  

 „Von Public Private Partnership halte ich gar nicht viel. Auf privater Seite sind immer Ge-

winnerwartungen, logischerweise, sonst würde sich keiner engagieren. Win-win-

Situationen müssen gut vorbereitet sein. Eine gute allgemeine Lösung haben wir nirgends 

gesehen.“ (BIL)  

Offensichtlich aber hat PPP unter den Befragten in allen Kreisen noch immer Befürworter, 

die sich dezidiert hinsichtlich der Effekte und der Bedingungen äußern. 

 „Public Private Partnership ist ja nichts Außergewöhnliches. Man muss genau prüfen, was 

sich die Wirtschaft davon verspricht. Das ist sicherlich aufgrund der Größenordnung 

(mehrere Milliarden €) schwierig. Oberste Priorität ist, dass der Staat die Richtlinienkom-

petenz hat und auch behält. Wenn z. B. technische Ausstattung gestellt wird, soll daraus 

nicht das Recht erwachsen, über Inhalte mitzureden.“ (BIL) 

 „Viele große Unternehmen sind interessiert, nicht nur die Bildungswirtschaft selbst, da ist 

eine Bereitschaft vorhanden. Aber es braucht ein Gesamtkonzept, eine klare Finanzie-

rung.“ (WIR) 

 „Es obliegt einerseits den staatlichen Stellen einzuschätzen, inwieweit solche Kooperatio-

nen eingegangen werden können. Es hängt andererseits von den Interessen der Wirtschaft 

ab. Wenn es eine Win-win-Situation für alle ist – warum nicht. Schenkungen von Geräten 
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machen keinen Sinn, wenn die Rahmenbedingungen nicht gegeben sind. Da muss man viel-

leicht auch erstmal ‚nein‘ sagen. Im Bereich des schnellen Internet- und WLAN-Ausbaus 

kann man sich seitens der Wirtschaft gerne engagieren. Schwieriger ist es im Bereich 

Fortbildung, da die Wirtschaft auf ihre Lösungen hin fortbildet und vielleicht den Gesamt-

kontext nicht im Blick hat.“ (BIL)  

Dies ist ein bemerkenswerter Einwand gegen PPP:  

 „Wenn ich mich auf die Wirtschaft verlasse, ist die Nachhaltigkeit nicht geklärt. Das wür-

de die Realität verzerren. Man denkt dann auch nicht darüber nach, wie man das jetzige 

System reformiert, sondern fördert weiter den Subventionierungsgedanken. Die betroffe-

nen Entscheider müssen umdenken.“ (WIR)  

Allerdings muss bedacht sein, dass auch bei öffentlich geförderten Projekten die Nachhaltig-

keit nicht selten nur im Antragstext als ungedeckter Wechsel auf die Zukunft zu finden ist. 

Im Rahmen von PPP-Aktivitäten haben IT-Unternehmen in Deutschland in den letzten Jahr-

zehnten viel bewegt, allerdings ohne dass auf staatlicher Seite für die notwendige Nachhaltig-

keit gesorgt worden wäre, wie der Blick auf die größte Lehrerfortbildungsaktion in Deutsch-

land zu Beginn dieses Jahrhunderts zeigt.  

 „Die Fortbildung von mehreren Hunderttausend Lehrern bei ‚Intel Lehren für die Zukunft‘ 

wurde von Intel, Microsoft, Fujitsu-Siemens, Telekom u. a. finanziert. Das wird immer gern 

vergessen. Aus dem Engagement von Intel hat keiner die richtigen Konsequenzen gezogen. 

Die Schulaufsicht hätte aktiv werden müssen, dann hätte es ein ganz anderes Druckmittel 

gegenüber den Lehrern gegeben.“ (WIR) 

Im positiven Fall bewirkt das Engagement von Unternehmen einen Anschub, um zu zeigen, 

was möglich ist, um valide Aussagen für zukünftige Bildung herzustellen.  

 „Wie kann Unterricht weiterentwickelt werden? Wie gelangen Schüler zu einem selbstre-

flektierten Umgang mit der Technik? Die Wirtschaft bietet vereinzelt Laborbedingungen 

für anschließende flächendeckende Entscheidungen von Schulen und Trägern. Das hat na-

türlich auch für Unternehmen wichtige Rückflüsse um Bedarfe besser zu decken.“ (WIR) 

Der Gedanke an eine Mitfinanzierung der Digitalisierung im Bildungswesen trifft aber auch 

auf entschiedene Ablehnung.  

 „Nein, auf keinen Fall. Warum denn auch? Wirtschaft zahlt Steuern. Aus Steuern wird 

Bildung finanziert. Für Schule aber ist wenig Geld vorhanden. Warum? Bildung, so sagt 

man, sei das wichtigste Kapital unseres Landes. Milliarden werden für alles Mögliche ausge-

geben, aber für Bildung nicht. Da wird dann nach der Wirtschaft und Sponsoring ge-

schrien.“ (WIR) 

Kritisch wird die negative Grundeinstellung gegenüber der Wirtschaft in vielen Schulen ein-

geschätzt.  

 „Wenn die Wirtschaft sich beteiligt, indem sie Geld gibt und sagt, macht damit was Ver-

nünftiges, dann ja. RWE hatte in einer Schule einem ganzen Jahrgang Geräte finanzieren 

wollen, da hat die Schulleitung ‚nein!‘ gesagt und gefordert, gebt das Geld an den Förder-
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verein und der entscheidet dann ‚ja‘. So wie Sponsoring in den USA gang und gäbe ist, so 

ist das in Deutschland nicht mehrheitsfähig. Es wird immer befürchtet, dass die Kinder 

versteckt beeinflusst werden. In Deutschland sind die Lehrerinnen und Lehrer als Beamte 

staatstragend, also sollen die Inhalte durch den Staat gemacht werden.“ (WIR) 

 „Na ja, das ist immer das Problem, dass die Unternehmen natürlich auch versuchen, neue 

Kunden bei den Schülern/innen zu gewinnen. Das müsste dann schon so geregelt sein, dass 

das nicht eine Lobbyarbeit von bestimmten Firmen an den Schulen ist.“ (ZIV)  

 „Sollen Apple oder Microsoft die Grundschule ausstatten? Wer will das entscheiden? Wir 

hatten da schon jahrelang die größten Glaubenskämpfe innerhalb von Kollegien, auch über 

Betriebssysteme.“ (BIL) 

Marktkonformes Verhalten wird als Richtschnur für Wirtschaft und Sachaufwandsträger an-

gesehen.  

 „Wie, weiß ich nicht genau, vielleicht eine Rabattierung für die Geräte. Bei einem Gesamt-

konzept sollte nicht nur die IT-Wirtschaft beteiligt sein, sondern die gesamte Wirtschaft, 

denn alle Unternehmen profitieren von der Medienkompetenz der Beschäftigten. Wenn es 

einem doch gelänge, berechnen zu können, wie die Wirtschaft profitiert, welche Effekte es 

da gibt!“ (WIS) 

 „Die Schulbildung sollte nicht durch die Wirtschaft finanziert werden, aber sie könnte sich 

indirekt beteiligen, z. B. bei Margen bei der Hardware, Bildungsrabatte bei Endgeräten. 

Wenn von öffentlicher Seite bestimmte Mengen abgenommen werden, könnte ein günsti-

gerer Preis gemacht werden, das könnte aufgehen.“ (WIR) 

 „Die Wirtschaft sollte sich nicht finanziell beteiligen. Aber sie sollte den Kommunen kos-

tengünstige, passende und modellhafte Finanzierungskonzepte anbieten.“ (ZIV)  

 „Der Bereich Hard- und Software soll ein freier Markt bleiben und die Schulen entschei-

den abhängig von ihrem jeweiligen Medienkonzept. Und legitim finde ich, dass Preise frei 

verhandelt werden und dass es auch Finanzierungsmodelle für die Eltern gibt.“ (ZIV) 

 „Was z. B. sinnvoll ist: Ein Land entscheidet sich und bestellt 4.000 Grundinstallationen 

und dann gibt’s Nachlass. Das ist genügend Sponsoring. Preiskämpfe geschehen so schon 

im Rahmen von Ausschreibungen. Es ist ein Drama: Der größte Scheiß gewinnt, weil er bil-

lig ist.“ (WIR) 

6.2.7. Vermutete Interessen der Wirtschaft 

Wie argumentieren diejenigen, die es für selbstverständlich halten, dass sich die Wirtschaft in 

Deutschland an der Finanzierung der Digitalisierung im Bildungssektor beteiligen sollte? Zu-

nächst gibt es das klassische Argument, Unternehmen mögen einfach mitmachen, dann könn-

ten sie ihre ökonomischen Chancen wahrnehmen, hier aber mit dem deutlichen Warnhin-

weis, sich nicht inhaltlich einzumischen.  

 „Die Wirtschaft erwartet vom Bildungsbereich so Etliches, wenn man ihre Kritik hört. 

Insofern sollte die Wirtschaft mit ins Boot kommen. Sie sollte allerdings keine Möglichkei-
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ten haben, inhaltlichen Einfluss zu nehmen. Die Pädagogen sollten das Ruder nicht aus der 

Hand geben.“ (BIL) 

 „Wir sehen uns da auf der einen Seite als Beobachter, Begleiter, Berater des Prozesses, 

gleichzeitig kann man aber auch erwarten, dass auch öffentliche Mittel zur Verfügung ge-

stellt werden, wenn das wirklich so groß aufgemacht wird, wie das Papier verheißen könn-

te. Darum würden wir uns auch bemühen, mit diversen starken Partnern im Bereich der 

digitalen Lehre, um mit weiteren Projekten zu forschen. Das Papier steht jetzt als Meilen-

stein in der Geschichte, aber die Zeit rennt, ist schnell wieder passé, und wir sind noch 

lange nicht am Ende der Entwicklung angekommen. Es muss noch viel geforscht werden, 

viel evaluiert werden, was nachher in der Praxis sinnvoll ist. Jetzt wird auch Aktionismus 

gestartet, nicht alles führt zum Ziel.“ (WIR) 

 „Wir werden uns an der Entwicklung des Papiers orientieren. Wir wissen, dass wir mit 

unserem Angebot vieles aus dem Papier treffen: Cloud, Material nach OER-Prinzipien. Die 

Produkte sind so simpel wie möglich; wir machen Schulungen. Nur so können wir reagie-

ren.“ (WIR) 

 „Wir haben in Deutschland große Internetkonzerne, die von deutschen Internetnutzern 

profitieren, ich finde, die sollten einen Beitrag leisten. Auch an Provider sollte man da den-

ken. Man sollte die in die Pflicht holen, die davon profitieren.“ (WIS) 

Mit dem Hinweis auf gemeinsame Interessen verbindet sich der Aufruf an die Wirtschaft, 

sich im Schulbereich verstärkt zu engagieren.  

 „Es ist auch ein Interesse der Wirtschaft in einer Zeit, wo wir zunehmend weniger Auszu-

bildende haben, für gut gebildete Schulabsolventen zu sorgen. Die Wirtschaft engagiert 

sich ja auch. Im berufsbildenden Bereich merken wir das besonders deutlich. Wir haben 

durch das duale System die Wirtschaft mit im Boot, die entsprechende Ausrüstung mit in 

die Bildungsprozesse einbringt.“ (BIL)  

 „Ich finde schon, die Wirtschaft profitiert davon, die Schule liefert die Azubis für sie. Und 

das wird auch schon gemacht, es gibt Unterstützer. Ob das zu wenig ist, kann ich nicht 

beurteilen, mehr wäre natürlich immer gut!“ (BIL)  

Dem Argument, eine Beteiligung an der Finanzierung liege im ureigenen Interesse der Wirt-

schaft, weil sie von positiven Ergebnissen der Digitalisierung in den Schulen profitiere, wird 

widersprochen, weil in erster Linie die Individuen selbst profitieren.  

 „Das klingt so danach, die Wirtschaft sollte sich beteiligen, weil sie die Menschen auch 

verwerten kann, wenn sie aus der Ausbildung rauskommen und je besser die Unterneh-

men sie verwerten können, desto besser geht es ihnen. Aber diese Verwertbarkeitsdiskus-

sion mag ich gar nicht, denn schließlich profitieren alle davon, wenn unsere Schüler digital 

gebildet sind. Das ist eine Art ‚Selbstenfaltungskalatysator‘, wenn man sich im Netz und in 

Medien zurechtfinden und ausdrücken kann, wenn man gelernt hat sich mit dem Internet 

Dinge selbst beizubringen. Wie will man das wirtschaftlich messen? Das stärkt genauso die 

Demokratie und die Zivilgesellschaft wie die Wirtschaft.“ (WIR) 
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Die Mitbeteiligung der Wirtschaft an der Finanzierung kann gelingen, wenn die Vertreter des 

Bildungswesens ebenso Klarheit über die eigenen Interessen haben wie ihre potenziellen 

Partner.  

 „Aber erstmal müssen wir wissen, was wir wollen. In dem Moment, wo sie mitbestimmen 

wollen, wird’s schwierig. Die Unternehmensakteure sagen dann ‚Das ist alles ganz simpel, 

man braucht nur die Produkte der Firma A nehmen oder die Whiteboards der Firma B 

oder die Onlinematerialien der Firma C und dann ist das alles gelöst. Klar, das ist deren 

Welt, die müssen das einfach machen.“ (WIS) 

Das Plädoyer für Abgewogenheit entspricht der Stimmungslage der Mehrheit der Befragten.  

 „Die deutsche Wirtschaft insgesamt, da sie eine bessere Vorqualifizierung ihrer Mitarbei-

ter bekommt, könnte auch eine Rolle spielen, aber wie, das müsste sehr sensibel, mit ab-

gewogenen Modellen geschehen. Aber bei den Inhalten für die Schule gibt es keine Ne-

benverwertung, das geht nicht, also die Inhalte durch die Wirtschaft zu sponsern, geht 

nicht.“ (WIR) 

6.2.8. Sponsoring 

Ein Experte hat sehr positive Erfahrungen gemacht: 

 „Und zwar mit dem Programm ‚Intel lehren‘, bei dem die Wirtschaft durch Förder- und 

Fortbildungsmaßnahmen konzertiert sehr viele Lehrer angesprochen hat. Das war ein An-

reizsystem, das könnte wieder funktionieren, dass man durch Anreize in den Schulen die 

technischen und businessmäßigen Voraussetzungen für Medienbildung entwickeln kann.“ 

(BIL)  

Sponsoring wird allerdings häufig mit einem „ja, aber“ gesehen.  

 „Wirtschaft, wie z. B. Microsoft oder Samsung, macht schon viel. Sponsoring sollte wei-

terhin gemacht werden. Aber die Platzierung von Marken ist ein Problem bei Lehrern und 

Eltern“. (WIR)  

 „Sponsoring? Nicht unproblematisch. Ein paar Geräte, das ist zwar nett, aber ‚Apple-

Schulen‘ dürften eigentlich nicht sein.“ (BIL)  

 „Aber aktiv die Wirtschaft zur Finanzierung einbeziehen: nein, zumindest nicht im größe-

ren Umfang, höchstens für abgegrenztes, gezieltes Sponsoring. Sonst nimmt die Wirtschaft 

direkt Einfluss auf Schule, das kann nicht im gesellschaftlichen Interesse sein.“ (ZIV)  

Eine „non olet“-Einstellung vertreten einige Interviewpartner.  

 „Sponsoring finde ich nicht schlecht, wenn die Rahmenbedingungen stimmen. Das könnten 

Sachmittel sein. Im Ausland gibt es Beispiele, dass Apple ein Klassenzimmer ausrüstet. Die 

Gefahr, dass die Kinder beeinflusst werden und in Zukunft nur noch Apple kaufen und ge-

branded werden, diese Ängste finde ich übertrieben. Die Kinder sind doch eh der Wer-

bung ausgesetzt. Natürlich wollen die Unternehmen ihre Produkte promoten. Also wenn 

die Bereitschaft der Wirtschaft da ist, dann sollte man das nutzen und nicht die Nase 
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rümpfen. Natürlich kann man sie nicht zwangsverpflichten, Bildung ist nun mal Aufgabe des 

Staates.“ (ZIV) 

6.2.9. Alternative Sichten: Geld ist nicht alles 

Vereinzelt wird davor gewarnt, zu sehr die Geldfrage in den Vordergrund zu stellen.  

 „Man muss mit Analysen starten und dann die Themen ausarbeiten. Man muss erst die 

Wirklichkeit angucken und dann sehen, wie man mit der Realität umgeht. Ich halte das 

Ganze nicht für ein Geldthema, sondern für ein Strategiethema. Dann sollte man die Wirt-

schaft einbeziehen, wie es sich gehört: Als Anbieter für Dinge, die der Staat besser über 

die Wirtschaft einkauft als woanders.“ (ZIV)  

 „Subventionieren? Ich halte das Thema für zu wichtig, als dass das durch die Wirtschaft 

gefördert wird, damit es überhaupt möglich wird. Es sind zu viele Komponenten tangiert, 

die gesellschaftpolitische Relevanz haben und nicht durch Partikularinteressen der Wirt-

schaft gepuscht werden sollten. Das wäre eine schwierige Verankerung des Ganzen. Es 

muss grundsätzlich erkannt werden, dass das unter Zukunftsgestaltung stattfindet, denn 

Digitalisierung spielt eine immer relevantere Rolle.“ (WIR) 

Knowhow kann als Äquivalent für finanzielles Engagement angesehen werden, wie in den 

beiden folgenden Statements deutlich wird.  

 „Wirtschaft muss sich nicht nur mit Geld, sondern auch mit Expertenwissen einbringen. 

Das gilt für Curricula und Inhalte der berufsorientierenden Bildung und Berufsausbildung.“ 

(WIR)  

 „Gut vorstellbar: Mit großen Partnern wie Bild oder Allianz, die in der IT auch gefordert 

sind, Patenschaften für Schulen bilden!“ (WIR) 

Neue Formen der Zusammenarbeit werden gewünscht.  

 „Immer wenn nicht genug staatliches Geld da ist, soll die Wirtschaft einspringen. Es 

braucht Konzepte für ‚Social Business Modelle‘. Bisher gab es nur die Alternative: voll Bu-

siness oder voll staatlich. Das muss anders gehen. Wirtschaft darf kein Ersatz sein für 

staatliche Pflicht der Daseinsvorsorge und Schaffung gleicher Chancen!“ (ZIV) 
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7. Einschätzungen zu Wirkungen des Beschlusses 

„Wenn ich Sie in 3 Jahren wieder anrufen würde, was glauben Sie, werden Sie mir sagen, 

wenn ich Sie dann um eine rückblickende Einschätzung der Wirkung dieses Beschlusses bit-

te?“ Auf unsere Bitte zum gewagten Blick in die Zukunft antworten mit einer Ausnahme alle 

Fachleute. Es gibt einen bunten Antwortmix, allerdings überwiegen die Skeptiker. Wir stellen 

die Antworten bewusst ohne Kommentierung unsererseits vor. Die Begründungen der Ex-

perten für ihre Einschätzung fächert das thematische Feld der Studie nochmals auf. 

7.1. Geringfügige oder keine Wirkungen erwartet 

Die Ansicht ist weit verbreitet, dass der Beschluss nur eher geringfügige Auswirkungen ha-

ben würde. Vieles entwickelt sich ohne erkennbare Beeinflussung durch den Bundestagsbe-

schluss im Allgemeinen und durch politisches Handeln im Einzelnen allein schon durch die 

Tatsachen, dass der technische Wandel zu Änderungen in der Gesellschaft führt, dass sich 

Rahmenbedingungen ändern und die allgemeine Einstellung pro Digitalisierung wächst, wie 

die folgenden Statements zeigen. 

 „Als Realist und Kenner der Entwicklung der letzten 30 Jahre möchte ich sagen: Es wird 

sich nur marginal etwas verändern. Der Breitbandausbau wird ohnehin kommen; er hat 

mit den Schulen nichts zu tun. Wenngleich die aktuelle politische Situation überhaupt nicht 

realistisch einzuschätzen ist, bin ich nicht ganz so pessimistisch. Es werden neue Lehrer-

stellen geschaffen. Wenn es tatsächlich geschafft wird, in diesen drei Jahren – aber: wir ha-

ben 2017 Bundestagswahlen – einen Länderstaatsvertrag in 2016 auf den Weg zu bringen 

und wenn der dann 2017 oder 2018 in Kraft tritt, dann wäre das auch egal, dann würde 

sich langsam etwas verändern. Einen großen Sprung nach vorne sehe ich bei keiner Prob-

lematik in unserem Land. Wir sind so kompliziert vernetzt und verrechtlicht, dass große 

Schritte eigentlich nicht passieren. Aber der wichtigste Impuls ginge von einem Länder-

staatsvertrag aus. Wenn das politisch geschafft würde, könnte sich auch inhaltlich etwas in 

drei Jahren ändern.“ (ZIV)  

 „Der Beschluss hat dazu beigetragen, dass die Abgeordneten sensibilisiert wurden für die 

Aufgabe der Medienbildung, dass der Beschluss ein Stück weit dazu beigetragen hat, in 

welchem institutionellen Rahmen ein strategisches Gesamtkonzept umgesetzt werden soll. 

Da die Federführung nicht geklärt ist, gibt es keinen Durchbruch, nur kleine Fortschritte in 

einzelnen Bereichen, z. B. beim OER, aber in der Breite wird es nicht ausreichen für eine 

Kurskorrektur.“ (WIS)  

 „Das sind langsame Entwicklungen, über die wir sprechen. Und das ist nicht schlimm. Wir 

möchten kein Geld versenken. Wir wollen alle Lehrkräfte mitnehmen. Demnächst haben 

wir vielleicht 20 Modellschulen, in drei Jahren noch mehr. Lernen mit und über digitale 

Medien wird immer attraktiver in den Schulen. An den Grundschulen wird es einen Schub 

geben. BYOD wird ebenso wenig wie Breitband überall vorhanden sein. Die Länder wer-

den sich mehr zusammengetan und voneinander mehr gelernt haben. Es wird vorangegan-

gen sein, aber nicht dramatisch. Es hat sich in den drei Jahren nichts getan, vielleicht ein 
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paar Leuchttürme oder Einzelprojekte. Am ehesten wird man was bei der Breitbandaus-

stattung sehen, weil hier der Bund Gestaltungsspielraum hat. Wir werden punktuell wei-

terkommen in den Bereichen pädagogisches Personal sowie Inhalte und Curriculum. Ich 

bin mir sicher, dass OER in drei Jahren immer noch ein großes Thema sein wird. Aber es 

wird nicht den Umfang bekommen, der ihm von der Politik heute zugewiesen wird. Wir 

unterhalten uns in drei Jahren über die gleichen Dinge noch mal!“ (BIL) 

 „Es gibt immer faktische Entwicklungen auf verschiedenen Ebenen. Welche Kausalbezie-

hungen dabei relevant sind, lässt sich schwer feststellen. Der Beschluss wird Fortschritte in 

der Vereinheitlichung der pädagogischen und technischen Anforderungen an Medienbil-

dung zur Folge haben. Ich fürchte, es wird bis dahin keinen großen Knall geben. Das höre 

ich zwar immer, aber schon seit zwanzig Jahren! Ich glaube, es wird so weiter gehen. Die 

Digitalkompetenz wird zunehmen, weil in die Entscheiderebene Leute reinwachsen, die 

entsprechend kompetent sind, weil sie mit IT aufgewachsen sind. Ich sehe keinen großen 

qualitativen Sprung. Die wirklich großen Maßnahmen, um mit einem Sprung voran zu 

kommen, die sieht man in dem Papier des Bundestages nicht.“ (BIL) 

Nicht der Rede wert scheinen die Wirkungen zu sein, wie den folgenden Expertenäußerun-

gen zu entnehmen ist. 

 „Ich glaube nicht, dass der Beschluss wesentlich zu dem beiträgt, was in den nächsten drei 

Jahren passiert. Ich könnte mir Kennzahlen vorstellen, die sich verdoppeln, z. B. Gebrauch 

von digitalen Medien in Schülerhänden in der Schule. Das ist heute immer noch unter-

durchschnittlich in Deutschland. Der Beitrag des Buches von Dräger und Müller-Eiselt26 

auf den Gang der Debatte in nächster Zeit ist größer als der Bundestagsbeschluss. Das ist 

meine Prognose.“ (BIL) 

 „Der Beschluss wird bestenfalls drei Podiumsdiskussionen, vier Panels, fünf Interviews 

hervorgerufen haben, in denen man darauf guckt und feststellt: War gut gewesen, aber es 

war nicht konkret genug und es hat nicht das gebracht, was alle sich erhofft hatten. Und 

wenn man fragt: Was haben sich alle erhofft? Dann wird man völlig diffuse Antworten be-

kommen. Die Kommunen hängen am Ende wieder da: Was machen wir jetzt? Aber ich 

muss bescheiden sagen: Ich habe auch nicht die Lösung. Je länger ich auf dem Feld tätig bin, 

umso vorsichtiger verhalte ich mich.“ (WIS) 

 „Die Wahrscheinlichkeit, dass der Antrag keine Wirkung hat, ist nicht gerade gering. Ich 

hoffe, dass er eine bundesweite Debatte angestoßen haben wird, die die Länder zu echten 

Handlungen bewegt. Der Bund wird höchstens Katalysator oder Moderator sein. Die Län-

der müssen etwas bewegen in Verbindung mit den Kommunen. Der Antrag ist ein Impuls, 

aber noch kein großer Schritt.“ (ZIV)  

                                            

26 Jörg Dräger, Ralph Müller-Eiselt: Die digitale Bildungsrevolution. Der radikale Wandel des Lernens und wie wir ihn ge-

stalten können. DVA, München 2015.  
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 „Dieser singuläre Beschluss wird nicht viel an Auswirkungen haben; vielleicht habe ich es 

bis dahin auch schon vergessen. Das Thema wird eine größere Relevanz haben, wir wer-

den Stakeholder-Dialoge haben, Programmentwicklungen, Finanzierungsverantwortungen 

usw. geklärt haben. Dem Thema gehört die Zukunft, diesem singulären Akt nicht.“ (WIR)  

 „Meine Erwartung ist, dadurch, dass sich das Papier inhaltlich einreiht in Bemühungen, die 

wir auf Landesebene seit 2011 haben, dass es als eine kleine Verstärkung wirkt.“ (BIL) 

 „Vermutlich war das schon die richtige Richtung, die dieser Beschluss vorgibt. Ich würde 

mir wünschen, dass ich sagen kann, die operative Ebene, die KMK als Instanz für die Bil-

dung, hat wirksame Strukturen und Ansätze gefunden, die uns voran bringen. Aber da liegt 

noch einiges vor uns.“ (WIR) 

Voller Skepsis äußern sich die folgenden Experten mit dezidiert niedriger Erwartungshaltung.  

 „Dieses Gespräch hätten wir schon vor 15 Jahren führen können. Insofern bin ich zuver-

sichtlich, dass wir es auch in drei Jahren wieder so führen werden.“ (ZIV)  

 „Wir werden nicht viel weiter sein als jetzt. Wenn man 15 Jahre zurückblickt, da hatte das 

Thema hohe Strahlkraft, und wenn wir überlegen, wo wir jetzt stehen! Da kann man keine 

hohen Erwartungen in einen Zeitraum von 3 Jahren setzen. Aber wenn jetzt die Grundla-

gen geschaffen werden, kann man vielleicht in 15 Jahren sagen‚ das war der Auslöser für 

Deutschland, um aufzuholen‘.“ (ZIV)  

 „Auf Grund des Antrages nichts, sondern nur weil die Welt sich weiter bewegt hat: In den 

Ministerien und Kommunen wird die Sensibilisierung wachsen. Meine Hoffnung wäre, dass 

wir in drei Jahren an der Stelle sind, wo wirklich diese Dinge in die Aus- und Fortbildung 

integriert sind und wo wir Klarheit haben, dass das WLAN an Schulen kein Luxus mehr 

ist. Wir sind sicher nicht da, wo personalisierte Curricula entstehen. Das dauert länger.“ 

(ZIV)  

 „Ich habe schon viele Beschlüsse mitbekommen und daher müsste ich pessimistisch sein 

und sagen, wir erinnern uns in 3 Jahren gar nicht mehr an diesen Beschluss. Aber wie sagt 

man? Die Hoffnung stirbt zuletzt! Ich meine, wir sind jetzt an einem Tipping-Point, dass das 

doch etwas bringen könnte. Weil auch die Wirtschaft die Breitbandverkabelung möchte. 

Weil die Technik sich in der Bedienung so stark vereinfacht hat und verbreitet ist, also 

Tablets sind ja quasi selbsterklärend. Aber insgesamt habe ich keine großen Erwartungen.“ 

(WIR) 

 „Da bin ich pessimistisch! Ich glaube, in drei Jahren werden wir auf eine diffuse, zersplitter-

te Bildungslandschaft blicken. Enthusiastische Schulleiter und IT-Lehrer, die das selber ge-

wuppt haben, die sehr viel selber erarbeitet und erfunden haben (und die Lösungen wer-

den sich ähneln), was man hätte zentral aufsetzen können und viele werden abgehängt 

sein. Wir schauen auf ein recht chaotisches System, in dem jeder seins macht. Aber viel-

leicht dreht der Wind gerade? Es gibt jetzt viele Initiativen. Ich habe nur Angst, dass das 

Thema Infrastruktur und Breitband zu unsexy sein kann und sich alle lieber um OER und 

andere Themen drehen und wir weiterhin ins Stocken geraten und alle in drei Jahren mer-

ken ‚Ach, Mist jetzt haben wir schon wieder Geld in irgendwelchen Content investiert, 
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uns irgendwelche Policies ausgedacht für Datenschutz und Urheberrecht, haben viel Zeit 

investiert in BYOD und Leuchtturmschulen – aber Internet ist immer noch nicht da!‘ 

(WIR) 

 „Wir haben in Deutschland viele, denen passt die ganze Richtung nicht. Denen hat die 

Computerei noch nie geschmeckt. Es gibt bei vielen einen großen, prinzipiellen Vorbehalt 

gegen Technik. Vielen kommt die Flüchtlingssituation zupass. Sie werden sagen: Für Com-

puter haben wir jetzt kein Geld, geflüchtete Menschen sind uns wichtiger. Genau das wird 

passieren. In drei Jahren werden die üblichen Propagandisten sagen: ‚Der Beschluss war 

für uns eine wesentliche Ermutigung, auf diesem Weg weiter voranzugehen und auf eine 

weitere Digitalisierung in der Bildung hinwirken zu wollen.‘ Ich sage Ihnen: Es wird nichts 

passiert sein, wenn nicht die einzelnen Bundesländer Geld anfassen, selber was machen, 

ihr eigenes Programm machen.“ (BIL) 

 „Der Flickenteppich wird noch nicht verändert sein. Verbesserung wird auf Eigeninitiative 

basieren, einzelne Kommunen und Länder. Es wird hoffentlich mehr Bereiche geben, wo 

es funktioniert. Aber das Ziel wird mit Sicherheit nicht erreicht sein. Dazu brauchen wir 

mehr als so einen Beschluss.“ (ZIV) 

 „Ich befürchte, dass es unter wirtschaftlichen Vorzeichen angegangen wird, das ist ein 

Rückschritt im fachlichen Diskussionsstand in der Medienbildung.“ (WIS) 

 „Es ist erneut eine Absichtserklärung ohne besonders konkreten Maßnahmenkatalog. Inso-

fern reiht der Beschluss sich ein in eine Reihe von Äußerungen auf Bundesebene, die dann 

im Föderalismus versanden.“ (WIR) 

Realistische Skeptiker oder skeptische Realisten stehen hinter den abschließenden Äußerun-

gen. 

 „Meine Erwartung: So ein Beschluss hat extreme Strahlwirkung. Nicht nur Bund und Län-

der, sondern auch übergreifende Gremien wie die KMK gehen darauf ein, sodass etwas 

daraus entsteht und das Papier konkretere Formen annimmt. Meine Hoffnung: Dieser Be-

schluss hat die KMK richtig aufgerüttelt, ein Länderstaatvertrag ist entstanden und man hat 

jemanden gefunden, der die Maßnahmen umsetzt. Meine Befürchtung: Es war wiedermal 

nur Geplapper im Bundestag.“ (WIR) 

 „Ich hoffe, dass unser Landeskonzept etwas werden kann. Dass dies nur richtig funktionie-

ren konnte, weil ein Ruck durch alle ging, durch den Beschluss angestoßen. Seit vielen Jah-

ren hoffe ich, dass in fünf Jahre alles klar ist. Diese Hoffnung schiebe ich immer weiter vor 

mir her. Ich fürchte, ich gehe darüber in die Rente. Den langen Atem hat man leider nicht 

in der Politik.“ (BIL) 

7.2. Positive Wirkungen vermutet 

Die Breitenwirksamkeit und die Veränderungsgeschwindigkeit werden von vielen Experten 

positiv eingeschätzt, wenngleich häufig mit einer gewissen Zurückhaltung. Ob genügend Per-

sonen und Institutionen sich bewegen (lassen), ist eine offene Frage. Ob Wirkungen auf den 

Bundestagsbeschluss zurückzuführen sein könnten, bleibt zwischen den Fachleuten unent-
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schieden. Besonders wichtig ist einigen Experten der Effekt des Agendasettings durch den 

Beschluss, so dass hiervon dauerhafte Impulse für die Entwicklungen in den Feldern Technik, 

pädagogisches Personal und Inhalte/Curriculum zu erwarten sein dürften.  

 „Ich bin überzeugt, dass es viel bewirkt. Aber ich werde es nicht so konkret festmachen 

können, denn es realisiert sich in jeder Kommune und Schule anders. Es ist ein Agenda-

Setting. Es wird politischen Konsens herstellen, Streit vermeiden und Themen setzen. Es 

wird die unterstützen, die auf dem Weg sind.“ (BIL)  

 „Ich bin mir sicher, dass sich etwas entwickelt hat, aber dass ich nicht mehr weiß, dass es 

den Beschluss gegeben hat. Vielleicht war es ja eine Initialzündung, aber oft ist es so, dass 

Entwicklungen aufgegriffen und durch so einen Beschluss unterstützt werden.“ (BIL) 

 „Die Thematisierung der digitalen Entwicklung in Richtung Bildung wird verstärkt. Der 

Beschluss sorgt dafür, dass ein bisschen besser strukturiert wird, denn Sie sind ja auch mit 

bestimmten Themenbereichen gekommen, um eine größere Zielklarheit im Konsens zu 

erreichen. Die digitale Entwicklung findet unabhängig von politischen Entwicklungen statt. 

So finden auch die Digitalisierung oder die Veränderung von Arbeitsprozessen und auch 

von Bildungsprozessen unabhängig davon statt, was gerade im Mittelpunkt der tagesaktuel-

len Auseinandersetzungen steht. Es ist gut, dass der Bundestagsbeschluss da ist, weil das 

Thema dann zu bestimmten Zeiten in den Fokus rücken kann.“ (BIL) 

 „In diesem Bereich muss man Berufsoptimist sein. In 3 Jahren sind wir ein Stückchen wei-

ter bei der Verbindlichkeit und Verlässlichkeit. 2018 müssen wir uns nicht mehr legitimie-

ren, sondern stehen unter einem Umsetzungsdruck, die Schulen fordern etwas von uns, es 

werden Erwartungen formuliert. Es wird die Notwendigkeit für Beratungs- und Unterstüt-

zungssysteme gesehen. Und das ist doch eine Entwicklung! Ob die Kollegen an den Schu-

len das umsetzen, mit den veränderten Anforderungen umgehen, da gibt es immer zwei 

Sorten: die, die sich den Anforderungen ausgesetzt fühlen und sie nur erdulden und die, 

die sie mitgestalten wollen.“ (BIL) 

 „Drei Jahre sind eine kurze Zeit. Ich hoffe sagen zu können: In der Lehrerbildung ist die 

Erkenntnis gereift, dass ohne den Erwerb medienpädagogischer Kompetenzen in allen Pha-

sen der Lehrerbildung an den Schulen sich selbst nichts verändern wird. Also haben die 

Unis Lehrstühle für Medienbildung eingerichtet und eine Stärkung der Fachdidaktiken vor-

genommen. Wenn wir da nicht ansetzen, wird sich wenig bewegen. 2018 sollten wir eine 

flächendeckende Breitbandanbindung für alle Schulen haben. Die Ausrede gilt dann nicht 

mehr ‚Wir würden ja, wenn wir könnten.‘ Curricular habe ich die wenigsten Befürchtun-

gen; da liegt in den Bundesländern genügend vor. Es ist kein Mangel an vernünftigen Kon-

zepten, kein Mangel an beschriebenem Papier, sondern bei der praktischen Umsetzung ist 

bis 2018 einiges passiert.“ (BIL) 

 „Dann rückblickend: in den letzen 3 Jahren hat sich eine Menge in Sachen IT-Infrastruktur 

und Medienbildung in Schulen und Kommunen verändert. Ob das ursächlich mit dem Bun-

destagsbeschluss zusammenhängt? Aber er war bestimmt ein Bestandteil um eine stärkere, 

öffentliche Aufmerksamkeit auf das Thema zu richten.“ (WIS) 
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 „Je nachdem welche politische Großwetterlage demnächst herrscht - Finanzkrise, Grie-

chenlandkrise, Flüchtlingskrise - , sodass das Papier wieder in den Hintergrund gerät, das 

kann gut passieren. Ansonsten, drei Jahre sind auch schnell vorbei, wenn sich da ein biss-

chen was bewegt hat, so dass man sagen kann: Es stehen Gremien, es steht evtl. auch ein 

Pakt, es ist der politische Wille geäußert worden, das Papier mit Leben zu füllen, da wäre 

ich schon fast zufrieden Dass sich mal wieder was in einer größeren Dimension bewegt, 

dass es ein Signal ist, den Themenkomplex höher aufs Tableau zu hieven: das wäre meine 

Hoffnung. Ein Weckruf für die gesamte Branche, Politik und Wirtschaft und Bildungsinsti-

tutionen: Es ist ein Wunsch formuliert worden, dass sich in dem Bereich was tut, dass man 

die Kräfte bündelt, um gestärkt in die Zukunft zu schreiten und dass alle sich genötigt se-

hen, da mitzuziehen.“ (WIR) 

Größere Schritte nach vorn zeichnen sich in den folgenden Beiträgen ab. 

 „2018 gibt es ein Investitionsprogramm des Bundes, das bereits wirksam geworden ist. 

Schulen müssen über Schulträger ihre Anträge mit Konzept vorlegen. Sie werden entspre-

chend unterstützt, dass sie ihre Pläne realisieren können. Das wird sich langsam entwi-

ckeln und wenn es allgemein bekannt ist, wird das Programm seine Wirksamkeit innerhalb 

von einigen Jahren entfalten. Die ersten Entwicklungen werden 2018 schon passiert sein: 

Sichere Infrastruktur, datenschutzrechtliche Sicherheit, etwas anderer Unterricht wird 

praktiziert, in der Schulentwicklung gibt es einen großen Schritt nach vorn.“ (BIL) 

 „Mobile Endgeräte sind in der Hand der Schüler. Die Nutzung hat sich deutlich erhöht, 

ohne mehr Geld dafür ausgeben zu müssen, weil die Leistung sich erhöht hat. Die Wachs-

tumszahlen sind beachtlich. Wir haben in Deutschland den Point of no return erreicht. Die 

Devices? Ob es nun Ultrabooks, Notebooks oder Tablets sein werden, das weiß man jetzt 

nicht, was sich durchsetzt. Es werden vermutlich die Tablets sein. Smartphones sind ei-

gentlich viel besser für die Nutzung unterwegs geeignet. In drei Jahren wird es wohl nor-

mal sein, dass man mit Smartphones im Unterricht sitzt. Dann wird es eine Dockingstati-

on, eine Funktastatur und eine Funkmaus sowie einen größeren Monitor zum Anschluss an 

das Smartphone geben, dann kann man mit dem Smartphone wie mit einem PC arbeiten. 

Es ist so viel so schnell möglich geworden, dass logischerweise die Politik. die Kämmerer, 

die Verwaltung immer hinterherhinken. Das ist die Challenge.“ (WIR) 

 „Was die Gestaltung der Rahmenbedingungen angeht (Breitbandanbindung, WLAN), da 

werden wir weiter sein. Auch im Hinblick auf Lernmittelfreiheit, insbesondere was die 

Ausstattung von Kindern und Jugendlichen betrifft, die von Hause aus sich die Dinge nicht 

leisten können, dass man hier Sozialregelungen so anpasst, wie das vor dem Hintergrund 

der digitalen Entwicklungen notwendig ist. Auch vom Unterricht her werden wir etwas 

weiter sein, weil in den nächsten drei bis fünf Jahren sehr viele ältere Lehrer pensioniert 

werden und jüngere nachkommen. Ich erhoffe mir, dass der Antrag diese Entwicklungen 

ein bisschen unterstützt und wir in der Umsetzung der vielen guten Sachen, die im Antrag 

stehen, weitergekommen sind.“ (BIL) 
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 „Wir sind an einzelnen Standorten (Unis, Landesmedieninstitute) in der 1. und 2. Ausbil-

dungsphase weiter, weil es mehr Rückenwind gab um an Stellschrauben zu drehen. Und 

wir werden in Bildungsplänen die Informatik stärker wiedersehen.“ (BIL) 

 „Der Beschluss läuft parallel mit anderen Sachen an Hochschulen: Stifterverband, HRK etc. 

- wenn mehr Wichtigkeit zugeschrieben wird, wenn mehr Player dazu kommen, wenn 

mehr von oben draufgeschaut wird. Es darf keine Veranstaltung von Mittelbauern werden, 

um die sich kein anderer kümmert. Es muss auf die Managementebenen in Bildungsadmi-

nistration, Schulen und Hochschulen kommen. Wenn die nicht strategisch mitmachen – 

Chefsache – dann wird es eine Veranstaltung sein, bei der man nicht über den Gartenzaun 

guckt. Mehr Brainstorming, klare Zielvorgaben, wirklich gute Leute an Bord holen – die 

müssen Geld bekommen und Gestaltungsmöglichkeiten.“ (WIS) 

 „Der Beschluss hat eine Basiswirkung. Die Großunternehmen und die Arbeitgeberverbän-

de werden gewiss ihren Einfluss geltend gemacht machen, dass die Bundesregierung ein-

fach reagieren musste.“ (WIR) 

 „Ich hoffe, dass eine Lösung für die finanzielle Ausstattung gefunden wird: Entweder 

schichten die Länder von sich aus Gelder um oder der Bund investiert hier ähnlich wie bei 

den Ganztagsschulen, weil es eine gesamtstaatliche Aufgabe ist. Zum anderen hoffe ich, 

dass es eine Qualitätsoffensive gegeben hat, dass wir mehr Beispiele von Schulen haben, 

die digitale Medien zu einer Veränderung der Lernkultur und zur Schulentwicklung nutzen 

können. Neben dem Bereich der Schule wäre es auch wünschenswert andere Bereiche 

wie lebenslanges Lernen, berufliche Bildung, Weiterbildung usw. mit einzubeziehen.“ (ZIV) 

 „Der Schwerpunkt im Bildungswesen wird auf dem digitalen Bereich liegen. Denn man 

kann zur alten Schulbuchwelt nicht die digitale Welt quasi als Add-on ohne Abstriche ne-

beneinander existieren lassen. Das kann man sich nicht allzu lange leisten. Dann wird eine 

konsequente Digitalisierungs-Strategie erfolgen müssen, ohne dass gleich das Papier aus 

der Schule verschwindet und die Handschrift abgeschafft wird.“ (WIR) 

Dieser Experte sieht Fortschritte, die er selbst als nur klein bewertet, wobei deutlich wird, 

dass viele Einschätzungen auf beruflichen Erfahrungen in den relevanten Handlungsfeldern 

beruhen. 

 „Es sind eher die kleineren Schritte; große Würfe sehe ich nicht. Ich bin lange genug im 

Geschäft, um keine Illusionen zu hegen und zu wissen, wie langsam sich alles entwickelt. 

Insofern erwarte ich auch nicht grundlegend Neues: 1. BYOD wird ein Schrittchen weiter 

sein. 2. Der Bund könnte die Störerhaftung überarbeitet haben. 3. Das Urheberrecht soll-

te für mehr Rechtssicherheit sorgen. 4. Sachkostenträger könnten entlasten werden bei 

der technischen Ausstattung. 5. Bei der Überarbeitung der Bildungspläne werden die digi-

talen Medien stärker ins Spiel gebracht. 6. Die Qualitätsentwicklung hat in der externen 

Evaluation die digitalen Medien explizit verankert. 7. Das Bewusstsein der Schulen soll für 

die Notwendigkeit der Entwicklung von Medienkompetenz geschärft werden; sie sollen ei-

nen Zusammenhang mit dem Schulprofil herstellen können. 8. Koordinatorenstellen als 
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Funktionsstellen zum Thema Medienkompetenz sollen den Schulen als Möglichkeit angebo-

ten werden.“ (BIL) 

Die Digitale Bildung ins öffentliche Bewusstsein gebracht zu haben, wird allgemein als nach-

haltig wirksames Verdienst des Beschlusses angesehen. Allerdings empfiehlt ein Experte in 

unserer mediengeprägten Zeit einen besonderen Aufmerksamkeitsmacher: 

 „Vielleicht braucht man ein Maskottchen als symbolische Figur in der Öffentlichkeit.“ 

(WIR)  
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8. Anhang 

8.1. Leitfragen für die Interviews 

Eingangserläuterungen: [können variieren]: Vielen Dank, dass Sie sich bereit erklärt haben.. 

Das Interview wird ca. 45 Minuten dauern. Es besteht aus 4 Frageblöcken, evtl. gehen die 

Fragen aber auch ineinander über. Es ist durchaus gewünscht/vorgesehen, dass Sie beim 

Sprechen auch schon Fragen aus einem anderen Block mit ansprechen. Wir sichern Ihnen zu, 

dass im Abschlussbericht, der allen Befragten zur Verfügung gestellt wird, die Aussagen nicht 

einzelnen Personen zuzuordnen sein werden. Die Auswertung erfolgt strikt anonym. 

Damit ich nicht alle Ihre Aussagen protokollieren muss, Sie aber auch nicht falsch verstehe, 

möchte ich das Interview gerne aufnehmen. Sind Sie damit einverstanden? 

 Fragen Hintergrundinformationen für die 

Interviewenden  Stichworte zum 

Einhaken/detaillierten Nachfragen 

0 Wie haben Sie den BT-Beschluss zur 

Stärkung der Digitalen Bildung aufge-

nommen? 

 

1 Welche Hoffnungen, Erwartungen und 

Befürchtungen haben Sie zu dem Be-

schluss? [erst offen fragen, dann folgende 

Nachfragen stellen] 

 

1a Fehlen aus Ihrer Sicht weitere sinnvolle 

Forderungen? Wenn ja, welche? (max. 3 

nennen) 

 

1b An welchen Stellen sehen Sie Schwierig-

keiten (außerhalb der Frage der Finanzie-

rung)? 

Selbstverantwortung von Schulen  Vor-

gaben „von oben“ zur Digitalen Bildung/ 

Medienkompetenzentwicklung könnten 

ins Leere laufen. 

Pädagogische Freiheit der Lehrkräfte  

es fällt in den Ermessungs- und Entschei-

dungsspielraums der einzelnen Lehrkraft, 

digitale Medien und Werkzeuge im Un-

terricht zu nutzen oder nicht. 

1c Ist aus Ihrer Sicht das Ansinnen eines 

„Pakts für Digitale Bildung“ sinnvoll? 

 

Der Pakt wird angesprochen unter III, 

Aspekt Nr. 2: „der Einrichtung eines 

„Pakts für Digitale Bildung“, der die un-

terschiedlichen Aktivitäten von Staat, 

Wirtschaft und Gesellschaft bündelt, digi-

tale Infrastruktur und Ausstattungen un-

ter Berücksichtigung des „bring your own 



Stakeholder-Studie zum Bundestagsbeschluss „Stärkung der Digitalen Bildung“  

© 2016 IBI – Institut für Bildung in der Informationsgesellschaft l www.ibi.tu-berlin.de 193 

device“-Modells finanziell fördert, didak-

tisch sinnvolle Projekte sowie Lernende, 

die sich aus finanziellen Gründen kein 

digitales Endgerät anschaffen können, un-

terstützt, um zu einer dauerhaften Stär-

kung der Digitalen Bildung zu kommen.“ 

1d Ist aus Ihrer Sicht der Vorschlag eines 

Länderstaatsvertrags sinnvoll? 

  

  

Ein Länderstaatsvertrag wird angespro-

chen unter IV: „…bei der gemeinsamen 

Entwicklung und Umsetzung der Strategie 

„Digitales Lernen“ in Zusammenarbeit 

mit den Bundesländern und der Kultusmi-

nisterkonferenz dafür einzusetzen, dass 

diese untereinander folgenden Ziele und 

Maßnahmen verbindlich, beispielsweise in 

einem Länderstaatsvertrag, vereinbaren: 

[es folgen 13 Ziele und Maßnahmen]“ 

1e Gibt es in Ihrer Institution Überlegungen, 

wie Sie/sie sich zum Papier verhalten 

wollen/will? 

 

 

2 Bündelt man die Forderungen, die im 

Antrag genannt werden, zeigen sich drei 

Hauptstränge/ Säulen, auf die wir hier 

näher eingehen wollen, nämlich  

Technische Ausstattung 

Qualifizierung des pädagogischen Perso-

nals 

Inhalte und Curriculum.  

 

2a Welche Effekte des Beschlusses erwar-

ten Sie im Feld Technische Ausstattung?  

Bezieht sich im Antrag auf  

III, Aspekt Nr. 1 (technische Infrastruktur 

für berufliche Bildung: Anschluss an Breit-

bandnetz, Konzeption und Standardisie-

rung der internen Netze und Server, Pfle-

ge der Server und Netze) 

III, Aspekt Nr. 2 (finanzielle Förderung der 

digitalen Infrastruktur und Ausstattung 

(unter Berücksichtigung von Bring your 

own device), Förderung didaktisch sinnvol-

ler Projekte) 

IV, Ziel Nr. 1 (Bereitstellung technischer 

Infrastruktur für alle weiteren Bildungsein-

richtungen: Anschluss an Breitbandnetz, 
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Konzeption und Standardisierung der in-

ternen Netze und Server, Pflege der Ser-

ver und Netze) 

IV, Ziel Nr. 9 (langfristige Festlegung von 

bundeseinheitlichen IT-Standards für All-

gemeinbildende Schulen) 

IV, Ziel Nr. 11 (Entwicklung von Schul-

Clouds mit digitalen Lehrinhalten; Etablie-

rung einer gemeinsamen, länderübergrei-

fenden Standardinfrastruktur) 

2b Wer sollte im Feld Technische Ausstat-

tung die Entwicklung vorantreiben?  

 

2c Welche Effekte des Beschlusses erwar-

ten Sie im Feld Qualifizierung des päda-

gogischen Personals?  

Bezieht sich im Antrag auf 

IV, Ziel Nr. 2 (Einsatz digitaler Medien in 

den Lernprozess und Vermittlung digitaler 

Medienkompetenz in Studiengangs- und 

Ausbildungscurricula/Prüfungsordnungen 

von Lehrkräften in verschiedenen Bil-

dungsbereichen) 

IV, Ziel Nr. 3 (Schaffung spezieller Fortbil-

dungsangebote für bereits ausgebildete 

Lehrkräfte in versch. Bildungsbereichen) 

[Wo sehen Sie inhaltliche Schwerpunkte 
bei der Lehrerfortbildung? (3 nennen) (So-

fern hier keine medienspezifischen Hin-

weise kommen, dann danach explizit nach-

fragen)] 

IV, Ziel Nr. 4 (Verankerung der Vermitt-

lung digitaler Medienkompetenz in Bil-

dungspläne länderspezifische Qualitäts-

rahmen zur Schulentwicklung) 

IV, Ziel Nr. 5 (Gremien zur Koordinierung 

schulischer und außerschulischer Medien-

bildung; Erarbeitung ganzheitlicher Medi-

enbildungskonzepte) [Gibt es/kennen Sie 

Einrichtungen, die diese Koordination be-

reits betreiben bzw. dies sogar als Aufga-

benstellung betreiben müssen?] 

Evtl. IV, Ziel Nr. 6 (Begleitung der Schulen 

bei jahrgangs- und fächerübergreifenden 

Medienbildungskonzepten) 

2d Wer sollte im Feld Qualifizierung des  
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pädagogischen Personals vorangehen?  

2e Welche Effekte des Beschlusses erwar-

ten Sie im Feld Inhalte und Curriculum?  

III, Aspekt Nr. 3 (OER fördern; Potenziale 

individualisierter, kooperativer, inklusiver 

Konzepte und Settings nutzen) [OER – 

unideologisch betrachtet: Was sind Ihrer 

Meinung nach die Rahmenbedingungen/ 

Gelingensfaktoren/Hindernisse?] 

III, Aspekt Nr. 4 (Weiterentwicklung der 

Initiativen „Ein Netz für Kinder“ und „Na-

tionale Initiative Printmedien“.) 

III, Aspekt Nr. 5 (Stärkung von Program-

men und Wettbewerben in den MINT-

Fächern) 

III, Aspekt Nr. 7 (bildungs- und for-

schungsfreundliches Urheberrecht; Einfüh-

rung einer einheitlichen Bildungs- und 

Wissenschaftsschranke) [Was stellen Sie 

sich unter einem bildungsfreundlichen Ur-
heberrecht vor?] 

IV, Ziel Nr. 2 (Einsatz digitaler Medien im 

Lernprozess und Vermittlung digitaler Me-

dienkompetenz in Studiengangs- und Aus-

bildungscurricula/Prüfungsordnungen von 

Lehrkräften in verschiedenen Bildungsbe-

reichen) 

IV, Ziel Nr. 4 ??? (Verankerung der Ver-

mittlung digitaler Medienkompetenz in 

Bildungspläne länderspezifische Qualitäts-

rahmen zur Schulentwicklung) 

IV, Ziel Nr. 7 (Informatikunterricht ab 

Grundschule) 

IV, Ziel Nr. 8 (bundeseinheitliche Mindest-

standards zur digitalen Informations- und 

Medienkompetenz und deren Überprüfung 

in einer Ländervergleichsstudie) 

IV, Ziel Nr. 12 (Auszeichnung exzellenter 

E-Learning-Angebote im Rahmen eines 

Wettbewerbs)  

2f Wer sollte im Feld Inhalte und Curricu-

lum der Motor der Entwicklung sein? 

 

2g Welche ersten Schritte sollten gemacht 

werden? [erst offen fragen, folgende 
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Nachfragen] 

2h In den Beratungen und Anhörungen im 

BT verlangen viele Redner ein „Gesamt-

konzept“. Wer müsste dafür verant-

wortlich zeichnen? 

 

2i Was müsste dort festgelegt werden?  

 

3 Wenn Sie an die Finanzierung denken, 

was fällt Ihnen dazu ein (2-3 Aspekte) 

 

3a Sollte sich Ihrer Meinung nach die Wirt-

schaft finanziell beteiligen?  

 

3b Wenn ja: Wie?  

 

4 Wenn ich Sie in 3 Jahren wieder anrufen 

würde, was glauben Sie, werden Sie mir 

sagen, wenn ich Sie dann um eine rück-

blickende Einschätzung der Wirkung 

dieses Beschlusses bitte? 

 

 Ist aus Ihrer Sicht noch etwas offen ge-

blieben? Gibt es noch etwas, was Sie 

ansprechen möchten? 

 

 

Vielen Dank für das Gespräch! Die Ergebnisse werden Sie als Gesprächspartner vor einer 

Veröffentlichung von uns zur Verfügung gestellt bekommen. 
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8.2.  Beschluss des Deutschen Bundestages 

Deutscher Bundestag, Plenarprotokoll 18/115, Stenografischer Bericht, 115. Sit-

zung, Berlin, Donnerstag, den 2. Juli 2015,  

http://dip21.bundestag.de/dip21/btp/18/18115.pdf, S. 11198 f. 

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: „Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 sowie Zusatzpunkt 7 auf: 

17 Beratung der Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für Bildung, For-

schung und Technikfolgenabschätzung (18. Ausschuss) zu dem Antrag der Fraktionen der 

CDU/CSU und SPD Durch Stärkung der Digitalen Bildung Medienkompetenz för-

dern und digitale Spaltung überwinden Drucksachen 18/4422, 18/5368 

ZP 7 Beratung des Antrags der Abgeordneten Özcan Mutlu, Tabea Rößner, Kai Gehring, 

weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Empfehlungen der 

Enquete-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“ zur digitalen Bildung 

umsetzen Drucksache 18/5105  

Die Reden sollen zu Protokoll gegeben werden. (Anlage 17) – Ich sehe, Sie sind damit 

einverstanden. Dann ist so beschlossen. Tagesordnungspunkt 17. Wir kommen zur Beschlus-

sempfehlung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung zu dem 

Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlus-

sempfehlung auf Drucksache 18/5368, den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

auf Drucksache 18/4422 anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer 

stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die Beschlussempfehlung ist mit den Stimmen der 

Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung 

der Fraktion Die Linke angenommen. Zusatzpunkt 7. Abstimmung über den Antrag der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 18/5105. Wer stimmt für diesen Antrag? – Wer 

stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Antrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfrakti-

onen gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung der Fraktion 

Die Linke abgelehnt.“ 

 

8.3. Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD  

Durch Stärkung der Digitalen Bildung Medienkompetenz för-

dern und digitale Spaltung überwinden  

Deutscher Bundestag, 18. Wahlperiode, Drucksache 18/4422 24.03.2015 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/044/1804422.pdf  

Der Bundestag wolle beschließen:  

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:  

Die Digitalisierung weitet sich seit Beginn der neunziger Jahre im rasanten Tempo auf immer 

weitere Gesellschaftsbereiche aus. Digitale Technologien sind im alltäglichen Leben ange-

kommen. Das Internet und die damit verbundenen Programme und digitalen Endgeräte sind 

für die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger zu selbstverständlichen Begleitern geworden. 

Auch die Digitalisierung der Wirtschaft stellt, wegen des steigenden Bedarfs an Fachkräften 

der Informations- und Kommunikationstechnologie, aber auch aufgrund der notwendigen 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/044/1804422.pdf
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Weitentwicklung der klassischen sowie der Etablierung neuer Berufsfelder, große Heraus-

forderungen an Bildung und Ausbildung.  

Digitale Anwendungen bieten enorme Potentiale für das lebensbegleitende Lernen über alle 

Altersgruppen der Bevölkerung hinweg. So können digitale Technologien und Programme 

Möglichkeiten eines flexiblen, zeit- und ortsunabhängigen Lernens erschließen, individualisier-

tes und kooperatives Lernen erleichtern, inklusive Bildungssettings unterstützen sowie die 

Qualität und die Chancengerechtigkeit der Bildungssysteme verbessern.  

Auch bieten neue Lernansätze wie das sogenannte „Game-Based Learning“ durch die Ver-
bindung von Spiel und Lernen neue attraktive Zugangswege der Wissensvermittlung.  

Die fortschreitende Entwicklung zu einer digitalen Gesellschaft birgt aber auch Risiken, zum 

Beispiel in Bezug auf Fragen des Datenschutzes und der Datensicherheit. Gerade junge Men-

schen, die mit digitalen Medien aufwachsen, können mit diesen zwar anwendungsspezifisch 

sehr gut umgehen, ihnen mangelt es allerdings nicht selten an einem kritischen, distanzierten 

Beurteilungsvermögen dieser digitalen Technologien und Medien.  

Heranwachsende werden heute schon sehr früh mit Medien konfrontiert. Deshalb ist die 

Erziehung zur verantwortungsbewussten Mediennutzung und zum kompetenten Umgang mit 

diesen keine Aufgabe, die erst im schulischen Alter beginnt. Die Grundlagen für die Art und 

Weise sowie Intensität der Mediennutzung müssen bereits im Vorschulalter gelegt werden. 

Der beste Jugendmedienschutz ist eine gut ausgebildete Medienkompetenz. Zuallererst ste-

hen Eltern bzw. Erziehungsberechtigte in der Verantwortung, bei der Vermittlung eines 

kompetenten Umgangs mit digitalen Medien. Um sie bei ihrem Erziehungsauftrag zu unter-

stützten und damit jedem Kind unter dem Aspekt der Chancen- und Bildungsgerechtigkeit 

gleiche Startvoraussetzungen zukommen zu lassen, soll bereits in Einrichtungen der frühkind-

lichen Bildung ein entwicklungsgemäßes Heranführen und eine begleitete Auseinandersetzung 

mit digitalen Medien stattfinden. Gemeinsame Fortbildungsangebote für Pädagoginnen, Päda-

gogen und Eltern, aber auch niederschwellige Angebote wie Elterncafés oder -abende er-

scheinen dabei besonders geeignet, Berührungsängste mit digitalen Medien und Programmen 

abzubauen, eigene digitale Kompetenzen zu entwickeln, diese weiterzugeben und damit Kin-

der bei der Entwicklung einer digitalen Selbstständigkeit aktiv zu begleiten.  

Mit zunehmendem Alter der Kinder und Jugendlichen wird die Nutzung des Internets sowie 

digitaler Programme und Anwendungen integraler Bestandteil ihres Alltags. Auf der anderen 

Seite sind der Einsatz digitaler Medien und der Erwerb digitaler Kompetenzen in den Bil-

dungseinrichtungen sehr unterschiedlich ausgeprägt. Während sowohl Lehrkräfte als auch 

Schülerinnen und Schüler für die Unterrichtsvor- und -nachbereitung nicht selten das Inter-

net und digitale Technologien und Programme nutzen, spielt eine pädagogisch sinnvolle In-

tegration dieser Anwendungen und die Arbeit mit digitalen Lernmaterialien im Unterricht 

selbst oft noch eine eher untergeordnete Rolle. Beim Wissen über und Umgang mit digitalen 

Medien belegen deutsche Schülerinnen und Schüler nach Untersuchungen der „International 
Association for the Evaluation of Educational Achievement“ (IEA) im Rahmen der ICILS-

Studie (ICILS – International Computer and Information Literacy Study) international ledig-

lich einen der mittleren Plätze.  

Eine solche Momentaufnahme steht im Widerspruch zum Anspruch Deutschlands, eine fort-

schrittliche Bildungsnation zu sein. Für eine nachhaltige Verbesserung bedarf es politischer 

Initiativen sowohl im Bereich der Bereitstellung technischer Infrastruktur, der Hard- und 

Softwareausstattung als auch bei der gezielten Aus- und Fortbildung von pädagogischem Per-
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sonal und von Lehrkräften. Dabei geht es nicht nur um den kompetenten Umgang mit digita-

len Medien, sondern vor allem um den Erwerb medienpädagogischer Kompetenzen, damit 

digitale Medien in allen Schulstufen und -fächern sowie darüber hinaus zielführend und päda-

gogisch sinnvoll eingesetzt werden können. Nicht zuletzt müssen digitale Inhalte und die 

Zielsetzung der digitalen Selbstständigkeit fächerübergreifend und verpflichtend in den Bil-

dungsplänen aller Schulstufen verankert werden, um eine breite und vertiefte und damit 

nachhaltige Medienbildung zu erzielen. Hinzu kommt die Etablierung eines für alle Schülerin-

nen und Schüler zeitgemäßen Informatikunterrichts ab der Grundschule. Das Verständnis 
der Informatik und der Logik von Algorithmen als der Sprache der digitalen Welt ist für ei-

nen selbstbestimmten Umgang mit der Digitalisierung in der Alltags- und Berufswelt von 

herausragender Bedeutung.  

Digitale Lernmedien und -technologien eröffnen in der beruflichen Aus-, Fort- und Weiter-

bildung vielschichtige neue Möglichkeiten der Wissensvermittlung und des Wissensmanage-

ments für die konkrete Anwendung im Arbeitsleben. Heute existieren in der beruflichen 

Aus- und Weiterbildung unterschiedliche digitale Lehr- und Lernmanagementsysteme. Ein 

wichtiger Schritt ist hier die Vermittlung digitaler Kompetenz in der Aus- und Weiterbildung 

des pädagogischen Fachpersonals für die berufliche Bildung. Die digitalen Lehr- und Lernma-

nagementsysteme weiterzuentwickeln und moderne berufliche Aus- und Weiterbildungsgän-

ge durch den Einsatz digitaler Medien und Programme zu schaffen, ist ein wichtiges Ziel.  

Digitale Medien und Lerninfrastrukturen halten aber nicht nur in der beruflichen Ausbildung 

viele Vorteile bereit. Gerade auch in der beruflichen Weiterbildung für Fach- und Führungs-

kräfte erlauben beispielsweise E-Learning-Elemente, sich berufsbegleitend weiter zu qualifi-

zieren. Auch für Berufsrückkehrer – insbesondere nach Kindererziehungszeiten oder Pflege-

auszeiten – bieten digitale Bildungsformate zeit- und ortsflexible Möglichkeiten, sich auf den 

Wiedereinstieg in die Berufswelt vorzubereiten. Bislang werden diese und weitere Möglich-

keiten jedoch nicht in allen Branchen genutzt. Insbesondere KMU (Kleine und mittlere Un-

ternehmen) profitieren von den Potenzialen digitaler Bildung noch zu selten. Zudem wird die 

Vermittlung digitaler Kompetenz des pädagogischen Fachpersonals für die berufliche Bildung 

an vielen Stellen noch nicht mitgedacht. Deshalb ist der Ausbau digitaler Bildung und die 

Stärkung der Medienkompetenz auch hier ein wichtiges Ziel.  

Die Forderungen dieses Antrages bauen auf Empfehlungen der Enquete-Kommission „Inter-

net und digitale Gesellschaft“ der letzten Legislaturperiode auf. In ihrem Bericht „Bildung und 

Forschung“ schildert sie hierbei detailliert verschiedene Problemstellungen und Lösungsan-

sätze. Beispielsweise empfahlen die Experten einstimmig die Notwendigkeit für eine gezielte 

Förderung von Projekten zur Entwicklung von Medienkompetenz in der zweiten Phase der 

Lehrerausbildung und der Verankerung von Inhalten als festen Bestandteil in den Ausbil-

dungscurricula dieser Ausbildungsphase. Zudem empfahl die Enquete-Kommission, die Po-

tenziale des Internet für innovative E-Learning-Formen intensiver als bislang in der Praxis 
üblich zu nutzen.  

Die aufgezeigten Facetten des digitalen Bildungsbegriffs, insbesondere die Förderung der Me-

dienkompetenz, sind der Schlüssel zur Teilhabe an einer digitalisierten Welt – es geht um die 

Ermöglichung der digitalen Selbstständigkeit. Der Erwerb zukunftsfähiger Kompetenzen im 

kritischen Umgang mit digitalen Medien und Informationen muss ebenso wie der Aufbau ei-

ner grundständigen IT-Kompetenz integraler Bestandteil heutiger Bildungsziele sein. Nur so 

wird die digitale Spaltung der Gesellschaft verhindert.  

II. Der Deutsche Bundestag begrüßt,  
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1. die Ausarbeitung einer Digitalen Agenda der Bundesregierung, die sich den Herausfor-

derungen der Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft annimmt und insbesondere 

hier den Aspekt hervorhebt, dass das Bildungssystem die Menschen noch besser auf die 

Anforderungen der digitalen Arbeitswelt und der Wissensgesellschaft vorbereiten und 

ihre Medienkompetenz stärken muss;  

2. dass der Bund im Haushalt 2015 im Vorgriff auf die „Strategie Digitales Lernen“ einen 

ersten Schritt im Bereich des digitalen Lernens mit der Förderung von freien Lern- und 

Lehrmaterialien (Open Educational Resources) getan hat;  

3. die zeitgemäße Weiterentwicklung des Deutschen Computerspielpreises (DCP), bei 

dem u. a. in der Kategorie „best serious game“ die besten Lernspiele ausgezeichnet wer-

den, unter der Trägerschaft des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruk-

tur und der Verbände „GAME Bundesverband der Computerspielindustrie e.V.“ und 

„Bundesverband Interaktive Unterhaltungssoftware e.V. (BIU)“;  

4. die Initiative einzelner Länder zur technologieneutralen Förderung von Lehr und 

Lernmaterialien.  

III. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,  

bei der gemeinsamen Entwicklung und Umsetzung der Strategie „Digitales Lernen“ in Zu-

sammenarbeit mit den Ländern und Akteuren aus allen Bildungsbereichen, im Rahmen der 

verfügbaren Haushaltsmittel, insbesondere folgende Schwerpunkte zu setzen bei:  

1. der Bereitstellung der technischen Infrastruktur der von der öffentlichen Hand getra-

genen Einrichtungen der beruflichen Bildung durch die zuständigen Träger und im Rah-

men der jeweiligen Verantwortungsbereiche. Hierzu zählt der Anschluss an das Breit-

bandnetz sowie die Konzeption und Standardisierung der internen Netze und Server, ih-

re professionelle Pflege und damit verbunden die Schaffung einer sicheren digitalen Ler-

numgebung in diesen Institutionen;  

2. der Einrichtung eines „Pakts für Digitale Bildung“, der die unterschiedlichen Aktivitäten 

von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft bündelt, digitale Infrastruktur und Ausstattungen 

unter Berücksichtigung des „bring your own device“-Modells finanziell fördert, didaktisch 

sinnvolle Projekte sowie Lernende, die sich aus finanziellen Gründen kein digitales Endge-

rät anschaffen können, unterstützt, um zu einer dauerhaften Stärkung der Digitalen Bil-

dung zu kommen;  

3. dem Einsatz digitaler Bildungsangebote wie zum Beispiel von Open Educational Re-

sources (OER) zur kostenfreien Nutzung sowie der Verwendung freier Lizenzen und 

Formate, um dadurch die besonderen Potenziale für individualisierte sowie kooperative 

Lernkonzepte und inklusive Bildungssettings zu nutzen;  

4. der Unterstützung und Weiterentwicklung der außerschulischen Initiativen „Ein Netz 

für Kinder“ und der „Nationalen Initiative Printmedien“, um in Zusammenarbeit von Poli-

tik, Wirtschaft und Institutionen die digitale Medienkompetenzvermittlung von Kindern 
und Jugendlichen zu fördern;  

5. der Förderung von Wissenschaftskompetenz von der Grundschule bis zur Hochschule 

durch die Stärkung von Programmen und Wettbewerben in den MINT-Fächern (MINT – 

Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik);  
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6. dem Aufbau eines Mentorinnen-Netzwerkes in der digitalen Wirtschaft, um im Zuge 

der Stärkung der Gewinnung von IT-Fachkräften speziell Mädchen und junge Frauen für 

diese Berufsfelder zu begeistern;  

7. der Arbeit an einem bildungs- und forschungsfreundlichen Urheberrecht als Grundlage 

der digitalen Lehrmittelfreiheit sowie damit verbunden der Einführung einer einheitlichen 

Bildungs- und Wissenschaftsschranke.  

IV. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,  

sich bei der gemeinsamen Entwicklung und Umsetzung der Strategie „Digitales Lernen“ bei 
den Bundesländern und der Kultusministerkonferenz dafür einzusetzen, dass diese unterei-

nander folgende Ziele und Maßnahmen verbindlich, beispielsweise in einem Länderstaatsver-

trag, vereinbaren:  

1. Die Bereitstellung der technischen Infrastruktur der frühkindlichen, schulischen sowie 

aus- und weiterbildenden Bildungseinrichtungen. Hierzu zählt der Anschluss an das Breit-

bandnetz sowie die Konzeption und Standardisierung der internen Netze und Server, ih-

re professionelle Pflege und damit verbunden die Schaffung einer sicheren digitalen Ler-

numgebung in diesen Institutionen.  

2. Die Aufnahme bzw. den Ausbau eines pädagogisch sinnvollen, fächerübergreifenden 

Einsatzes digitaler Medien in den Lernprozess und der Vermittlung digitaler Medienkom-

petenz in die Studiengangs- und Ausbildungscurricula sowie Prüfungsordnungen von 

Lehrkräften und pädagogischem Personal im frühkindlichen, schulischen sowie Aus- und 

Weiterbildungsbereich.  

3. Die Schaffung bzw. den Ausbau spezieller Fortbildungsangebote für bereits ausgebilde-

te Lehrkräfte sowie Pädagoginnen und Pädagogen im frühkindlichen, schulischen sowie 

Aus- und Weiterbildungsbereich zur Vermittlung digitaler Medienkompetenz und den 

pädagogisch sinnvollen, fächerübergreifenden Einsatz digitaler Medien in den Lernprozess. 

Die Weiterbildungsangebote sollen dabei insbesondere an den Kriterien des Vorrangs 

der Nutzung bereits bestehender Expertise vor Neuschaffungen von Weiterbildungsan-

geboten, der Niederschwelligkeit und Effektivität ausgerichtet werden.  

4. Die Verankerung der Vermittlung von digitaler Medienkompetenz sowie digitalen Bil-

dungsinhalten fächerübergreifend in die Bildungspläne und in die länderspezifischen Quali-

tätsrahmen zur Schulentwicklung.  

5. Die Errichtung von Gremien zur Koordinierung der schulischen und außerschulischen 

Medienbildung, die alle Akteure einbinden, ganzheitliche Medienbildungskonzepte erar-

beiten und deren konsequente Umsetzung begleiten.  

6. Die aktive Begleitung der Schulen bei der Erarbeitung eines jahrgangs- und fächerüber-

greifenden Medienbildungskonzepts als Schulprogrammteil.  

7. Die Förderung eines zeitgemäßen und altersgerechten Informatikunterrichts ab der 

Grundschule.  

8. Die Entwicklung bundeseinheitlicher Mindeststandards zur digitalen Informations- und 

Medienkompetenz für die unterschiedlichen Altersstufen der Lernenden sowie regelmä-

ßige Überprüfung dieser in einer Ländervergleichsstudie, um im Rahmen dieser auch eine 

internationale Vergleichbarkeit herzustellen.  
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9. Die Hinwirkung auf eine langfristige Festlegung von bundeseinheitlichen IT-Standards 

für allgemeinbildende Schulen.  

10. Die Einführung von Profilschulen IT/Digital mit dem Schwerpunktprofil Informatik zu 

prüfen. Dabei soll die Kooperation mit Hochschulen oder Forschungseinrichtungen so-

wie gegebenenfalls privaten Partnern obligatorisch sein.  

11. Das Vorantreiben des dynamischen Prozesses der Entwicklung von „SchulClouds“, in 

der digitale Lehrinhalte und Lehrangebote zusammengefasst werden können, sowie die 

langfristige Hinwirkung auf die Etablierung einer gemeinsamen, länderübergreifenden 
Standardinfrastruktur.  

12. Die Auszeichnung eines exzellenten Angebots an E-Learning-Angeboten im Bereich 

der schulischen Bildung sowie der Aus- und Weiterbildung unter Fokussierung auf die 

Förderung der Berufsorientierung, des lebensbegleitenden Lernens sowie der Überwin-

dung der digitalen Spaltung im Rahmen eines Wettbewerbs.  

13. Die Evaluation bestehender Programme zur Förderung von Medienkompetenz an 

Kitas und Schulen sowie medienpädagogischen Eltern- und Familienarbeitsprojekten und 

basierend auf den Evaluationsergebnissen deren Ausbau. 

Berlin, den 24. März 2015  

Volker Kauder, Gerda Hasselfeldt und Fraktion Thomas Oppermann und Frak-

tion 

 

 

8.4. Beschlussempfehlung und Bericht des 18. Ausschusses  

für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung zu dem 

Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD – Drucksache 

18/4422 – Durch Stärkung der Digitalen Bildung Medienkompe-

tenz fördern und digitale Spaltung überwinden 

Deutscher Bundestag 18. Wahlperiode, Drucksache 18/5368, 30.06.2015 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/053/1805368.pdf  

 

A. Problem  

Digitale Technologien spielen seit Beginn der neunziger Jahre eine zunehmende Rolle im Pri-

vat- und Alltagsleben der Menschen, in Wirtschaft, Dienstleistung und Verwaltung. Mit der 

wachsenden Digitalisierung vieler Lebensbereiche steigen aber auch die Anforderungen an 

die Medienkompetenz der Bürgerinnen und Bürger im Lebenslauf sowohl im Hinblick auf die 

Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien als auch des Datenschutzes 

und der Datensicherheit. Nach Untersuchungen der „International Association for the Evalu-

ation of Educational Achievement” (IEA) im Rahmen der ICILS-Studie (International Compu-

ter and Information Literacy Study) belegen deutsche Schülerinnen und Schüler im Hinblick 

auf ihre Medienkompetenzen lediglich mittlere Plätze. Zudem werden die Bildungspotentiale 
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digitaler Technologien in der allgemeinen Bildung und beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbil-

dung, insbesondere in kleinen und mittleren Unternehmen, noch nicht voll ausgeschöpft.  

B. Lösung  

Die Bundesregierung soll aufgefordert werden, gemeinsam mit den Ländern und Verant-

wortlichen auf allen Bildungsebenen mit der Umsetzung und Weiterentwicklung der Strate-

gie „Digitales Lernen“ die Digitale Bildung in Deutschland zu stärken und damit die Medien-

kompetenz der Bürgerinnen und Bürger zu fördern und eine digitale Spaltung der Bevölke-

rung zu überwinden. Die von den Antragstellern geforderten beiden Maßnahmenbündel se-
hen insbesondere die Förderung der technischen Infrastruktur digitaler Bildung an Einrich-

tungen der frühkindlichen Bildung, allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen vor. Er-

zieherinnen und Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer sowie Ausbilderinnen und Ausbilder sol-

len auf der Grundlage verbindlicher fachspezifischer Curricula die Möglichkeit der Verbesse-

rung der eigenen Medienkompetenz erhalten und Kenntnisse und Fähigkeiten in der Didaktik 

und Methodik der Digitalen Bildung erwerben können. 

Annahme des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN bei Stimmenthal-

tung der Fraktion DIE LINKE.  

C. Alternativen  

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 18/4422.  

D. Kosten  

Wurden nicht erörtert 

 

Beschlussempfehlung  

Der Bundestag wolle beschließen,  

den Antrag auf Drucksache 18/4422 anzunehmen.  

Berlin, den 17. Juni 2015  

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung  

Patricia Lips, Vorsitzende; Sven Volmering, Berichterstatter; Saskia Esken, Berichter-

statterin; Dr. Rosemarie Hein, Berichterstatterin; Özcan Mutlu, Berichterstatter. 

 

Bericht der Abgeordneten Sven Volmering, Saskia Esken, Dr. Rosemarie Hein 

und Özcan Mutlu  

I. Überweisung  

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Drucksache 18/4422 in seiner 97. Sitzung am 

26.03.2015 beraten und an den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-

zung zur federführenden Beratung und an den Innenausschuss, Ausschuss für Recht und Ver-

braucherschutz, Haushaltsausschuss, Ausschuss für Wirtschaft und Energie, Ausschuss für 

Arbeit und Soziales, Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Ausschuss für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur, Ausschuss für Kultur und Medien sowie an den Ausschuss 

Digitale Agenda zur Mitberatung überwiesen.  
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II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage  

Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD erklären, dass Digitale Technologien seit Beginn der 

neunziger Jahre eine zunehmende Rolle im Privat- und Alltagsleben der Menschen, in Wirt-

schaft, Dienstleistung und Verwaltung spielen. Mit der wachsenden Digitalisierung vieler Le-

bensbereiche stiegen aber auch die Anforderungen an die Medienkompetenz der Bürgerin-

nen und Bürger im Lebenslauf, sowohl im Hinblick auf die Nutzung von Informations- und 

Kommunikationstechnologien, als auch des Datenschutzes und der Datensicherheit. Auf allen 

Stufen Lebenslangen Lernens sei die Beherrschung digitaler Technologien sowohl Bildungs-
instrument als auch Bildungsziel. Nach Auffassung der Antragsteller hätten Eltern, Erziehe-

rinnen und Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer, Ausbilder und Fachkräfte in der beruflichen 

Aus-, Fort- und Weiterbildung eine Schlüsselrolle in der Vermittlung von Kompetenzen im 

Umgang mit digitalen Technologien und Medien. Nach Untersuchungen der „International 

Association for the Evaluation of Educational Achievement” (IEA) im Rahmen der ICILS-

Studie (International Computer and Information Literacy Study) belegten allerdings deutsche 

Schülerinnen und Schüler im Hinblick auf ihre Medienkompetenzen lediglich mittlere Plätze. 

Zudem würden die Bildungspotentiale digitaler Technologien in der allgemeinen Bildung und 

beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung, insbesondere in kleinen und mittleren Unter-

nehmen, noch nicht voll ausgeschöpft. Der Kompetenzerwerb hinsichtlich eines qualifizierten 

und kritischen Umgangs mit digitalen Technologien müsse integraler Bestandteil aktueller 

und zukünftiger Bildungsziele sein. Damit könne einer digitalen Spaltung entgegengewirkt 

werden. Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD begrüßen die Ausarbeitung einer Digitalen 

Agenda der Bundesregierung, die Verankerung der Förderung freier Lern- und Lehrmateria-

len (Open Educational Resources, OER) im Bundeshaushalt 2015, die Weiterentwicklung des 

Deutschen Computerspielpreises in der Kategorie „Best Serious Game“ und die Initiative 

einzelner Länder zur technologieneutralen Förderung von Lehr- und Lernmaterialien. Vor 

dem Hintergrund soll die Bundesregierung aufgefordert werden, gemeinsam mit den Ländern 

und Verantwortlichen auf allen Bildungsebenen mit der Umsetzung und Weiterentwicklung 

der Strategie „Digitales Lernen“ die Digitale Bildung in Deutschland zu stärken und damit die 

Medienkompetenz der Bürgerinnen und Bürger zu fördern und eine digitale Spaltung der 

Bevölkerung zu überwinden. Die von den Antragstellern geforderten beiden Maßnahmen-

bündel basieren auf der Strategie „Digitales Lernen“ der Bundesregierung in Zusammenar-

beit mit den Ländern und Akteuren aus allen Bildungsbereichen im Rahmen der verfügbaren 

Haushaltsmittel. Die Bundesregierung solle sich bei den Bundesländern und der Kultusminis-

terkonferenz dafür einsetzen, die Ziele und Maßnahmen zur Verbesserung der Digitalen Bil-

dung verbindlich, beispielsweise in einem Länderstaatsvertrag, zu vereinbaren. Die Maßnah-

menbündel sehen insbesondere die Förderung der technischen Infrastruktur digitaler Bildung 

an Einrichtungen der frühkindlichen Bildung, allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen 

vor. Eltern, die ihren Kindern kein digitales Endgerät zur Verfügung stellen können, sollen im 
Rahmen des „Bring Your Own Device-Modells“ finanziell unterstützt werden. Erzieherinnen 

und Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer sowie Ausbilder sollen auf der Grundlage verbindli-

cher fachspezifischer Curricula die Möglichkeit des Aufbaus und der Verbesserung der eige-

nen Medienkompetenz erhalten und Kenntnisse und Fähigkeiten in der Didaktik und Metho-

dik der Digitalen Bildung erwerben können. Die Antragsteller fordern darüber hinaus, die 

Medienkompetenz von Kindern und Jugendlichen durch zeitgemäßen und altersgerechten 

Informatikunterricht ab der Grundschule sowie die Einführung von Profilschulen IT/Digital 

und außerschulische Angebote wie „Ein Netz für Kinder“ zu stärken. Mit dem Aufbau eines 

Mentorinnen-Netzwerks sollen Mädchen und junge Frauen für IT-spezifische Berufsfelder 
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begeistert werden. Schließlich soll die Bundesregierung aufgefordert werden, exzellente E-

Learning-Angebote in der schulischen sowie der beruflichen Aus- und Weiterbildung auszu-

zeichnen und einen Wettbewerb zur Überwindung der digitalen Spaltung auszuloben. Zur 

Koordinierung und Begleitung der schulischen und außerschulischen Medienbildung sollten 

ein spezielles Gremium eingesetzt und die bestehenden Programme der frühkindlichen und 

schulischen Medienkompetenz sowie der medienpädagogischen Eltern- und Familienprojek-

ten auf der Grundlage von Evaluationen weiter ausgebaut werden.  

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

 Der Innenausschuss, der Haushaltsausschuss, der Ausschuss für Wirtschaft und 

Energie, der Ausschuss für Arbeit und Soziales, der Ausschuss für Verkehr und 

digitale Infrastruktur sowie der Ausschuss für Kultur und Medien haben den Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 18/4422 in ihren Sitzungen am 17. 

Juni 2015 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die 

Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Annahme des 

Antrags empfohlen.  

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, der Ausschuss für Familie, Se-

nioren, Frauen und Jugend sowie der Ausschuss Digitale Agenda haben den Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 18/4422 in ihren Sitzungen am 17. 

Juni 2015 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die 

Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE 

LINKE. die Annahme des Antrags empfohlen.  

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss  

1. Öffentliches Fachgespräch  

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung hat zu dem Antrag auf 

Drucksache 18/4422 sowie der Unterrichtung durch die Bundesregierung Forschungsrah-

menprogramm der Bundesregierung zur IT-Sicherheit „Selbstbestimmt und sicher in der 

digitalen Welt 2015 – 2020“ auf Drucksache 18/4304 in seiner 30. Sitzung am 22. April 2015 

ein öffentliches Fachgespräch durchgeführt. Zu dem Fachgespräch wurden die nachfolgend 

aufgeführten Sachverständigen eingeladen: Prof. Dr. phil. habil. Birgit Eickelmann, Universität 

Paderborn, Professur für Schulpädagogik Richard Heinen, M.A., Universität Duisburg-Essen, 

Fachbereich Bildungswissenschaft Uwe Lübking, Beigeordneter, Deutscher Städte- und Ge-

meindebund, Berlin Prof. Dr. Jörg-Müller-Lietzkow, Medienökonomie und Medienmanage-

ment, Universität Paderborn Daniel Seitz, Geschäftsführender Gesellschafter, mediale pfa-

de.de –Agentur für Medienbildung GmbH, Berlin Die Sachverständigen Prof. Dr. Birgit Ei-

ckelmann und Richard Heinen, M.A. haben zu dem Fachgespräch jeweils eine schriftliche 

Stellungnahme eingereicht, die als Ausschussdrucksachen 18(18)91 a und 18(18)91 b auf der 

Webseite des Deutschen Bundestages veröffentlicht wurden. Auf der Webseite kann eben-

falls das Wortprotokoll des Fachgespräches eingesehen bzw. heruntergeladen werden.  

2. Beratung im Ausschuss  

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung hat den Antrag der 

Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 18/4422 in seiner 37. Sitzung am 17. Juni 

2015 beraten. Die Ergebnisse des Fachgesprächs wurden in die Beratung einbezogen.  

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung empfiehlt die 

Annahme des Antrags auf Drucksache 18/4422 mit den Stimmen der Fraktionen der 
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CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 

Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE.  

Die Fraktion der CDU/CSU stellt fest, dass der Handlungsbedarf im Bereich der Digitalen 

Bildung unstrittig sei. Dies sei durch mehrere Studien sowie durch das Fachgespräch im Aus-

schuss bestätigt worden. Man habe auf die Ergebnisse der Enquete-Kommission „Internet 

und digitale Gesellschaft“ und auch auf die Positionierungen von CDU/CSU und SPD bei der 

Konzeption des Antrags zurückgreifen können. Der Antrag gehe mit der Forderung eines 

Staatsvertrags zwischen den Ländern, der die Standards festlegen solle, noch über die Ver-
einbarungen im Koalitionsvertrag hinaus. Dies zeige, dass Politik durchaus auch in der Lage 

sei, flexibel zu handeln. Die Äußerungen des bayerischen Staatsministers Dr. Spaenle und die 

Beschlüsse der KMK der letzten Woche in Richtung eines Zentralabiturs zeigten, dass auch 

in der Kultusministerkonferenz Bewegung in die Frage der Standards gekommen sei. Man 

hoffe, diesbezüglich auch im Bereich der digitalen Bildung voranzukommen.  

Die Fraktion der CDU/CSU betont, dass es insbesondere in der Lehreraus- und -fortbildung 

Handlungsbedarf gebe. Die geforderten Maßnahmen beträfen alle Phasen des Lebenslangen 

Lernens von der frühkindlichen Bildung bis zum Weiterbildungssektor. Man verweise auch 

auf die Koalitionsanträge zur Grundbildung und zur Alphabetisierung, die auch Aspekte der 

Digitalen Bildung berücksichtigten.  

Die Antragsteller zeigen sich erfreut, zu ihren Forderungen eines Paktes für digitale Bildung 

aus der Wirtschaft nicht nur von den großen Unternehmen, sondern auch von Start-ups, ein 

sehr gutes Feedback wahrnehmen zu können. Man nehme die Bereitschaft in der Wirtschaft 

wahr, analog zum Thema „Industrie 4.0“ eine gemeinsame Plattform zu schaffen.  

Die Fraktion der CDU/CSU weist darauf hin, dass offensichtlich viele Unternehmen, insbe-

sondere kleine und mittlere, bisher die Haltung gehabt hätten, dass es jetzt eine junge Gene-

ration gebe, die von vornherein über eine digitale Grundbildung verfüge. Studien belegten 

jedoch, dass dies oftmals nicht zutreffe. Deshalb müsse man Anreize geben, digitale Bildung 

zu fördern und einen Mentalitätswandel in der breiten Bevölkerung und insbesondere in den 

Lehrerkollegien zu erzeugen. In diesem Zusammenhang sollte auch noch einmal darüber dis-

kutiert werden, wie man es schaffen könne, die Frage der notwendigen technischen Ausstat-

tung als Grundvoraussetzung Digitaler Bildung in den Kommunen zu verankern.  

Die Antragsteller zeigen sich sehr optimistisch, dass mit der Strategie „Digitales Lernen“ bald 

ein gutes Konzept gemeinsam mit den Ländern vorgelegt werde. Die Bereitschaft dazu wer-

de wahrgenommen. Es sei Aufgabe aller Fraktionen, die über die Regierungsbeteiligungen in 

den Ländern flächendeckend Einfluss hätten, Digitales Lernen zu fördern und sich für die 

Entwicklung vernünftiger didaktischer Konzepte einzusetzen. Schwarz-Weiß-Debatten über 

eine „Zwangsdigitalisierung“ seien kontraproduktiv.  

Von Seiten der Fraktion der CDU/CSU wird auch bei der Opposition um Zustimmung für 

das vorgelegte Konzept geworben. Sie bedankt sich bei der Berichterstatterin der Fraktion 
der SPD für die gute Zusammenarbeit beim gemeinsamen Entwurf des Antrags.  

Die Fraktion DIE LINKE. erklärt, dass sie dem Koalitionsantrag nicht zustimme, auch 

wenn man sich vorstellen könne, dass die Berichterstatter von CDU/CSU und SPD sehr lan-

ge gekämpft hätten, um den Antrag auch in ihren Fraktionen durchzusetzen. Die Fraktion 

wolle einige Kritikpunkte vortragen und vorausschicken, dass die Grundlage für den Antrag, 

die Ergebnisse und die Befunde der Enquete-Kommission auch von ihr überwiegend geteilt 

würden. Jedoch sei die Umsetzung zu dürftig. Diesbezüglich wird auf einen Kommentar auf 
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der Internetseite des Bundesministeriums für Bildung und Forschung vom heutigen Tage 

verwiesen, der bei der „Bildungsoffensive“ keine gemeinsame Strategie von Bund und Län-

dern, keine konkreten Maßnahmen und kein Schaffen von Rahmenbedingungen sehe. Die 

Digitalisierung sei in Deutschland faktisch Ländersache. Die Fraktion DIE LINKE. verweist auf 

die Digitale Agenda der Bundesregierung. Beim Umfang von ungefähr vierzig Seiten gebe es 

nur drei Anstriche zur Bildung.  

Die Fraktion unterstütze die im Antrag geforderte Förderung von offenen Lehr- und Lern-

mitteln. Das System „Bring Your Own Device“, teile man, es gebe aber Probleme, die auch 
Prof. Dr. André Bresges von der Universität Köln in seinem Schreiben an Mitglieder des 

Ausschusses deutlich gemacht habe.  

Sie unterstütze ebenfalls die Einbeziehung spezieller Dienstleister bei der Beschaffung einer 

einheitlichen IT-Ausstattung. Gleichwohl sei damit das Problem der Mobilität zwischen den 

Bundesländern und die Frage der Finanzierung nicht gelöst. Es gehe bei der Investition um 

hohe Summen.  

Zur Strategie „Digitales Lernen“ wird ausgeführt, dass es sich dabei vor allem um eine Ab-

sichtserklärung handle. Die Koalitionsfraktionen verwendeten den Ausdruck „Digitaler Bil-

dungsbegriff“, und man würde gerne wisse, was sie darunter verstünden. Die Forderung ei-

nes Paktes für Digitale Bildung halte die Fraktion DIE LINKE. für bedenklich, denn das Schlie-

ßen eines Paktes sei bisher immer das Anzeichen für eine gewisse Ratlosigkeit gewesen.  

Ein Länderstaatsvertrag werde abgelehnt, weil damit die Landesparlamente keinen Einfluss 

mehr auf die Debatte hätten. Dass das Thema des Koalitionsvertrages „IT/Profilschulen“ zu 

einem Prüfauftrag reduziert worden sei, bedaure die Fraktion DIE LINKE., weil es Schulen 

mit dem Wunsch dieser speziellen Ausrichtung gebe, aber in der Mitte der Legislatur immer 

noch keine Möglichkeiten dazu eröffnet würden.  

Das größte Manko des vorliegenden Antrags sei, dass er zwar einen umfangreichen Forde-

rungskatalog aufweise, aber keine Aussagen zur Finanzierung enthalte. Der Hinweis auf einen 

Länderstaatsvertrag reiche in diesem Zusammenhang nicht aus. Es müssten gemeinsame 

Verhandlungen geben, in denen der Bund Verantwortung trage und sich nicht auf vage For-

mulierungen zur gesellschaftlichen Verantwortung, Kooperation und Vernetzung herausrede. 

Es müssten zum Beispiel Antworten auf die Frage gefunden werden, wie im Zusammenhang 

des Bildungs- und Teilhabepakets die Finanzierung von Laptops oder Tablets von Schülerin-

nen und Schülern, die sich eine Anschaffung nicht leisten könnten, gesichert werden könne. 

Dies sei im Antrag unterblieben, und deshalb könne die Fraktion DIE LINKE. der Vorlage 

nicht zustimmen. Vor dem Hintergrund der geäußerten Kritik könne der Antrag abgelehnt 

werden, da es aber in den Befunden durchaus Übereinstimmungen gebe, werde sich die 

Fraktion „DIE LINKE.“ der Stimme enthalten.  

Von Seiten der Fraktion der SPD wird der Dank für die gute Zusammenarbeit bei der 

Konzeption des Koalitionsantrags erwidert. Die Motivation für diesen Antrag basiere unter 
anderem auch auf der Erkenntnis, dass sich die Gesellschaft und die Wirtschaft in einem um-

bruchartigen Wandel zur Digitalisierung befänden. Aber auch die Digitale Agenda der Bun-

desregierung habe mit dem etwas kurz gefassten Absatz zum Thema „Digitale Bildung - Stra-

tegie Digitales Lernen“ dazu beigetragen. Unterschiedliche Untersuchungen hätten ergeben, 

dass sich im Hinblick auf digitale und Medienkompetenzen der Bürgerinnen und Bürger, aber 

auch der Schülerinnen und Schüler eine digitale Spaltung abzeichne. Aus Gerechtigkeitsgrün-

den und vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels und der Entwicklung der Erwerbstätig-
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keit könne man es sich nicht erlauben, die Probleme zu ignorieren. Die Fraktion der SPD 

weist diesbezüglich auf die Untersuchungen der Initiative D21 – Netzwerk für die Digitale 

Gesellschaft und U25 des Deutschen Instituts für Vertrauen und Sicherheit im Internet 

„DIVSI“ hin. Es sei auch im Fachgespräch nochmal im Zusammenhang der ICILS-Studie von 

Frau Prof. Eickelmann deutlich geworden, dass die deutschen 12- bis 13-Jährigen in ihrer 

computer- und informationsbezogenen Kompetenz nur im Mittelfeld stünden. Beim Einsatz 

digitaler Medien im Unterricht sei Deutschland sogar Schlusslicht. Prof. Eickelmann habe an 

anderer Stelle dazu angemerkt, dass die Gefahr bestünde, ein Drittel der Schülerinnen und 
Schüler in diesen Kompetenzbereichen zu verlieren. Deshalb sei es wichtig, diesen Wandel 

zu akzeptieren, aber auch zu gestalten. Die Lebenswirklichkeit der Schülerinnen und Schüler 

und übrigens auch der Lehrkräfte außerhalb der Schulen müssten in die Schulen hereingeholt 

werden, um die digitale Spaltung aktiv zu bekämpfen. Die Fraktion der SPD habe in dem 

Fachgespräch im Ausschuss eine große Zustimmung zu den Anliegen des Koalitionsantrags 

wahrgenommen.  

Den vorangegangenen Beitrag der Fraktion „DIE LINKE.“ habe man als „Fast-Zustimmung“ 

interpretiert, zumindest in der Analyse und in der Forderung, dass die Länder tätig werden 

müssten. Beide Koalitionsfraktionen hätten am vergangenen Montag unterschiedliche Veran-

staltungen mit unterschiedlicher Schwerpunktsetzung zu dem Thema durchgeführt und 

durchweg positive Rückmeldungen zu dem Antrag erhalten.  

Die Fraktion der SPD fasst die Ziele des Antrags zusammen: Es müssten alle zuständigen 

Ebenen an einen Tisch gebracht werden, jedoch nicht nur die politischen, sondern auch die 

unterschiedlichen Akteure außerhalb des Bildungssystems, die außerschulische Bildung und 

natürlich auch die Wirtschaft. In Bezug auf die Vorgehensweise hätten die Koalitionsfraktio-

nen in den Reden im Plenum dargelegt, dass sie einen fächerübergreifenden Einsatz digitaler 

Medien unterstützten, aber auch eine Stärkung der Informatik in den Schulen. Denn nur auf 

diesen beiden Schienen könne Medienkompetenz in der Breite umgesetzt werden, die so-

wohl eine digitale Souveränität der jungen Menschen als auch die Beachtung des Jugendmedi-

enschutzes beinhalte und auch den Fachkräftemangel in den IKT-Berufen und die Weiter-

entwicklung der digitalen Technik in den Berufsfeldern mit berücksichtige. 

Die Fraktion der SPD weist auf die Bedeutung der Maßnahmen hin, die von Bundesseite 

selbst getroffen werden könnten, zum Beispiel mittels der Qualitätsoffensive Lehrerbildung. 

Den Lehreraus- und -fortbildungen kämen eine besondere Bedeutung in der Digitalen Bil-

dung zu. In der Ausbildung müssten über die Prüfungsordnungen und über die Studienord-

nungen verpflichtende Elemente der Mediendidaktik eingeführt werden. Es müsse auch auf 

der Ebene der Fortbildungsangebote darauf geachtet werden, dass es auch um Motivation, 

Ermutigung und um die Entwicklung eigener Konzepte an den Schulen gehe.  

Ein weiterer Bereich, in dem der Bund tätig werden könne und bereits auch schon tätig sei, 

seien die Open Educational Resources. Im Koalitionsvertrag sei noch die Rede von freien 
digitalen Lernmaterialien. Die Freiheit beziehe sich auf den freien Zugang, den jeder zu die-

sen Materialien haben solle. Ergänzt werden solle aber auch eine möglichst freie Lizensie-

rung, so dass man die Materialien auch verändern, austauschen und weitergeben könne. Da-

mit werde auch eine Qualitätsverbesserung erreicht, weil viele Lehrkräfte ihre eigene Le-

benswirklichkeit in ihre besondere Unterrichtssituation und -position in der Schule einbrin-

gen könnten.  

Die Antragsteller weisen darauf hin, dass im Haushalt 2015 bereits 2 Mio. Euro für diesen 

Komplex eingebracht worden seien. Diese Mittel reichten aber noch nicht aus. Die SPD-
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Fraktion habe sich dazu schon erklärt. Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende, Hubertus 

Heil, habe vor der ersten Debatte des Antrags im Plenum erklärt, dass die SPD-Fraktion 

einen Ausbau auf 60 Mio. Euro anstrebe.  

Eine weitere notwendige Maßnahme sei die Überarbeitung des Urheberrechts. Es sollte bil-

dungs- und forschungswissenschaftsfreundlich werden, und es müsse auch die modernen 

Anforderungen erfüllen, die die Digitalisierung mit sich bringe. Es müsse derzeit insbesonde-

re der bei den Lehrkräften vorhandenen Befürchtung entgegengewirkt werden, dass der 

Umgang mit digitalen Materialien womöglich eine Abmahnung nach sich ziehe. Darüber hin-
aus müsse auch der Breitbandausbau für Schulen Vorrang bekommen.  

Die Fraktion der SPD geht auf die Verantwortung der Bundesländer und der weiteren Ak-

teure des Bildungssystems ein. Es sei jetzt notwendig, diese Akteure an einen Tisch zusam-

menzubringen, eine gemeinsame konzertierte Aktion zu initiieren, um insbesondere die 

Schnittstellen und Standards gemeinsam festzulegen. Die Rolle des Bundes sei auf die Mode-

ration eines Dialogs beschränkt, auf das „Bauen von Brücken“, wie es bei diversen Veranstal-

tungen deutlich gemacht worden sei. Das Bild von der Zwangscomputerisierung in Bildung 

und Gesellschaft sei einer differenzierteren Betrachtungsweise gewichen. Für die Länderebe-

ne werde ein Staatsvertrag vorgeschlagen, um flächendeckend mehr verpflichtende Elemente 

einzuführen. Wenn man sich die Historie der Mediendidaktik und der Medienpädagogik in 

den letzten 15 bis 20 Jahren anschaue, dann seien in diesem Bereich oft schon Vereinbarun-

gen getroffen worden, die aber nicht zu gewünschten Ergebnissen geführt hätten, was Curri-

cula und Studienordnungen anbelangten.  

Die Fraktion der SPD führt abschließend aus, dass sie es sehr begrüßen würde, wenn es eine 

breite Zustimmung zu dem Koalitionsantrag gebe. Man freue sich auf die sehr gute Zusam-

menarbeit mit dem Bundesministerium in der Umsetzung der Strategie „Digitales Lernen“ 

und dass das Parlament eng in die Planungen und Abstimmungen einbezogen werde.  

Von Seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird festgestellt, dass den Koali-

tionsfraktionen allem Anschein nach das Anliegen der Förderung der Digitalen Bildung wich-

tig sei. Allerdings beschränke sich der Antrag auf Absichtserklärungen, Prüfungen und der 

Empfehlung eines Staatsvertrags unter den Ländern an der Stelle, wo man konkrete Vor-

schläge erwartet hätte. Mit der Fortdauer des Kooperationsverbots im Grundgesetz habe 

sich die Koalition selbst an der erfolgreichen Umsetzung ihrer gut gemeinten Absichten ge-

hindert.  

Darüber hinaus kritisiert die Fraktion, dass der Antrag zu stark auf die schulische Bildung 

fokussiere und die frühkindliche Bildung, Hochschule und Weiterbildung ausblende. Ein we-

sentlicher Mangel sei, dass die Koalitionsfraktionen nicht die einstimmig beschlossenen Hand-

lungsempfehlungen der Enquete-Kommission der 17. Wahlperiode „Internet und digitale 

Gesellschaft“ in ihren Antrag übernommen hätten. Ebenso falle der Antrag hinter die Hand-

lungsempfehlungen der ICILS-Studie zurück. Die im Haushalt 2015 vorgesehenen 2 Mio. Eu-
ro werden als nicht ausreichend betrachtet.  

Die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärt, dass der Antrag keine wirksamen 

Maßnahmen zur Überwindung der digitalen Spaltung fordere. Daher werde sie zur Beratung 

der Vorlage im Plenum einen eigenen Antrag zur Beratung und Abstimmung mit dem Ziel 

einbringen, die Handlungsempfehlungen der Enquete-Kommission umzusetzen. Digitale Bil-

dung und Inklusion seien die aktuellen großen Herausforderungen. Diesen sei aber nur mit 

einem Ende des Kooperationsverbots zu begegnen.  
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Die Fraktion der CDU/CSU erwidert auf die Ausführungen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN, sie wolle den Inhalt der Ausführungen von Prof. Bresges richtigstellen. Dieser 

habe zum „Bring Your Own Device-Ansatz“ erklärt, dass er letztendlich die einzig mögliche 

und sinnvolle Lösung sei. Bei dessen Umsetzung benötige man auf Dauer ein homogenes 

System. Entscheidend sei, dass man zunächst den Mentalitätswandel erreichen müsse, „Bring 

Your Own Device“ in den Schulen einzuführen.  

Die Fraktion kritisiert, dass sich die Oppositionsfraktionen nur auf Fragen beschränkt hätten, 

die erst mit dem Vorliegen aller Ergebnisse der Strategie „Digitales Lernen“ gestellt werden 
könnten. Mit dem vorliegenden Antrag der Koalitionsfraktionen sei Bewegung in die Debatte 

um die Förderung der Digitalen Bildung gekommen. Von Seiten der Fraktion BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN habe es nur Kritik zum Antrag gegeben. Man hätte sich gewünscht, dass 

nicht erst zur abschließenden Sitzung im Plenum ein eigener Antrag vorgelegen hätte, mit 

dem man sich auch inhaltlich hätte auseinandersetzen können.  

Die Fraktion DIE LINKE. erklärt, dass sie erst nach dem Vorliegen einer Untersuchung des 

Büros für Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) mit dem Titel „Digi-

tale Medien in der Bildung“ einen eigenen Antrag vorlegen werde.  

Von Seiten der Fraktion der SPD wird zu den Ausführungen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN Stellung genommen. Der Koalitionsantrag beschäftige sich mit Absicht hauptsäch-

lich mit dem Thema „Schule“, weil die Fraktion den Antrag nicht thematisch überfrachten 

wolle und weitere Anträge zu den Bereichen „außerschulische Bildung“ und Hochschullehre“ 

vorlegen werde.  

Zum Thema „Kooperationsverbot“ wird erklärt, dass die SPD-Fraktion nach wie vor für eine 

Aufhebung des Kooperationsverbots sei. Als Koalitionspartner sei sie aber gehalten, Anträge 

zu stellen, die sich auch umsetzen ließen.  

Berlin, den 17. Juni 2015   

Sven Volmering, Berichterstatter; Saskia Esken, Berichterstatterin; Dr. Rosemarie 

Hein, Berichterstatterin; Özcan Mutlu, Berichterstatter 

 

8.5. Pressemitteilung des Bundestages 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2015/kw27_angenommen_abgelehnt/381074 [15.9.2016] 

Auf seiner Homepage berichtet der Deutsche Bundestag: „Der Bundestag hat vom Mitt-
woch, 1. Juli, bis Freitag, 3. Juli, folgende Beschlüsse gefasst, zum Teil ohne vorherige ab-

schließende Aussprache: 

Digitale Bildung und Medienkompetenz: Gegen das Votum der Grünen und bei Enthal-

tung der Linken hat der Bundestag am 2. Juli einen Antrag von CDU/CSU und SPD (18/4422) 

auf Empfehlung des Bildungs- und Forschungsausschusses (18/5368) angenommen, durch 

Stärkung der Digitalen Bildung Medienkompetenz zu fördern und digitale Spaltung zu über-

winden. Die Bundesregierung wird unter anderem aufgefordert, die technische Infrastruktur 

Digitaler Bildung an Einrichtungen der frühkindlichen Bildung sowie an allgemeinbildenden 

und berufsbildenden Schulen zu fördern. Erzieher, Lehrer und Ausbilder sollten auf der 

Grundlage verbindlicher Lehrpläne die Möglichkeit erhalten, die eigene Medienkompetenz zu 

verbessern und Kenntnisse und Fähigkeiten in der Didaktik und Methodik der Digitalen Bil-

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2015/kw27_angenommen_abgelehnt/381074
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dung erwerben können. Die Medienkompetenz von Kindern und Jugendlichen sollte durch 

Informatikunterricht ab der Grundschule sowie durch die Einführung von „Profilschulen 

IT/Digital“ und durch außerschulische Angebote wie „Ein Netz für Kinder“ gestärkt werden. 

Abgelehnt wurde ein Antrag von Bündnis 90/Die Grünen (18/5105), die Empfehlungen der 

Enquete-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“ zur Digitalen Bildung umzusetzen. 

Der Bund sollte Länder und Kommunen sowie Bildungs- und Wissenschaftseinrichtungen bei 

der Umsetzung dieser Handlungsempfehlungen (17/12550) unterstützen, heißt es in dem 

Antrag der Grünen.“  

 

http://dip.bundestag.de/btd/18/051/1805105.pdf
http://dip.bundestag.de/btd/17/125/1712550.pdf
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